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EDITORIAL 

Mobilität wird auch in spätmodernen Gesell-
schaften eines der gesellschaftlichen Grundbe-
dürfnisse bleiben. Wird weiterhin berücksich-
tigt, dass die Grenzen der Nutzung fossiler 
Kraftstoffe zwar nicht eindeutig bekannt, aber 
doch absehbar sind, so ist zu erwarten, dass die 
Debatte um Alternativen in der Kraftstoff-
Versorgung bestenfalls punktuell ihre Dynamik 
verlieren wird. Die „Beimischungspflicht“ von 
Kraftstoffen aus Biomasse, die im aktuellen 
Koalitionsvertrag der Regierungsparteien an-
gedacht ist, sowie die Preisentwicklung auf 
dem Kraftstoffmarkt machen auch dem interes-
sierten Laien deutlich, dass Mobilität zwar (fast 
wie ein Grundrecht) gesellschaftlich eingefor-
dert wird, die Zukunftspfade einer klimaver-
träglichen, sicheren und preiswerten Kraft-
stoffversorgung jedoch keineswegs ausge-
leuchtet sind. In der Fachdebatte, in der auch 
der Einfluss internationaler Konflikte auf die 
Versorgungssicherheit immer wieder eine Rol-
le spielt, ist man inzwischen bei den Alterna-
tivkraftstoffen der zweiten Generation ange-
langt. Dazu gehört auch das Biomass-to-
Liquid-Konzept, dem das Forschungszentrum 
Karlsruhe besondere Bedeutung beimisst. In 
systemanalytischer Perspektive hat eine For-
schungsgruppe um Ludwig Leible in den letz-
ten Jahren am Institut für Technikfolgenab-
schätzung und Systemanalyse (ITAS) des For-
schungszentrums Karlsruhe zu diesem Thema 
gearbeitet. So wurde der Schwerpunkt dieses 
Heftes, der unter dem Titel „Biogene Kraftstof-
fe – Kraftstoffe der Zukunft?“ steht, von dieser 
Forschungsgruppe organisiert und betreut. In 
den Einzelbeiträgen des Schwerpunktes werden 
nicht nur verschiedene aktuelle Alternativkraft-
stoffe vorgestellt, sondern auch deren Chancen 
und Risiken diskutiert und verglichen. 

Interdisziplinäre und in Projekten organi-
sierte Forschung ist bei vielen Fragen der Tech-
nikfolgenabschätzung längst zur Selbstverständ-
lichkeit geworden. Überwiegend theoretisch-
konzeptionell wurde das Thema der Interdis-
ziplinarität im Juni-Heft des letzten Jahres be-
handelt und mit Formen der Transdisziplinarität 
ins Verhältnis gesetzt. Vor dem Hintergrund 
ihrer mehrjährigen Erfahrung in interdis-
ziplinären Projekten greift Veronika Fuest in 
diesem Heft in der Rubrik „Diskussionsforum“ 
das Thema auf und berichtet über organisatori-
sche und kommunikative Hemmnisse bei der 
Realisierung von Interdisziplinarität. 

Die ersten zehn TA-Studien, die das Euro-
päische Parlament an das im Oktober letzten 
Jahres neu eingerichtete STOA-Panel vergeben 
hat, werden in der Rubrik „STOA-News“ vor-
gestellt. Das Themenspektrum reicht vom Sa-
tellitenprogramm Galileo bis zu Fragen geisti-
gen Eigentums. 

Peter Hocke-Bergler 

 
« » 
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SCHWERPUNKT 

Biogene Kraftstoffe – 
Kraftstoffe der Zukunft? 

Einführung, Überblick und 
Ausblick 

von Ludwig Leible, Stefan Kälber und 
Eberhard Nieke, ITAS 

Vor dem Hintergrund der aktuellen politi-
schen Diskussion will der vorliegende TA-
TuP-Schwerpunkt anhand ausgewählter 
Beiträge einen Überblick über die Bereit-
stellung und Verwendung von biogenen 
Kraftstoffen bieten und Entwicklungsten-
denzen aufzeigen. Der Schwerpunkt gliedert 
sich dabei zunächst nach den betrachteten 
Biokraftstoffen Biodiesel, Bioethanol und 
Wasserstoff. Daran schließen Beiträge aus 
der Mineralöl- und Automobilindustrie an, 
um deren Sicht auf die Einordnung und 
Perspektiven der Biokraftstoffe darzustel-
len. Ein Vergleich zwischen den verschie-
denen Biokraftstoffen wird anhand von 
„Well-to-Wheel“-Betrachtungen durchge-
führt. Abschließend wird dann in einem Ei-
genbeitrag von ITAS die Bereitstellung von 
biogenen Kraftstoffen mit der alternativen 
Nutzung der Biomasse zur Wärme- und 
Stromerzeugung verglichen. Gegenüber 
den Biokraftstoffen der ersten Generation 
(z. B. Biodiesel und Bioethanol) werden ho-
he Erwartungen an biogene Kraftstoffe der 
zweiten Generation (u. a. Fischer-Tropsch-
Kraftstoff) geknüpft. Ergebnisse aus For-
schung und Demonstration müssen diese 
Erwartungen aber erst noch bestätigen. 

1 Einführung: Hintergründe und aktuelle 
politische Diskussion 

Nationale und internationale Bestrebungen 
zielen darauf ab, mit biogenen Energieträgern, 
die bei der Wärme-, Strom- und Kraftstoffer-
zeugung eingesetzt werden, einen Beitrag zur 
Entlastung des Treibhausklimas und zur Redu-
zierung der Importabhängigkeit bei der Ener-

gieversorgung zu leisten. Die Vorteile der bio-
genen Energieträger werden – im Vergleich zu 
anderen erneuerbaren Energieträgern wie 
Wind- oder Wasserkraft – vor allem darin ge-
sehen, dass sie speicherfähig sind. Die im Jahr 
2005 zeitweise auf bis zu 68 $ pro barrel ange-
stiegenen Rohölpreise führten dazu, dass die 
öffentliche Diskussion vor allem die stark ge-
stiegenen Kraftstoffkosten an den Tankstellen 
zunächst im Fokus hatte, obgleich die Heizöl- 
und Erdgaspreise in gleicher Weise ein neues 
Rekord-Preisniveau erreichten und bei Erdgas 
noch erreichen werden. 

Aktuell wird in Deutschland die politische 
Diskussion zur zukünftigen Entwicklung des 
Marktes für Biokraftstoffe vor allem durch die 
Vereinbarungen des Koalitionsvertrages der 
Bundesregierung vom November 2005 geprägt. 
Danach soll die Kraftstoffstrategie mit dem Ziel 
weiterentwickelt werden, den Anteil von Bio-
kraftstoffen am gesamten Kraftstoffverbrauch 
bis zum Jahr 2010 auf 5,75 % zu steigern. Im 
Jahr 2005 lag der Anteil in Deutschland bei 
3,4 %. Die angestrebten 5,75 % entsprechen den 
Zielvorgaben der Biokraftstoffrichtlinie auf 
europäischer Ebene. Gleichzeitig wurde im Koa-
litionsvertrag die Absicht formuliert, die zurzeit 
gültige Mineralölsteuerbefreiung für Biokraft-
stoffe durch eine Beimischungspflicht zu erset-
zen. Die im März 2006 vorgelegte Gesetzesvor-
lage zum Energiesteuergesetz geht in diese 
Richtung und sieht die teilweise Besteuerung 
von Biokraftstoffen ab August 2006 vor. Nur die 
in der Land- und Forstwirtschaft verwendeten 
reinen Biokraftstoffe bleiben steuerfrei. Die im 
Koalitionsvertrag vorgesehene Beimischung von 
Biokraftstoffen zu fossilen Kraftstoffen (der 
„Beimischungszwang“) wird später gesondert 
geregelt. Letzterer dürfte erhebliche Konse-
quenzen für die bisherigen Bereitstellungswege 
der Biokraftstoffe haben. Mineralölraffinerien 
würden hierbei eine Schlüsselfunktion über-
nehmen – sowohl hinsichtlich der Beschaffung 
der Biokraftstoffe als auch mit Blick auf die 
Kraftstoffqualitäten. Der Beimischungszwang 
würde den Bundeshaushalt zwar entlasten, aber 
auf der anderen Seite den Endverbraucher – ana-
log zum Erneuerbaren-Energie-Gesetz (EEG) 
für die Stromeinspeisung – zusätzlich belasten. 

Gemäß der Vorgabe des Koalitionsvertra-
ges soll darüber hinaus die Markteinführung 
synthetischer Biokraftstoffe (z. B. Fischer-
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Tropsch-Kraftstoff) mit der Wirtschaft durch 
die Errichtung und den Betrieb von Anlagen im 
industriellen Maßstab forciert werden und die 
Forschung, Entwicklung und Markteinführung 
nachwachsender Rohstoffe gemeinsam mit der 
Wirtschaft vorangebracht werden. 

Wie bereits angedeutet, spricht auf den 
ersten Blick eine Vielzahl gesamtwirtschaftli-
cher Vorteile für den weiteren Ausbau des Ein-
satzes von Biokraftstoffen. So kann dadurch 
der Ausstoß von treibhausrelevanten Gasen 
deutlich verringert werden. Zusätzlich leisten 
sie einen wichtigen Beitrag zur Verringerung 
der Importabhängigkeit bei Rohöl und erhöhen 
somit die Versorgungssicherheit. Daneben 
schaffen Biokraftstoffe neue Einkommens- und 
Beschäftigungsmöglichkeiten – gerade für den 
landwirtschaftlichen Sektor und den Mit-
telstand. Im Gegensatz dazu sind derzeit auf-
grund der aktuellen „Mineralölsteuerbefreiung“ 
bei Biokraftstoffen Steuerausfälle in Milliar-
denhöhe zu verbuchen. Deshalb müssen mit 
Blick auf die zukünftige Strategie im Bereich 
der Biokraftstoffe tragfähige Argumente ge-
funden werden, die auf breiten Konsens stoßen. 

2 Zielsetzung und Aufbau des 
Schwerpunkts 

Vor diesem Hintergrund will der TATuP-
Schwerpunkt in diesem Heft anhand ausgewähl-
ter Beispiele einen Überblick über die Bereit-
stellung und Verwendung von biogenen Kraft-
stoffen bieten und Entwicklungstendenzen auf-
zeigen. Mit Blick auf die aktuelle politische 
Diskussion sollen die Perspektiven der ver-
schiedenen Biokraftstoffe diskutiert werden. 
Insbesondere sollen die unterschiedlichen Posi-
tionen und Interessen der einzelnen Marktteil-
nehmer (Biokraftstoffhersteller, Mineralölwirt-
schaft und Automobilwirtschaft) in der Wert-
schöpfungskette für Biokraftstoffe veranschau-
licht werden. Auf Konkurrenzbeziehungen zwi-
schen den Biokraftstoffen und der alternativen 
Nutzung von Biomasse zur Bereitstellung von 
Strom und Wärme wird aus Sicht der Wissen-
schaft eingegangen. 

Für die Beiträge zu diesem Schwerpunkt-
thema sind folgende Fragestellungen von be-
sonderem Interesse und sollen eine gewisse 
Strukturierung bieten: 

1. Wie ist der derzeitige Stand des Einsatzes 
von Biokraftstoffen? Welche Perspektiven 
sind für die einzelnen Biokraftstofflinien 
erkennbar? 

2. Wie ist die Wettbewerbsfähigkeit der aus-
gewählten Biokraftstoffe und wie sieht die-
se insbesondere im Vergleich zu konven-
tionellen fossilen Kraftstoffen aus? 

3. Welche Wechselwirkungen bestehen zum 
Im- und Export von biogenen Energieträ-
gern insbesondere im Hinblick auf den eu-
ropäischen und den Weltmarkt? 

4. Welche Hemmnisse und Barrieren behin-
dern derzeit den weiteren Ausbau des Ein-
satzes von Biokraftstoffen? 

5. Was sind die bestimmenden steuer- und 
ordnungspolitischen Rahmenbedingungen 
für den Wachstumsmarkt „Biokraftstoffe“? 

6. Wo liegen die technischen Herausforderun-
gen (u.a. mit Blick auf den Beimischungs-
zwang) und weiteres Innovationspotenzial 
bei den biogenen Kraftstoffen? Welche 
Strategien der Markteinführung bieten die 
besten Chancen? 

7. Wo gibt es konkurrierende Wechselwirkun-
gen zum Wärme- und Strommarkt und wie 
sollte hierauf eingegangen werden? 

Der Schwerpunkt dieses Heftes wird eröffnet 
durch Analysen zu den Biokraftstoffen Biodie-
sel, Bioethanol und zu Wasserstoff. Daran 
schließt sich je ein Aufsatz aus Sicht der Mine-
ralöl- und der Automobilindustrie an, in dem 
Biokraftstoffe eingeordnet und zukünftige Per-
spektiven diskutiert werden. Ein Vergleich zwi-
schen den verschiedenen biogenen Kraftstoffen 
– von der Bereitstellung bis zur Verwendung – 
wird anhand von „Well-to-Wheel“-Betrachtun-
gen durchgeführt. Abschließend diskutieren 
dann die Autoren dieser Einführung in Koopera-
tion mit weiteren Kollegen aus ITAS den Ein-
satz biogener Kraftstoffe anhand der Produkti-
ons- und CO2-Minderungskosten und verglei-
chen diese mit der alternativen Nutzung der 
Biomasse zur Wärme- und Stromgewinnung. 
Hierbei wird auch auf aktuelle Entwicklungen 
im Forschungszentrum Karlsruhe zur Bereitstel-
lung von Fischer-Tropsch-Kraftstoff aus Stroh 
und Waldrestholz eingegangen. 

In den folgenden Passagen werden die 
einzelnen Beiträge dieses Schwerpunktes vor-
gestellt, bevor am Ende dieses Einführungs-
beitrages einige wesentliche Aussagen zu den 
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Perspektiven der biogenen Kraftstoffe zu-
sammengefasst werden. 

3 Überblick 

Gegenüber dem Jahr 2000 hat sich in Deutsch-
land die Produktionskapazität für Biodiesel na-
hezu verzehnfacht. Im Jahr 2005 lag sie bei rund 
2,3 Mio. t. In weiteren Mitgliedstaaten der euro-
päischen Union befinden sich die Anlagenkapa-
zitäten ebenfalls im Aufbau. Einhergehend mit 
dieser Kapazitätsentwicklung erreichte der Bio-
dieselabsatz in Deutschland im Jahr 2005 mit 
insgesamt 1,8 Mio. t einen Höchstwert. Biodie-
sel stellt somit aktuell den mengenmäßig be-
deutsamsten Biokraftstoff dar. Dieter Bockey 
beschreibt in seinem Beitrag den Weg des Bio-
diesels aus der Nische in den Kraftstoffmarkt 
und die gesetzlichen Rahmenbedingungen, die 
diese Entwicklung ermöglichten. 

Bockeys Blick gilt insbesondere den Aus-
wirkungen auf die Landwirtschaft, die mit der 
erhöhten Rohstoffproduktion für Biodiesel in 
Deutschland und in der EU verbunden sind. So 
bestimmt die Rohstoffnachfrage (z. B. nach 
Raps für die Produktion von Biodiesel) maßgeb-
lich die Anbau- und Preisentwicklung für Ölsaa-
ten in Deutschland und zunehmend in der Euro-
päischen Union. Es wird erwartet, dass analog 
zur Entwicklung in Deutschland in der EU die 
Anbaufläche für die Produktion von Ölsaaten zu 
Lasten der Getreideanbaufläche zunehmen wird. 
Gleichzeitig eröffnet sich für die Landwirtschaft 
mit der Produktion von Rohstoffen für die Her-
stellung von Bioethanol ein weiterer zusätzlicher 
volumenträchtiger Absatzmarkt. 

Norbert Schmitz gibt in seinem Beitrag 
einen Überblick zur Bereitstellung und Verwen-
dung von Bioethanol als Kraftstoff. Ausgehend 
von der Ethanolerzeugung in Deutschland wird 
auf die hierfür nötige Rohstoffversorgung und  
-eignung eingegangen, um dann einen Ausblick 
auf das potenzielle Bioethanol-Produktionsvo-
lumen zu geben. Die Verhältnisse in Brasilien – 
als weltweit kostengünstigstem Ethanolprodu-
zenten – werden als „Benchmark“ für die euro-
päische Ethanolproduktion herangezogen und 
erläutert. Abschließend konzentrieren sich seine 
Ausführungen auf Energie- und Treibhausgasbi-
lanzen bei der Ethanolproduktion. Hierbei wer-
den die immer wieder auftretenden Behauptun-
gen entkräftet, die Bioethanolerzeugung würde 

negative Energiebilanzen aufweisen. Dabei geht 
er auf die in den vergangenen Jahren kontinuier-
lichen Verbesserungen entlang der Wertschöp-
fungskette ein und diskutiert in diesem Zusam-
menhang innovative Verfahren. 

Insbesondere kritisiert Schmitz die aktuelle 
Situation in der EU-25, die für die weitere 
Entwicklung des Biokraftstoffmarktes wenig 
förderlich ist. Der Markt gleicht einem „Fli-
ckenteppich“: In den verschiedenen Ländern 
werden unterschiedliche Systeme zur Förde-
rung von Biokraftstoffen implementiert, die in 
aller Regel heimische Produzenten massiv be-
vorzugen. In Frankreich oder Spanien kommen 
z. B. nur Biokraftstoffe von so genannten „li-
zenzierten heimischen Herstellern“ in den Ge-
nuss einer steuerlichen Förderung. Ausländi-
sche Wettbewerber haben dagegen keine Chan-
ce. Gleichzeitig sind die so in ihren Heimatlän-
dern geförderten Unternehmen als Exporteure 
in den „freien“ EU-Märkten Deutschland und 
Schweden aktiv. Nach Schmitz sollte die EU-
Kommission hier ihre originäre Aufgabe wahr-
nehmen und gleiche Bedingungen für einen 
funktionierenden Wettbewerbsmarkt schaffen. 

Der Beitrag von Ulf Bossel entwirft ein 
Bild zur zukünftigen Rolle von Wasserstoff in 
der Energiewirtschaft. Befürworter einer Was-
serstoffwirtschaft sprechen von einer nachhal-
tigen Energie, die aus vielen Quellen abgeleitet 
werden kann. Diese Versprechungen sind nach 
Meinung von Bossel kaum haltbar. Wasserstoff 
ist lediglich ein Energieträger, dessen Herstel-
lung, Verteilung und Nutzung enorm viel Ener-
gie verschlingt. So kann selbst mit effizienten 
Brennstoffzellen nur ein Viertel des ursprüng-
lichen Energieinputs zurück gewonnen werden. 

Bossel betont, dass ein übereilter Einstieg 
in eine Wasserstoffwirtschaft den Übergang zur 
nachhaltigen Energieversorgung nicht nur stark 
behindern wird, sondern vielleicht sogar un-
möglich macht. Für alle Befürworter einer 
nachhaltigen Energiewirtschaft hat die Er-
schließung neuer Energiequellen eindeutig 
Vorrang vor der Einführung eines neuen Ener-
gieträgers – wie z.B. Wasserstoff. Man sollte 
mit Mut und Zielstrebigkeit eine nachhaltige 
Energiewelt direkt ansteuern, statt zuerst ein-
mal mit einer Wasserstoffwirtschaft zu experi-
mentieren. Der Weg führt zur effizienten Nut-
zung von Elektrizität aus erneuerbaren Quellen. 
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Klaus Picard stellt die Sicht der Mineral-
ölindustrie auf den sich derzeit dynamisch ent-
wickelnden Markt der Biokraftstoffe dar. Er 
stellt fest, dass trotz langfristiger Verfügbarkeit 
von Rohöl die Erforschung bzw. Entwicklung 
von Alternativen ein Gebot der Vernunft ist. 
Schnellschüsse und insbesondere das Verdrän-
gen der ökonomischen Realität sind jedoch 
nicht Ziel führend. Die langfristige Verfügbar-
keit fossiler Energieträger schafft ausreichend 
Zeit, nachhaltige Alternativen zu entwickeln. 
Mit Blick auf den Klimaschutz und die CO2-
Vermeidung werden aktuelle Ergebnisse für 
ausgewählte Herstellungspfade von Biokraft-
stoffen gegenübergestellt und diskutiert. 

Der mögliche Beitrag von Biokraftstoffen 
zur Strukturreform in der Landwirtschaft wird 
ebenfalls von Picard diskutiert. Durch Biokraft-
stoffe der zweiten Generation, die auf der Ganz-
pflanzenumsetzung basieren, scheint gegenüber 
den Biokraftstoffen der ersten Generation ein 
Paradigmenwechsel möglich zu werden. Insbe-
sondere synthetische Kraftstoffe des innovativen 
Biomass-to-Liquid-Prozesses (BtL-Prozesses) 
werden von der Mineralöl- und Automobilin-
dustrie gleichermaßen unterstützt. Der Wechsel 
vom Landwirt zum „Energiepflanzenwirt“ 
könnte dann zur Realität werden. 

Aus Sicht der Automobilindustrie be-
schreibt Frank Seyfried die Herausforderungen 
im Verkehrssektor, die in der Bereitstellung 
erneuerbarer Kraftstoffe zur Sicherung der zu-
künftigen Mobilität bestehen. Hierbei gilt es zu 
bedenken, dass Biokraftstoffe zumeist eine völ-
lig andere molekulare Struktur besitzen als fos-
sile Kraftstoffe und damit auch gänzlich andere 
Eigenschaften. Dies erfordert in den meisten 
Fällen nicht nur eine neue Motorentechnologie, 
sondern auch eine neue Produktionsinfrastruk-
tur. Dem entgegen ist es aus technologischen 
und ökonomischen Gründen nicht Ziel führend, 
neben Benzin und Diesel nun auch für die in der 
Diskussion befindlichen Biokraftstoffe eine 
neue Verteilungsinfrastruktur aufzubauen. Eine 
Zumischung dieser Kraftstoffe ist im Rahmen 
der bestehenden Normen zu bevorzugen. 

Insgesamt sinnvoller ist aus seiner Sicht die 
Nutzung eines variablen Herstellungsprozesses 
für Kraftstoffe, der in der Lage ist, aus nahezu 
allen Primärenergien einen hochwertigen Kraft-
stoff konstanter Qualität herzustellen. Dieser 
sollte den konventionellen Kraftstoffen sehr 

ähnlich sein: Bei synthetischem Kraftstoff aus 
Biomasse ist dies der Fall. Unabhängig von der 
Herkunft eröffnet dieser neue Möglichkeiten für 
zukünftige Verbrennungsprozesse. Synthetische 
Kraftstoffe – insbesondere aus Biomasse – bie-
ten eine intelligente Lösung. Für das nächste 
Jahrzehnt werden größere Anteile erwartet. 

Im Beitrag von Jörg Schindler und Wer-
ner Weindorf werden die Herstellung biogener 
Kraftstoffe und deren Verwendung im Fahrzeug 
in einer „Well-to-Wheel“-Betrachtung – also 
von der Quelle bis zum Rad – analysiert. Die 
jeweiligen Erzeugungspfade von Biokraftstoffen 
werden beschrieben und Aussagen zum notwen-
digen Energieeinsatz, zu den Mehrkosten ge-
genüber den fossilen Kraftstoffen und über die 
Emissionen an Treibhausgasen getroffen. Die 
Kosten der Kraftstoffherstellung und -verteilung 
bis zur Tankstelle werden dargestellt und bewer-
tet. Die „Well-to-Wheel“-Analyse beinhaltet  
zusätzlich die daran anschließende Verwendung 
der Biokraftstoffe im Fahrzeug. Der Beitrag 
stützt sich im Wesentlichen auf Studien, an de-
nen die Ludwig-Bölkow-Systemtechnik in den 
letzten Jahren beteiligt war. 

Die Autoren weisen darauf hin, dass die 
Umwandlung biogener Energieträger in Kraft-
stoffe gegenwärtig teuer ist. Für alle Verfahren 
gilt: Die hohen Kosten und die Komplexität der 
Biomassebereitstellung, die hohen Investitionen 
für die Konversionsanlagen sowie der noch 
nicht zureichende Gesamtwirkungsgrad aller 
Umwandlungsschritte sind die Haupthürden 
einer großtechnischen Umsetzung der Prozesse. 
Eine Minderung der Freisetzung der Treibhaus-
gase mit biogenen Kraftstoffen bedeutet immer 
eine Bürde mit hohen Kosten. Die Bereitschaft, 
mehr für den Kraftstoff zu bezahlen, führt je-
doch nicht grundsätzlich zu CO2-Einsparungen. 

Abschließend wird in einem Eigenbeitrag 
von ITAS die Bereitstellung von biogenen 
Kraftstoffen mit der alternativen Nutzung der 
Biomasse zur Wärme- und Stromgewinnung 
verglichen. Stroh und Waldrestholz bieten 
grundsätzlich ein großes und kostengünstiges 
Potenzial für eine energetische Nutzung zur 
Wärme-, Strom- und Kraftstoffgewinnung. Der 
Vergleich der unterschiedlichen Nutzungspfade 
zeigt, dass gemessen an den Gestehungs- und 
CO2-Minderungskosten die Kraftstoffgewin-
nung unter derzeitigen Rahmenbedingungen 
den höchsten Subventionsbedarf hat. Im Ge-
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gensatz dazu kommt die Wärmebereitstellung 
aus Biomasse heute in der Regel nahezu ohne 
Subventionen aus. Die Abschätzungen zu den 
CO2-Minderungskosten verdeutlichen, dass die 
CO2-Minderungsstrategie nur ein sehr schwa-
ches Argument für die Forcierung der Aktivitä-
ten zur Bereitstellung von Kraftstoffen aus 
Biomasse darstellen kann. 

Da das BtL-Konzept des Forschungszent-
rums Karlsruhe über die Pyrolyse und Verga-
sung jedoch Wege eröffnet, die Biomasse – als 
Kohlenstoffträger – einer weitergehenden che-
mischen Nutzung zuzuführen, sollte dieser 
Entwicklungsweg auch weiter verfolgt werden. 
Darüber hinaus ließen sich unter Nutzung des 
technischen Fortschritts die bestehenden öko-
nomischen Nachteile bei der Kraftstofferzeu-
gung sicherlich reduzieren, so dass insbesonde-
re unter Vorsorge-Gesichtspunkten Forschung 
und Demonstration der Machbarkeit in diesem 
Bereich zu befürworten sind. 

4 Ausblick 

Der vorliegende Schwerpunkt hat zum Ziel, 
einen Einblick in den aktuellen Stand und die 
Perspektiven für die Bereitstellung und Nutzung 
von biogenen Kraftstoffen zu geben. Hierbei 
sollten direkt an diesem Thema Beteiligte – 
Kraftstoffproduzenten, Verbände, Mineralöl- 
und Automobilindustrie und Wissenschaft zu 
Wort kommen. Dass hierbei die jeweiligen Inte-
ressen in den Vordergrund gestellt werden, war 
beabsichtigt. So kommt es teilweise zu sehr 
unterschiedlichen Einschätzungen bzgl. der 
Zukunftsfähigkeit des gleichen Kraftstoffs. 
Wasserstoff als Kraftstoff ist hierfür das mar-
kanteste Beispiel. Während beispielsweise die 
Automobilindustrie (s. Beitrag von Seyfried) in 
der Kombination von Wasserstoff und Brenn-
stoffzelle eine mittel- und längerfristig interes-
sante Antriebsoption sieht, wird dies von Bossel 
in seinem Beitrag deutlich verneint. Dieser sieht 
vielmehr in der Bereitstellung und effizienten 
Nutzung von regenerativ erzeugtem Strom die 
Strategie der Zukunft und schreibt dem Wasser-
stoff, der mit Hilfe regenerativen Stroms erzeugt 
wird, nur eine Nischenbedeutung zu. 

Mit Blick auf die Zukunftsperspektiven der 
biogenen Kraftstoffe werden aus der Sichtweise 
der Mineralölindustrie (s. Beitrag von Picard) 
zwei wesentliche Aspekte angeführt. Zum einen 

werden weiter steigende Erdölpreise – und dies 
gilt generell für Energiepreise – dazu führen, 
dass die Reichweite des Erdöls aufgrund der 
Erschließung bisher zu teurer Reserven deutlich 
verlängert wird. Bei der Reichweite muss aber 
unterschieden werden, ob man statischen (= 
konstanten) oder dynamischen (= anwachsen-
den) Verbrauch zugrunde legt. 

Zum anderen führen steigende Energieprei-
se dazu, dass die Kraftstoffe (generell aber auch 
die Energie) effizienter genutzt werden. Die 
Schlussfolgerung hieraus sollte aber keinesfalls 
sein, auf die Förderung der Entwicklung und 
Markteinführung biogener Kraftstoffe zu ver-
zichten. Man sollte sich aber aus politischer 
Sicht die nötige Zeit nehmen, die richtigen För-
derstrategien für biogene Kraftstoffe zu wählen. 

Wie aus den Beiträgen des Schwerpunktes 
deutlich wird, muss sich eine Kraftstoff-Strate-
gie gerade aus politischer Sicht in eine überge-
ordnete Energiepolitik einordnen, die sich ins-
besondere an folgenden wesentlichen Zielen 
messen lassen muss: 

- Versorgungssicherheit, 
- Reduzierung der treibhausrelevanten Emis-

sionen und 
- Bezahlbarkeit. 

Dass eine solche Kraftstoff-Strategie die Flexi-
bilität besitzen muss, sich auf geänderte Rah-
menbedingungen einstellen zu können, ist 
selbstredend. Eine abgestimmte europäische 
Energiepolitik zur Verfolgung dieser überge-
ordneten Ziele – die den Nationalstaaten 
größtmögliche Gestaltungsfreiheit einräumt – 
könnte der richtige Weg sein. Diese europäi-
sche Energiepolitik würde es ermöglichen, eine 
Anpassung der Förderstrategie auf nationaler 
Ebene auch relativ kurzfristig vorzunehmen. So 
wird beispielsweise in Deutschland ab 1. Au-
gust 2006 bei Biodiesel der vollständige Mine-
ralölsteuerverzicht sukzessive aufgehoben und 
über die Einführung eines Beimischungs-
zwangs für biogene Kraftstoffe nachgedacht. 
Zwischen den Mitgliedsstaaten der EU kann es 
hierbei zu Wettbewerbsverzerrungen kommen; 
es ist Aufgabe der EU-Kommission, solchen 
negativen Auswirkungen entgegenzuwirken. 

Bei der Forcierung der Markteinführung 
von biogenen Kraftstoffen in der EU ist nur 
schwer abzuschätzen, welche Wechselwirkun-
gen sich hierbei zum Weltmarkt auf Ebene der 
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Kraftstoffe bzw. der hierfür eingesetzten bioge-
nen Rohstoffe ergeben. Es kann aber davon 
ausgegangen werden, dass dadurch die Erzeu-
gerpreise für Agrarerzeugnisse generell gestützt 
und in Folge davon direkte Agrarsubventionen 
reduziert werden können. In welchem Ausmaß 
hiermit zusätzliche Beschäftigungseffekte ein-
hergehen, ist dagegen nur schwer abzuschätzen. 

Bei der Förderung der biogenen Kraftstoffe 
muss deutlich unterschieden werden, ob es um 
die Markteinführung bzw. Marktdurchdringung 
(z. B. bei Biodiesel und Bioethanol) oder um die 
Forschung und Demonstration der Machbarkeit 
der Bereitstellung und Verwendung von Kraft-
stoffen der zweiten Generation (z. B. bei Fi-
scher-Tropsch-Kraftstoff und Wasserstoff) geht. 

Steht bei der Förderung das Ziel der CO2-
Minderung im Vordergrund, dann wird mit 
Blick auf die CO2-Minderungskosten deutlich, 
dass die Bereitstellung von Wärme und Strom 
aus Biomasse deutlich günstiger abschneidet als 
die Bereitstellung und Verwendung von bioge-
nen Kraftstoffen. Während beispielsweise bei 
Fischer-Tropsch-Kraftstoffen aus Stroh und 
Waldrestholz die CO2-Minderungskosten bei 
über 200 € pro Tonne eingespartem CO2 liegen, 
fallen bei deren Nutzung zur Wärmebereitstel-
lung keine bzw. sogar negative CO2-Minde-
rungskosten an. Bei der Verstromung liegen die 
entsprechenden CO2-Minderungskosten im Be-
reich von 40 bis 70 € pro Tonne CO2. 

Die derzeit noch festzustellenden Kosten-
nachteile bei den angeführten biogenen Kraft-
stoffen der zweiten Generation gegenüber den 
Vertretern aus der ersten Generation (z. B. 
Biodiesel, Bioethanol) – sie liegen derzeit im 
Bereich von 10 bis 20 €-Cent pro Liter Diesel-
Äquivalent (als energetische Bezugsbasis) – 
können durch Forschung und Demonstration 
vermutlich abgebaut werden. Dies dürfte aber 
nur wenig an der Einschätzung ändern, dass 
ihre Bereitstellung erst ab Rohölpreisen von 
deutlich über 100 $ pro barrel ohne Subventio-
nen (wie z. B. Mineralölsteuerverzicht) aus-
kommt. Bei diesem angedeuteten Preisniveau 
ist die Frage berechtigt, ob man dann noch von 
einer Bezahlbarkeit unserer Energieversorgung 
sprechen kann. 

Mit Blick auf die Umsetzung der oben an-
geführten übergeordneten Ziele wäre eine zu 
sektorale Betrachtung, also z. B. die Veren-
gung des Blickwinkels auf die Bereitstellung 

und Verwendung von biogenen Kraftstoffen, 
aus volkswirtschaftlicher Sicht eher kontrapro-
duktiv. Vielmehr sollte die Biomasse mit den 
gesetzten Förderanreizen dort Verwendung 
finden, wo sie am effizientesten einen Beitrag 
zu diesen Zielen leisten kann. Dies schließt in 
gleichem Maße technologische Entwicklungen 
mit ein, die auf eine effizientere Biomassenut-
zung abzielen. 

Hohe Erwartungen werden in diesem Zu-
sammenhang insbesondere – wie mehrere Bei-
träge dieses Schwerpunkts zeigen – an die bio-
genen Kraftstoffe der zweiten Generation ge-
knüpft. Ergebnisse aus Forschung und De-
monstration müssen diese Erwartungen aber 
erst noch bestätigen. Auch unter diesem 
Blickwinkel ist das Fragezeichen berechtigt, ob 
sich biogene Kraftstoffe tatsächlich als Kraft-
stoffe der Zukunft erweisen können. Dass sie 
unter Vorsorgegesichtspunkten ein wichtiges 
Thema sind, zeigt die aktuelle Politik und ist 
unbestritten. Ob sie aber bereits in 15 Jahren 
rund 20 % unseres Kraftstoffbedarfs decken 
werden, ist eher fraglich. 

 
« 
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Biodiesel und pflanzliche Öle 
als Kraftstoffe – aus der Nische 
in den Kraftstoffmarkt 

von Dieter Bockey, Union zur Förderung 
von Oel- und Proteinpflanzen e.V. (UFOP) 

Im Bereich der Rohstoff- und Biokraftstoff-
produktion hat sich in Deutschland inzwi-
schen ein komplexer und durch stetiges 
Wachstum gekennzeichneter Sektor entwi-
ckelt. Die Rohstoffnachfrage bei Raps für die 
Produktion von Biodiesel bestimmt maßgeb-
lich die Anbau- und Preisentwicklung für 
Ölsaaten in Deutschland und zunehmend in 
der Europäischen Union. Die Anlagenkapazi-
täten befinden sich ebenfalls in weiteren 
Mitgliedstaaten in der Europäischen Union 
im Aufbau. Es wird erwartet, dass analog wie 
in Deutschland hiermit einhergehend die 
Anbaufläche für die Produktion von Ölsaaten 
zu Lasten der Getreideanbaufläche zuneh-
men wird. Gleichzeitig eröffnet sich mit der 
Produktion von Getreide für die Herstellung 
von Bioethanol ein weiterer zusätzlicher 
volumenträchtiger Absatzmarkt. 

1 Einleitung 

Als im Dezember 1990 die „Union zur Förde-
rung von Oel- und Proteinpflanzen e.V.“ 
(UFOP) gegründet wurde, war Biodiesel ein 
„no-name“-Produkt. Die UFOP mit ihrer inter-
professionell ausgerichteten Struktur setzte von 
Anfang an auf diesen Alternativkraftstoff. Denn 
angesichts eines soeben verlorenen Soja-Panels 
im GATT (heute WTO) und der sich abzeich-
nenden Einführung der Flächenstilllegung zur 
Reduzierung der Überschüsse bei Getreide und 
zur Konsolidierung des EU-Haushalts im Rah-
men der ersten Stufe der Reform der Gemein-
samen Agrarpolitik (GAP), musste konsequen-
terweise ein neuer volumenträchtiger Markt 
entwickelt werden. Es waren die Mitgliedsstaa-
ten Deutschland und Frankreich, die von Anfang 
an im Rapsanbau auf Stilllegungsflächen zur 
Produktion von Biodiesel eine neue Absatzal-
ternative sahen. Strategisch trennten sich jedoch 
schnell die Wege. Frankreich setzte von Beginn 
an auf die Zumischung von Biodiesel zu Diesel-
kraftstoff im Rahmen von Pilotvorhaben und 
hatte bereits im Jahr 1995 eine Produktionska-
pazität von etwa 250.000 t. Im Gegensatz dazu 

hat Deutschland von dieser nationalen Ermäch-
tigung gemäß Mineralölsteuerstrukturrichtlinie 
nicht Gebrauch gemacht, sondern tolerierte die 
Markteinführung von Biodiesel als Reinkraft-
stoff, denn eine nationale und von der EU-
Kommission notifizierte Regelung existierte 
nicht. Erschwerend für die Markteinführung 
kam hinzu, dass die Verbraucher Biodiesel prak-
tisch nicht kannten oder die Verwendbarkeit in 
herkömmlichen Dieselmotoren hinterfragt wur-
de. Die Absatzmengen waren in der Anfangs-
phase vergleichsweise gering. Erst im Septem-
ber 1995 ging in Leer die erste industrielle Bio-
dieselanlage in Betrieb. Aber immer noch war 
der Preisunterschied zwischen Biodiesel und 
Dieselkraftstoff zu gering, um einen Nachfrage-
schub auszulösen. Erst mit der Freigabenertei-
lung für alle Diesel-Pkw im Jahr 1995 durch die 
Volkswagen AG wurde die Voraussetzung ge-
schaffen, ein Kundenpotenzial für die Tankstel-
len aufzubauen – das „Henne-Ei-Problem“ war 
motortechnisch gelöst. 

2 Gesetzliche Rahmenbedingungen 

Den ersten Biodieselnachfrage- und nachfolgen-
den Investitionsboom löste im Jahr 2000 die 
Einführung der Ökosteuer in drei Stufen mit je 
3 €-Cent pro Liter aus. Biodiesel war der Ge-
winner der ökologischen Steuerreform, aber 
steuerrechtlich nicht im Mineralölsteuergesetz 
verankert. Mit Beschlussfassung der Änderung 
des Mineralölsteuergesetzes zum 1. Januar 2004 
zur Steuerbegünstigung von Biokraftstoffen hat 
Deutschland eine gesetzlich verbindliche Rege-
lung für Biokraftstoffe geschaffen. Die bisheri-
ge Markteinführung und der Kapazitätsaufbau 
für die Produktion von Biodiesel basierten letzt-
endlich auf einer Protokollerklärung Deutsch-
lands gegenüber der EU-Kommission. Ange-
sichts des Kapazitätszuwachses für die Produk-
tion von Biodiesel bestand Handlungsbedarf 
zur Legalisierung der Steuerbegünstigung von 
Biokraftstoffen in Deutschland. Die EU-
Richtlinie zur Förderung von Biokraftstoffen 
(2003/30/EG) sowie die Energiesteuerrichtlinie 
(2003/96/EG) gaben zum einen den Hand-
lungsdruck vor, Biokraftstoffe − auf Basis von 
Mengenzielen − zu einem strategischen Ele-
ment der Kraftstoffversorgung zu entwickeln 
und schufen zum anderen den Ermächtigungs-
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spielraum zur Steuerbegünstigung von Bio-
kraftstoffen auf nationaler Ebene. 

Die im Biomasseaktionsplan von der EU 
vorgegebenen Mengenziele, den Biokraftstoff-
anteil heizwertbereinigt ab dem Jahr 2005 von 
2 % auf 5,75 % bis zum Jahr 2010 steigen zu 
lassen, sind sehr ambitioniert, gemessen an 
dem hierfür erforderlichen Rohstoffbedarf. 
Dem Antrag Deutschlands auf Gewährung 
nationaler Beihilfen – für die Mineralölsteuer-
befreiung für Biokraftstoffe – hatte die EU-
Kommission am 18. Februar 2004 zugestimmt 
und als befristete Maßnahme für den Zeitraum 
vom 1. Januar 2004 bis zum 31. Dezember 
2009 genehmigt. 

Deutschland hatte zu diesem Zeitpunkt als 
Voraussetzung für die Erteilung der vollständi-
gen Steuerbefreiung für Biokraftstoffe vermit-
teln können, dass im Falle einer vollständigen 
Mineralölsteuerbefreiung die Produktionskosten 
für Biokraftstoffe ohne Verbrauchssteuer nicht 
unter dem Marktpreis einschließlich Ver-
brauchssteuer von herkömmlichen Kraftstoffen 
liegen. Die EU-Kommission hatte als Ergebnis 
der Notifizierung anerkannt, dass nicht nur die 
Produktionskosten berücksichtigt werden müs-
sen, sondern kostensteigernd auch der entspre-
chende Mehrverbrauch bei Biokraftstoffen 
(Reinkraftstoffnutzung) aufgrund des niedrige-
ren Energiegehaltes. Dieser „Kostenfaktor“ 
entfällt im Falle der Zumischung zu Dieselkraft-
stoff (max. 5 % gemäß DIN EN 590) oder Ben-
zin (max. 5 % gemäß DIN EN 228) auf der Stu-
fe der Mineralölindustrie. Bei Biodiesel und 
Bioethanol kam die Kommission zu dem Ergeb-
nis, dass die nationale Mineralölsteuerbefreiung 
nicht zu einer Überkompensation führt. Die 
Kommission erkannte die im nationalen Mine-
ralölsteuergesetz festgelegten Maßnahmen zur 
jährlichen Prüfung auf Überkompensation im 
Wege der Berichterstattung an das Parlament an. 
Die Kommission stellte fest, dass sich die Bei-
hilfe darauf beschränkt, die Differenz zwischen 
den Produktionskosten der Biokraftstoffe und 
deren Marktpreis zu kompensieren. Diese Situa-
tion hat sich durch die Rohölpreiserhöhung 2004 
und besonders 2005 geändert. 

Im ersten Bericht der Bundesregierung an 
den Bundestag zur Überkompensationsprüfung 
(vgl. Tab. 1) vom 21. Juni 2005 (Deutscher 
Bundestag 2005) hatte die Bundesregierung 
anerkannt, dass es darüber hinaus für den 

Marktzugang eines Preisanreizes bedarf (s. 
auch Beispiel Erdgas), und konsequenterweise 
empfohlen, diese Notwendigkeit bei der Ab-
stimmung für einen Vorschlag einer Teilbe-
steuerung zu berücksichtigen. 

Tab.1: Überkompensationsprüfung bei 
Biodiesel 

Biodieseleinsatz als  
Rein-

kraftstoff 
(€-Cent/l) 

Beimi-
schung 

(€-Cent/l) 
Rapsölpreis frei Ölmühle 49 49 
Raffination 4 4 
Veresterung abzgl. 
Glyceringutschrift 7 7 

Beimischungskosten - 3 
Logistik 8 8 
Technischer Mehraufwand 3 - 
Mehrverbrauch 5 - 
Summe (ohne USt) 76 71 
Durchschnittspreis 
Diesel 2004 81 81 

Überkompensation 5 10 

Quelle: Deutscher Bundestag 2005 

Das Inkrafttreten des Mineralölsteuerände-
rungsgesetzes zum 1.1.2004 hat in Deutsch-
land einen regelrechten Investitionsboom aus-
gelöst und in der Mineralölindustrie zu einer 
entsprechenden Nachfrage nach Biokraftstof-
fen geführt. 

3 Produktions- und Absatzentwicklung 

Die Biodieselproduktionskapazität hat sich bis 
Ende 2005 auf rund 2,3 Mio. t erhöht und damit 
gegenüber dem Jahr 2000 mehr als verzehnfacht 
(vgl. Abb. 1 nächste Seite) und wird sich bis 
Ende 2006 unter Berücksichtigung der sich zur-
zeit in der Planung befindlichen Anlagen auf 
drei bis vier Mio. t erhöhen. In den vergangenen 
Jahren wurden ca. 400 bis 500 Mio. € in den 
Aufbau der Biodieselproduktion investiert. 
Deutschland ist weltweit führend in der Produk-
tion von Biodiesel und hiermit einhergehend in 
der Anlagentechnologieentwicklung und in der 
Entwicklung der erforderlichen Fahrzeugkon-
zepte für den Betrieb mit Biodiesel als Rein-
kraftstoff. Es müssen nicht nur die materialtech-
nischen Eigenschaften, sondern insbesondere 
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die steigenden emissionsrechtlichen Anforde-
rungen als Voraussetzung für die Freigabener-
teilung erfüllt werden. Die DaimlerChrysler AG 
erteilt inzwischen sogar für die Abgasstufe 
EURO 5 in Verbindung mit einer Sonderausstat-
tung die Freigabe für Nutzfahrzeuge.1 

Abb. 1: Biodieselkapazitäten in Deutschland 

(Tonnen)

 
 

Konsequenterweise wird ebenfalls die Ölmüh-
lenkapazität von zurzeit ca. 5,5 Mio. t bis Ende 
2007 auf 7,5 Mio. t ausgebaut. Weitere Ölmüh-
len, die in Anlagenkonzepte für Biodieselanla-
gen integriert sind, befinden sich in der Pla-
nungsphase. Die nachhaltige Versorgung mit 
Rapsöl als Rohstoff ist ein entscheidendes stra-
tegisches Element zur Wettbewerbssicherung 
von Biodieselanlagen – insbesondere in Jahren, 
in denen witterungsbedingt die Ernte unter den 
Erwartungen bleibt und hohe Pflanzenölpreise 
bzw. die reduzierte Verfügbarkeit von Rapsöl 
die Existenz der Anlagen gefährden. Die Insol-
venz der Biodieselanlage am Standort Schwarz-
heide / Brandenburg im Jahr 2003 ist ein Bei-
spiel, das sich nicht wiederholen sollte. 

Auch in Kleinpressanlagen zur Gewinnung 
von Rapsöl wurde erheblich investiert – schät-
zungsweise 60 bis 70 Mio. €. In den vergange-
nen drei Jahren stieg die Anzahl dezentraler Ab-
pressanlagen geradezu rasant von 98 auf ca. 300 
an, die heute insgesamt eine jährliche Vermah-
lungskapazität von 0,4 bis 0,5 Mio. t Rapssaat 
erreichen. Hergestellt wird vorrangig Rapsöl zur 
Kraftstoffnutzung oder als Rohstoff für die Bio-
dieselproduktion. Die UFOP geht davon aus, 
dass sich die Kooperation zwischen den Biodie-
selherstellern insbesondere dann erheblich in-
tensivieren wird, wenn auch in Zukunft die 

Verwendung von Pflanzenölkraftstoffen in der 
Land- und Forstwirtschaft dauerhaft von der 
Mineralölsteuer befreit bleibt. Für die Nutzung 
von Rapsölkraftstoff existiert eine mit finanziel-
ler Förderung der UFOP entwickelte Vornorm E 
DIN V 51605, die bis Mitte 2006 in eine endgül-
tige nationale Norm überführt werden soll. 

Einhergehend mit der Kapazitätsentwick-
lung erreichte der Biodieselabsatz im Jahr 2005 
mit insgesamt 1,8 Mio. t erneut einen Höchst-
wert (vgl. Abb. 2). Es wird geschätzt, dass 
davon rund 1,5 Mio. t aus inländischer Produk-
tion stammen. Verlässliche statistische Anga-
ben liegen hierzu nicht vor. Ursache ist die 
(noch) fehlende Einbindung der Biokraftstoffe 
in die entsprechende Mineralölstatistik. 

Abb. 2: Entwicklung des Biodieselabsatzes in 
Deutschland 

(Tonnen)

 

 

Heute bieten mehr als 500 Unternehmen des 
Tankstellenmittelstandes (konzernunabhängig) 
an etwa 1.900 öffentlichen Tankstellen – jede 
Neunte im Bundesgebiet – praktisch flächen-
deckend Biodiesel an. Nach einer aktuellen 
Erhebung der Arbeitsgemeinschaft Qualitäts-
management Biodiesel e.V. (2006) haben die 
Tankstellenbetreiber allein 2005 etwa 
8 Mio. € und seit 1996 insgesamt ca. 
35 Mio. € in die Errichtung und Umrüstung 
öffentlicher Tankstellen investiert. Für diese 
Unternehmen hat sich Biodiesel als wichtige 
zusätzliche Einkommensquelle in einem hart 
umkämpften Kraftstoffmarkt entwickelt. Die 
Absatzmenge lag im Jahr 2005 bei etwa 
520.000 t (in 2004 bei ca. 420.000 t) (vgl. 
Abb. 3 nächste Seite). 
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Etwa 1 Mio. t Biodiesel wurden 2005 als Rein-
kraftstoff (einschließlich Verkauf über öffentli-
che Tankstellen) direkt an das Speditionsgewer-
be, den öffentlichen Personennahverkehr und an 
die Landwirtschaft verkauft. Das Absatzpoten-
zial in der Land- und Forstwirtschaft wird unter 
Berücksichtigung der gegebenen Regelung für 
die Agrardieselrückvergütung (10.000 Liter-
grenze) auf etwa 300.000 bis 400.000 t ge-
schätzt. Etwa 600.000 t Biodiesel wurden auf 
der Stufe der Mineralölindustrie dem Diesel-
kraftstoff zugemischt. Eine Beimischung von bis 
zu 5 % sind gemäß DIN EN 590 erlaubt. 

4 Auswirkungen auf die Landwirtschaft 
in Deutschland 

Durch die Rohstoffproduktion für Biodiesel 
wurden im Jahr 2005 bereits 1 Mio. ha Anbau-
fläche in Deutschland gebunden (vgl. Tab. 2). 
Das gesamte Anbauflächenpotenzial wird auf 
1,6 bis maximal 1,8 Mio. ha geschätzt. Davon 
werden rund 400.000 ha für die Produktion von 
Rapsöl für die Nahrungsmittelindustrie und 
etwa 100.000 ha für die Bereiche Oleochemie2 
und Schmierstoffe benötigt. 

Abb. 3: Absatz und Verwendung von Biodiesel in Deutschland im Jahr 2005 

Nutzfahrzeuge
(Eigenverbrauchstankstellen)

Nutzfahrzeuge
(öffentliche Tankstellen)

Beimischung zu 
Mineralöldiesel

Pkw (öffentliche
Tankstellen)

600

244

276
680

(Angaben in 1000 t)
Insgesamt: 1800

 
Quelle: AGQM 2006 

Tab. 2: Anbaustatistik für nachwachsende Rohstoffe in Deutschland 

 2003 2004 2005 2005 

Art der Fläche Basis Still-
legung Basis Still-

legung 
Energie-
pflanzen Basis Still-

legung 
Energie-
pflanzen 

Energiepflan-
zen 

 Deutschland1) (ha) EU-Importe
(ha) 

Stärke 125.000 0 125.000 0 0 125.000 0 -  
Zucker 7.000 0 7.000 0 0 7.000 0 -  
Rapsöl 340.000 328.753 424.000 210.000 80.800 561.665 322.000 121.926 130.669 
Sonnenblumenöl 15.000 3.983 - 750 0 - 1.900 -  
Getreide2) - - - 3.400 31.500 - 43.534 118.531  
Leinöl 5.000 365 3.000 100 0 0 0 -  
Faserpflanzen 2.800 0 2.000 0 0 1.500 75 -  
Heilstoffe 4.000 693 4.000 400 0 4.000 182 -  
Sonstiges - 5.051 - 350 0 - 2.811 2.320  
Summe 498.800 338.045 565.000 215.000 112.300 699.165 370.502 242.777  130.669 
insgesamt 836.845 893.300 1.312.444  
1) Ackerfläche insgesamt 2005: 10,6 Mio. ha 
2) inkl. Corn-Cob-Mix (CCM), Silomais 
Quelle: BLE 2005, eigene Abschätzungen 
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Die Anbaufläche von Raps hat sich mit 1,4 Mio. 
ha (geschätzt für die Ernte 2006) innerhalb von 
15 Jahren praktisch verdoppelt. Diese Anbau-
entwicklung hat erheblich dazu beigetragen, die 
Überschusssituation im Getreidebereich und 
damit die Kosten für staatliche Interventionen 
zur Marktregulierung zu reduzieren. 

Insbesondere in den Ackerbaubetrieben 
der neuen Bundesländer hat sich der Rapsan-
bau als eine alternative Blattfrucht zur Zucker-
rübe in Getreidefruchtfolgen entwickelt. Bei 
Rapserzeugerpreisen zur Ernte 2005 zwischen 
200 und 210 €/t und einer Erntemenge von ca. 
3,8 Mio. t wird mit diesem Produktionszweig 
inzwischen ein Bruttoumsatz in der Landwirt-
schaft von etwa 0,76 Mrd. € erzielt. 

Mit dem geschätzten Anbauflächenpoten-
zial von etwa 1,4 Mio. ha Raps für die Biodie-
selproduktion verfügt Deutschland über das 
erforderliche Rohstoffpotenzial zur Erreichung 
des Mengenziels gemäß EU-Aktionsplan im 
Jahr 2010, nach dem mindestens 5,75 % des 
Dieselmarktes mit Biodiesel (ca. 2 Mio. t) ab-
gedeckt werden sollen (vgl. Tab. 3). Zur Siche-
rung der Rohstoffbeschaffung aus der EU bzw. 
Drittländern orientiert sich die aktuelle Stand-
ortplanung für Neuanlagen entlang schiffbarer 
Binnengewässer bzw. Häfen (z. B. Regens-
burg, Höchst, Mainz, Brunsbüttel, Rostock, 
Halle, Neuss, Magdeburg). 

Tab. 3: Zielvorgaben der EU-Biokraftstoff-
richtlinie, bezogen auf Deutschland 

 Ziel 2005 Ziel 2010 
Mengenziel Anteil 2 % 5,75 % 
Dieselkraftstoff-
verbrauch1) 

30,1 Mio. t 30,8 Mio. t 

Biodieselbedarf2) 0,7 Mio. t 2,06 Mio. t 
Produktions-
kapazität3) 

1,5 Mio. t 2,0 Mio. t 

Flächenbedarf4) 1,07 Mio. ha 
(0,94 Mio. ha) 

1,43 Mio. ha 
(1,25 Mio. ha) 

1) MWV (2005) 
2) Basis: Heizwert Diesel: 43 MJ/kg, 

 Heizwert Biodiesel: 37 MJ/kg 
3) anteilig geschätzt 
4) Basis: Produktionskapazität; Biodieselerträge 1,4 t/ha 

(1,6 t/ha) 

5 Flächen- und Mengenpotenziale 
in der EU 

Das Rohstoffpotenzial für die Biodieselproduk-
tion ist jedoch begrenzt. In der EU-25 wurden 
2004 auf ca. 7 Mio. ha rund 19,2 Mio. t Ölsaaten 
(Raps: 15,1 Mio. t, Sonnenblumen: 4,1 Mio. t) 
geerntet; dies entspricht einer Ölmenge von 
etwa 8 Mio. t. Gemessen am Dieselbedarf der 
EU-25 im Jahr 2010 (165 Mio. t) würden heiz-
wertbereinigt etwa 11 Mio. t Biodiesel benötigt 
(vgl. Tab. 4). Der Vergleich macht deutlich, dass 
das Mengenziel von 5,75 % für das Jahr 2010 
ausschließlich auf Basis europäischer Rohstoffe 
nicht erreicht werden kann. Die Einführung 
eines EU-weiten Beimischungszwangs (s. Öster-
reich, Niederlande, Großbritannien, Deutsch-
land) würde konsequenterweise zu einem An-
stieg der Importe pflanzlicher Öle und von Bio-
diesel aus Drittländern führen. 

Da die EU-Richtlinie zur Förderung von 
Biokraftstoffen keine Mengenvorgaben für die 
jeweiligen Kraftstoffarten macht, kann diese 
„Lücke“ durch die Produktion von Bioethanol 
kompensiert werden. Im Vergleich zur Produk-
tion von Biodiesel aus Ölsaaten ist das Roh-
stoffpotenzial für die Herstellung von Bioetha-
nol in der EU weitaus größer (siehe Beitrag 
von Schmitz in diesem Schwerpunkt). 

Tab. 4: Zielvorgaben der EU-Biokraftstoff-
richtlinie, bezogen auf die EU-25 

  Ziel 
2005 

Ziel 
2010 

Mengenziel Anteil  2 % 5,75 % 
Dieselkraftstoff-
verbrauch1) 

(Mio. t) 158,6 165,04)

Biodieselbedarf 2) (Mio. t) 3,69 11,0 
Flächenbedarf 3) (Mio. ha) 2,63 7,88 
Ottokraftstoff-
verbrauch 1) 

(Mio. t) 124,8 113,64)

Ethanolbedarf 2) (Mio. t) 3,7 9,7 
Flächenbedarf 3) (Mio. ha) 1,85 4,84 
Gesamtfläche (Mio. ha) 4,48 12,72 

1) EUROSTAT (2002) 
2) Basis: Heizwert Diesel: 43 MJ/kg, Heizwert Biodie-

sel: 37 MJ/kg, Heizwert Normalbenzin: 40 MJ/kg, 
Heizwert Ethanol: 27 MJ/kg 

3) Biodieselerträge 1,4 t/ha, Bioethanolertrag 2 t/ha 
4) Annahmen: Rückgang Verbrauch Ottokraftstoffe 9 %, 

Zuwachs Verbrauch Dieselkraftstoff 4 % 
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Unter Berücksichtigung des Stands der Konver-
sionstechnik und der vorhandenen Biomassepo-
tenziale ergibt sich ein theoretisches Bioetha-
nolpotenzial in der EU-25 von ca. 20 Mio. t und 
in Deutschland von ca. 6,3 Mio. t.3 

Letztere Angabe entspricht – bei Zugrun-
delegung der aktuellen Verbrauchsprognose 
des Mineralölwirtschaftsverbandes für Otto-
kraftstoff von 22 Mio. t im Jahr 2010 – einem 
Substitutionspotenzial von rund 29 %. 

6 Zusammenfassung 

Es kann festgestellt werden, dass sich im Be-
reich der Rohstoff- und Biokraftstoffproduktion 
inzwischen ein komplexer und durch stetiges 
Wachstum gekennzeichneter Sektor in Deutsch-
land entwickelt hat. Die Rohstoffnachfrage bei 
Raps für die Produktion von Biodiesel bestimmt 
maßgeblich die Anbau- und Preisentwicklung 
für Ölsaaten in Deutschland und zunehmend in 
der Europäischen Union. Anlagenkapazitäten 
befinden sich ebenfalls in weiteren Mitgliedstaa-
ten in der Europäischen Union im Aufbau. Es 
wird erwartet, dass analog wie in Deutschland 
hiermit einhergehend die Anbaufläche für die 
Produktion von Ölsaaten zu Lasten der Getrei-
deanbaufläche zunehmen wird. 

Gleichzeitig eröffnet sich mit der Produk-
tion von Getreide für die Herstellung von Bio-
ethanol ein weiterer zusätzlicher volumenträch-
tiger Absatzmarkt. In Deutschland und in der 
Europäischen Union besteht ein erhebliches 
Rohstoffpotenzial, so dass Bioethanol auch als 
eine mengenwirksam bedeutende Kraftstoffal-
ternative nach dem Vorbild Brasiliens entwi-
ckelt werden könnte. Die Kraftstoff- und For-
schungsstrategie der letzten Bundesregierung 
setzt jedoch bei der marktfernen und auch in 
den strukturellen Auswirkungen bisher nicht 
ausreichend bewerteten Produktion von synthe-
tischen Kraftstoffen aus Biomasse an. Hier 
besteht Handlungsbedarf zur Anpassung der 
Biokraftstoffstrategie als Element der nationa-
len Nachhaltigkeitsstrategie. 

Anmerkungen 

1) Siehe dazu die Angaben auf der Homepage von 
UFOP (http://www.ufop.de). 

2) Unter der Oleochemie versteht man die Chemie 
von Fetten und Ölen. 

3) Persönliche Mitteilung gegenüber dem Autor 
durch die „Landwirtschaftliche Arbeitsgruppe 
Biokraftstoffe“ (2006) 
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Bioethanol als Kraftstoff – 
Stand und Perspektiven 

von Norbert Schmitz, Meó Consulting Team 

Dieser Beitrag gibt einen Überblick zur Be-
reitstellung und Verwendung von Bioethanol 
als Kraftstoff. Ausgehend von der Ethanoler-
zeugung in Deutschland wird auf die hierfür 
nötige Rohstoffversorgung und -eignung 
eingegangen, um dann einen Ausblick auf 
das potenzielle Bioethanol-Produktionsvo-
lumen zu geben. Die Verhältnisse in Brasi-
lien – als weltweit kostengünstigster Etha-
nolproduzent – werden als „Benchmark“ für 
die europäische Ethanolproduktion herange-
zogen und erläutert. Abschließend konzent-
rieren sich die Ausführungen auf Energie- 
und Treibhausgasbilanzen bei der Ethanol-
produktion. Hierbei sollen die immer wieder 
auftretenden Behauptungen entkräftet wer-
den, die Bioethanolerzeugung würde negati-
ve Energiebilanzen aufweisen. Dabei wird 
auf die in den vergangenen Jahren kontinu-
ierlichen Verbesserungen entlang der Wert-
schöpfungskette und auf innovative, neue 
Verfahren eingegangen. 

1 Einleitung 

Der Transportsektor trägt wesentlich zu den 
CO2-Emissionen bei und spielt deshalb bei der 
beabsichtigten Verminderung der Emissionen 
um 8 % gegenüber 1990 für die Periode 2008 
bis 2012 in der EU eine besondere Rolle. Die 
Bundesregierung hat sich im Rahmen des Kli-
maschutzprogramms zu Minderungen der Treib-
hausgase verpflichtet. Die verstärkte Nutzung 
regenerativer Energiequellen kann hierzu einen 
Beitrag leisten. Während für stationäre Energie-
anlagen eine Reihe von regenerativen Energie-
quellen eingesetzt werden können, sind die 
Möglichkeiten im Transportsektor sehr be-
grenzt. Ethanol bzw. ETBE1 für Ottomotoren 
sowie Biodiesel (RME) bzw. reines Pflanzenöl 
für Dieselmotoren sind derzeit die einzigen tech-
nisch realisierbaren und marktfähigen erneuer-
baren Kraftstoffe. ETBE wird bereits in 
Deutschland eingesetzt und die direkte Beimi-
schung von Bioethanol zum Kraftstoff erfolgt 
regional. Die Mineralölindustrie bereitet zudem 
den Einsatz weiterer Ether wie TAEE2 vor; ent-
sprechende Verarbeitungsanlagen sollen an 
mehreren Raffineriestandorten errichtet werden. 
Biogas spielt bislang im deutschen Markt keine 

Rolle. Biokraftstoffe der zweiten Generation 
(z. B. Fischer-Tropsch-Kraftstoff) werden kurz- 
und mittelfristig ebenfalls keine wesentlichen 
Marktanteile verbuchen können (vgl. IEA 2004; 
Quirin et al. 2004). 

Im März 2003 hat das Europäische Par-
lament eine Richtlinie verabschiedet, wonach 
bis zum Jahr 2005 biogene Kraftstoffe einen 
Anteil von mindestens 2 % des gesamten 
Kraftstoffverbrauchs erreichen sollen. Für das 
Jahr 2010 strebt die EU einen Wert von 
5,75 % an.3 In Deutschland hat der Gesetzge-
ber mit der Änderung des Mineralölsteuerge-
setzes die Befreiung der Biokraftstoffe von 
der Mineralölsteuer beschlossen. 

Zu Irritationen hat die im Koalitionsvertrag 
vom 11.11.2005 formulierte Ankündigung ge-
führt, die Befreiung der Biokraftstoffe von der 
Mineralölsteuer durch einen Beimischungs-
zwang zu ersetzen. Dies würde in der Konse-
quenz zu einem verstärkten Importdruck und zu 
einer deutlichen Schwächung der Marktposition 
heimischer Biokraftstofferzeuger führen. Wie 
auch immer die zukünftigen Regelungen für die 
Förderung von Biokraftstoffen ausgelegt wer-
den: Es ist grundsätzlich davon auszugehen, 
dass Bioethanol eine wesentliche Rolle im 
Markt spielen wird (vgl. BMVEL 2005; FNR 
2005). Die von der EU-Kommission geforderte 
jährliche Überprüfung der Höhe der steuerlichen 
Förderung zur Verhinderung einer möglichen 
Überkompensation führt ebenfalls nicht zu sta-
bilen Rahmenbedingungen für Investoren, we-
der in der Biokraftstoff- noch in der Mineralöl-
industrie (vgl. Deutscher Bundestag 2005). 

Vielfältige Ziele werden mit der steuerli-
chen Förderung von Bioethanol und anderen 
Biokraftstoffen verfolgt, wie Tab. 1 (siehe 
nächste Seite) zeigt. 

2 Bioethanol in Deutschland 

Die Größe des zukünftigen Bioethanolmarktes 
hängt davon ab, ob und wie viel Bioethanol 
dem Ottokraftstoff direkt beigemischt und in 
welchem Volumen ETBE hergestellt wird bzw. 
auch inwieweit andere Verwendungsoptionen 
wie TAEE, FAEE4 oder Beimischungen in 
Diesel realisiert werden. Die Mineralölindust-
rie favorisiert die Verwendung von Ethern im 
Kraftstoff. Bedenken, die in den USA zum 
Verbot von MTBE (Methyl-tertiär-Butylether) 
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geführt haben, werden in Deutschland offen-
sichtlich nicht geteilt. 

Der Absatz von Ottokraftstoff in der Euro-
päischen Union (EU-25) beträgt derzeit knapp 
120 Mio. t pro Jahr. Die fünf großen Ottokraft-
stoffmärkte sind Deutschland, Großbritannien, 
Italien, Frankreich und Spanien. In diesen fünf 
Ländern werden mit 83 Mio. t rund zwei Drittel 
des gesamten Ottokraftstoffs verbraucht. Insbe-
sondere in Deutschland zeigt sich – als Folge 
steigender Dieselfahrzeug-Zulassungen, sinken-
den Verbrauchs der Fahrzeuge und rückläufiger 
Kilometerleistungen – ein deutlicher Rückgang 
des Ottokraftstoffverbrauchs. Während der 
Verbrauch im Jahr 2000 noch bei 28,8 Mio. t 
lag, schrumpfte er bis zum Jahr 2005 auf 23,5 
Mio. t. Für das Jahr 2010 wird ein Verbrauch 
von 22,9 Mio. t Ottokraftstoff vorhergesagt, für 
das Jahr 2020 von nur noch 17,5 Mio. t. 

Bei der derzeit geltenden Kraftstoffnorm 
kann dem Ottokraftstoff direkt bis zu 5 Vol.-% 
Bioethanol beigemischt werden. Eine 5 %ige 
Beimischung führt in Deutschland zu einem 
Marktpotential von etwa 1,7 Mio. m³ Bioetha-
nol.5 Zum Vergleich: Derzeit beträgt in der 
EU-25 die Ethanolproduktionskapazität 3,1 
Mio. m3. Die direkte Beimischung erfordert die 
Lösung der sog. „Dampfdruckproblematik“6 
sowie eine abgestimmte Vorgehensweise der 
Mineralölindustrie. Ethanol ist ein Lösungsmit-
tel und im Gegensatz zu Ottokraftstoff mit 
Wasser völlig mischbar. Diese Eigenschaft von 

Ethanol kann zu Problemen führen, wenn Ot-
tokraftstoffe mit Bioethanolanteil mit Wasser 
in Berührung kommen.7 

Im Vergleich zur direkten Beimischung hat 
ETBE den großen Vorteil, dass es aus techni-
scher Sicht unproblematisch und in der Auto-
mobil- wie Mineralölindustrie allgemein akzep-
tiert ist. In der Vergangenheit wurden in den 
Raffinerien zur Verbesserung der Klopffestig-
keit von Ottokraftstoffen hauptsächlich Blei-
alkyle eingesetzt. Die Herausnahme des Bleis 
und die zunehmende Auslegung moderner Mo-
toren auf Superbedarf erfordern heute andere 
Verfahren zur Bereitstellung hochklopffester 
Kraftstoffe. Die Klopffestigkeit wird durch die 
Zugabe von Ethern verbessert. Ether sind sauer-
stoffhaltige Kohlenwasserstoffverbindungen, die 
sich u. a. durch hohe Oktanzahlen und niedrigen 
Dampfdruck auszeichnen. Die hohe Oktanzahl 
macht diese Komponenten für das Aufmischen 
hochoktaniger Ottokraftstoffe wertvoll. Die 
Herstellung von Ethern erfolgt durch Reaktion 
von Alkoholen mit verzweigten Olefinen. 

Die MTBE- und ETBE-Kapazitäten betra-
gen insgesamt 5,2 Mio. t in der EU-25. MTBE 
wird aus Methanol und Isobuten hergestellt. 
Will man statt MTBE ETBE herstellen, wird das 
Methanol durch Ethanol ersetzt. An den techni-
schen Anlagen sind nur relativ geringe Ände-
rungen vorzunehmen. Seit Anfang 2004 wird in 
Deutschland ETBE hergestellt. Die Umstellun-
gen an den Produktionsstandorten laufen, so 

Tab. 1: Begründung für die Förderung von Bioethanol 

Klimapolitik 

• Die EU hat sich zur Reduzierung der Treibhausgasemissionen verpflichtet. Der Trans-
portsektor trägt wesentlich zu den CO2-Emissionen bei und spielt deshalb bei der beab-
sichtigten Verminderung der Emissionen um 8 % gegenüber 1990 für die Zielperiode 
2008 bis 2012 in der EU eine besondere Rolle. Bioethanol als Substitut von Ottokraft-
stoff trägt wesentlich zur Reduzierung von CO2-Emissionen bei. 

Energiepolitik 
• Die Energiepolitik will einerseits die Abhängigkeit von fossilen Rohstoffen, andererseits 

die Importabhängigkeit reduzieren. 
• Bioethanol kann zu beiden Zielen Beiträge leisten. 

Agrarpolitik 

• Die Agrarpolitik sucht, insbesondere nach der Osterweiterung der EU und aufgrund der 
aktuellen WTO-Verhandlungen, Beschäftigungs- und Einkommensalternativen für die 
Landwirtschaft sowie Perspektiven für ländliche Gebiete. 

• Die heimische Landwirtschaft kann u. a. Rohstoffe für die Bioethanolproduktion liefern. 

Handelspolitik 

• Die landwirtschaftliche Überschussproduktion soll nicht mehr subventioniert im Ausland 
abgesetzt werden. Importabhängigkeiten sollen reduziert werden. Neue Handelsvereinba-
rungen sind in Vorbereitung. 

• Bioethanol bietet die Chance zur Etablierung neuer Handelspartnerschaften, z. B. mit 
Mercosur / Brasilien. 
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dass seit Ende 2005 in Deutschland überwie-
gend ETBE hergestellt wird. 

Im Jahr 2003 wurden in Deutschland etwa 
280.000 m³ Ethanol erzeugt, in 2004 war das 
Erzeugungsvolumen etwas niedriger. Dieses 
Volumen macht etwa 10 % der EU-Produktion 
aus. Weltweit wurden 2004 etwa 41 Mio. m³ 
Ethanol hergestellt – überwiegend in Amerika 
(vgl. Kap. 4). 

Der deutsche Ethanolsektor ist geprägt 
durch das Branntweinmonopol sowie kleine 
und mittelgroße Erzeuger von Agraralkohol 
und der zweitgrößten europäischen Synthese-
Ethanol-Anlage. Traditionell spielt die deut-
sche Ethanolindustrie aufgrund des konservie-
renden Charakters des Branntweinmonopols im 
europäischen Kontext nur eine untergeordnete 
Rolle. Deutschland ist der wichtigste Ethanol-
Importmarkt der EU. Die Importe nehmen seit 
geraumer Zeit zu und setzen die heimischen 
Produzenten zunehmend unter Druck. Die Ex-
porte Deutschlands betragen dagegen nur ein 
Drittel des Importvolumens und sind zudem 
schrumpfend. Bei den Exporten handelt es sich 
zudem überwiegend um Syntheseethanol. 

Wichtiger als die bestehenden Anlagen für 
die Entwicklung des Angebots von Bioethanol 
sind die neuen Großanlagen. Die beiden Unter-
nehmen Südzucker und Sauter haben drei An-
lagen mit einer Gesamtkapazität von rund 
540.000 m³ in den neuen Bundesländern errich-
tet. Neben diesen Großanlagen sind auch zahl-
reiche weitere Anlagen unterschiedlicher Grö-
ßenordnung im Bau bzw. in der Planung. Die 
Gesamterzeugungskapazität in Deutschland 
betrug damit Ende 2005 etwa 900.000 m³. Die 
Kapazität der Großanlagen ist mehr als aus-
reichend, um die Nachfrage nach Bioethanol 
für die ETBE-Produktion zu decken (ca. 
360.000 m³ bei einer angenommenen Jahres-
produktion von 600.000 t in Deutschland). 
Ausreichenden Absatz im heimischen Markt 
für diese Anlagen wird es nur bei der direkten 
Beimischung zum Ottokraftstoff geben. Das 
bestehende Überangebot wird wachsen, wenn 
weitere Anlagen gebaut werden.8 

Die nachfolgende Abb. 1 zeigt den Pro-
duktionsablauf in einer großen Bioethanolanla-
ge, die aus Gerste oder Weizen über die we-
sentlichen Produktionsschritte Rohstoffaufbe-

Abb. 1: Typisches Ablaufschema einer Getreide verarbeitenden Ethanolfabrik 
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reitung, Fermentation und Destillation Ethanol 
sowie ein eiweißreiches Futtermittel (DDGS)9 
herstellt. Das bei der Fermentation freiwerden-
de CO2 kann ebenfalls vermarktet werden, 
beispielsweise an die Getränkeindustrie. 

Die internationale Wettbewerbsfähigkeit 
der deutschen Bioethanolerzeugung kann durch 
die Nutzung der Möglichkeiten des novellier-
ten Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) erheb-
lich verbessert werden. Voraussetzung für die 
Einspeisevergütung ist die Erzeugung von Bio-
gas und dessen Verstromung in einer Kraft-
Wärme-Kopplungs-Anlage. In landwirtschaft-
lichen Brennereien ist dies aufgrund der relativ 
kleinen Kapazitäten bereits heute mit bewährter 
Technik möglich. Bei Bioethanolanlagen im 
industriellen Maßstab ist dies mit herkömmli-
cher Technik bislang nicht möglich und erfor-
dert innovative Verfahren. 

Ob es zu einem weiteren Ausbau der deut-
schen Ethanolproduktionskapazitäten kommen 
wird, hängt u. a. vom Ergebnis der WTO- und 
der EU-Mercosur-Verhandlungen ab. Unsiche-
re Rahmenbedingungen (insbesondere hinsicht-
lich des Zollschutzes) führen dazu, dass schon 
geplante Investitionsvorhaben zunächst zu-
rückgestellt werden. Auch die vorgeschlagene 
Regelung im Koalitionsvertrag der derzeitigen 
Regierungsparteien führt zu einer Verunsiche-
rung möglicher Investoren. 

Wettbewerbsintensität und Preisniveau 
im europäischen Bioethanolmarkt werden 
primär ein Resultat von politischen Entschei-
dungen sein. Eine Reduzierung des Außen-
schutzes und die Einräumung von Importkon-
tingenten wird Druck auf die Ethanolpreise 
ausüben. Europäische Produzenten können 
mit Produzenten aus Brasilien nicht konkur-
rieren. Im freien Wettbewerb würden sie aus 
dem Markt ausscheiden und ein weiterer Aus-
bau der europäischen Bioethanolindustrie 
würde nicht stattfinden. Hohe Ethanolpreise 
im Markt stellen sich dann ein, wenn die 
Nachfrage schneller wächst als das Angebot. 

Der wachsende Dieselmarkt ist bislang hin-
sichtlich einer Bioethanol-Beimischung von den 
Marktteilnehmern nicht in Erwägung gezogen 
worden. Unter Verwendung entsprechender 
Additive ist aber auch „Diesohol“ eine mögliche 
Option, die den Absatzmarkt für Bioethanol 
beträchtlich anwachsen lässt. Allerdings lässt 
sich damit nicht das Problem lösen, dass bereits 

bei geringfügigen Beimischungen von Ethanol 
der Flammpunkt deutlich abgesenkt würde. Dies 
ist nach der Diesel-Norm nicht zulässig. 

Ein weiterer Wachstumstreiber wäre die 
Einführung von Flexible Fuel Vehicles 
(FFVs)10. Erste Initiativen zur Markteinfüh-
rung wurden gestartet. FFVs ermöglichen dem 
Verbraucher die bewusste Entscheidung für 
die Verwendung eines überwiegend regenera-
tiven Kraftstoffs. FFVs erhöhen zudem die 
„Visibility“ von Bioethanol im Markt. Aller-
dings ist der Erfolg dieser Option auch von 
der Fortführung der Steuerbefreiung von Bio-
kraftstoffen abhängig. 

In Deutschland wurde die Steuerbefreiung 
von Biokraftstoffen vom Gesetzgeber mit öko-
logischen, energie-, beschäftigungs- und struk-
turpolitischen Argumenten begründet. Auch 
sollte die Steuerbefreiung Innovationen för-
dern. Sofern es aufgrund von steigenden Im-
porten nicht zu einer Ausweitung der Produkti-
on in Deutschland kommt, werden energie-, 
beschäftigungs- und strukturpolitische Ziele 
weitgehend nicht erreicht. 

3 Rohstoffe für die Ethanolerzeugung in 
Deutschland 

Ethanol kann in den erforderlichen Mengen für 
den Bioethanolmarkt nur aus den landwirt-
schaftlichen Rohstoffen hergestellt werden, bei 
denen ein Mindestmaß an Anbauerfahrung und 
eine möglichst bestehende bzw. nahe liegende 
großtechnische Nutzung vorhanden sind. Bei 
Zuckerrüben, Weizen, Roggen, Triticale (eine 
Kreuzung von Weizen und Roggen, Anmerkung 
der Redaktion), Körnermais und Kartoffeln 
verfügt die deutsche Landwirtschaft über erheb-
liche Anbauerfahrung und erzielt hohe Erträge 
meist in Verbindung mit einer hohen Ertragssi-
cherheit. Unter den gegebenen klimatischen und 
anbautechnischen Bedingungen stellen diese 
Rohstoffe die vielversprechendsten Optionen für 
eine Produktion von Ethanol dar. Andere nutz-
bare Kulturpflanzen wie Zuckerhirse, Gehalts-
rüben, Topinambur und Zichorien erfüllen die 
genannten Kriterien (Anbauerfahrung, groß-
technische Nutzung) nicht und kommen daher 
als Rohstoff für die Ethanolerzeugung derzeit 
nicht in Betracht. 

Traditionell eine große Bedeutung für die 
Ethanolerzeugung in Deutschland hat die Kar-
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toffel. Rund 50 % des von der Bundesmono-
polverwaltung für Branntwein übernommenen 
Ethanols kommt aus kleinen landwirtschaftli-
chen Brennereien, die auf Kartoffelbasis arbei-
ten. Kartoffeln sind für die Ethanolerzeugung 
ein problematischer Rohstoff. Nachteilig sind 
vor allem die hohen Rohstoff-, Lager- und 
Verarbeitungskosten, die eingeschränkte Ver-
wendbarkeit der Schlempe sowie der hohe 
Abwasseranfall. Kartoffeln spielen aufgrund 
dieser gravierenden Kostennachteile keine 
Rolle für die Bioethanolerzeugung. 

Zuckerhaltige Rohstoffe spielen global be-
trachtet die dominierende Rolle bei der Ethanol-
erzeugung.11 Bei der Umwandlung von Sonnen-
energie in Biomasse erbringt die Zuckerrübe auf 
die Fläche bezogen die höchste Leistung aller 
Nutzpflanzen, die in den gemäßigten Zonen 
angebaut werden. Dies ist auf ihre Fähigkeit zur 
intensiven Photosynthese auch bei relativ nied-
rigen Temperaturen zurückzuführen. 

Zuckerrüben können direkt, in Form von 
Dick- oder Dünnsaft und über Melasse zu Etha-
nol verarbeitet werden. Zuckerrüben weisen 
zwar die höchste Flächenproduktivität auf, ha-
ben andererseits aber deutliche Nachteile im 
Hinblick auf Lager- und Logistikkosten. Zucker-
rüben stellen relativ hohe Anforderungen an 
Böden, wodurch der Anbau regional begrenzt 
ist. Bislang werden nur rund 25 % der für den 
Zuckerrübenanbau verwendbaren Fläche ge-
nutzt, so dass auch ein deutlicher Ausbau für 
eine Bioethanolerzeugung möglich wäre. Hinzu 
kommt, dass sich die Situation nach Auslaufen 
der derzeit geltenden Zuckermarktordnung oh-
nehin ändern dürfte. Die unsicheren Rahmenbe-
dingungen sowie die hohen Lager- und Logis-
tikkosten sind mit dafür verantwortlich, dass 
bislang keine der neuen Bioethanolanlagen Zu-
ckerrüben als Rohstoffbasis gewählt hat. 

Der Getreideanbau zur Ethanolerzeugung 
zielt vor allem auf einen möglichst hohen Stär-
kegehalt ab. Weizen weist einen hohen Stärke-
gehalt und eine gute Kornausbildung auf, ist 
allerdings ein relativ teurer Rohstoff, der zu-
dem hohe Ansprüche an die Böden stellt. Da-
gegen können Roggen und Triticale auch auf 
ertragsschwachen Böden angebaut werden. 
Diese Getreidearten erreichen aber im Ver-
gleich zu Weizen eine geringere Flächenpro-
duktivität. Bei Roggen ist die Verarbeitung zu 
Ethanol etwas teurer, da viskositätssenkende 

Enzyme zur Verhinderung der Verschleimung 
im Konversionsprozess beigegeben werden 
müssen und ein höherer Dampfbedarf aufgrund 
schlechterer Möglichkeiten der Schlemperück-
führung erforderlich ist. Die Verfügbarkeit von 
Roggen am Markt ist derzeit abhängig von der 
geltenden Marktordnung. 

Die Ethanolherstellung auf Maisbasis 
spielt bislang in Deutschland keine Rolle.12 
Zukünftig kann sich dies ändern, wenn neue 
Sorten zugelassen werden, bei denen der Mais 
noch auf dem Feld trocknen kann, bevor er 
geerntet wird. Dadurch wird die sonst erforder-
liche aufwändige Trocknung vor der Verarbei-
tung eingespart. Damit kann Mais zu einem 
attraktiven Rohstoff für die Ethanolerzeugung 
in Deutschland werden. 

Insgesamt kann festgestellt werden, dass 
die in Deutschland zur Verfügung stehenden 
landwirtschaftlichen Anbauflächen grundsätz-
lich keinen limitierenden Faktor für die Errei-
chung der genannten Beimischungsziele darstel-
len, allerdings müssen hier möglicherweise auf-
tretende Nutzungskonkurrenzen berücksichtigt 
werden.13 Verwendet man die derzeitigen Ge-
treide- und Zuckerexporte sowie die noch nicht 
für den Rapsanbau verwendeten Stilllegungsflä-
chen, dann können knapp 8 Mio. m³ Bioethanol 
hergestellt werden (vgl. Tab. 2 nächste Seite). 

Für die EU-15 wird das Potenzial an Bio-
kraftstoffen aus Energiepflanzen, Abfall- und 
Reststoffen auf 15 % des gesamten Kraftstoff-
verbrauchs geschätzt (BMVBW 2001). 

Neben der Verwendung traditioneller 
landwirtschaftlicher Produkte wird zunehmend 
die Verarbeitung von lignozellulosehaltigen 
Rohstoffen diskutiert, bei denen Zellulose, 
Lignin und Hemizellulose für die Ethanoler-
zeugung genutzt werden. Zu diesen Pflanzen 
zählen etwa schnellwachsende Baumarten 
(z. B. Pappeln, Weiden), Miscanthus und Ru-
tenhirse. Mittel- bis langfristig sind zellulose-
haltige Rohstoffe vielversprechend, da sie zum 
einen in sehr großer Menge und zum anderen 
wahrscheinlich zu niedrigen Kosten zur Verfü-
gung stehen können. Bislang bestehen aller-
dings erhebliche technische Schwierigkeiten, 
Ethanol auf dem Wege der Fermentation aus 
zellulosehaltigen Rohstoffen zu gewinnen; zu-
dem sind die Konversionskosten noch deutlich 
zu hoch, um wirtschaftlich Ethanol produzieren 
zu können. Schließlich bestehen ungelöste Prob-
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leme bei der Aufbereitung des Abwassers. Die-
ser Verarbeitungsansatz kommt daher für ein 
Bioethanolprogramm in Deutschland derzeit 
nicht in Betracht, kann allerdings für die Zu-
kunft eine interessante Option darstellen. 

4 Bioethanol in Brasilien 

Wie aus Abbildung 2 hervorgeht, hat die welt-
weite Ethanolproduktion in den letzten Jahren 
stetig zugenommen und lag 2004 bei rd. 
40 Mio. m3. Hinsichtlich der regionalen Vertei-
lung ist hierbei Südamerika zwar dominierend, 
aktuell haben aber die USA Brasilien als bisher 
weltgrößten Ethanolhersteller überholt. Im 
Gegensatz dazu verfügt Brasilien weltweit aber 
immer noch über die deutlich kostengünstigste 
Ethanolproduktion; deshalb soll hierauf näher 
eingegangen werden. In Brasilien liegen die 
Vollkosten der Ethanolproduktion bei 200 bis 
250 US$ pro m³ Ethanol – bei einem Dollar-
kurs von 1,23 entspricht dies 163 bis 203 € pro 
m³. In Europa liegen die Vollkosten bei kon-
ventionellen Anlagen derzeit zwischen 450 und 
500 € pro m³. Aufgrund des relativ geringen 
mineralischen Düngemittelbedarfs beim Anbau 
des Zuckerrohrs sowie des Energieüberschus-
ses im Konversionsprozess – durch die energe-
tische Nutzung der Bagasse – ist die Energiebi-
lanz sehr günstig. Entsprechend hoch sind die 
Einsparungen an Treibhausgasen. 

Abb. 2: Entwicklung der weltweiten Ethanol-
produktion und deren Verteilung 
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Quelle: Zusammenstellung nach F.O. Licht (2004) 

Brasilien verfügt über die weltweit größten An-
bauflächen für Zuckerrohr. Die Zuckerrohrpro-
duktion ist in der Centre-South-Region konzent-
riert, insbesondere in den Staaten São Paulo und 
Paraná (85 % des gesamten Anbaus). Der Rest 

Tab. 2: Potenzial für die Bioethanolproduktion in Deutschland 

 Produktion / verfügbare Fläche Potential für Bioethanol 
Potenzielles 
Bioethanol- 

Produktionsvolumen 

Getreide 

• Erntevolumen ca. 45 Mio. t 
p. a. in Deutschland 

• Anbaufläche beträgt etwa 6,9 
Mio. ha, entspricht etwa 60 % 
der Ackerfläche 

• knapp 15 Mio. t Getreide-
exporte (Durchschnitt der 
letzten 5 Jahre) 

• 5,3 Mio. m³  

Zuckerrüben 

• rund 3,8 Mio. t Zuckerproduk-
tion p. a. 

• Anbaufläche beträgt etwa  
450.000 ha 

• rund 1,3 Mio. t Zuckerex-
porte p. a. (Durchschnitt 
der letzten 5 Jahre) 

• 0,8 Mio. m³ 

Stilllegungs-
flächen 

• 1,2 Mio. ha Stilllegungsflächen 
• ca. 300.000 ha Nutzung für 

Rapsanbau 

• 800.000 ha für Anbau von 
Rohstoffen für die Bio-
ethanolerzeugung (Kon-
kurrenz zu anderen Nut-
zungsoptionen muss be-
rücksichtigt werden) 

• 1,8 Mio. m³ 

Quelle: persönliche Mitteilung der Südzucker AG 
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wird im Nordosten Brasiliens angebaut, aller-
dings unter ungünstigeren Bedingungen. 

Der Zuckerrohranbau Brasiliens nimmt 
gegenwärtig einen relativ kleinen Teil der 
landwirtschaftlichen Nutzfläche ein. Das brasi-
lianische Landwirtschaftsministerium geht von 
einer landwirtschaftlichen Nutzfläche von 320 
Millionen Hektar aus. Zurzeit werden davon 
etwa 53 Millionen Hektar in Anspruch ge-
nommen, für den Zuckerrohranbau werden 5,6 
Millionen Hektar genutzt (vgl. Abb. 3). 

Heute wird in Brasilien jeweils etwa die 
Hälfte des Zuckerrohrs für die Zucker- und 
Ethanolproduktion verwendet. Im Jahr 2003 
wurden in Brasilien 350 Mio. t Zuckerrohr 
geerntet. Große Schwankungen in den Ernte-
mengen sind vor allem auf die Wetterverhält-
nisse zurückzuführen. Es existieren etwa 400 
Ethanol-Konversionsanlagen mit einer Ge-
samtkapazität von derzeit etwa 18 Mio. m³ p. a. 
Diese Anlagen verarbeiten etwa zwei Drittel 
der Zuckerrohr-Biomasse. Neue Technologien 
sind in der Entwicklung, um auch aus dem sog. 
Zuckerrohrstroh (Blattmasse), das heute über-
wiegend auf den Feldern abgebrannt wird, 

Ethanol zu gewinnen. Ein weiterer Anreiz zur 
Optimierung wurde durch das neue brasiliani-
sche Energieeinspeisegesetz gesetzt. Über-
schüssige Bagasse von den Zucker- und Etha-
nolfabriken kann verstromt und in das öffentli-
che Stromnetz eingespeist werden. 

Seit der Einführung des Proálcool-Pro-
gramms 1975 wird in Brasilien dem Benzin 
Ethanol beigemischt. Heute gibt es im brasili-
anischen Kraftstoffmarkt nur Benzin mit einer 
Beimischung von 25 % Ethanol (E-25) und 
reines Ethanol (E-100). Der jährliche Ver-
brauch liegt seit Ende der 1980er Jahre bei 
rund 12 Mio. m³, wobei der Verbrauch von 
Ethanol als Reinkraftstoff von 1997 bis 2002 
rückläufig war, in den letzten Jahren aber 
wieder anstieg. Derzeit werden rund 14 Mio. 
m³ Ethanol im Inlandsmarkt als E-100 oder 
E-25 abgesetzt. Ethanolfreies Benzin ist im 
brasilianischen Markt nicht vorhanden. 

Für diese zwei Kraftstofftypen existieren 
auf dem brasilianischen Markt heute drei ver-
schiedene Fahrzeugtypen. Für das sog. Gasohol 
(E-25) werden normale Ottomotoren geringfü-
gig modifiziert. Die in Brasilien angebotenen 

Abb. 3: Brasilien – Entwicklung der landwirtschaftlichen Nutzfläche, Zuckerrohranbaufläche und 
Zuckerrohr- bzw. Ethanolproduktion 
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Fahrzeuge verarbeiten den ethanolhaltigen 
Kraftstoff problemlos. Selbst aus Deutschland 
importierte Luxusfahrzeuge haben mit dem 
brasilianischen Gasohol keine Probleme. Die 
Beimischung von Ethanol führt sogar zu einer 
verbesserten Motorleistung. Die reinen Etha-
nolfahrzeuge, die mit E-100 betankt werden, 
sind stärker modifiziert. Seit 2003 werden auch 
FFVs auf dem Markt angeboten, mit denen 
sowohl E-25 als auch E-100 getankt werden 
kann. Im Jahr 2004 waren etwa 30 % der Neu-
zulassungen FFVs, im Jahr 2010 soll bereits 
ein Viertel der gesamten Fahrzeugflotte aus 
FFVs bestehen. Der Erfolg der FFVs im Markt 
hat sich in 2005 noch weiter verstärkt. Die 
Mineralölindustrie erwartet aus diesem Grunde 
eine deutliche Ausweitung der Binnennachfra-
ge nach Ethanol. 

Angesichts der erwarteten rasanten Steige-
rung der Ethanolnachfrage stellt sich die Frage, 
wie die Investitionen in die Ethanolindustrie und 
die Erschließung neuer Anbauflächen in relativ 
kurzer Zeit realisiert werden können. Für den 
internationalen Markt bedeutet dies unter Um-
ständen, dass angesichts der starken Binnen-
nachfrage nur ein geringes Angebot aus Brasi-
lien zur Verfügung stehen könnte. Zudem ist die 
Infrastruktur unzureichend, was sich u. a. in 
hohen Logistikkosten und Risiken niederschlägt. 
Darüber hinaus ist zu erwarten, dass steigende 
Ethanolpreise in Brasilien auch den Weltmarkt-
preis von Ethanol nach oben ziehen werden. 
Dieser Prozess würde umso stärker ausfallen, je 
länger der Trend steigender Ölpreise anhält. 

Als große Chance für die brasilianische 
Ethanolindustrie wird die weltweit stark wach-
sende Nachfrage nach Bioethanol betrachtet. In 
einer wachsenden Zahl von Ländern in Europa 
und Asien wird die Verwendung von Biokraft-
stoffkomponenten forciert. Länder wie Japan 
und Korea haben erheblichen Importbedarf. 
Auch Exporte in die USA spielen eine wachsen-
de Rolle. Allerdings ist auch bekannt, dass die 
Preise für brasilianisches Ethanol in der Ver-
gangenheit immer sehr volatil waren, bedingt 
durch schwankende Nachfrage und unterschied-
liche Zuckerpreise. Vor dem Hintergrund des 
erwarteten starken Anstiegs der Nachfrage so-
wohl im Heimatmarkt als auch in Nordamerika, 
Asien und Europa expandiert derzeit die brasili-
anische Ethanolproduktion deutlich. 

5 Energie- und Treibhausgasbilanzen 

Der Einsatz von Bioethanol als erneuerbarer 
Kraftstoff war aus klimapolitischer Sicht lange 
Zeit nicht unumstritten. Gegner argumentieren 
mit ungünstigen Treibhausgasbilanzen auf-
grund aufwändiger Umwandlungsprozesse und 
geringer Energieausbeuten. Vorliegende Stu-
dien kommen in Abhängigkeit von den getrof-
fenen Annahmen zu unterschiedlichen Ergeb-
nissen. Vielen wissenschaftlichen Studien ist 
gemeinsam, dass jüngere Entwicklungen bei 
der Optimierung von Verfahren und Technolo-
gien in Brennereien und in der Landwirtschaft 
sowie Gutschriften für anfallende Kuppelpro-
dukte nicht ausreichend berücksichtigt sind. In 
jüngster Vergangenheit erschienene Studien 
bestätigen dies (vgl. Quirin et al. 2004; 
Schmitz 2005). Allerdings ist die Varianz der 
Ergebnisse sehr groß. Sie resultiert vor allem 
aus unterschiedlichen Ansätzen zur ökonomi-
schen und ökologischen Bewertung der Kup-
pelprodukte, unterschiedlichen Verfahren in 
der landwirtschaftlichen Produktion und in der 
Konversion sowie aus unterschiedlichen Sys-
tem- bzw. Bilanzgrenzen.14 

Entsprechend zeigen auch aktuelle Studien 
bei den Energiegewinnen erhebliche Spann-
breiten von 4,3 MJ / Liter Ethanol bis 
26,4 MJ / Liter (vgl. Schmitz 2005). Die über-
wiegende Zahl der Studien geht von Energie-
gewinnen zwischen 8 und 15 MJ / Liter aus. 
Bei den Treibhausgasbilanzen reicht die Span-
ne der Einsparungen von 0,5 kg bei der Bio-
ethanolproduktion aus Weizen bis 2,24 kg 
CO2-Äquivalente / Liter Ethanol bei der Pro-
duktion aus Zuckerrohr in Brasilien (vgl. Ma-
cedo et al. 2004). Für Deutschland liegt der 
beste Wert bei 1,5 kg CO2-Äquivalente / Liter 
Ethanol bei der Produktion aus Zuckerrüben. 

Die Konversion bietet das größte Optimie-
rungspotential in der gesamten Erzeugungsket-
te – beginnend mit der landwirtschaftlichen 
Produktion bis zur Verwendung des Ethanols 
im Kraftstoffsektor. Unterschiedliche Produk-
tionskonzepte reichen von traditionellen, be-
reits seit vielen Jahren im Betrieb befindlichen 
Anlagen bis hin zu Konzepten, die noch im 
Entwicklungsstadium sind. Auch unterschiedli-
che Betriebsgrößen sind zu berücksichtigen. 
Die für eine Bioethanolerzeugung in Europa in 
Frage kommenden Rohstoffe sind Weizen, 
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Roggen, Triticale, Melasse, Zuckerrüben und 
Stroh. Ein weiteres wichtiges Differenzie-
rungsmerkmal, das erhebliche Auswirkungen 
auf die Bilanzierungsergebnisse hat, ist der für 
die Konversion eingesetzte Brennstoff. Er 
reicht von Biogas, Erdgas und Müll über 
Braunkohle bis hin zu schwerem Heizöl. Die 
Verwendung nicht-fossiler Prozessenergie (im 
Konversionsprozess gewonnenes Methangas, 
Energie aus Müllverbrennung) entlastet die 
Treibhausgasbilanz beträchtlich. 

Die Erzeugung von Bioethanol aus Stroh 
verzeichnet aufgrund des verwendeten Aus-
gangsstoffs und der geringen erforderlichen 
fossilen Prozessenergie die geringsten Klima-
gasemissionen. Entsprechend hoch sind die 
Treibhausgaseinsparungen: Sie liegen zwischen 
1,89 und 2,15 kg CO2-Äquivalenten pro Liter 
Ethanol. Auch die Erzeugung von Ethanol aus 
Getreide, gekoppelt mit einer Biogas-Anlage, 
führt zu geringen Klimagasemissionen. Bei in 
Betrieb befindlichen Anlagen schneiden die 
Konversionspfade der Verarbeitung von min-
derwertiger Stärke (C-Stärke) und Getreide, 
verbunden mit der Verwendung nicht-fossiler 
Prozessenergie, am besten ab. Die Treibhaus-
gasreduzierung liegt dabei bei 1,39 bzw. 1,49 kg 
CO2-Äquivalenten. Die größten Klimagasemis-
sionen entstehen bei der Produktion von Ethanol 
aus Rübensaft und der Verwendung von Braun-
kohle als Energieträger. Tab. 3 gibt einen zu-
sammenfassenden Überblick über die relative 

Vorzüglichkeit der verschiedenen Rohstoff- und 
Energieoptionen der Ethanolproduktion. 

6 Schlussbemerkungen 

Bislang beschränkt sich die Bioethanol-
Nachfrage in Deutschland weitgehend auf die 
Versorgung des ETBE-Marktes. Die Perspekti-
ven für die Bioethanolerzeugung werden we-
sentlich durch politische Parameter und weniger 
durch Konsumentenpräferenzen beeinflusst (vgl. 
Abb. 4 nächste Seite). 

Die Automobilindustrie spricht sich mitt-
lerweile für eine verstärkte Verwendung von 
Biokraftstoffen aus (siehe Beitrag von Seyfried 
in diesem Schwerpunkt). DaimlerChrysler hat 
sich beispielsweise aus Anlass des vierten 
Umweltforums des Unternehmens in Magde-
burg verpflichtet, Fahrzeuge herzustellen, die 
mit einem Anteil von 10 % Biokraftstoffen be-
trieben werden können. Gleichzeitig will das 
Unternehmen die Entwicklung entsprechender 
Kraftstoffstandards gemeinsam mit anderen 
Unternehmen und Institutionen vorantreiben. 
DaimlerChrysler wie auch andere Automobil-
hersteller erhoffen sich aus der verstärkten Ver-
wendung von Biokraftstoffen Gutschriften bei 
den CO2-Emissionswerten ihrer Fahrzeuge. Dies 
dürfte mittelfristig zu einer erheblichen Auswei-
tung der Nachfrage nach Bioethanol führen. Es 
ist wahrscheinlich, dass in Deutschland bzw. in 
der EU ein E-10-Kraftstoff genauso Standard 

Tab. 3: Nettoenergiegewinn und Treibhausgasreduzierung bei verschiedenen Rohstoff- und Energie-
optionen der Ethanolgewinnung 

Rohstoff / Energieträger 
Netto-Energiegewinn (Output abzgl. 

fossilem Input) (MJ / l Ethanol) 
Treibhausgasreduzierung 

(kg CO2-Äquivalent / l Ethanol*) 

Melasse / Heizöl S 6,4 0,8 

Rübensaft / Braunkohle 6,6 0,3 

C-Stärke + Melasse / Erdgas 8,9 1,1 

Getreide / Erdgas 6,6 0,7 

Getreide / Müll  14,5 1,1 

Getreide / Biogas  19,2-21, 3 1,1-1,5 

Stroh / Biogas 15,7-20,1 1,6-1,8 

*) 1 l Ethanol ≙ 0,65 l Benzin bzgl. des Heizwerts; Heizwert Ethanol: 21,17 MJ / l; Heizwert Benzin: 32,45 MJ / l 
Quelle: Schmitz 2005 
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wird wie in den USA. Es ist unwahrscheinlich, 
dass die Mineralölindustrie dauerhaft einer 
Etherstrategie den Vorzug gibt und auf die di-
rekte Beimischung von Ethanol verzichtet. 

Nicht förderlich für die weitere Entwick-
lung des Biokraftstoffmarktes ist die Situation 
in der EU-25. Dieser Markt gleicht einem Fli-
ckenteppich. In den verschiedenen Ländern 
werden verschiedene Systeme zur Förderung 
von Biokraftstoffen implementiert, die in aller 
Regel heimische Produzenten massiv bevorzu-
gen. In Frankreich oder Spanien kommen z. B. 
nur Biokraftstoffe von so genannten lizenzier-
ten heimischen Herstellern in den Genuss einer 
steuerlichen Förderung. Ausländische Wettbe-
werber haben dagegen keine Chance. Gleich-
zeitig sind die so in ihren Heimatländern ge-
förderten Unternehmen als Exporteure in den 
„freien“ EU-Märkten Deutschland und Schwe-
den aktiv. Die EU-Kommission sollte hier ihre 
originäre Aufgabe wahrnehmen und gleiche 
Bedingungen für einen funktionierenden Wett-
bewerbsmarkt schaffen. 

Anmerkungen 

1) ETBE steht für Ethyl-Tertiär-Butyl-Ether. Es 
handelt sich um einen Oktanzahlverbesserer, der 
aus Bioethanol und Isobuten hergestellt wird. 

2) TAEE steht für Tertiär-Amyl-Ethyl-Ether. 
3) Die Zielwerte beziehen sich dabei auf den sub-

stituierten Energiegehalt (unterer Heizwert). 

4) FAEE steht für Fatty Acid Ethyl Ester. Es ent-
spricht FAME, allerdings wird bei der Produk-
tion nicht Methanol sondern Ethanol eingesetzt. 

5) 1 m³ Bioethanol besitzt ein Gewicht von 0,79 t 
(Anm. d. Red.). 

6) Bei Mischungen von Ottokraftstoff mit Ethanol 
kommt es zu einer Veränderung des Dampf-
drucks. Der Dampfdruck resultiert aus den Kraft-
stoffkomponenten, die bei einer definierten 
Temperatur in einem geschlossenen Behälter aus 
der Flüssigphase in die Dampfphase übergehen. 
Bei der Beimischung von Ethanol treten hier 
Dampfdruckanomalien auf. Ethanol weist einen 
niedrigeren Dampfdruck als Ottokraftstoff auf, 
so dass bei Zumischung der Dampfdruck des 
Gemisches abfallen sollte. Dies ist allerdings bei 
niedrigen Ethanolkonzentrationen nicht der Fall. 
Bei höheren Ethanolgehalten nimmt die Dampf-
druckanomalie ab (vgl. Schmitz 2003). 

7) Bei dem in den neuen Bundesländern in 2005 
durchgeführten Direktbeimischungs-Feldver-
such wurden nach Aussagen von Vertretern der 
Mineralölindustrie erhebliche Wasserprobleme 
festgestellt. 

8) Dem Autor sind zahlreiche Projekte in unter-
schiedlichen Entwicklungsstadien bekannt. 

9) DDGS steht für „Dried Distillers Grains and 
Solubles“. Dies ist ein eiweißreiches Futtermit-
tel, das durch die Trocknung der bei der Etha-
nolproduktion anfallenden Schlempe gewonnen 
wird, wenn als Rohstoff Getreide (z. B. Mais, 
Weizen) zum Einsatz kommt. 

10) Flexible Fuel Vehicles sind an den Kraftstoff 
anpassungsfähige Fahrzeuge, deren Motoren so-
wohl mit reinem Benzin als auch mit verschiede-

Abb. 4: Bestimmende Parameter der Ethanolproduktion in Deutschland 
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nen Mischungsanteilen (bis 85 Vol.-%) von  
Ethanol im Benzin zurecht kommen. 

11) Rund drei Fünftel der globalen Produktion 
erfolgt auf der Basis von Zuckerrohr und Zu-
ckerrüben, während die Ethanolerzeugung auf 
Basis von Getreide nur ein Drittel und die Syn-
these-Ethanol-Erzeugung weniger als ein Zehn-
tel ausmacht (vgl. F.O. Licht 2003, S.1). 

12) In den USA wird überwiegend Mais als Roh-
stoff für die Bioethanolproduktion eingesetzt. 
Im Süden Frankreichs soll eine erste Mais ver-
arbeitende Bioethanolanlage entstehen. 

13) Zur Verfügbarkeit von Biomasse für die Her-
stellung von Biokraftstoffen vgl. z. B. die aktu-
elle Studie von Leible et al. (2005). 

14) Eine ausführliche Darstellung zu diesem Thema 
findet sich bei Schmitz (2005). 
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Wasserstoff löst keine 
Energieprobleme 

von Ulf Bossel, European Fuel Cell Forum 

Befürworter einer Wasserstoffwirtschaft 
sprechen von nachhaltiger Energie, die aus 
vielen Quellen abgeleitet werden kann. Diese 
Versprechungen sind kaum haltbar. Wasser-
stoff ist lediglich ein Energieträger, dessen 
Herstellung, Verteilung und Nutzung enorm 
viel Energie verschlingt. Selbst mit effizien-
ten Brennstoffzellen kann man nur ein Vier-
tel des ursprünglichen Energieinputs zu-
rückgewinnen. Langfristig wird man Was-
serstoff elektrolytisch mit Strom aus erneu-
erbaren Quellen erzeugen. Da sich Strom 
über Leitungen sehr effizient verteilen lässt, 
kann Wasserstoff den Wettstreit mit seiner 
Ursprungsenergie nie gewinnen. Aus physi-
kalischen Gründen hat eine Wasserstoffwirt-
schaft keine Chance. Man sollte sich auf eine 
"Elektronenwirtschaft" einstellen. 

1 Energiezukunft 

Eigentlich ist die Energiezukunft deutlich er-
kennbar. Nach Versiegen der fossilen Vorräte 
muss die Menschheit ihren Energiebedarf aus 
erneuerbaren Quellen befriedigen. Statt chemi-
scher Energie wird dann vorwiegend elektri-
sche Energie von Wind-, Wasser- und Solar-
kraftwerken zur Verfügung stehen. Biomasse 
wird dieses Energieangebot ergänzen. Mit effi-
zient genutztem Strom wird die Menschheit 
ihren Energiehunger ebenso gut decken können 
wie mit schlecht genutzten fossilen Brennstof-
fen oder künstlich erzeugtem Wasserstoff. Die 
Energiewirtschaft wird also auf den Kopf ge-
stellt: Strom ist ausreichend verfügbar, aber 
chemische Träger werden zum kostbaren Lu-
xus. Die Zukunft gehört der elektrischen Ener-
gie aus erneuerbaren Quellen. 

Viele Befürworter einer nachhaltig geführ-
ten Energiezukunft möchten jedoch die chemi-
sche Energiewirtschaft beibehalten und fordern 
den zügigen Aufbau einer Wasserstoffwirt-
schaft. Die Umwandlung „grünen“ Stroms in 
Wasserstoff und dessen kommerzielle Nutzung 
sind jedoch mit hohen Verlusten verbunden. 
Wasserstoff und der daraus gewonnene Strom 
müssen deshalb immer wesentlich teurer sein 

als direkt verteilte Elektrizität. Wegen der ho-
hen Verteilverluste erhöht sich auch die Zahl 
der Anlagen zur Gewinnung von Strom aus 
erneuerbaren Quellen. In einer nachhaltigen, 
auf Elektrizität aufbauenden Zukunft ist die 
Energieverteilung mittels Wasserstoff nur für 
wenige Sonderfälle zu rechtfertigen. 

2 Veränderungen im Energiebereich 

In Zukunft werden Solarstrahlung, Wind, 
Laufwasser, Wellen, Tidenhub, Geothermie 
und Biomasse geschätzte Energiequellen sein. 
Energie wird kostbar und deshalb mit höchster 
Effizienz verteilt und genutzt werden müssen. 
Eine nachhaltige Energiezukunft ruht deshalb 
auf zwei Pfeilern: 

1. Energie aus erneuerbaren Quellen, 
2. rationellste Energienutzung von der Quelle 

bis zur gewünschten Dienstleistung. 

Mit Ausnahme von Biomasse und direkt ge-
nutzter Solarwärme wird Energie aus erneuer-
baren Quellen jedoch als elektrischer Strom 
„geerntet“. In einer nachhaltigen Energiezu-
kunft werden fossile Energieträger durch Elekt-
rizität verdrängt. Strom wird zur billigen Aus-
gangsenergie, während alle daraus künstlich 
erzeugten chemischen Energieträger – also 
auch Wasserstoff – teurer sein müssen. Strom 
wird so zur „Leitwährung“ des Energiesystems. 

Die eiligst beschlossenen Wasserstoff-
Programme der Vereinigten Staaten und Euro-
pas verdeutlichen, dass die Dringlichkeit der 
Energieproblematik auch Politikern bewusst 
geworden ist. Der begleitende Paradigmen-
wechsel wird jedoch zu wenig beachtet. Wäh-
rend die heutige Energiewelt auf chemischen 
Energieträgern aufgebaut ist, wird eine zukünf-
tige Energiewirtschaft vom Strom dominiert 
sein. Fossile Brennstoffe werden dann rar und 
teuer sein oder dürfen wegen der CO2-Emissi-
onen nicht mehr eingesetzt werden. Aber 
Strom bleibt als „Quellenenergie“ vorhanden. 
Damit werden thermische Kraftwerke oder 
Verbrennungsmotoren überflüssig, elektrische 
Wärmepumpen aber zu „echten Energiever-
mehrungsmaschinen“. Wasserstoff jedoch 
muss elektrolytisch durch Einsatz von Strom 
gewonnen werden. Dies macht ihn zur teuren 
„Luxusenergie“ für einige spezielle Anwen-
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dungen, nicht aber zum universellen Energie-
träger in einer allgemeinen Wasserstoffwirt-
schaft. Die Energiewelt muss sich auf Strom, 
nicht auf Wasserstoff vorbereiten. Die Wasser-
stoff-Programme könnten zu kostspieligen, 
zeitraubenden, aber erfolglosen Abenteuern 
werden. 

3 Zwischen heute und einer nachhaltigen 
Zukunft 

Trotz Globalisierung vollzieht sich der Über-
gang von einer fossilen zu einer nachhaltigen 
Energiewelt in allen Ländern und Regionen der 
Erde zeitlich versetzt und mit unterschiedlicher 
Geschwindigkeit. Die Ölförderländer werden 
als letzte erneuerbare Quellen erschließen, 
während sich Länder wie die Schweiz oder 
Dänemark schon deutlich in Richtung „Natur-
energie“ bewegen, denn sie besitzen keine ei-
genen Quellen für Kohle, Öl oder Gas. Jede 
Region muss ihren eigenen Weg in die Ener-
giezukunft finden. Der Umstieg kann nicht 
globalisiert werden. Europa wird Amerika in 
der Entwicklung vorauseilen. 

Noch geht die Politik von der Dominanz 
der chemischen Energieträger aus und fordert 
den Ersatz von Kraftstoffen durch künstlich 
hergestellten Wasserstoff, also eine globale 
Wasserstoffwirtschaft. Diese Prämisse wird 
schon bald ihre Gültigkeit verlieren, denn auf-
grund steigender Energiepreise bewegt sich der 
Energiebereich hin zu höherer Effizienz und 
damit auch hin zu elektrischen Systemen. Erst 
nach Abschluss dieser Phase wird die Zukunft 
planbar. Der übereilte Aufbau einer Wasser-
stoffwirtschaft ist mit hohen wirtschaftlichen 
Risiken verbunden und sollte deshalb gründlich 
bedacht werden. 

Heute und in Zukunft wird sich die Ener-
gienutzung an das Energieangebot anpassen. 
Die Energiewirtschaft wird von mehreren Sei-
ten bedrängt: 

- Verbraucher reagieren auf steigende Ener-
giepreise mit Gebäudesanierungen und 
sparsameren Fahrzeugen; der Anteil chemi-
scher Energieträger am Gesamtverbrauch 
beginnt zu sinken. 

- Durch Gebäudesanierungen wird der Heiz-
wärmebedarf so stark reduziert, dass der 

Einsatz von Elektroheizungen und Wärme-
pumpen vorteilhaft wird. 

- Dreiliter-Autos, Kleinfahrzeuge, Dieselmo-
toren und Hybridfahrzeuge sind Vorboten 
einer neuen Mobilitätsstruktur; für die kur-
zen Fahrten zur Arbeit werden Kleinfahr-
zeuge mit physikalischen Energieträgern 
(Strom, Druckluft, Schwungrad) attraktiv. 

- Unter guten meteorologischen Bedingungen 
liefern Sonne, Wind & Co. bereits mehr 
Strom als den Betreibern thermischer 
Kraftwerke lieb ist; Strom verdrängt fossile 
Träger vom Energiemarkt. 

Diese Trends führen zu einer graduellen Substi-
tution chemischer Energieträger durch Elektrizi-
tät. Noch vor Einführung des Wasserstoffs wer-
den wesentliche Teile des Energiesystems auf 
Strom umgestellt sein. Dann aber fehlt die 
Rechtfertigung für den Einsatz von Wasserstoff, 
denn mit wenigen Ausnahmen bietet die Origi-
nalenergie „Strom“ im Vergleich zum Ab-
kömmling „Wasserstoff“ technische und wirt-
schaftliche Vorteile (siehe dazu insbes. Kap. 6). 

Man muss deshalb genau überlegen, wie 
viel Wasserstoff in einer nachhaltig geführten 
Energiewirtschaft überhaupt benötigt wird und 
welche energetischen Prozesse nur mit Wasser-
stoff durchgeführt werden können. Zur Opti-
mierung der energetischen Effizienz wird man 
möglichst viel Strom direkt und möglichst we-
nig für die Erzeugung von Wasserstoff einset-
zen. Nur so kann der Energiebedarf aus erneu-
erbaren Quellen nachhaltig gedeckt werden. 

4 Energie für eine nachhaltige Energie-
zukunft 

Erneuerbare Energie wird hauptsächlich als 
Elektrizität „geerntet“. Gleichstrom kommt von 
Solarzellen. Wind-, Wasser-, Wellen- und Ge-
zeitenkraftwerke liefern Wechselstrom, ebenso 
auch solarthermische und geothermische Kraft-
werke. Im nachfossilen Zeitalter werden ledig-
lich Biomasse und organische Abfälle als che-
mische Primärenergie für die Herstellung flüssi-
ger und gasförmiger Kohlenwasserstoffe zur 
Verfügung stehen. Der Fernverkehr - gleich ob 
zu Land, Wasser oder Luft - wird auch in Zu-
kunft nicht ohne flüssige, aus Biomasse herge-
stellte Kraftstoffe auskommen können. Wasser-



SCHWERPUNKT 

Technikfolgenabschätzung – Theorie und Praxis Nr. 1, 15. Jg., April 2006 Seite 29 

stoff ist für diesen Einsatz ebenso ungeeignet 
wie elektrische Batterien. 

Um diese erneuerbare Energie mit höchs-
ter Effizienz zu nutzen, müssen verlustreiche 
Wandlungsprozesse vermieden werden. Bio-
masse wird deshalb nicht in Kraftwerken „ver-
heizt“, um Strom für die elektrolytische Was-
serstoff-Erzeugung zu gewinnen. Man wird sie 
auch nicht zur Herstellung von Wasserstoff 
einsetzen, sondern in synthetische Kraftstoffe 
umwandeln, die wesentlich besser zu handha-
ben sind als das leichteste aller Gase. Aus ener-
getischer Sicht ist die natürliche Bindung von 
Kohlenstoff an Wasserstoff eine wichtige Vor-
aussetzung für die chemische Umwandlung 
von Biomasse in synthetische Kraftstoffe. Mit 
geringstem Energieaufwand vergären Bakterien 
nasse Biomasse zu gasförmigen oder flüssigen 
Energieträgern. Technische Prozesse, etwa das 
Fischer-Tropsch-Verfahren, stehen für die Um-
wandlung fester Stoffe zur Verfügung. Energe-
tisch betrachtet ist die chemische Wandlung von 
Biomasse in Methan, Methanol, Ethanol oder 
Biodiesel der Wasserstoffgewinnung immer 
deutlich überlegen. 

5 Das Automobil als Trägheitsfaktor 

Nach Durchführung der vertretbaren Sparmaß-
nahmen könnte man den Energiebedarf aus 
erneuerbaren Quellen gut decken, wären da 
nicht die Bestrebungen rund ums Auto, an 
chemischen Energieträgern möglichst lange 
festzuhalten. Automobil- und Ölgesellschaften 
haben ein verständliches Interesse an chemi-
schen Energieträgern für die eingeführte An-
triebstechnik. Der Einsatz von Wasserstoff und 
Brennstoffzelle ist im Grunde eine technische 
Variante von Benzin und Ottomotor, nur mit 
einem anderen chemischen Energieträger. 

Leider folgt die Politik den Argumenten 
der etablierten Lobby. Die „Hydrogen Initiative“ 
und das „FreedomCar“-Programm von Präsi-
dent Bush finden Nachahmer in aller Welt. Die 
Wasserstoff-Diskussion lenkt jedoch ab von 
dringend benötigten Maßnahmen im Energie-
bereich. Energieprobleme können nur durch 
Erschließung erneuerbarer Quellen und ratio-
nelle Energienutzung gelöst werden, nicht aber 
durch Wechsel des chemischen Energieträgers. 

In der Tat, einige Aspekte der Wasser-
stoffwirtschaft sind bestechend. So bezaubert 
die Idee, dass aus Wasserstoff und Luft ohne 
Ausstoß von Treibhausgasen oder Ozonkillern 
nur sauberer Wasserdampf entsteht. Auch die 
Elektrolyse frappiert. Man nehme Strom und 
Wasser und erhält Wasserstoff. Besondere 
Begeisterung findet die 1838 vom Basler Che-
miker Christian Friedrich Schönbein entdeckte 
und vom Engländer William Robert Grove 
1842 verwirklichte Brennstoffzelle. Die ver-
breitete Faszination von Wasserstoff und 
Brennstoffzelle sind verständlich. Veränderun-
gen im Energiebereich müssen jedoch auf phy-
sikalischen Fakten und technischen Erkenntnis-
sen basieren und nicht auf faszinierenden Beo-
bachtungen und naivem Wunschdenken. 

6 Wasserstoffwirtschaft ist Energie-
verschwendung 

Die relativ günstige Gewinnung von Wasser-
stoff aus Erdgas ist keine gute Eintrittskarte zur 
Wasserstoffwirtschaft, denn nach Versiegen 
der fossilen Quellen wird man Wasserstoff nur 
noch durch die elektrolytische Spaltung von 
Wasser erzeugen können. Dafür wird Gleich-
strom benötigt und zwar viel mehr, als selbst 
mit bester Technik jemals aus dem erzeugten 
Brenngas zurück gewonnen werden kann. Bei 
der Elektrolyse wird elektrische Energie in 
chemische Energie umgewandelt. Wasserstoff 
ist also keine Energiequelle, sondern lediglich 
ein Sekundärenergieträger, vergleichbar mit 
dem Wasser in einer Zentralheizung. 

Von der Quelle bis zur Nutzung gleicht der 
Weg des Wasserstoffs einem steilen Abstieg ins 
Tal. Jede Stufe der Energiekette ist mit Energie-
verlusten bzw. -aufwand verbunden (vgl. Abb. 1 
nächste Seite). Bei Wasserstoff sind die Ener-
gieverluste jedoch so groß, dass dem Wasser-
stoffverbraucher hinter einer effizienten Brenn-
stoffzelle nur noch ein Viertel der elektrischen 
Primärenergie zur Verfügung steht. Nur ein 
Viertel des erneuerbaren Stroms wird genutzt, 
während drei Viertel ungenutzt verloren gehen. 
Diese Verluste sind physikalisch bedingt und 
können auch durch zusätzliche Forschungen 
nicht wesentlich verringert werden. 
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Tab. 1: Typischer Energiebedarf für Erzeugung, Kompression bzw. Verflüssigung, Transport und 
Nutzung von Wasserstoff 

Verfahrensschritte Technische Angaben Energieverluste
MJ / kg H2 

Verluste 
(in % des Ho Wasserstoff) 

Elektrolyse 1,76 Volt, 1 atm 61 43 % 
Kompression 1 bar – 200 bar 10 7 % 
 1 bar – 400 bar 13 9 % 
 1 bar – 800 bar 17 12 % 
Verflüssigung 100 kg / h 65 46 % 
 1.000 kg / h 45 32 % 
 10.000 kg / h 35 28 % 
Straßentransport 200 bar, 200 km 18 13 % 
 200 bar, 400 km 36 25 % 
 flüssig, 200 km 3 2 % 
Pipeline 10 bar, 1.000 km 12 8 % 
H2-Elektrolyse an Tank-
stelle 

entspricht 60.000 Liter Benzin 
pro Tag 

80* 56 % 

Betanken  100 bar auf 400 bar 5 4 % 
Brennstoffzelle Verstromung 142 50 % 

* einschl. Wasseraufbereitung, Kompression, Gebäudeenergiebedarf usw.; 
der Brennwert (Ho) von Wasserstoff beträgt 142 MJ / kg 

Quelle: Bossel et al. 2003 

Abb. 1: Die Energievernichtungskaskade der Wasserstoffwirtschaft 
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Der interne Energiebedarf der Wasserstoffwirt-
schaft ist eingehend analysiert worden (Bossel 
et al 2003). In Tabelle 1 (s. vorhergehende 
Seite) sind der für die wichtigsten Wandlungs-
schritte benötigte Energiebedarf in absoluten 
Energieeinheiten MJ (Megajoule) pro kg Was-
serstoff oder in Prozent der im Wasserstoff 
enthaltenen Energiemenge (Brennwert oder 
oberer Heizwert Ho = 142 MJ / kg) angegeben. 

Zugegeben, auch die heutige Energiever-
sorgung ist nicht frei von Verlusten. Zwischen 
Ölquelle und Tankstelle werden 8 bis 12 % der 
sprudelnden Energie für Förderung, Raffinie-
rung und Transport benötigt. Bei Wasserstoff 
gehen jedoch von der Elektrolyse bis zur Was-
serstofftankstelle mindestens 50 % verloren 
oder müssen für Kompression, Verflüssigung, 
Transport, Umfüllen usw. aufgewendet wer-
den. Noch schlimmer wird es bei einer Rück-
verstromung des Wasserstoffs. Selbst mit effi-
zienten Brennstoffzellen stehen dem Verbrau-
cher nur etwa 25 % des ursprünglich eingesetz-
ten Stroms zur Nutzung zur Verfügung. Bei 
direkter Verteilung könnte der Verbraucher 
jedoch etwa 90 % des Stroms nutzen. Die in 
Abb. 1 gezeigte Verlustkaskade ist für die 
Wasserstoffwirtschaft repräsentativ. 

7 Die Besonderheiten des Wasserstoffs 

Wasserstoff ist kein Gas wie jedes andere. Auf-
grund seiner physikalischen Merkmale unter-
scheidet er sich deutlich von Erdgas (Methan) 
oder Luft. Wasserstoff ist 8-mal leichter als 
Methan (Erdgas) und 15-mal leichter als Luft. 
Um diese Gase auf 200 bar zu komprimieren 
benötigt man etwa 13,8 MJ / kg für Wasserstoff, 
1,4 MJ / kg für Methan, aber nur 0,9 MJ / kg für 
Luft. Bei Wasserstoff verschlingt die Kompres-
sion etwa 9 %, bei Methan nur 2,5 % des Ener-
gieinhalts des jeweiligen Gases. Bei 200 bar 
sind in einem Liter Wasserstoff 2,6 MJ, in Erd-
gas jedoch 8,0 MJ oder über dreimal mehr 
Energie enthalten. Benzin enthält mit 33,8 MJ / 
Liter sogar 13-mal mehr Energie als der auf 200 
bar komprimierte Wasserstoff. Brennstoffzel-
lenautos fahren mit Wasserstoff (Tankdruck 
350 bar) gerade einmal 250 km weit. Bei glei-
chem Druck, aber mit Erdgas befüllt, würde die 
getankte Energie im Erdgasauto Fahrten bis 500 
km erlauben. Wasserstoff lässt sich am besten 
als Kohlenwasserstoff speichern oder transpor-

tieren. Ein Kubikmeter flüssiger Wasserstoff 
wiegt nur 70 kg und ist damit etwas schwerer als 
Styropor. Aber ein Kubikmeter Benzin wiegt 
700 kg (und enthält 128 kg Wasserstoff). Ent-
sprechend unterschiedlich ist der obere Heizwert  
(Ho): 33,8 MJ für den Liter Benzin, aber nur 
9,9 MJ für den Liter Flüssigwasserstoff. 

Diese und andere physikalischen Merkmale 
machen reinen Wasserstoff nur bedingt geeignet 
für den täglichen Einsatz als Energieträger. Ein 
Tanklastwagen kann 26 t Benzin transportieren. 
Für dieselbe Energiemenge an Wasserstoff be-
nötigt man etwa 22 mit Wasserstoffdruckfla-
schen (300 bar) beladene Wasserstofftranspor-
ter. Wegen des geringen Energieinhalts des 
Wasserstoffs werden pro 100 km Lieferdistanz 
über 6 % der gelieferten Energiemenge konsu-
miert. Bei Benzin sind es nur gerade einmal 
0,2 %. Für die Verteilung von flüssigem Was-
serstoff ist der spezifische Energiebedarf für den 
Transport niedriger. Dafür werden jedoch min-
destens 30 % des Energieinhalts für die Verflüs-
sigung des Wasserstoffs benötigt. Eine sinnvolle 
Lösung für den Straßentransport von Wasser-
stoff ist daher nicht in Sicht. 

Im Gegensatz dazu kann man regenerativ 
gewonnenen Strom über Leitungen verteilen, 
denn es gibt keinen besseren Weg als den direk-
ten Energietransport mit Elektronen. In moder-
nen Netzen wird elektrische Energie mit einem 
Wirkungsgrad von über 90 % umweltfreundlich 
vom Kraftwerk zu Verbrauchern transportiert. 

Die Befürworter einer Wasserstoffwirt-
schaft schlagen deshalb vor, Wasserstoff an 
Tankstellen vor Ort elektrolytisch zu erzeugen. 
Eine Autobahntankstelle, die heute täglich etwa 
60.000 Liter Benzin oder Diesel verkauft, hätte 
einen elektrischen Leistungsbedarf von min-
destens 26 Megawatt und würde 107 Kubikme-
ter Wasser täglich benötigen. Die zuverlässige 
Erfüllung dieser Kriterien rund um die Uhr und 
zu allen Jahreszeiten ist für viele Standorte auf 
der Welt kein einfaches Problem. Auch der 
Energietransport per Pipeline erfordert für 
Wasserstoff etwa viermal mehr Energie als für 
Erdgas. Aus verschiedenen Gründen sind so-
wohl die bestehenden Erdgasleitungen als auch 
die Erdgasinfrastruktur nicht für den Transport 
von Wasserstoff geeignet. Diese Fakten zeigen, 
wie sehr sich Wasserstoff von Erdgas unter-
scheidet und wie neuartig die Probleme einer 
Wasserstoffwirtschaft sind. 
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8 Energiekosten in einer Wasserstoff-
wirtschaft 

Auch in Zukunft werden Verluste mit den Ener-
giepreisen verrechnet. Da lediglich 50 % des für 
die Elektrolyse benötigten Stroms beim Ver-
braucher als nutzbarer Wasserstoff angeliefert 
würden, dürfte die im Wasserstoffgas enthaltene 
Energie mindestens doppelt so teuer sein wie 
elektrische Energie aus der Steckdose. Heizen 
mit Strom wäre billiger als Heizen mit Wasser-
stoff. Erdgas wird deshalb kaum durch Wasser-
stoff ersetzt werden. Heizöl und Erdgas würden 
durch Wärmedämmung und elektrische Heizge-
räte ersetzt, nicht aber durch Wasserstoff. 

Die Verteuerung gilt auch für die Stromer-
zeugung, denn selbst mit effizienten Brennstoff-
zellen kann man lediglich 50 % der im Wasser-
stoff enthaltenen Energie in elektrische Energie 
umwandeln. Aus Wasserstoff erzeugter Strom 
muss deshalb mindestens viermal teurer sein als 
Netzstrom. Angesichts der deutlich günstigeren 
direkten elektrischen Lösung kann die Stromer-
zeugung mit Wasserstoff und Brennstoffzellen 
nie attraktiv werden. Jeder Versuch, Strom in 
Form von Wasserstoff zu vermarkten, ist aus 
ökonomischen Gründen zum Scheitern verur-
teilt. Es gibt kein Nebeneinander von Wasser-
stoff und Strom, denn Wasserstoff an sich erfüllt 
noch keine Kundenwünsche. Der Verbraucher 
benötigt Strom aus der Brennstoffzelle. 

Diese Argumente gelten auch für mobile 
Anwendungen. In einer von Elektrizität domi-
nierten nachhaltig geführten Energiewirtschaft 
werden Fahrzeuge mit elektrischem Antrieb 
attraktiv, denn pro Energieeinheit kostet Strom 
aus der eigenen Steckdose wesentlich weniger 
als Wasserstoff an der Tankstelle. Auch sind 
Elektromobile mit Rückgewinnung der Brems-
energie äußerst effizient. Bis zu 80 % der „ge-
tankten“ elektrischen Energie werden den Rä-
dern zugeführt. Im Brennstoffzellen-Fahrzeug 
wird der doppelt so teure Wasserstoff jedoch nur 
mit einem Tank-Rad-Wirkungsgrad von etwa 
40 % genutzt. Ein mit Wasserstoff-Brennstoff-
zelle ausgestattetes Fahrzeug benötigt etwa 
viermal mehr Strom als ein Elektrofahrzeug, 
bzw. verursacht viermal höhere Kraftstoffkos-
ten. Für Fahrten zur Arbeit wird man vermutlich 
Elektrofahrzeuge mit Hybridantrieb verwenden. 
Mit Lithium-Ionen-Batterien ausgestattete Elek-
trofahrzeuge fahren bereits bei ca. 1,2 l / 100 km 

Benzinäquivalent mit einer Batterieladung 
250 km weit und sind bei einem leistungsstarken 
Anschluss in wenigen Minuten aufgeladen. Als 
Lebensdauer dieser Batterien werden zehn Jahre 
genannt. Brennstoffzellenautos können diese 
Werte heute auch schon erreichen, wenn auch 
bei wesentlich höheren Betriebskosten. 

Für größere Distanzen, für den Last-, Luft- 
und Seetransport wird man dagegen syntheti-
sche, aus Biomasse hergestellte Kraftstoffe 
einsetzen. Bei vergleichbar niedriger Umwelt-
belastung übertreffen diese Energieträger den 
Wasserstoff bezüglich Handhabbarkeit, Ener-
giedichte, Sicherheit und Kosten. Eine übereil-
te Einführung des Wasserstoffs im Verkehrsbe-
reich ist angesichts dieser sich abzeichnenden 
Entwicklungen mit hohen wirtschaftlichen 
Risiken behaftet. 

9 Woher Wasser und Energie für 
Wasserstoff? 

Die Konsequenzen einer Wasserstoffwirtschaft 
werden mit folgendem Beispiel verdeutlicht. 
Zur Herstellung von einem Kilogramm Was-
serstoff (Energieinhalt von 3,5 Litern Benzin) 
werden 9 kg Wasser sowie (einschließlich Elek-
trolyse, Verflüssigung, Transport, Lagerung 
und Verteilung) etwa 100 kWh Strom benötigt. 
Wie viel Wasser und Strom werden benötigt, 
um den Flugverkehr in Frankfurt/Main auf 
Wasserstoff umzustellen? 

Am Frankfurter Flughafen werden täglich 
50 Jumbo-Jets mit je 130 Tonnen (160 m3) 
Flugbenzin befüllt. Die gleiche Energiemenge 
steckt in 50 Tonnen (715 m3) flüssigem Wasser-
stoff. Zur Betankung aller Jumbos mit Wasser-
stoff müssten täglich 2.500 m3 Flüssigwasser-
stoff bereitgestellt werden, für dessen Herstel-
lung man 22.500 m3 sauberes Wasser und die 
elektrische Leistung von acht Kraftwerken von 
je 1 GW benötigt (zum Vergleich: Das AKW 
Biblis hat eine Leistung von 1,3 GW). Für die 
Versorgung aller Flugzeuge des Flughafens mit 
Wasserstoff müsste man den Wasserverbrauch 
der Stadt Frankfurt und die Energie von mindes-
tens 25 Großkraftwerken einsetzen. 

Die Energie für den Wasserstoff stammt 
eben nicht einfach nur aus „erneuerbaren Quel-
len“, wie das die Befürworter einer Wasser-
stoffwirtschaft gerne darstellen. Die Fragen 
„Woher das Wasser?“ und „Woher der Strom?“ 
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müssen vor dem Aufbau neuer Infrastrukturen 
zuerst einmal beantwortet werden. Es gibt viele 
Gegenden in der Welt, in denen das spärlich 
fließende Wasser zur Erhaltung menschlichen 
Lebens verwendet werden sollte. 

10 Wohin führt der Weg? 

Der Übergang von der heutigen, vom Erdöl 
dominierten Energiewirtschaft zu einer nachhal-
tigen, von regenerativ erzeugtem Strom gepräg-
ten basiert also nicht auf einer einfachen Substi-
tution fossiler Energieträger durch synthetischen 
Wasserstoff. Komplexe Veränderungen müssen 
in allen Bereichen der Energietechnik bedacht 
werden: Erzeugung, Verteilung, Speicherung 
und Nutzung sind in jedem Fall zu berücksichti-
gen. Die Energiewirtschaft wird auf den Kopf 
gestellt. Während chemische Energieträger heu-
te die Ausgangsbasis bilden, wird es in Zukunft 
Strom aus erneuerbaren Quellen sein. Heute ist 
Elektrizität die sekundäre Energieform, morgen 
ist es der künstliche erzeugte Energieträger 
Wasserstoff. Während heute Erdgas und Erdöl 
preisbestimmend sind, wird es in Zukunft Strom 
aus regenerativen Quellen sein. Strom wird zur 
„Leitwährung“ im Energiemarkt. Der aus Strom 
gewonnene Wasserstoff wird deshalb immer 
teurer sein als die regenerativ erzeugte Elektrizi-
tät. Daran lässt sich nicht rütteln, weder mit 
politischen Entscheidungen noch mit aufwändi-
gen Entwicklungsprogrammen. 

In einer nachhaltig geführten Energiewirt-
schaft wird synthetischer Wasserstoff deshalb 
keine wichtige Rolle spielen, denn „Strom di-
rekt“ liefert fast immer bessere Lösungen. Der 
Sekundärenergieträger Wasserstoff kann sich 
nicht gegen den Energieträger Strom durchset-
zen, aus dem er künstlich erzeugt wurde. In der 
nachhaltigen Welt verlieren Umweltargumente 
ebenfalls ihre Gültigkeit, denn elektrischer 
Strom ist ebenso sauber wie der daraus gewon-
nene Wasserstoff. Im Gegenteil: Wegen der 
Ineffizienz der Wasserstoffkette müsste man 
zur Bereitstellung der benötigten Endenergie 
wesentlich mehr regenerative Kraftwerke er-
richten als bei einer direkten Stromverteilung 
und Nutzung. Umweltschützer beklagen sich 
heute schon über die Verschandelung des 
Landschaftsbildes durch Windkraftanlagen. Bei 
einer Energieverteilung mittels Wasserstoff 
würde sich die Zahl der Windräder vervierfa-

chen. Wer stellt dafür die Landschaft zur Ver-
fügung? Woher sollen die Energie für die Er-
zeugung des Wasserstoffs und das benötigte 
Wasser kommen? Eine quantifizierte Antwort 
auf diese Frage müssen die Befürworter der 
Wasserstoffwirtschaft erst noch liefern. 

Ein übereilter Einstieg in eine Wasser-
stoffwirtschaft wird den Übergang zur Nach-
haltigkeit nicht nur stark behindern, sondern 
vielleicht sogar unmöglich machen. Für alle 
Befürworter einer nachhaltigen Zukunft hat die 
Erschließung neuer Energiequellen eindeutig 
Vorrang vor der Einführung eines neuen Ener-
gieträgers. Dazu gehört auch die Beschäftigung 
mit der Frage, wie viele Kraftwerke (gleich ob 
Wind oder Atom) die Menschheit akzeptieren 
kann. Die Zukunft verlangt markante Verände-
rungen im Energiebereich. Man sollte mit Mut 
und Zielstrebigkeit eine nachhaltige Energie-
welt direkt ansteuern, statt zuerst einmal mit 
einer Wasserstoffwirtschaft zu experimentie-
ren. Der Weg führt zur effizienten Nutzung von 
Elektrizität aus erneuerbaren Quellen. Eine 
Wasserstoffwirtschaft hat keine Zukunft. 
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Biokraftstoffe aus Sicht der 
Mineralölindustrie 

von Klaus Picard, Mineralölwirtschaftsver-
band e.V. (MWV) 

Trotz langfristiger Verfügbarkeit von Rohöl 
ist die Erforschung und Entwicklung von 
Alternativen ein Gebot der Vernunft. 
Schnellschüsse und insbesondere das Ver-
drängen der ökonomischen Realität ist nicht 
zielführend. Die langfristige Verfügbarkeit 
fossiler Energieträger schafft ausreichend 
Zeit, nachhaltige Alternativen zu entwickeln. 
Ein Paradigmenwechsel scheint durch Bio-
kraftstoffe der zweiten Generation, die auf 
der Ganzpflanzenumsetzung basieren, mög-
lich zu werden. Insbesondere synthetische 
Kraftstoffe des innovativen Biomass-to-
Liquids-Prozesses (BtL-Prozesses) werden 
von der Mineralöl- und Automobilindustrie 
gleichermaßen unterstützt. Der Wechsel vom 
Landwirt zum „Energiepflanzenwirt“ könnte 
dann zur Realität werden. 

Mineralöl ist ein Rohstoff mit hohem Energie-
gehalt, der deutlich preiswerter als alle bisheri-
gen Alternativen ist. Mit Kraftstoffen aus Mi-
neralöl werden weit über 90 Prozent des Be-
darfs zur Sicherung der individuellen Mobilität 
gedeckt. In Bezug auf Verfügbarkeit, Hand-
habbarkeit, Energiedichte und Preiswürdigkeit 
nehmen fossile Kraftstoffe eine Spitzenstellung 
ein, an denen sich Alternativen messen müssen. 

Viele der heute verfügbaren Kraftstoffal-
ternativen halten den Anforderungen an Wirt-
schaftlichkeit, Umweltverträglichkeit und sozi-
ale Akzeptanz nicht stand. Es ist keine zu-
kunftsfähige Alternative, den stärksten und 
wettbewerbsfähigsten Energieträger durch dau-
ersubventionierte Kraftstoffe zu ersetzen. Ge-
nau das geschieht aber zurzeit durch eine 
Marktdurchdringungspolitik für Biokraftstoffe 
der ersten Generation. 

Durch das Ausblenden der realen Markt-
verhältnisse wird eine Scheinwelt geschaffen, 
die zu falschen Annahmen und in der Folge zu 
Fehlentscheidungen führt. Deutschland ist Teil 
eines globalen Marktes und muss sich der öko-
nomischen Realität stellen, um seine Wettbe-
werbsfähigkeit zu erhalten. Dauersubventionen 
können diese ökonomische Realität nicht auf 

Dauer außer Kraft setzen und stellen deshalb 
keine Lösung dar. 

Der Versuch, über die Behauptung des na-
hen Endes des Erdöls die ökonomische Realität 
auszuschalten, ist ebenso wenig zielführend. 
Erdöl ist eine endliche Ressource und deshalb 
ist die Entwicklung von Alternativen ein Gebot 
der Vernunft. Die hohe Reichweite des Öls 
bietet aber ausreichend Zeit, nachhaltige Alter-
nativen zu entwickeln. Für Panikentscheidun-
gen besteht kein Grund. Es ist angebracht, ei-
nen Blick auf die Verfügbarkeit des Energie-
trägers Öl zu werfen. 

1 Verfügbarkeit des Energieträgers Öl 

Aussagen, dass die Ölreserven nur noch 40 
oder 45 Jahre reichen, basieren auf einer Fehl-
interpretation des Begriffes „Reserve“. Die 
Reserve beschreibt die Menge an Öl, die be-
kannt und mit heutiger Technologie und zu 
heutigen Kosten förderbar ist. Diese Moment-
aufnahme sagt nichts über die tatsächliche 
Reichweite der Ölvorkommen aus. 

Die Reichweite der Ölreserven entwickelt 
sich dynamisch. Nach dem Zweiten Weltkrieg 
waren die Ölreserven nur etwa 20mal so groß 
wie der damalige Verbrauch. Bis zu Beginn der 
1970er Jahre hatte sich nicht nur die weltweite 
Ölförderung etwa verfünffacht, auch die Ölre-
serven waren gestiegen. 1972 warnte der Club 
of Rome, die Ölvorkommen würden binnen 25 
Jahren zu Ende gehen. Doch obwohl von 1970 
bis heute rund 100 Mrd. Tonnen Rohöl geför-
dert wurden, erhöhten sich die Ölreserven im 
gleichen Zeitraum um über 100 Mrd. Tonnen. 

Die heute rentabel förderbaren und durch 
Bohrungen bestätigten Reserven beliefen sich 
Ende 2005 auf 176 Milliarden Tonnen und 
waren so hoch wie nie zuvor. Aus ihnen er-
rechnet sich bei einem bestimmten weltweiten 
Verbrauch eine bestimmte Reichweite. Diese 
Berechnung berücksichtigt aber weder techni-
schen Fortschritt noch die Tatsache, dass nicht 
alle vermuteten Vorkommen bereits durch 
Bohrungen bestätigt sind. 

Gerade durch Verbesserungen in der För-
dertechnik sind in den vergangenen Jahrzehn-
ten gewaltige Fortschritte erzielt worden. Als 
Mitte der 1970er Jahre die Rohölförderung in 
der Nordsee aufgenommen wurde, beschränk-
te man sich auf Gebiete mit Wassertiefen von 
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bis zu 75 m. Heute fördert man in der Nord-
see, wo besonders schwierige Bedingungen 
herrschen, in bis zu 400 m Wassertiefe. In 
anderen Gebieten der Erde wird bereits in 
3000 m Meerestiefe gebohrt. 

Zudem spielt der Rohölpreis für die Er-
schließung von Ölfeldern eine wichtige Rolle. 
Je höher der durchschnittliche Ölpreis (vgl. 
Abb. 1), desto höher sind die wirtschaftlich 
gewinnbaren Ölreserven, weil auch schwerer 
zugängliche Vorkommen erschlossen werden 
können. Fortschritte in der Fördertechnik erhö-
hen die gewinnbaren Ölvorräte weiter. 

Heute können z.B. die kanadischen Ölsan-
de zu Kosten von unter 15 $ pro barrel erschlos-
sen werden – ein Erfolg, den noch vor zehn 
Jahren niemand für möglich gehalten hat. Durch 
die Anerkennung dieser Reserven konnte Kana-
da an die zweite Stelle der ölreichsten Länder 
aufsteigen. Andere Teile der nicht-konventio-
nellen Vorkommen sind in der Betrachtung der 
Reserven nicht erfasst – wie Schweröle und die 
in Ölschiefer und Ölsanden gebundenen Vor-
kommen. Bezieht man solche Ressourcen in die 
Berechnungen ein, ergibt sich, dass die Ölvor-
kommen auch in einigen Jahrhunderten noch 

nicht erschöpft sein werden. Eine weitere Res-
source stellen Lagerstätten dar, die zwar bekannt 
sind, die aber erst bei höheren Preisen wirt-
schaftlich gewonnen werden können. 

Vielfach wird die geringe Zahl großer Öl-
funde der vergangenen Jahre als ein Indiz für 
das nahe Ende des Öls gedeutet. In der Tat hat 
sich die durchschnittliche Feldgröße verringert. 
Ursache hierfür ist, dass die aussichtsreichsten 
Ressourcen in Regionen liegen, die unter der 
Kontrolle staatlicher Unternehmen stehen. 
Wichtige Ölförderstaaten lassen keine Investi-
tionen ausländischer Ölgesellschaften zu (siehe 
Abb. 2 nächste Seite). Private Ölgesellschaften, 
die lediglich rund 15 Prozent des weltweiten 
Ölangebots fördern, haben daher nur begrenz-
ten Zugang zu den viel versprechendsten Regi-
onen. Explorationsbohrungen werden somit 
vielfach in „reifen“ Gebieten mit begrenzter 
Wahrscheinlichkeit weiterer Entdeckungen wie 
in Europa oder Nordamerika durchgeführt. 
Dieser Trend ist durch die hohen Ölpreise der 
letzten Jahre noch verstärkt worden, da Explo-
ration in Gebieten möglich wurde, in denen die 
Kosten dafür hoch sind. 

Abb. 1: Entwicklung des nominalen und realen Ölpreises für den OPEC-Korb1 
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Neben der Exploration neuer Ölfelder hat die 
Erhöhung des Entölungsgrades erschlossener 
Lagerstätten durch eine Verbesserung der För-
dertechnik einen entscheidenden Einfluss auf 
die Reichweite des Öls (siehe Abb. 3). Während 
im Weltdurchschnitt bislang nur 35 Prozent des 
in einer Lagerstätte vorhandenen Öls gefördert 
werden, ermöglicht innovative Technik heute 
einen Spitzenwert von 70 Prozent. Im Durch-
schnitt wird mittelfristig ein Entölungsgrad von 
50 Prozent erreicht werden können. Die Steige-
rung des Entölungsgrades um ein Prozent ent-
spricht einer Erhöhung der Reichweite des Öls 
um ein Jahr. Auch wenn von Kritikern die Ein-
beziehung des technischen Fortschrittes in die 
Reichweitenberechnung angegriffen wird, än-
dert dies nichts an der erwiesenen Tatsache, dass 
sich die Reichweite durch technische Entwick-
lung auch ohne neue Funde um weitere 15 bis 
35 Jahre erhöht, wenn die aktuelle Bedarfsent-
wicklung zu Grunde gelegt wird. 

Die Endlichkeit des Öls ist also kein Grund 
für eine „Weg-vom-Öl“-Strategie, wie sie in 
letzter Zeit gern propagiert wird. Die Weltölre-
serven sind mehr als ausreichend, um den Welt-
bedarf für viele Jahrzehnte, wenn nicht für Jahr-
hunderte zu decken. Die Verfügbarkeit ist ab-

hängig von technologischen Fortschritten und 
vom Preis, den die Volkswirtschaft bereit ist, für 
das Öl zu zahlen. Der Ölpreis bestimmt die In-
vestitionen in Erschließung und Förderung be-
stehender und neuer Ressourcen. Solange auf 
ein Barrel Öl zum Marktwert von 60 Dollar in 
Deutschland umgerechnet weitere 130 Dollar an 
Steuern aufgeschlagen werden können, können 
auch neue Ölfelder zu höheren Kosten als heute 
erschlossen werden. 

Abb. 3: Fortschritte in der Ausbeute von 
Lagerstätten 
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Abb. 2: Zugang zu Ölressourcen für Investoren 
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Es besteht also ausreichend Zeit zur Entwick-
lung von Alternativen, die sowohl unter ökolo-
gischen als auch unter ökonomischen Gesichts-
punkten langfristig tragfähig sind. Die heute zur 
Verfügung stehenden nicht-fossilen Kraftstoff-
alternativen Biodiesel und Bioethanol, die so 
genannten Biokraftstoffe der ersten Generation, 
müssen sich sowohl mit Blick auf Klimaschutz 
und Wettbewerbsfähigkeit, als auch unter dem 
Aspekt der Verfügbarkeit und Versorgungssi-
cherheit als zukunftsfähig erweisen. 

2 Klimaschutz und CO2-Vermeidung 

Biokraftstoffe werden gerne öffentlichkeitswirk-
sam als CO2-frei dargestellt. Diese Darstellung 
ist zumindest für Biokraftstoffe der ersten Gene-
ration falsch, die auf Basis von Getreide- oder 
Rapskorn hergestellt werden. Für die Erzeugung 
muss fossile Energie eingesetzt werden – z. B. 
in Form von Kunstdünger oder Pestiziden. Die 
weitere Umsetzung z. B. von Getreide zu Etha-
nol ist ebenso ein energieintensiver Prozess, für 
den wiederum fossile Energie eingesetzt wird. 
Richtig ist, dass die Sonnenenergie einen we-
sentlichen Beitrag bei der Erzeugung der Bio-
masse leistet. Aber selbst dieser Vorteil kann 

aufgezehrt werden, wenn für die Prozessenergie 
z. B. in der Ethanolerzeugung Braunkohle, also 
ein Energieträger mit der höchsten spezifischen 
CO2-Emission eingesetzt wird (vgl. Abb. 4). 
Das so produzierte Ethanol kann in einer Ge-
samtbetrachtung (Well-to-wheel) sogar höhere 
CO2-Emissionen aufweisen als Ottokraftstoff 
(siehe auch Beitrag von Schindler und Weindorf 
in diesem Schwerpunkt). So verständlich die 
Entscheidung der Ethanolerzeuger auch sein 
mag, aus Kostengründen Braunkohle einzuset-
zen, so falsch ist die Behauptung gerade in die-
sem Fall, Ethanol sei CO2-frei. 

Hohe Kosten bei geringer CO2-Vermei-
dung führen zwangsläufig zu hohen Vermei-
dungskosten (vgl. Abb. 5 nächste Seite). Trotz 
Fortschritten in der Energieeffizienz liegen die 
Vermeidungskosten der konventionellen Bio-
kraftstoffproduktion in Deutschland bei 150 bis 
300 € / t CO2 und damit deutlich über den Kos-
ten für alternative CO2-Vermeidung (wie zum 
Beispiel für Gebäudesanierungsmaßnahmen mit 
10 € / t CO2). Die Vermeidungskosten liegen 
aber auch weit über den Preisen, die heute zum 
Beispiel im europäischen Emissionshandel für 
CO2 zu beobachten sind. Die Preise für Emissi-
onsrechte schwanken zurzeit zwischen 20 und 

Abb. 4: CO2-Vermeidung bestimmter Herstellungspfade von Biokraftstoffen 
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25 € / t CO2. Mittelfristig wird aber eher mit 
einem Preis von signifikant unter 10 € / t CO2 
gerechnet – insbesondere wenn die flexiblen 
Mechanismen des Kyoto-Protokolls im Rahmen 
des „Clean Development Mechanism“ und der 
„Joint Implementation“ zum Einsatz kommen. 
Die kostengünstigeren Alternativen der Vermei-
dung von Treibhausgasemissionen liegen daher 
eher in einer effizienteren Energienutzung oder 
in kostengünstigeren Vermeidungsoptionen auf 
der Basis von agrarischen Energierohstoffen. 

Unter klimapolitischen Gesichtspunkten 
muss die Einsparung von fossilen Brennstoffen 
nicht notwendigerweise bei Kraftstoffen im 
Transportsektor stattfinden. Bei Biokraftstoffen 
muss ein Teil der in der landwirtschaftlichen 
Produktion erzeugten Energie für die Konversi-
on in den Kraftstoff wieder verbraucht werden. 
Dagegen könnte bei einer anderen Verwendung 
der Bioenergie der Energiegehalt mit geringeren 

Verlusten genutzt werden. Hierzu bieten sich 
stationäre Anlagen für die Strom- bzw. Wärme-
produktion (z. B. Biomasseheizkraftwerke) an, 
die bessere Energie- und Treibhausgasbilanzen 
aufweisen als die Option Biokraftstoffe (siehe 
Beitrag von Leible et al. in diesem Schwer-
punkt). Deshalb könnte es unter Klimagesichts-
punkten sinnvoller sein, im Transportsektor 
weiterhin auf fossile Brennstoffe zu setzen und 
gleichzeitig für andere Energieverwendungen 
auf Bioenergie zurückzugreifen. 

Signifikante Fortschritte in der CO2-Ver-
meidung durch alternative Kraftstoffe sind erst 
mit Biokraftstoffen der zweiten Generation 
möglich, die auf Basis der Ganzpflanzenver-
wertung hergestellt werden wie z. B. BtL (Syn-
fuels). Biokraftstoffe der zweiten Generation 
können weitgehend CO2-frei hergestellt wer-
den. Erst dann ist die Aussage berechtigt, Bio-
kraftstoffe sind CO2-frei (vgl. Abb. 5). 

Abb. 5: CO2-Vermeidung und CO2-Vermeidungskosten ausgesuchter Biokraftstoffpfade 

0%

20%

40%

60%

80%

100%

0 50 100 150 200 250 300 350 400 450
€ / t CO2-Äquivalent

%
 C

O
2

Ve
rm

ei
du

ng
 im

 V
gl

. z
u 

fo
ss

ile
m

 K
ra

fts
to

ff

BTL Syn-diesel (Holz)

Ethanol (Weizen)***

Ethanol (Cellulose)

Bio-diesel (Raps)

Ethanol (Weizen)**

Szenario 50 € / bbl Rohöl

Ethanol (Weizen)
Prozessenergie 
Braunkohle nicht darstellbar
da höhere CO2-Emissionen
als reines Benzin 

BTL

x

 
** Prozessenergie aus Stroh, „Distillers Dried Grains with Solubles” (DDGS) 
*** Prozessenergie Erdgas, DDGS 
Kosten enthalten keine Beimischkosten. 

Quelle: Edwards et al. (2005) 



SCHWERPUNKT 

Technikfolgenabschätzung – Theorie und Praxis Nr. 1, 15. Jg., April 2006 Seite 39 

3 Versorgungsunabhängigkeit durch 
biogene Kraftstoffe 

Eine Kraftstoffversorgung aus eigenen Res-
sourcen kann Versorgungsunabhängigkeit 
schaffen, wenn heimische Kraftstoffe in ausrei-
chender Menge und tatsächlich zu einem wett-
bewerbsfähigen Preis angeboten werden könn-
ten. In einem globalen Markt wird die Verfüg-
barkeit durch Angebot und Nachfrage be-
stimmt. Die relative Kaufkraft bestimmt die 
Verfügbarkeit. Da Biokraftstoffe zwei bis vier 
Mal so teuer wie Benzin oder Diesel sind, 
könnten sie erst dann einen Beitrag zur Versor-
gungssicherung leisten, wenn Rohöl eine signi-
fikante Preissteigerung erfahren würde. Da für 
die Erzeugung der Biokraftstoffe ebenfalls 
fossile Energie eingesetzt werden muss, wären 
die Herstellungskosten der Biokraftstoffe zu-
mindest teilweise betroffen. 

Der Preis der Biokraftstoffe bildet sich aus 
Angebot und Nachfrage und folgt dem Preis 
fossiler Kraftstoffe. Das oft benutzte Argu-
ment, dass Biokraftstoffe der Volatilität des 
Ölmarktes entgegenwirken, ist widerlegt, wie 
das Beispiel der Entwicklung der Biodieselno-
tierungen im Spätsommer 2005 gezeigt hat 

(vgl. Abb. 6). Der Hurrikan „Katrina“ führte zu 
Spitzennotierungen bei Biodiesel, obwohl we-
der Rapsanbau noch Biodieselanlagen vom 
Hurrikan betroffen waren. Die Zeitung „Die 
Welt“ betitelte denn auch einen Artikel zum 
Börsengang des Unternehmens „EOP Biodie-
sel“ mit „Ein Freund hoher Spritpreise“. Dies 
ist nichts Verwerfliches, sondern Marktwirt-
schaft. Allerdings ist gleichermaßen das Argu-
ment nicht zutreffend, Versorgungssicherheit 
und Preiswürdigkeit sei durch Biokraftstoffe zu 
erreichen. Den Szenarien der International 
Energy Agency folgend, können Biokraftstoffe 
in den nächsten Jahrzehnten keinen Beitrag zur 
Versorgungssicherheit leisten. 

4 Biokraftstoffe als Beitrag für die Struktur-
reform der Landwirtschaft 

Die Diskussion um die Reform der europäischen 
Agrarpolitik ist eng mit der Förderung der Bio-
kraftstoffe verbunden. Der häufig formulierten 
Vision einer Wandlung der Bauern von Land-
wirten zu Energiewirten fehlt allerdings eine 
wissenschaftlich fundierte Grundlage. Das Ziel 
der Schaffung von Einkommen und Beschäfti-

Abb. 6: Vergleich der Oil-Market-Report-Notierungen für Diesel und Biodiesel (FAME) 
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gung im Agrarsektor durch die Förderung von 
Biokraftstoffen ist unter den heutigen Rahmen-
bedingungen kaum zu erreichen. Der entschei-
dende Faktor für die Wettbewerbsfähigkeit von 
Biokraftstoffen im Vergleich zum fossilen Sub-
stitut und auch im internationalen Wettbewerb 
sind die Rohstoffkosten. Sollen Biokraftstoffe 
wettbewerbsfähig sein, müssen sie aus mög-
lichst günstigen Rohstoffen produziert werden. 
Dies widerspricht direkt dem Ziel der Förderung 
der Landwirtschaft, die nur über höhere Preise 
erzielt werden könnte, da zusätzliche Flächen 
kaum verfügbar sind. Dazu müsste der Außen-
schutz für die Landwirtschaft zumindest im 
Bereich der Energierohstoffe aufrechterhalten 
bleiben, was aber im gegenwärtigen WTO-Pro-
zess wahrscheinlich nicht möglich sein wird. 

Eine Reduktion des Außenschutzes und 
die Verstärkung des internationalen Wettbe-
werbs, dem sich der Agrarsektor stellen muss, 
würden hingegen einen zunehmenden Bezug 
kostengünstiger Biokraftstoffe und Rohstoffe 
für die Biokraftstoffproduktion auf dem Welt-
markt ermöglichen. Dies erhöht die Wettbe-
werbsfähigkeit der Verwendung von Biokraft-
stoffen. Jedoch würde sich gleichzeitig der 
Absatz aus heimischer Produktion und heimi-
schen Rohstoffen verringern und die Förderung 
der Landwirtschaft konterkarieren. 

Eine weitere Beschränkung positiver Ef-
fekte auf den Agrarsektor ergibt sich aus der 
bestehenden Flächenbegrenzung und den dar-
aus resultierenden Flächen- und Nutzungskon-
kurrenzen. So ist die Ackerfläche Deutschlands 
seit Jahren weitgehend konstant und kann auch 
nicht ohne weiteres für den zusätzlichen Anbau 
für die Biokraftstoffproduktion ausgedehnt 
werden. Vielmehr ist zu beobachten, dass sich 
die Verwendung der deutschen landwirtschaft-
lichen Produktion von den Nahrungsmitteln 
weg zu der Bioenergie hin bewegt, während die 
Gesamtproduktion sich praktisch nicht erhöht. 
Höhere Einkommen und mehr Beschäftigung 
lassen sich durch Ausweitung der Aktivitäten 
also nur geringfügig erzielen. Dies könnte nur 
über höhere Preise und höhere Anbauintensitä-
ten geschehen, wie es bei Raps zurzeit der Fall 
ist. Dieses Beispiel lässt sich aber nicht auf die 
anderen biogenen Energierohstoffe übertragen, 
weil dort die Weltmarktkonkurrenz zu stark ist. 
Die Nutzung von Stilllegungsflächen für den 

Energiepflanzenanbau könnte hier allerdings 
eine Ausnahme darstellen. 

Generell besteht eine erhebliche Konkur-
renz in der Flächennutzung. Hierbei konkurrie-
ren die Flächenverwendungen für die Nah-
rungs- und Futtermittelproduktion, die Biomas-
seproduktion für stoffliche und verschiedene 
energetische Verwendungen, andere Land-
schaftsnutzungsformen und die Nutzung für 
den Anbau von Biokraftstoffen miteinander. 
Folglich wird der Wettbewerb um Ackerland 
und die Verfügbarkeit von Ackerland als eine 
zentrale Restriktion des mengenmäßigen Bio-
kraftstoffpotenzials in Deutschland und Europa 
gesehen. So würde bereits die Erreichung des 
EU-Ziels von 5,75 % Biokraftstoffanteil in 
2010 bei Verwendung der heute marktreifen 
Biokraftstoffe Biodiesel und Bioethanol auf der 
Rohstoffbasis Raps bzw. Getreide zu einer 
erheblichen Flächeninanspruchnahme führen. 
Auch das Joint Research Center der Europäi-
schen Kommission sieht die Notwendigkeit 
signifikanter Anpassungen der agrarwirtschaft-
lichen Produktionsstrukturen zur Erreichung 
des 5,75 %-Ziels als große Herausforderung an. 
Während bei Biodiesel mehr als die heutige 
Anbaufläche von Raps nur in die Kraftstoff-
produktion ginge und kein Raps für Nah-
rungsmittel oder andere Verwendungen mehr 
produziert werden könnte, müsste bei Bioetha-
nol nur etwa 15 Prozent der Getreidefläche für 
die Kraftstoffproduktion vorgehalten werden. 

Die Relationen der Flächenanteile ver-
schieben sich nur dann zugunsten von Biokraft-
stoffen, wenn sich auch die relativen Preise zu-
gunsten des Anbaus von Energiepflanzen für die 
Biokraftstoffproduktion verschieben. Jedoch 
bestimmen zunehmend die Weltmarktbedingun-
gen die Preise für die einzelnen Rohstoffe. 
Preisstabilisierende oder sogar preissteigernde 
Effekte bei den landwirtschaftlichen Rohstoffen 
durch eine zunehmende Biokraftstoffproduktion 
traten teilweise bei Raps auf. Dies lässt sich aber 
nicht auf Getreide übertragen, da Getreide eine 
international gehandelte „Commodity“ ist. Des-
halb wird der deutsche Getreidepreis weitge-
hend von den Weltmarktbedingungen bestimmt, 
während dies bei Raps nur eingeschränkt der 
Fall ist, da dieser nur wenig international gehan-
delt wird. Insgesamt stehen die Chancen 
schlecht, durch die Förderung der Biokraftstoffe 
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die landwirtschaftlichen Einkommen und die 
Beschäftigung zu erhöhen oder zu sichern. 

Ein Paradigmenwechsel kann durch die 
Biokraftstoffe der zweiten Generation – Kraft-
stoffe aus unspezifischer Biomasse – möglich 
werden. Mehrere Mineralölunternehmen enga-
gieren sich in der Forschung und Verfahrens-
entwicklung synthetischer Kraftstoffe (BtL). 
Der Vorteil der Biokraftstoffe der zweiten Gene-
ration besteht darin, dass für die Energieproduk-
tion gezielt angebaute Energiepflanzen an die 
Stelle des Anbaus von Nahrungsmitteln treten. 
Die Nutzung der Ganzpflanze erhöht die Ener-
gieeffizienz und damit das Potenzial der CO2-
Vermeidung. Synthetische Kraftstoffe aus Bio-
masse ermöglichen völlig neue innovative An-
sätze für Antriebskonzepte der Zukunft. Die 
neue Kraftstoffzukunft ist eine Herausforderung 
und auch eine Chance für die Landwirtschaft, 
die Zukunft ohne Subvention zu gestalten. 

Leider hat sich die deutsche Politik in der 
Koalitionsvereinbarung dafür entschieden, die 
marktwirtschaftliche Realität durch einen Bei-
mischungszwang zu ersetzen. Die Fortführung 
überkommener Strukturen der hoch subventio-
nierten Landwirtschaft führt zu einer Zementie-
rung der gegebenen Strukturen und hemmt die 
für ökonomisches Wachstum dringend not-
wendige Strukturreform. Die gesetzlich er-
zwungene Abnahme führt zu höheren Kosten 
der Mobilität und den damit verbundenen nega-
tiven Effekten für die Volkswirtschaft durch 
Wohlfahrtsverluste der Konsumenten. 

Anmerkung 

1) Der OPEC-Korb entspricht dem durchschnittli-
chen Einkaufspreis für Rohöl aus den OPEC-
Ländern (mengenmäßig gewichtet) (Anm. d. 
Red.). 
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Biokraftstoffe aus Sicht der 
Automobilindustrie 

von Frank Seyfried, Volkswagen AG 

Eine der Herausforderungen zur Sicherung 
der zukünftigen Mobilität besteht in der 
Bereitstellung erneuerbarer Kraftstoffe für 
den Verkehrsbereich. Hierbei ist zu beden-
ken, dass diese Kraftstoffe zumeist eine 
völlig andere molekulare Struktur besitzen 
als fossile Kraftstoffe und damit auch gänz-
lich andere Eigenschaften. Dies erfordert in 
den meisten Fällen nicht nur eine neue Mo-
torentechnologie sondern auch eine neue 
Produktions- und Verteilungsinfrastruktur. 
Dem entgegen ist es aus technologischen 
und ökonomischen Gründen nicht zielfüh-
rend, neben Benzin und Diesel nun auch für 
die anderen in der Diskussion befindlichen 
Kraftstoffe (wie z. B. Biodiesel, Ethanol, 
Methanol, Erdgas, Flüssiggas, Dimethyl-
ether und Wasserstoff) eine neue Infrastruk-
tur aufzubauen. Eine Zumischung dieser 
Kraftstoffe ist im Rahmen der bestehenden 
Normen zu bevorzugen. Insgesamt sinnvol-
ler ist die Nutzung eines variablen Herstel-
lungsprozesses für Kraftstoffe, der in der 
Lage ist, aus nahezu allen Primärenergien 
einen hochwertigen Kraftstoff konstanter 
Qualität herzustellen. Er sollte bei Umge-
bungsbedingungen flüssig und den kon-
ventionellen Kraftstoffen sehr ähnlich sein: 
Bei synthetischem Kraftstoff aus Biomasse 
– auch BtL, SunDiesel oder SunFuel ge-
nannt – ist dies der Fall. SynFuel heißt er, 
wenn er aus alternativen fossilen Energie-
trägern (z. B. Erdgas) hergestellt wird. Un-
abhängig von der Herkunft eröffnet er neue 
Möglichkeiten für zukünftige Verbren-
nungsprozesse. Synthetische Kraftstoffe – 
insbesondere aus Biomasse – bieten eine 
intelligente Lösung. Für das nächste Jahr-
zehnt werden größere Anteile erwartet. 

1 Einführung 

Unter Umweltgesichtspunkten wird die Ent-
wicklung von Kraftfahrzeugen und ihren An-
trieben durch ständig verschärfte Abgasstan-
dards bestimmt, die auch für konventionelle 
Antriebe praktisch bei Null liegen. Gleichzeitig 
gewinnen Maßnahmen zur Reduktion von 
Kraftstoffverbrauch und CO2-Emissionen einen 
ständig wachsenden Einfluss auf die Optimie-
rung von Fahrzeug- und Antriebskonzepten. 

Darüber hinaus steigt der weltweite Energie-
verbrauch bei sich abzeichnender sinkender 
Verfügbarkeit von preiswerter Primärenergie – 
insbesondere mit Blick auf Mineralöl. Dadurch 
wächst die Bedeutung der Entwicklung von 
Alternativlösungen gegenüber der Nutzung von 
mineralölstämmigem Kraftstoff, um die indivi-
duelle Mobilität gewährleisten zu können. 

Einen konkreten Ansatz innerhalb Europas 
bildet dabei die Selbstverpflichtung der Auto-
mobilhersteller, bis 2008 die CO2-Emissionen 
nach dem Neuen Europäischen Fahrzyklus 
(NEFZ) – bezogen auf den Flottenbetrieb von 
Neufahrzeugen – auf 140 g / km zu begrenzen 
(vgl. Abb. 1 nächste Seite). Dies entspricht 
einer Reduktion von 25 % (bezogen auf das 
Jahr 1995) und soll in zwei Anpassungsschrit-
ten erreicht werden. 

Die Schlussfolgerung aus den genannten 
Rahmenbedingungen zur CO2-Reduzierung 
kann ein dreigeteiltes Vorgehen sein, das so-
wohl kurz- bis mittelfristige Konzepte bein-
haltet, aber auch Entwicklungen genügend 
Aufmerksamkeit schenkt, die einer langfristi-
gen Aktivität bedürfen. Die drei Lösungsan-
sätze sind: 

• konsequente Verbesserung von Wirkungs-
grad und Emissionsausstoß der Antriebe, 

• Einbeziehung von alternativen Energiequel-
len in die Kraftstoffherstellung, 

• Entwicklung von CO2-effizienten Pfaden 
bei der Fahrzeugnutzung. 

Eine der Herausforderungen ist dabei die gleich-
zeitige Abstimmung von verbesserten bzw. neu-
artigen Kraftstoffen und Antrieben. Die genann-
ten Lösungsansätze fließen in der Kraftstoffstra-
tegie der Volkswagen AG zusammen (Volks-
wagen AG, 2004), über deren Inhalt es inzwi-
schen einen breiten Konsens unter den führen-
den europäischen Automobilherstellern gibt 
(vgl. Abb. 2 nächste Seite). 

Diese Strategie beruht auf vier Stufen der 
Weiterentwicklung und Kombination von Kraft-
stoffen und Antriebskonzepten (Motoren), die 
sich nach und nach ergänzen. Wie in Abbil-
dung 2 skizziert, werden auf der Seite der An-
triebskonzepte die Entwicklungen – ausgehend 
von Turbolader-Direkteinspritzern – über Hyb-
ridkonzepte (Kombination von Verbrennungs- 
und Elektromotor), kombinierte Verbrennungs-
systeme (Zusammenführung des Otto- und Die-
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selmotors zu einem Konzept) bis hin zur Brenn-
stoffzelle führen. 

Parallel zu dieser Entwicklung müssen die 
entsprechenden Kraftstoffe bereitgestellt wer-
den. Stufe 1 beinhaltet die Weiterentwicklung 
heutiger Kraftstoffe. In Stufe 2 werden syntheti-
sche Kraftstoffe (SynFuel) aus Erdgas (Gas-to-
Liquid, GtL) und ggf. aus Kohle (Coal-to-
Liquid, CtL) – in Verbindung mit einer CO2-
Sequestrierung1 – den Kraftstoffmarkt ergänzen. 
In Stufe 3 erfolgt der Wechsel von der fossil 

basierten Herstellung synthetischen Kraftstoffs 
zu nahezu CO2-neutral hergestelltem Synthese-
kraftstoff aus Biomasse (Biomass-to-Liquid, 
BtL), wie z. B. aus Holz, Stroh, Mais oder ande-
ren angebauten Energiepflanzen. Stufe 4 bildet 
letztendlich die Phase der Wasserstoffwirtschaft 
aus erneuerbaren Energiequellen und dessen 
Nutzung in der Brennstoffzelle. Bis dahin sind 
jedoch noch wesentliche Technologiebarrieren 
bezüglich Speicherdichte im Fahrzeug, Infra-
struktur oder Herstellungskosten zu beseitigen. 

Abb. 1: Vergleich der Selbstverpflichtung der europäischen Automobilhersteller (ACEA) zur CO2-
Reduzierung mit der Emission der Neuwagen-Flotte 
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Abb. 2: Kraftstoffstrategie der Volkswagen AG 
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Im nachfolgenden Kapitel 2 werden zu-
nächst die klassischen alternativen Kraftstoffe 
Biodiesel, Ethanol und Erdgas vorgestellt, ge-
folgt von der Bereitstellung von synthetischem 
Kraftstoff aus Erdgas (siehe Kap.  3). Der 
Schwerpunkt des Beitrags konzentriert sich auf 
die Bereitstellung und vergleichende Bewertung 
von synthetischem Kraftstoff aus Biomasse 
(siehe Kap.  4). Neben Potenzialabschätzungen 
werden hierzu Ergebnisse aus Lebenszyklusana-
lysen und Emissionsanalysen vorgestellt und mit 
herkömmlichen Kraftstoffen verglichen. 

Die in diesen Kapiteln vorgestellten Ergeb-
nisse resultieren aus eigenen Untersuchungen 
der Volkswagen AG bzw. aus Analysen, die in 
ihrem Auftrag durchgeführt wurden. 

2 Klassische Alternativen – Biodiesel, 
Ethanol und Erdgas 

2.1 Biodiesel 

Unter dem Begriff Biodiesel wurde ursprüng-
lich ein durch Methanol umgeestertes Rapsöl 
(Rapsölmethylester, RME) verstanden, dessen 
Eigenschaften durch die Veresterung des Pflan-
zenöls grundsätzlich verbessert worden sind. 
Inzwischen ist der Begriff Biodiesel aber er-
weitert worden und umfasst auch veresterte 
Fettsäuren (Pflanzenöle, Tierfette, gebrauchte 
Speiseöle). Der Marktanteil von Biodiesel be-
trägt in Deutschland derzeit 2 Vol.-%. Nach 
einer flächendeckenden Versorgung des Mark-
tes (z. B. EU 25) mit einem 5 %-Blend (Zumi-
schung) ist die Steigerung des Biodieselgehal-
tes im Diesel auf zunächst bis zu 10 Vol.-% 
später auch bis zu 20 Vol.-% denkbar. Der 
Einsatz von reinem Biodiesel ist aus Emissi-
onsgründen nicht zielführend und nicht not-
wendig, da das Beimischungspotenzial bei 
weitem nicht ausgeschöpft ist. 

2.2 Ethanol 

Als Beimischung zum Benzin wird Ethanol 
voraussichtlich in nahezu allen Märkten an Be-
deutung gewinnen. Derzeit ist der Marktanteil in 
Europa mit unter 1 % noch vernachlässigbar. 
Am günstigsten wird Ethanol nicht als reiner 
Kraftstoff sondern chemisch gewandelt als ET-
BE (Ethyltertiärbuthylether) eingesetzt. ETBE 
entsteht aus einer Reaktion von Ethanol (60 %) 
mit Isobuten (40 %). ETBE kann dem Benzin 

gemäß der europaweit gültigen Norm für Otto-
kraftstoff (EN 228) bis zu 15 Vol.-% ohne kun-
denrelevante Auswirkungen zugemischt werden. 
Sollte eine ETBE-Produktion in den geforderten 
Mengen nicht möglich sein, kann Ethanol direkt 
nach der EN 228 bis zur Erfüllung einer Zumi-
schung von 5 Vol.-% zum Benzin zugemischt 
werden. Die Erfüllung der EU-Biokraftstoff-
richtlinie – bis 2010 soll ein energetischer Anteil 
der Biokraftstoffe von 5,75 % realisiert sein – 
erfordert bezüglich der Ethanolbeimischung 
zum Benzin einen Mengenanteil von 8,7 Vol.-
%, aufgrund des geringeren Energiegehalts von 
Ethanol. Nach der Erfüllung der flächendecken-
den Zumischung von 5 Vol.-% Ethanol ist in 
einem zweiten Schritt eine Zumischung von 
Ethanol bis zu 10 Vol.-% denkbar, mit der dann 
die EU-Richtlinie erfüllt werden kann. In die-
sem Zeitraum könnte die EU-Kraftstoffnorm 
entsprechend geändert werden. 

Alternativ wird die Einführung von Flexib-
le-Fuel-Fahrzeugen stark diskutiert, die mit be-
liebiger Ethanolkonzentration im Benzin zwi-
schen 0 (Reinbenzin) und 85 (E85) Vol.-% be-
trieben werden können. Gegen diese Einführung 
sprechen sowohl volkswirtschaftliche als auch 
technische Gründe. Zum einen würde eine 
Marktdurchdringung (EU 25) von 10 Vol.-% 
Produktionskapazitäten von ca. 13 Mio. t Etha-
nol pro Jahr benötigen. Dies ist eine Größenor-
dung, die auch bei progressivem Vorgehen nur 
über viele Jahre hinweg aufgebaut werden kann. 
Darüber hinaus wären Investitionen in die Infra-
struktur (z. B. Tankstellennetz) für die Einfüh-
rung eines neuen Kraftstoffs kontraproduktiv. 
Im Gegensatz dazu würde in einem flächende-
ckenden Ansatz der erneuerbare Kraftstoff 
durch eine Beimischung zum herkömmlichen 
Kraftstoff von der gesamten Fahrzeugflotte ge-
nutzt und nicht nur von Neufahrzeugen. Außer-
dem treten bei hohen Ethanolkonzentrationen 
technische Schwierigkeiten wie Kaltstart- und 
Einspritzprobleme auf, die insbesondere in spar-
samen, direkt einspritzenden Ottomotoren von 
Nachteil sind. 

2.3 Erdgas 

In den nächsten Jahren wird zunehmend Erd-
gas als Kraftstoff eingesetzt werden. Eine 
Ursache hierfür ist in Deutschland die Steuer-
reduzierung auf derzeit 155 € / t, gegenüber 
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Benzin mit 855 € / t und Diesel mit 578 € / t. 
An dieser Stelle sei angemerkt, dass sich die 
Höhe der Steuerreduzierung beim Erdgas 
durch dessen CO2-Vorteile von ca. 15 bis 
20 % gegenüber dem Benzin nicht rechtferti-
gen lässt. Erdgas wird direkt zum Fahrzeugan-
trieb insbesondere im Flottenbetrieb genutzt 
werden, allerdings ist kein Ersatz der heutigen 
Kraftstoffe durch Erdgas zu erwarten. Zu 
nachteilig sind die erhöhten Kosten für den 
Katalysator der Abgasnachbehandlung sowie 
die bekannten Platzprobleme durch die gerin-
ge Energiespeicherdichte von Erdgas. 

3 Synthetischer Kraftstoff aus Erdgas 
(Gas-to-Liquid) 

Die Herstellung synthetischer Kraftstoffe aus 
fossilen Kohlenwasserstoffen – insbesondere 
aus Erdgas – bietet in vielen Regionen der Er-
de, in denen Erdgas in entlegenen Quellen kos-
tengünstig bereitgestellt wird oder als Erdölbe-
gleitgas anfällt, beim heutigen Rohölpreis eine 
wirtschaftlich sehr interessante Alternative. 
Das aus dem Erdgas reformierte Synthesegas, 
eine Mischung aus Kohlenmonoxid und Was-
serstoff, hat nahezu das ideale Mischungsver-
hältnis von ca. 1 mol CO und 2 mol H2 für eine 
anschließende Fischer-Tropsch-Synthese. Der 

aus der Fischer-Tropsch-Synthese gewonnene 
nahezu 100 %ig paraffinische Fischer-Tropsch-
Kraftstoff (FT-Kraftstoff) – vorzugsweise im 
Siedebereich von Diesel oder Kerosin – ist frei 
von Schwefel oder anderen mineralischen Ver-
unreinigungen und vollkommen aromatenfrei 
(Gehalt an Aromaten: <1 ppm). Firmen wie 
Shell und Sasol haben kürzlich Großinvestitio-
nen in GtL-Produktionen beschlossen. Es wird 
etwa fünf bis sieben Jahre dauern, bis SynFuel 
aus Erdgas in größerem Umfang zur Kraft-
stoffversorgung beitragen kann. 

Erstmals wurde das Emissionsverhalten 
des von Shell in Malaysia nach dem Verfahren 
der Shell Middle Distillate Synthese (SMDS) 
produzierten GtL-Kraftstoffs in einem Flotten-
versuch – an 25 Golf mit 1,9 l TDI Aggregat 
(74 kW) – untersucht und mit konventionellem 
Dieselkraftstoff verglichen. Der Siedebereich 
dieses Kraftstoffs ähnelt dem von üblichem 
Diesel. Bereits ohne Anpassungen in der Mo-
torsteuerung wurden deutliche Emissionsver-
besserungen gegenüber konventionellem Die-
sel erzielt (vgl. Abb. 3). Die Emission an NOx 
und Partikeln (<10 µm) reduzierten sich um 6 
bzw. 26 %; die Emission an Kohlenwasserstof-
fen (HC) und CO wurden sogar um 63 bzw. 
91 % vermindert. 

Abb. 3: Vergleich der Emissionen im Flottentest bei Synthesediesel (GtL) mit konventionellem Diesel 

(Flottentest mit 25 Serien-Golf GTI,  5 Monate Testphase)
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Der volumetrische Verbrauch blieb kon-
stant, trotz der mit 0,78 kg / l gegenüber kon-
ventionellem Diesel um 6 % verringerten Dich-
te, die CO2-Emissionen sanken um 4 %. Der 
Shell GtL-Kraftstoff setzt sich aus etwas über 
50 % n-Paraffinen und über 45 % iso-
Paraffinen zusammen. Der Anteil von iso-
Paraffinen ist für die Wintertauglichkeit uner-
lässlich, da dadurch der Cloudpunkt abgesenkt 
wird. Der Cloudpunkt entspricht der Tempera-
tur, bei der durchgesaugter Dieselkraftstoff ein 
genormtes Filter blockiert. Iso-Paraffine sen-
ken die Cetanzahl – ein Maß für die Zündwil-
ligkeit – gegenüber n-Paraffinen leicht. Den-
noch erreicht der GtL-Diesel eine Cetanzahl 
von 73 (vgl. Tab. 1 in Kap. 4.3) mit den be-
kannten guten Verbrennungseigenschaften. 
Offensichtlich ist die Aromatenfreiheit in erster 
Linie ausschlaggebend für die deutliche Ruß- 
bzw. Partikelreduzierung (vgl. Abb. 3). 

4 Synthetischer Kraftstoff aus Biomasse 
(Biomass-to-Liquid) 

Die Erzeugung von Synthesegas als Zwischen-
produkt zum Kraftstoff ermöglicht prinzipiell 
die Erzeugung eines praktisch identischen Syn-
thesekraftstoffs aus jedem Kohlenwasserstoff. 
Beim Einsatz von Biomasse als Rohstoff wird 
die Kraftstoffnutzung in den natürlichen CO2-
Kreislauf integriert und die CO2-Bilanz nahezu 
geschlossen. Abbildung 4 zeigt den mehrstufi-
gen Biomass-to-Liquid-Prozess. 

Biomasse hat in etwa ein molares H / C-
Verhältnis von 1,6. Nach der Vergasung mit 
reinem Sauerstoff muss der Wasserstoffanteil im 
Synthesegas für die Fischer-Tropsch-Synthese 
erhöht werden. Großtechnisch erfolgt dies über 
die sog. Wassergas-Shift-Reaktion; CO wird 
dabei reduziert, bis ein Verhältnis von ca. 70 % 
H2 und 30 % CO erreicht ist. In der nachfolgen-
den Fischer-Tropsch-Synthese entstehen Paraf-
fine verschiedener Kettenlängen: das Fischer-
Tropsch-Rohprodukt. Dieses Rohprodukt wird 
dann in der anschließenden Wasserstoffnachbe-
arbeitung in einer Isomerisierung oder einem 
Hydrocracking zum eigentlichen Kraftstoff auf-
gearbeitet. Nach der destillativen Trennung liegt 
der Hauptanteil des Kraftstoffs mit bis zu 80 % 
im Siedebereich des Diesels vor. 

4.1 Lebenszyklusanalyse des BtL-
Prozesses der Fa. Choren (SunFuel) 

In einer Lebenszyklusanalyse wurde der BtL-
Produktionsprozess der Fa. Choren aus Frei-
berg (Sachsen) zur Herstellung von „SunFuel“ 
auf der Basis von drei Szenarien untersucht. 
Das Szenario „Zukunft“ berücksichtigt, dass 
Wasserstoff, Sauerstoff und Elektrizität aus 
anderen erneuerbaren Quellen von außen ein-
gebracht werden. Das Szenario „autark“ bedeu-
tet, dass alle Stoffe oder Energien, die inner-
halb des Prozesses benötigt werden (wie Was-
serstoff, Sauerstoff, Stickstoff und Elektrizität), 
innerhalb der Anlage erzeugt werden und keine 

Abb. 4: Schematische Darstellung des Biomass-to-Liquid-Prozesses 
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externen Energien zugeführt werden; in diesem 
Sinn kann von „autarker Versorgung“ gespro-
chen werden. „Teil-autark“ beschreibt den Fall, 
dass der benötigte Wasserstoff über einen 
Shift-Reaktor intern erzeugt, Sauerstoff und 
Elektrizität jedoch von außen bezogen werden. 
Abbildung 5 vergleicht die Ergebnisse für 
SunFuel und konventionellen Diesel im Hin-
blick auf Treibhausgaspotential, Sommer-
Smog, Überdüngung (Eutrophierung) und Bo-
denversauerung. 

Die Untersuchung zeigt die deutliche Ver-
ringerung der Umweltbelastungen durch Sun-
Fuel gegenüber konventionellem Diesel, insbe-
sondere hinsichtlich Reduzierung der Treib-
hausgase und des Sommersmogs. 

4.2 Vergleich von SunFuel, Biodiesel und 
Ethanol hinsichtlich CO2-Reduzierung 

Eine wesentliche Größe bei der Entwicklung 
von Alternativen zur Mineralölnutzung ist die 
Verfügbarkeit des Kraftstoffs. Die derzeitige 
Biokraftstoff-Richtlinie der Europäischen 
Kommission fordert bis zum Jahr 2010 einen 
Marktanteil von 5,75 % durch biogene Kraft-
stoffe; für das Jahr 2012 wurde als Szenarien-
annahme ein Anteil von 6,25 % unterstellt. 

Zur Realisierung dieses Zielwertes von 
6,25 % wurden drei Szenarien mit SunFuel, 
Biodiesel und Ethanol (EtOH) untersucht, die 

die Unterschiede der Biokraftstoffe bezüglich 
des CO2-Reduktionspotentials und der hierzu 
nötigen Anbaufläche verdeutlichen (siehe 
Abb. 6 nächste Seite). Den Analysen liegen 
Daten von heute ausgeführten Biodiesel- und 
Ethanolanlagen zugrunde. Bezüglich der Etha-
nolherstellung ist darauf hinzuweisen, dass sich 
Prozesse zur Ganzpflanzennutzung in der Ent-
wicklung befinden, die ein deutlich verbessertes 
CO2-Reduktionspotential aufweisen werden. Die 
Aussage der Szenarienanalyse ist eindeutig: 
SunFuel bietet das höchste CO2-Reduktionspo-
tential bei gleichzeitig geringster Inanspruch-
nahme von Anbaufläche. In Europa ist folglich 
die Nutzung von 15 Mio. ha Land zur Substitu-
tion von 20 % des gesamten Kraftstoffs durch-
aus realisierbar. Neben den ökologischen Eigen-
schaften und der Verfügbarkeit ist natürlich 
auch das Emissionsverhalten der synthetischen 
Kraftstoffe (BtL- und GtL-Kraftstoffe) für deren 
Bewertung von entscheidender Bedeutung. 

4.3 Emissionen bei der Verwendung von 
BtL- und GtL-Kraftstoffen 

Ziel der Untersuchungen war es, das Potential 
von BtL- und GtL-Kraftstoffen zur Emissions-
reduzierung herauszuarbeiten, im Vergleich zu 
konventionellem Diesel. Hierzu wurden zwei 
verschiedene Siedeschnitte von BtL-Kraftstof-
fen der Fa. Choren untersucht, der eine im Sie-

Abb. 5: Reduzierung der Umweltbelastung durch SunFuel gegenüber konventionellem Diesel 

-91 %
-87 %

-61 %

-90 % -89 %

-29 %

-13 %

-3 %

-42 %

-27 %

-5 %

-94 %-100 %

-80 %

-60 %

-40 %

-20 %

0 %
1 3

U
m

w
el

te
nt

la
st

un
gs

po
te

nz
ia

l v
er

gl
ic

he
n

m
it 

ko
nv

en
tio

ne
lle

m
 D

ie
se

l

Zukunft                          autark               teil-autark

Treibhauspotential (CO2-Äquiv.) Sommersmogpotenzial (Ethan-Äquiv.)

Eutrophierungspotenzial (Phosphat-Äquiv.) Versauerungspotenzial (SO2-Äquiv.)

 
 



SCHWERPUNKT 

Seite 48 Technikfolgenabschätzung – Theorie und Praxis Nr. 1, 15. Jg., April 2006 

debereich von Kerosin der andere im Siedebe-
reich eines Leichtdiesels. Als dritter Fischer-
Tropsch-Kraftstoff wurde GtL von Shell einge-
setzt. Die Emissionsmessungen wurden an 
einem 2 l-4V-TDI Motor (103 kW) ohne jegli-
che konstruktive Änderung durchgeführt. In 
Tabelle 1 sind einige Eigenschaften der einge-
setzten Kraftstoffe aufgelistet. 

Aufgrund der Aromatenfreiheit ist die 
Dichte der FT-Kraftstoffe trotz des gleichen 
Siedebereiches niedriger als beim Referenzdie-
sel. Beim Heizwert fällt die Differenz mit <1 % 
geringer aus. Wesentlicher Unterschied zwi-

schen den Synthesekraftstoffen ist in diesem 
Fall der Isomerisierungsgrad. Die beiden BtL-
Kraftstoffe bestehen zu 89 % bzw. 95 % aus n-
Paraffin, wogegen der GtL-Kraftstoff einen 
iso-Paraffinanteil von ca. 45 % aufweist. Dies 
wird auch an der Cetanzahl ersichtlich, die 
durch die Isomerisierung abnimmt, aber noch 
deutlich über der des Referenzdiesels liegt. 

Im Fokus der Untersuchungen standen 
Messungen zur Partikel- und NOx-Emission. 
Dazu wurden die Abgasrückführrate und der 
Einspritzzeitpunkt für stationäre Zustände so 
variiert, dass zum einen ein hinsichtlich Partikel-

Abb. 6: Szenarien zum CO2-Reduktionspotential und Flächenbedarf von SunFuel, Biodiesel und 
Ethanol in der EU 

Ziel: Anteil der Biokraftstoffe in der EU bis 2012: 6,25 % 
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Tab. 1: Eigenschaften der GtL- und BtL-Kraftstoffe im Vergleich zu konventionellem Diesel 

 Einheit 
Konvent. Diesel

(Referenz) 
BtL- 

Kerosin 
BtL- 

Leichtdiesel 
GtL- 

Diesel 

Dichte (bei 15 °C) kg / m³ 0,83 0,76 0,77 0,78 

    Unterschied zur Referenz  %  - 9,4 - 7,2 - 6 

Viskosität (40 °C) cSt 2,8 1,5 2,3 3,5 

Cetanzahl  53 79 94 73 

Siedebeginn  °C 170 179 212 241 

Siedeende °C 370 276 326 355 

Heizwert (Hu) MJ / l 36 33,2 33,8 34,1 

H / C-Verhältnis  1,97 2,12 2,13 2,1 

 



SCHWERPUNKT 

Technikfolgenabschätzung – Theorie und Praxis Nr. 1, 15. Jg., April 2006 Seite 49 

Emission und zum anderen ein hinsichtlich 
NOx-Emission optimierter Zustand für den Neu-
en Europäischen Fahrzyklus (NEFZ) festgelegt 
werden konnten. Der NEFZ ist gesetzlich seit 
1996 zur Ermittlung des Kraftstoffverbrauchs 
und der Abgasemissionen vorgeschrieben. Ab-
bildung 7 zeigt die relativen Partikel- und NOx-
Emissionen des GtL- bzw. BtL-Diesels im Ver-
gleich mit konventionellem Diesel. 

Die durchgeführten Untersuchungen zeig-
ten bei den BtL-Kraftstoffen im Vergleich zum 
GtL-Diesel deutlich günstigere Emissionswer-
te. Ursache hierfür ist vermutlich eine Überla-
gerung der Eigenschaften aus niedrigem Sie-
deende und hoher Cetanzahl. Es zeigt sich, 
dass im Grenzfall ein Reduktionspotential von 
ca. 30 % Prozent bei NOx und nahezu 50 % 
Prozent beim Partikelausstoß möglich ist, ver-
glichen mit konventionellem Diesel als Refe-
renz. Zu berücksichtigen ist hierbei, dass nur 
eine stationäre und noch keine dynamische 
Anpassung der Motoren durchgeführt wurde. 

Ergebnisse zum Verbrauch und CO2-
Ausstoß sind für die BtL-Kraftstoffe in Abbil-
dung 8 dargestellt – auch in dieser Abbildung 
in Relation zu konventionellem Dieselkraft-
stoff. Für die Fraktion des BtL-Leichtdiesels 
wurde eine 7 % CO2-Reduzierung bei minimal 
verbessertem Verbrauch festgestellt. Für die 

BtL-Kerosinfraktion wurde zwar ein Mehr-
verbrauch von 4 % gemessen, dennoch aber 
eine Verringerung der CO2-Emissionen um 
2 % ermittelt. Hier zeigt sich ein nennenswer-
tes Potential für eine weitere Reduzierung des 
CO2-Ausstoßes. 

Abb. 8: Verbrauch und CO2-Emission von 
BtL-Kraftstoffen im Vergleich zu kon-
ventionellem Dieselkraftstoff 
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Noch deutlichere Vorteile der BtL-Kraftstoffe 
konnten beim Kaltstartverhalten bezüglich der 
Partikel-, NOx-, HC-, CO- und CO2-Emissio-
nen nachgewiesen werden. 

Abb. 7: Partikel- und NOx-Emissionen von GtL- und BtL-Diesel in Relation zu konventionellem Diesel 
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Insgesamt ist als Fazit festzuhalten, dass in 
der Einführung synthetischer Kraftstoffe, die 
spezifisch auf die Brennverfahren (Motoren) 
abgestimmt sind, ein beträchtliches Minde-
rungspotential bei den Emissionen besteht. 

Anmerkung 

1) CO2-Sequestrierung bedeutet, dass das bei der 
Verbrennung (z. B. in einem Kohlekraftwerk) 
entstehende CO2 abgetrennt, verdichtet und an-
schließend in unterirdische Lagerstätten (z. B. 
Erdöl- / Erdgaslagerstätten, Kohleflöze) zur 
Endlagerung eingepresst wird. 
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Einordnung und Vergleich 
biogener Kraftstoffe – 
„Well-to-Wheel“-Betrachtungen 

von Jörg Schindler und Werner Weindorf, 
Ludwig-Bölkow-Systemtechnik 

Neben der Bereitstellung biogener Kraft-
stoffe wird in diesem Beitrag auch deren 
Verwendung im Fahrzeug untersucht. Diese 
ganzheitliche Vorgehensweise wird als 
Well-to-Wheel-Ansatz1 bezeichnet. Well-to-
Wheel steht für die gesamte Prozesskette 
der Kraftstoffbereitstellung bis zur Verwen-
dung im Fahrzeug. In einem ersten Schritt 
werden die jeweiligen Erzeugungspfade 
beschrieben und analysiert. Zunächst wer-
den die Kosten der Kraftstoffherstellung 
und -verteilung bis zur Tankstelle darge-
stellt und bewertet. Daran schließt sich die 
Verwendung der Biokraftstoffe im Fahrzeug 
an. Die Darstellung stützt sich im Wesentli-
chen auf Studien, an denen die Ludwig-
Bölkow-Systemtechnik in den letzten Jah-
ren beteiligt war.2 

1 Bereitstellungspfade für biogene 
Kraftstoffe 

Die verschiedenen Pfade, nach denen aus 
Biomasse Kraftstoffe hergestellt werden kön-
nen, zeigt Abbildung 1 (nächste Seite). Die 
hierbei sich ergebenden Unterschiede in den 
Energiebilanzen und bei den Treibhausgas-
emissionen werden nachfolgend diskutiert. 

Als einzelne Kraftstoffpfade werden be-
rücksichtigt: 

- Rapsölmethylester (RME) aus Rapsöl (über 
Umesterung), 

- Methan aus dem Biogasreaktor (über anae-
robe Vergärung), 

- Ethanol aus Zuckerrüben, Mais, Weizen 
und schnellwachsenden Baumarten (über 
Fermentation / Vergärung), 

- BtL-Kraftstoff (biomass to liquid) aus Rest-
holz, Reststroh und schnellwachsenden 
Baumarten (über die Vergasung und Fi-
scher-Tropsch-Synthese) und 

- Wasserstoff, verdichtet oder verflüssigt, 
(über Vergasung von Restholz und schnell-
wachsende Baumarten). 
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Im Folgenden werden für die betrachteten Kraft-
stoff-Bereitstellungspfade die grundlegenden 
Annahmen für die Berechnung des Energieein-
satzes, der Kosten und der Treibhausgasemissi-
onen skizziert. Zu beachten ist, dass viele der 
untersuchten Pfade heute noch nicht großtech-
nisch umgesetzt sind und deshalb die Abschät-
zungen auf Basis von Labor- oder Pilotanlagen 
erfolgen. Dennoch gibt es auf Grund vieler Stu-
dien und aus anderen Verwendungszusammen-
hängen bekannter Technologien eine gute Da-
tenbasis, anhand der die Energieeffizienz und 
die Gesamtemissionen der jeweiligen Prozesse 
hergeleitet werden können. Größere Unsicher-
heiten bestehen erwartungsgemäß für Kostenab-
schätzungen, da sie insbesondere von der Kapa-
zität der Kraftstofferzeugungsanlagen abhängen. 
Die gewonnenen Ergebnisse dienen vor allem 
dazu, die aussichtsreichsten biogenen Kraftstof-
fe und ihre Erzeugungspfade zu identifizieren. 
Zunächst werden die Prozessketten für biogene 
Kraftstoffe umrissen. 

1.1 Pflanzenölmethylester (z. B. RME) 

Pflanzenöle aus Ölsaaten (z. B. Raps, Sonnen-
blumen, Öllein) werden durch Umesterung zu 
Pflanzenölmethylester (siehe dazu auch den 

Beitrag von Bockey in diesem Schwerpunkt). 
Für den hier betrachteten Rapsölmethylester 
(RME), umgangssprachlich auch als „Biodie-
sel“ bezeichnet, wird ein Kornertrag von 3 t 
pro ha und Jahr angenommen (10 % Wasser-
gehalt). Die Rapssaat wird über eine Entfer-
nung von 50 km mit Lkw zur Ölmühle trans-
portiert. Dort wird Pflanzenöl durch Pressung 
und Extraktion gewonnen. Anschließend wird 
das rohe Pflanzenöl gereinigt (Raffination). 
Das Nebenprodukt Rapsschrot dient als Vieh-
futter, verdrängt hierbei Sojaschrot und wird 
mit dessen Erlösen gegenbilanziert. Das gerei-
nigte Pflanzenöl wiederum wird mit Methanol 
zu Rapsölmethylester umgeestert. Pro ha und 
Jahr werden 41 GJ (1,1 t) RME erzeugt. 

Glyzerin, als Nebenprodukt der Umeste-
rung, kann zur Substitution von synthetisch 
erzeugtem Glyzerin eingesetzt werden. Jedoch 
wird bereits heute nahezu das gesamte in Europa 
benötigte Glyzerin aus der Erzeugung von 
Pflanzenölmethylester bereitgestellt. Deshalb 
wurde in diesen Abschätzungen davon ausge-
gangen, dass Glyzerin als Rohstoff für die Her-
stellung von Propylenglykol eingesetzt wird 
(Edwards et al. 2005). 

Das hergestellte RME wird anschließend 
zu einem Zwischenlager transportiert (mittlere 

Abb. 1: Mögliche Erzeugungspfade für Kraftstoffe aus Biomasse 
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Entfernung 150 km), dort dem konventionellen 
Dieselkraftstoff zugemischt und anschließend 
nochmals durchschnittlich 150 km zu den 
Tankstellen transportiert. 

1.2 Methan 

Zunächst wird via anaerobe Vergärung aus 
biogenen Reststoffen Biogas erzeugt. In der 
anschließenden Druckwasserwäsche wird das 
im Biogas vorhandene CO2 weitgehend ent-
fernt, um einen Methangehalt über 98 % und 
somit Erdgasqualität zu erreichen. Die Rück-
stände aus der Vergärung werden auf die Fel-
der gebracht. Bei biogenen Reststoffen (z. B. 
aus Haushalten und Kantinen) wird eine Dün-
gergutschrift berücksichtigt. 

Das so erzeugte Methan wird auf maxi-
mal 1 bar verdichtet, in das bestehende Erd-
gasnetz (Mittel- oder Niederdruck) eingespeist 
und an Tankstellen (mit Erdgasoption) ent-
nommen. Damit es für die 200-bar-Druckfla-
schen in erdgasbetriebenen Fahrzeugen zur 
Verfügung steht, wird es zuvor an der Tank-
stelle auf 250 bar komprimiert. 

1.3 Ethanol 

Im Folgenden wird die Ethanolherstellung aus 
Zuckerrüben, Weizen und Holz bzw. Stroh be-
schrieben (siehe auch den Beitrag von Schmitz 
in diesem Schwerpunkt). Für alle diese Varian-
ten gilt, dass das produzierte Ethanol zu einem 
Zwischenlager transportiert (unterstellte Entfer-
nung 150 km) und dort dem konventionellen 
Benzin zugemischt wird. Das Gemisch aus Ben-
zin und Ethanol wird anschließend über eine 
durchschnittliche Entfernung von 150 km zu 
den Tankstellen transportiert. 

Herstellung aus Zuckerrüben 

Ausgehend von einem Ertrag von 51,2 t Zu-
ckerrüben pro ha und Jahr (bei 76,5 % Wasser-
gehalt) (Dreier et al. 1998) werden die Zucker-
rüben über eine mittlere Entfernung von 50 km 
mit Lkw zur Ethanolanlage transportiert. Der 
Energieverlust der Rüben während der Lage-
rung wird mit durchschnittlich 4,5 % ange-

nommen. Pro ha und Jahr werden so 99 GJ 
(3,7 t) Ethanol erzeugt. 

Die für die Herstellung des Ethanols be-
nötigte Wärme wird durch Erdgas gedeckt 
(Wirkungsgrad 90 %) und die erforderliche 
elektrische Energie dem öffentlichen Strom-
netz entnommen. 

Herstellung aus Weizen 

Als Basis für die Ethanolherstellung wird in 
dieser Variante Weizen unterstellt. Der jährli-
che Kornertrag beträgt 8 t pro ha (bei 16 % 
Wassergehalt) (Gover et al. 1996), daraus 
resultieren 61 GJ (2,3 t) Ethanol. Die Weizen-
saat wird über eine Entfernung von 50 km mit 
Lkw zur Ethanolanlage transportiert. Das bei 
der Ethanolproduktion anfallende Nebenpro-
dukt Trockenschlempe wird als Viehfutter 
eingesetzt und gegen die Bereitstellung von 
importiertem Sojaschrot bilanziert. 

Für die Deckung des Wärme- und Strom-
bedarfs der Ethanolanlage wird in der ersten 
Variante eine mit Braunkohle betriebene Kraft-
Wärme-Kopplungsanlage unterstellt; deren 
Überschussstrom wird gegen Gutschrift ins 
Netz eingespeist. 

In der zweiten Variante wird der Energie-
bedarf mittels eines von der Universität Ho-
henheim ökologisch optimierten Konzepts 
gedeckt (Senn 2003). Und zwar wird Schlempe 
aus der Ethanolanlage zusammen mit zuge-
kaufter Rapssaat einer Biogasanlage zugeführt 
und zu Biogas als Energieträger für die Etha-
nolproduktion umgesetzt. 

Herstellung aus Stroh und Holz 

Bei diesem Pfad der Ethanolherstellung werden 
Reststroh und Holzhackschnitzel (aus Restholz 
oder schnellwachsenden Baumarten) eingesetzt. 
Der Ertrag wurde mit 10 t Trockenmasse (TM) 
pro ha und Jahr angenommen, das entspricht 
180 GJ / ha. Das Stroh und die Holzhackschnit-
zel werden über eine Entfernung von 50 km mit 
Lkw zur Konversionsanlage transportiert. Für 
das Restholz wird aufgrund der geringeren Ver-
fügbarkeit zusätzlich ein Binnenschiffstransport 
über 400 km unterstellt. 

Über die gleichzeitige Hydrolyse und 
Fermentation der Zellulose werden die Holz-
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hackschnitzel (Wooley et al. 1999) bzw. das 
Stroh zu Ethanol umgesetzt. Aus 10 t TM Holz 
können so 60 bis 67 GJ (2,2 bis 2,5 t) Ethanol 
gewonnen werden. Das abgetrennte Lignin 
wird vor Ort zur Strom- und Wärmeproduktion 
eingesetzt. Der hierbei anfallende Überschuss-
strom wird gegen ein mit Holzhackschnitzeln 
betriebenes Kraftwerk bilanziert. 

1.4 BtL-Kraftstoff 

Bei diesem Kraftstofferzeugungspfad werden 
Hackschnitzel aus Restholz und aus schnell-
wachsenden Baumarten in Kurzumtriebsplan-
tagen3 eingesetzt. Die Hackschnitzel werden 
zunächst mittels Vergasung zu Synthesegas 
umgesetzt. Das Synthesegas, das ein Gemisch 
aus Wasserstoff (H2) und Kohlenmonoxid (CO) 
ist, wird nach der Reinigung in einer Fischer-
Tropsch-Synthese (FT-Synthese) zu Kohlen-
wasserstoffen umgewandelt. Um eine mög-
lichst hohe Ausbeute an flüssigen Produkten zu 
bekommen, wird die FT-Synthese so betrieben, 
dass zunächst sehr langkettige Kohlenwasser-
stoffe entstehen. Die langkettigen Kohlenwas-
serstoffe werden in einem Hydrocracker mit 
nachgeschalteter Destillation / Rektifikation zu 
den gewünschten Produkten Naphtha, Kerosin 
und Diesel aufgespalten. Kerosin und Diesel 
können als Kraftstoff für Dieselmotoren einge-
setzt werden, Naphtha ist ein Vorprodukt bei 
der Herstellung von Ottokraftstoff. 

Die jährliche Kraftstoffausbeute, ausge-
hend von einem Ertrag von 10 t TM Holz pro 
Hektar, liegt mit ca. 70 GJ (1,6 t) BtL höher 
als bei dem entsprechenden Ethanolpfad. Vor-
teilhaft ist der Stromüberschuss in der Höhe 
von 17 GJ / ha. 

1.5 Wasserstoff 

Im Folgenden wird die Wasserstoffherstellung 
über Biogas und aus Holz beschrieben (siehe 
auch den Beitrag von Bossel in diesem 
Schwerpunkt). Für alle Varianten gilt, dass der 
produzierte Wasserstoff anschließend verdich-
tet oder verflüssigt wird. 

Herstellung über Biogas 

Aus biogenen Reststoffen wird durch anaerobe 
Vergärung Biogas erzeugt. Das erzeugte Biogas 
wird in einer Druckwasserwäsche zu reinem 
Methan (CH4) aufbereitet (CH4-Gehalt > 98 %), 
(vgl. Kap. 1.2). Dieses Methan wird ins Erdgas-
netz eingespeist und an der Tankstelle wieder 
entnommen. In Reformeranlagen wird das Gas 
dort zu Wasserstoff umgesetzt. 

Herstellung aus Restholz und schnell-
wachsenden Baumarten 

Die bei diesem Pfad eingesetzten Holzhack-
schnitzel stammen aus Restholz und dem An-
bau von schnellwachsenden Baumarten (Kurz-
umtrieb); der jährliche Ertrag wurde ebenso mit 
10 t TM / ha angenommen (vgl. Kap. 1.3). Das 
zugrunde gelegte dezentrale Anlagenkonzept 
mit einem Biomasseinput von 10 MWth bedingt 
eine mittlere Anlieferungsstrecke der Biomasse 
per Lkw von nur 12 km. 

Die Vergasung der Holzhackschnitzel er-
folgt mit dem von der Firma D.M.2-Verwer-
tungstechnologien entwickelten Verfahren der 
„gestuften Reformierung“. Dabei wird ein was-
serstoffreiches Synthesegas erzeugt. Das ebenso 
im Produktgasstrom enthaltene CO wird durch 
einen nachgeschalteten CO-Shift-Reaktor zu 
CO2 und H2 umgesetzt. Die Reinigung des Was-
serstoffs erfolgt in einer Druckwechseladsorpti-
on (Pressure Swing Adsorption (PSA)). Das 
Spülgas aus der PSA-Anlage wird zur Erzeu-
gung von Strom in einem Gasmotor eingesetzt; 
ein Teil des Stroms deckt den Bedarf für die 
Verdichtung des Wasserstoffs, der Rest wird ins 
Netz eingespeist. Aus 10 t TM (180 GJ) lassen 
sich 92 GJ bzw. 0,65 t Wasserstoff erzeugen4. 
Eine erste Pilotanlage „Blauer Turm“ wurde in 
Herten / Nordrhein-Westfalen errichtet – ohne 
die Aufbereitung des Synthesegases zu Wasser-
stoff. Die erforderlichen Komponenten zur Auf-
bereitung des Synthesegases zu reinem Wasser-
stoff (CO-Shift-Reaktor, PSA) sind Stand der 
Technik und kommerziell verfügbar. 

Konditionierung des Wasserstoffs 

Wasserstoff wird als Druck-Wasserstoff oder 
verflüssigt angeboten. Falls Fahrzeuge mit 
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Druck-Wasserstoff betankt werden sollen, wird 
dieser zur Zwischenspeicherung bis auf 300 bar 
nachverdichtet. Datengrundlage hierfür sind 
Angaben des Anlagenherstellers Haldor Topsoe, 
die sich auf eine Wasserstoffleistung von 320 
bis 560 Normkubikmeter (Nm3) pro Stunde 
beziehen. Für die weiteren Abschätzungen 
wurde unterstellt, dass die Gasflaschen in den 
Fahrzeugen auf 700 bar Druckniveau ausgelegt 
sind. Die Betankung der Fahrzeuge erfolgt über 
ein Booster-Konzept, das für den Tankvorgang 
850 bar bereitstellt. Der Energiebedarf für die 
Verdichtung des Wasserstoffs auf 850 bar wird 
mit 0,07 kWh Strom pro kWh H2 angesetzt. 

Für die Produktion von Flüssigwasserstoff 
sind größere Anlagen sinnvoll. In Edwards et al. 
(2005) wurde eine Vergasungsanlage mit einem 
Biomasseinput von etwa 200 MWth unterstellt. 
Die Prozessführung basiert auf einem vom Bat-
telle-Columbus-Laboratory entwickelten Ver-
fahren, das heute von FERCO in den USA kom-
merziell vertrieben wird. 

Für die H2-Verflüssigung sind 0,3 kWh 
Strom pro kWh Wasserstoff erforderlich, der 
mittels GuD-Kraftwerk5 (Wirkungsgrad 42,5 %) 
mit integrierter Biomassevergasung hergestellt 
wird. Die erzielbare Kraftstoffausbeute, bezogen 
auf 10 t TM Holz, beträgt 76 GJ (0,54 t) verflüs-
sigter Wasserstoff. 

2 Ausbeute und Kosten bei Biokraftstoffen 
von unterschiedlichen Biomassen 

In den Kapiteln 1.1 bis 1.5 wurde dargestellt, 
dass die jährlichen, auf den Energiegehalt be-
zogenen Hektarerträge der biogenen Kraftstof-
fe bei Ölsaaten, Weizen, Holz und Stroh sehr 
unterschiedlich sind. Die Spanne reicht von rd. 
40 bis 100 GJ. Tabelle 1 ist zu entnehmen, dass 
sich die Ausbeute an Kraftstoffen aus diesen 
Pflanzen deutlich unterscheidet. Die besten 
Konversionswirkungsgrade bieten hierbei 
RME und Ethanol aus Zuckerrüben und Wei-
zen. Sie liegen bei 50 bis 58 %, bezogen auf 
den Energiegehalt der eingesetzten Zuckerrü-
ben bzw. Raps- und Weizensaat. Etwas gerin-
gere Gesamtwirkungsgrade weist die Wasser-
stoffherstellung aus Holz und Stroh auf. Bei 
Ethanol aus Holz und Stroh ist die Kraftstoff-
ausbeute deutlich niedriger. Es ist zu berück-
sichtigen, dass bei RME und vor allem bei der 
konventionellen Produktion von Ethanol aus 

Weizen und Zuckerrüben ein erheblicher exter-
ner Energieeinsatz erforderlich ist (vor allem 
für die Destillation). Bei BtL, Ethanol und 
Wasserstoff aus Holz und Reststroh ist nur ein 
geringer zusätzlicher Energiebedarf erforder-
lich. Das gleiche gilt für Methan und Wasser-
stoff aus Biogas. Das wird vor allem bei der 
Gesamtbilanz in Tabelle 3 (siehe Kap. 3.2) 
ersichtlich. Bei der Herstellung von Methan aus 
Biogas finden sich etwa 70 % der Energie im 
Methan wieder. 

Tab. 1: Energetische Kraftstoffausbeute 

 (MJKraftstoff / MJBiomasse) 
RME 0,581) 
Ethanol aus 

Zuckerrüben 
Weizen, Braunkohle-KWK 
Weizen, Biogas-KWK 
Restholz 
Reststroh 

 
0,502) 
0,533) 
0,583) 

0,32 - 0,364) 
0,425) 

Methan aus Biogas  0,716) 
BtL via  

Methanol 
Fischer-Tropsch-Synthese 

 
0,45 

0,387) 
Wasserstoff (Druck-) aus 

Biogas 
Holz, Reststroh 

 
0,40 - 0,50 

0,50 
Wasserstoff (flüssig) aus Holz, 

Reststroh 0,41 

1) bezogen auf den Energiegehalt der Rapssaat 
(26,4 MJ/kg TM) 

2) bezogen auf den Energiegehalt der Zuckerrüben 
(16,3 MJ/kg TM) 

3) bezogen auf den Energiegehalt der Weizensaat 
(17,0 MJ/kg TM) 

4) Überschussstrom 0,03 bis 0,04 MJ 
5) Überschussstrom 0,02 MJ 
6) bezogen auf Biogas 
7) Überschussstrom 0,09 MJ 

Die Abschätzung der Bereitstellungskosten für 
biogene Kraftstoffe (vgl. Abb. 2 nächste Seite) 
bezieht sich auf eine Studie, welche die L-B-
Systemtechnik zusammen mit DaimlerChrysler 
und dem Forschungszentrum Jülich erstellt hat 
(Höhlein et al. 2003), sowie auf Daten, die für 
eine Studie für CONCAWE, EUCAR und dem 
JRC zusammengestellt wurden (Edwards et al. 
2005). Hierbei wurde angenommen, dass 5 % 
des Kraftstoffverbrauchs durch biogene Kraft-
stoffe substituiert werden. Dies bedeutet, dass 
der Substitutionsumfang in einer Größenord-
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nung liegt, welcher hinsichtlich der notwendigen 
Biomassebereitstellung und technischen Mach-
barkeit der Produktion der biogenen Kraftstoffe 
bereits erhebliche Anforderungen stellt. 

Die Kosten der biogenen Kraftstoffe sind 
je nach verwendetem Primärenergieträger für 
die Bereitstellung der Hilfsenergien unter-
schiedlich (vgl. Abb. 2). Die Bereitstellungs-
kosten für Druck-Wasserstoff liegen bei der 
fossilen Basis zwischen 5 und 9 €-Cent / kWh. 
Regenerativ erzeugter Wasserstoff kostet bei-
nahe das Doppelte. Ähnliche Verhältnisse fin-
den sich beim verflüssigten Wasserstoff, wobei 
der größere Aufwand der Verflüssigungsanlage 
gegenüber dem Verdichter etwa 2 €-Cent / 
kWh Wasserstoff beträgt. 

Großanlagen lassen deutlich niedrigere 
Kraftstofferzeugungskosten erwarten als kleine-
re Einheiten. Abbildung 2 zeigt die Möglichkei-
ten der Kostenreduktion bei der BtL-Produktion 
mit steigenden Anlagengrößen (50 - 200 MW). 
Die Verwendung von biogenen Abfällen und 
Reststoffen weist hierbei Kostenvorteile gegen-
über dem Einsatz von gezielt angebauten Ener-
giepflanzen auf. 

3 Gesamtbewertung der Kraftstoffpfade 
nach Well-to-Wheel 

Durch Verknüpfung der Teilschritte Kraftstoff-
bereitstellung und der -verwendung im Fahr-
zeug ergibt sich die Möglichkeit der Gesamt-
beurteilung nach dem Well-to-Wheel-Ansatz. 
Im Folgenden werden die Einzelaspekte Kraft-
stoffverbrauch, Energieeinsatz, Mehrkosten 
und Treibhausgasemissionen diskutiert. 

3.1 Kraftstoffverbrauch 

Der niedrigere Kraftstoffverbrauch des mit Erd-
gas bzw. biogenem Methan betriebenen Pkws 
resultiert aus der höheren Klopffestigkeit7 von 
Methan, was wiederum höhere Verdichtungen 
erlaubt. Bei Ethanol wird nur die Zumischung 
von Ethanol zu Benzin betrachtet und keine 
speziell für Ethanol ausgelegten Fahrzeuge. 
Daher wird für Ethanol der gleiche Kraftstoff-
verbrauch wie für Benzin angenommen. 

Abb. 2: Bereitstellungskosten für biogene Kraftstoffe im Vergleich zu fossilen 
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Tab. 2: Kraftstoffverbräuche von Hybrid-
Fahrzeugen (Basis: VW Golf) 

Kraftstoffverbrauch 
Antriebskonzept / Kraftstoff (MJ / 

km) 
(l Benzinäquiva-

lent / 100 km) 

Otto-Verbrennungsmotor / 
Benzin, Ethanol 1,62 5,0 

Diesel-Verbrennungsmotor / 
Diesel, RME, FT-Diesel 1,46 4,5 

Otto-Verbrennungsmotor / 
Erdgas bzw. Methan aus 
Druckflaschen  

1,39 4,3 

Brennstoffzelle / Wasserstoff 
aus Druckflaschen bzw. 
flüssiger Wasserstoff 

0,84 2,6 

Quelle: Edwards et al. 2005 

Für jeden Kraftstoff gibt es zugehörige geeigne-
te Antriebskonzepte. Bei den Fahrzeugantrieben 
wird unterschieden zwischen konventionellem 

Verbrennungsmotor und künftig möglichen 
Antrieben mit Brennstoffzelle. Beide Varianten 
können auch als Hybride (mit Elektrospeicher 
und im Falle des Verbrennungsmotors auch mit 
zusätzlichem Elektroantrieb) ausgeführt werden. 
In Tabelle 2 werden die Kraftstoffverbräuche für 
Fahrzeuge mit Hybridantrieb dargestellt und in 
Benzin-Äquivalente umgerechnet, um einen 
Vergleich zu ermöglichen. Diese angeführten 
geringen Verbrauchswerte, die auf dem neuen 
europäischen Fahrzyklus basieren, stellen 
durchaus eine aussichtsreiche Zukunftsoption 
dar. In den weiteren Betrachtungen wird jedoch 
von konventionellen Verbrennungsmotoren 
ausgegangen. Als Referenzfahrzeug wurde ein 
VW Golf ausgewählt. 

3.2 Energieeinsatz 

Den Energieeinsatz Well-to-Wheel für die ge-
samte Prozesskette, also die Bereitstellung und 
die Nutzung verschiedener Biokraftstoffe zeigt 
Tabelle 3. Die Angaben beziehen sich auf einen 

Tab. 3: Energieeinsatz bei biogenen Kraftstoffen (Well-to-Wheel-Ansatz) 

Energieeinsatz nach Herkunft (MJ/km) 
Kraftstoff Antriebskonzept:1) 

Hybridfahrzeuge mit erneuerbar fossil nuklear gesamt 
Referenzkraftstoffe 
Benzin aus Rohöl 
Diesel aus Rohöl 

Ottomotor 
Dieselmotor 

0 
0 

1,83 
1,68 

0,01 
0,01 

1,84 
1,69 

Kraftstoffe aus Biomasse 
RME  Dieselmotor 2,53 0,59 0,02 3,13 
Methan aus Biogas Ottomotor 1,962) 0,00 0,03 1,99 
Ethanol aus 

Zuckerrüben 
Weizen 
- Ethanolherstellung mit 

Braunkohle-KWK 
- Ethanolherstellung mit 

Biogasanlage3) 
Holz 
Stroh 

Ottomotor 
3,22 

3,05 

3,79 

4,32 
3,58 

1,31 

1,36 

-0,26 

0,42 
0,16 

0,10 

0,03 

-0,41 

0,01 
0,02 

4,62 

4,44 

3,11 

4,76 
3,75 

BtL-Kraftstoff aus Holz4)  Dieselmotor 3,11 0,09 0,01 3,20 
Wasserstoff 

Druck-W.: über Biogas 
 aus Holz 
flüssiger W.: aus Holz 

Brennstoffzelle 
1,74 2) 

1,70 
2,04 

0,08 
0,10 
0,05 

0,09 
0,06 

0 

1,91 
1,86 
2,09 

1) Basis: VW Golf  

2) Bezogen auf das rohe Biogas (Einsatzstoff biogene Reststoffe) 
3) Ökologisches Gesamtkonzept mit Rückführung der Reststoffe auf die Ackerflächen 
4) Synthetischer Dieselkraftstoff aus Fischer-Tropsch-Synthese; Hybridfahrzeuge: Fahrzeuge mit verschiedenen 

Antriebskonzepten, z. B. Verbrennungsmotor mit Elektromotor 
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gefahrenen Kilometer, wobei nach dem jeweili-
gen ursprünglichen Energieeinsatz (erneuerbar, 
fossil, nuklear) unterschieden wurde. Zum Ver-
gleich der biogenen mit den herkömmlichen 
fossilen Kraftstoffen sind zusätzlich Werte für 
Benzin- und Dieselfahrzeuge angegeben. Auf-
fallend sind die notwendigen hohen fossilen 
Beiträge bei der Ethanolherstellung aus Zucker-
rüben und aus Weizen. Der hohe Prozessener-
giebedarf wird in diesen beiden Varianten mit 
Erdgas bzw. Braunkohle gedeckt. Den höchsten 
Biomasseinput verlangt ebenfalls ein Ethanol-
pfad: die Ethanolherstellung aus Holz. Energe-
tisch gesehen besonders günstig ist die Bereit-
stellung von komprimiertem Wasserstoff aus 
Holz und die Methanerzeugung aus Biogas. 

3.3 Mehrkosten 

Für ausgewählte biogene Kraftstoffe werden in 
Abbildung 3 die Mehrkosten pro 100 km Fahr-
strecke gegenüber einem Fahrzeug mit Otto- 
bzw. Dieselmotor mit fossilen Kraftstoffen dar-
gestellt. Als Referenzfahrzeug wurde ein 

VW Golf V gewählt. Nach der ADAC-Daten-
bank für Pkw-Nutzungskosten (ADAC 2006) 
liegen dessen Gesamtkosten sowohl für den 
Benzin- als auch den Dieselmotor bei einer Nut-
zung von 16.000 km pro Jahr bei etwa 
35 € / 100 km. Demgegenüber liegen die Mehr-
kosten (für Investition, Betrieb und Kraftstoff) 
für Fahrzeuge mit biogenen Kraftstoffen zwi-
schen 2 und 5 € pro 100 km Fahrstrecke (bzw. 6 
bis 15 % der Gesamtkosten). Aus Verbraucher-
sicht scheint dies noch akzeptabel. Allerdings 
muss hierbei der Staat auf die Mineralölsteuer 
verzichten. Aktuell (März 2006) liegt der Bar-
relpreis bei ca. 60 $ (MWV 2006). Bei RME 
sind heute unter Berücksichtigung der Flächen-
prämien für den Rapsanbau eher Kostenvorteile 
festzustellen; in Abbildung 3 ist dies jedoch 
nicht berücksichtigt, da Flächenprämien einen 
Subventionstatbestand darstellen. 

Abb. 3: Mehrkosten der Biokraftstoffe gegenüber Benzin und Diesel 
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1) ohne Flächenprämie für Rapsanbau 
Quelle: Edwards et al. 2005; ergänzt um eigene Berechnungen bei Hybridfahrzeugen, 

ausgehend von einem Rohölpreis von 60 $ pro barrel 
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3.4 Treibhausgasemissionen 

Kraftstoffe verursachen nicht nur bei ihrem 
Einsatz im Fahrzeug klimarelevante Emissio-
nen, sondern auch bei ihrer Erzeugung, beim 
Transport und bei der Konditionierung. Alle 
Emissionen an klimarelevanten Gasen, die mit 
der Bereitstellung und Nutzung der Kraftstof-
fe verbunden sind, wurden in den Vergleich 
einbezogen. Nicht berücksichtigt sind die aus 
dem Bau der zugehörigen Anlagen resultie-
renden Treibhausgasemissionen (vgl. Edwards 
et al. 2005). 

Zu den Treibhausgasen zählen insbesonde-
re Kohlendioxid (CO2), Methan (CH4) und 
Lachgas (N2O). Der CO2-Äquivalent-Emissi-
onsfaktor rechnet die Klimawirksamkeit der 
genannten Gase auf äquivalente Mengen CO2 
um.8 Werden bei der Bereitstellung und Nut-
zung der Biokraftstoffe zusätzlich fossile Ener-

gieträger benötigt, so werden deren Emissionen 
bei der Bilanzierung berücksichtigt. Die 
Verbrennung von Biomasse ist CO2-neutral, da 
nur soviel CO2 freigesetzt wird, wie vorher beim 
Wachstum der Pflanze aus der Atmosphäre ent-
zogen wurde. Tabelle 4 zeigt die Treibhausgas-
emissionen für die Bereitstellung und Nutzung 
verschiedener Biokraftstoffe im Vergleich zu 
fossilem Benzin und Diesel. 

Die Ergebnisse lassen sich in drei Grup-
pen einteilen. Günstige Gesamt-Treibhausgas-
emissionen weisen die Wasserstoff- und BtL-
Konzepte auf, da vorwiegend Restholz oder 
Holz aus schnellwachsenden Baumarten einge-
setzt wird, ebenso die Ottomotoren, die mit 
Ethanol aus Weizen (über die Hilfsenergie 
Biogas) betrieben werden. Aufgrund der Stick-
stoffdüngung erreichen die Fahrzeuge mit Bio-
diesel nur mittlere Emissionswerte. Falls der 
hohe Energiebedarf für die Herstellung von 

Tab. 4: Treibhausgasemissionen bei biogenen Kraftstoffen („Well-to-Wheel“-Ansatz) 

Emissionen (g CO2-Äquivalente/km) 
Kraftstoff Antriebskonzept: 1) 

Hybridfahrzeuge mit CO2 CH4 N2O Summe 

Referenzkraftstoffe 
Benzin aus Rohöl  Ottomotor 139 0 1 140 
Diesel aus Rohöl  Dieselmotor 128 0 2 130 
Kraftstoffe aus Biomasse 
RME Dieselmotor 24 3 34 61 
Methan aus Biogas2) Ottomotor 1 18 -2 16 
Ethanol aus 

Zuckerrüben 
Weizen 
- Ethanolherstellung mit 

Braunkohle-KWK 
- Ethanolherstellung mit 

Biogasanlage 
Holz 
- Restholz 
- schnellwachsende Baumarten 
Stroh 

Ottomotor 
79 

136 

-23 

29 

14 

5 

1 

-2 

1 

1 

9 

13 

33 

-1 
5 
1 

94 

150 

8 

30 
36 
16 

BtL-Kraftstoff 
- aus Restholz 
- schnellwachs. Baumarten 

Dieselmotor 
7 
6 

0 2 
6 

9 
12 

Wasserstoff 
- Druck-W.: über Biogas2) 
 aus Holz 
 swB3) 
- flüssiger W.: aus Holz 

 swB3) 

Brennstoffzelle 
7 
7 
9 
4 

15 
1 

0 

-3 
1 
3 
0 
3 

19 
9 

13 
4 
7 

1) Basis: VW Golf  

2) Einsatzstoff Biomüll 
3) swB = schnellwachsende Baumarten 
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Ethanol aus Zuckerrüben oder Weizen über 
Braunkohle abgedeckt wird, übertreffen die 
damit verbundenen Emissionen sogar die 
Emissionen bei Benzin oder Diesel. 

4 Schlussfolgerungen 

Die Umwandlung biogener Energieträger in 
Kraftstoffe ist gegenwärtig relativ teuer. Für alle 
Verfahren gilt: Die hohen Kosten und die Kom-
plexität der Biomassebereitstellung, die hohen 
Investitionen für die Konversionsanlagen sowie 
der noch zu niedrige Gesamtwirkungsgrad aller 
Umwandlungsschritte sind die Haupthürden 
einer großtechnischen Umsetzung der Bereitstel-
lung von biogenen Kraftstoffen. Im Gegensatz 
dazu lässt die Verwendung des biogenen Kraft-
stoffs in den Zumischungsvarianten technisch 
keine größeren Probleme erwarten. Gemessen 
an Diesel und Benzin liegen die Mehrkosten (für 
Investition, Betrieb und Kraftstoff) gegenüber 
Fahrzeugen mit biogenen Kraftstoffen zwischen 
2 und 5 € pro 100 km Fahrstrecke. Dieses kos-
tenmäßig günstige Gesamtbild wird dadurch 
getrübt, dass für diese biogenen Kraftstoffe kei-
ne Mineralölsteuer berücksichtigt wurde. 

Werden die Treibhausgasemissionen be-
trachtet, so ergeben sich beim Ethanol sehr 
unterschiedliche Ergebnisse. Wird der Energie-
bedarf der Ethanolanlage über Braunkohle 
gedeckt, können die Treibhausgasemissionen 
sogar höher sein als bei Benzin und Diesel. 
Relativ hohe Treibhausgasemissionen ergeben 
sich auch aus der Bereitstellung von RME. Der 
Grund hierfür liegt vor allem am Einsatz von 
Stickstoffdünger und den daraus resultierenden 
hohen N2O-Emissionen. 

Die synthesegasstämmigen BtL-Kraftstoffe 
und Wasserstoff weisen niedrige Treibhausgas-
emissionen auf. Das gleiche gilt für Methan aus 
Biogas, Ethanol aus Weizen (mit Biogasanlage) 
sowie Ethanol aus biogenen Reststoffen und 
Holz von Kurzumtriebsplantagen. 

Eine Minderung der Treibhausgasemissi-
onen anhand biogener Kraftstoffe bedeutet 
immer eine Bürde mit hohen Kosten. Die Be-
reitschaft, mehr für den Kraftstoff zu bezah-
len, führt jedoch nicht grundsätzlich zu CO2-
Einsparungen. 

Anmerkungen 

1) „Well-to-Wheel“ steht für den ganzheitlichen 
Ansatz der Gesamtkette von der Kraftstoffbe-
reitstellung bis zur Verwendung in Fahrzeugen. 
„Well“ steht für „Bohrloch“ bzw. „Bohrung“ 
und lehnt sich somit an die klassische Bereitstel-
lungskette für fossilen Kraftstoff an. „Wheel“ 
(Rad) steht hierbei für die Verwendung des 
Kraftstoff im Fahrzeug. 

2) Das von der Ludwig-Bölkow-Systemtechnik 
entwickelte Programm und Datenbanksystem 
„E3database“ zur Berechnung und Bewertung 
von Energieketten, der Treibhausgasemissionen 
und des Energieaufwands wurde in Edwards et al. 
2005 verwendet. 

3) Kurzumtriebsplantagen sind Flächen, auf denen 
schnellwachsende Baumarten, in unseren Breiten 
meist Weiden oder Pappeln, angebaut werden. 
Diese Plantagen werden über eine Zeitdauer von 
20 bis 30 Jahren intensiv bewirtschaftet, d. h. ge-
düngt und in den ersten Jahren vor Unkrautbe-
wuchs geschützt. Die Flächen werden in diesem 
Zeitrahmen mehrfach abgeerntet. 

4) Oberer Heizwert von Wasserstoff: 
12,75 MJ / Nm3 bzw. 141,85 MJ / kg 

5) GuD-Kraftwerke, ausgeschrieben „Gas- und 
Dampfturbinen-Kraftwerke“, dienen der Strom-
erzeugung, wobei der Gasturbinen- und Dampf-
turbinenprozess miteinander kombiniert werden. 
Die heißen Abgase der Gasturbinen werden in 
einem Dampfkessel zur Erzeugung von Wasser-
dampf verwendet. Der Dampf wird anschließend 
über einen herkömmlichen Dampfturbinenpro-
zess entspannt. 

6) Zitiert nach J.W. Goudriaan, Arbeitsgruppe: 
Biomassepotentiale im Rahmen der Verkehrs-
wirtschaftlichen Energiestrategie (VES), 2002 

7) Das „Klopfen“ von Benzinmotoren ist ein Zei-
chen für eine unkontrollierte Verbrennung eines 
Kraftstoff-Luft-Gemisches im Zylinder. Die Zün-
dung erfolgt vorzeitig allein durch die Kompres-
sion, noch bevor der Zündfunke ausgelöst wird. 
Dadurch wird der Motor geschädigt und seine 
Leistung vermindert. Motoren mit hoher Verdich-
tung benötigen besonders klopffestes Benzin. 

8) Wertigkeit bei den CO2-Äquivalenten bezogen 
auf einen Zeitraum von 100 Jahren (Houghton et 
al. 2001): CO2 = 1, CH4 = 23, N2O = 296. Weite-
re Treibhausgase sind FCKW, FKW und SF6, 
die hier jedoch nicht relevant sind. 
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Kraftstoff, Wärme oder Strom 
aus Stroh und Waldrestholz – 
ein systemanalytischer 
Vergleich 

von Ludwig Leible, Stefan Kälber, Gunnar 
Kappler, Stephan Lange, Eberhard Nieke, 
Peter Proplesch, Detlev Wintzer und Beate 
Fürniß, ITAS 

Stroh und Waldrestholz bieten ein großes 
und kostengünstiges Potenzial für eine 
energetische Nutzung zur Wärme-, Strom- 
und Kraftstoffgewinnung. Der Vergleich 
zeigt, dass gemessen an den Gestehungs- 
und CO2-Minderungskosten die Kraftstoff-
gewinnung unter derzeitigen Rahmenbe-
dingungen den höchsten Subventionsbe-
darf hat. Durch Nutzung technischer Fort-
schritte lässt sich dieser Nachteil sicherlich 
reduzieren, deshalb sollte – insbesondere 
unter Vorsorge-Gesichtspunkten – die For-
schung und Demonstration in diesem Be-
reich intensiviert werden. 

1 Einleitung 

Aktuelle politische Ziele und Vorgaben auf 
EU- und nationaler Ebene, wie z. B. die Ge-
meinschaftsstrategie und der Aktionsplan der 
EU zur verstärkten Nutzung erneuerbarer Ener-
gieträger und die Biokraftstoffrichtlinie oder in 
Deutschland das Erneuerbare-Energien-Gesetz 
(EEG), zielen darauf ab, den Anteil erneuerba-
rer Energieträger an der Energieversorgung 
deutlich zu erhöhen. Dies betrifft sowohl die 
Bereitstellung von Wärme und Strom, aber 
auch von Kraftstoffen. Hierbei werden hohe 
Erwartungen v. a. an die energetische Nutzung 
von Biomasse und insbesondere an biogene 
Reststoffe geknüpft. 

Um eine nachhaltige, sichere und bezahl-
bare Energieversorgung zu gewährleisten, hat 
sich die europäische Energiepolitik bis 2010 
insbesondere folgende Ziele gesetzt: 

• Erhöhung des Anteils der erneuerbaren 
Energien auf 12 % des Primärenergie-
verbrauchs, 

• Erhöhung des Anteils der Elektrizität aus 
erneuerbaren Energiequellen auf 22 % der 
Stromproduktion, 

• Erhöhung des Anteils der Biokraftstoffe auf 
5,75 % im Kraftstoffmarkt, 

• Reduzierung der Treibhausgasemissionen 
um 8 % (Bezugsjahr: 1990). 

Wird bei den Biokraftstoffen die Zielsetzung 
der EU-Kommission ernst genommen, bis 
2010 ihren Beitrag an der Kraftstoffversor-
gung auf 5,75 % und längerfristig auf 20 % zu 
erhöhen – 2005 lag der Anteil in Deutschland 
bei 3,4 % –, dann müssen hierzu auch Ligno-
zelluloseträger (wie z. B. Stroh oder Wald-
restholz) herangezogen werden. 

Ausgehend vom „Biomass-to-Liquid“-
Konzept des Forschungszentrums Karlsruhe 
werden in diesem Beitrag Ergebnisse zur Ge-
winnung von Fischer-Tropsch-Kraftstoffen 
(FT-Kraftstoff) aus Stroh und Waldrestholz in 
den Mittelpunkt gestellt. Zunächst wird je-
doch – in Relation zum insgesamt verfügbaren 
Aufkommen an biogenen Rest- und Abfall-
stoffen – dargestellt, welche energetisch nutz-
baren Potenziale an Stroh und Waldrestholz in 
Deutschland und Baden-Württemberg zur 
Verfügung stehen. Der gezielte Anbau von 
Biomasse als Energieträger wird dabei nicht 
betrachtet. Anschließend wird am Beispiel 
von Baden-Württemberg in starker regionaler 
Differenzierung und mit Blick auf die Bio-
masseversorgung von Großanlagen zur Kraft-
stoffproduktion illustriert, welche Bedeutung 
der Logistik zur Biomassebereitstellung zu-
zumessen ist. Nach einem Überblick zu den 
energetischen Nutzungspfaden von Biomasse 
und biogenen Reststoffen und Abfällen wer-
den Ergebnisse zur Produktion von FT-
Kraftstoffen aus Stroh und Waldrestholz vor-
gestellt – neben technischen Erläuterungen 
zum Konzept insbesondere Ergebnisse zu den 
Produktionskosten. Daran schließt der Ver-
gleich zu den Gestehungskosten der Wärme- 
und Stromgewinnung aus Stroh und Waldrest-
holz an. Im letzten Teil des Beitrags werden 
die Ergebnisse zur Bereitstellung von Fischer-
Tropsch-Kraftstoff aus Stroh und Waldrest-
holz anhand der Kennwerte „Gestehungskos-
ten“ und „CO2-Minderungskosten“ in Ver-
gleich zur Wärme- und Stromgewinnung ge-
setzt und bewertet. 
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2 Biomasseaufkommen und Logistik 

Das jährlich verfügbare Aufkommen der Bio-
masseträger Stroh und Waldrestholz lässt sich 
hinsichtlich ihres Potenzials dann am besten 
einordnen, wenn man es in Vergleich setzt zu 
weiteren biogenen Rest- und Abfallstoffen, die 
ebenfalls für eine energetische Nutzung in Fra-
ge kommen (vgl. Abb. 1). 

In Deutschland beträgt das jährlich ver-
fügbare Aufkommen (Bezugsjahr: 2002) an 
biogenen Reststoffen und Abfällen, das energe-
tisch genutzt werden könnte, rd. 70 Mio. Me-
gagramm (Mg) organische Trockensubstanz 
(oTS); in Baden-Württemberg sind dies rd. 
8 Mio. Mg oTS. Betrachtet man die Aufschlüs-
selung des Aufkommens, so wird deutlich, dass 
dieses mengenmäßig besonders durch die 
Land- und Forstwirtschaft bestimmt wird. Auf 
Bundesebene tragen Stroh, Waldrestholz und 
Gülle 58 % zu diesem für eine energetische 
Nutzung verfügbaren Aufkommen bei; in Ba-
den-Württemberg sind dies 55 %. 

In Deutschland stehen – gerechnet als 
Trockenmasse (TM) – rd. 30 Mio. Mg Stroh 
und Waldrestholz für eine energetische Nut-
zung zur Verfügung. Gemessen am gesamten 
Aufkommen biogener Rest- und Abfallstoffe 
sind dies 43 %. Das für eine energetische Nut-
zung verfügbare jährliche Aufkommen an 
Stroh und Waldrestholz liegt in Baden-
Württemberg bei rd. 3,5 Mio. Mg TM (vgl. 
Abb. 1 und Abb. 2); dies entspricht wie auf 
Bundesebene ebenfalls 43 %. Bei den relativen 
Beiträgen von Stroh und Waldrestholz gibt es 
jedoch deutliche Unterschiede: Im waldreichen 
Baden-Württemberg trägt Waldrestholz 31 %, 
Stroh aber nur 12 % zum Aufkommen bei; auf 
Bundesebene sind dies 22 % bzw. 21 %. 

Das angeführte Aufkommen von 70 Mio. 
Mg oTS pro Jahr in Deutschland entspricht 
einem jährlichen Pro-Kopf-Aufkommen von 
0,85 Mg oTS. Gemessen am Heizwert ent-
spricht das rd. 420 Litern Heizöl und damit rd. 
9 % des deutschen Primärenergiebedarfs. Zur 
Einordnung: Im Jahr 2005 deckten Biomasse 

Abb. 1: Aufkommen biogener Reststoffe und Abfälle in Deutschland und Baden-Württemberg 2002 – 
verfügbar für eine energetische Nutzung 

Dieses Aufkommen entspricht  rd.  9 % des  Primärenergiebedarfs in D und Ba-Wü.  
Zur Einordnung: 2005 deckte Biomasse (inkl. biogene Rest- und Abfallstoffe) in D rund 2,9 % ab.
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und biogene Rest- und Abfallstoffe in Deutsch-
land rund 2,9 % des Primärenergiebedarfs ab. 

Nach diesem allgemeinen Überblick wer-
den nachfolgend für Stroh und Waldrestholz 
regional differenzierte Ergebnisse zu den Ver-
hältnissen in Baden-Württemberg aus einer 
aktuellen Untersuchung vorgestellt (vgl. 
Leible et al. 2005). Hierbei stand die Frage-
stellung im Mittelpunkt, zu welchen Kosten 
die Biomasseversorgung mit 1 Mio. Mg TM 
pro Anlage und Jahr von zwei Anlagenstand-
orten gewährleistet werden kann. Abbildung 2 
gibt hierzu die Ergebnisse für eine Versor-
gung mit Stroh und Waldrestholz wieder. 

Wie die Analysen – unter Einsatz eines 
geografischen Informationssystems – für die 
beiden Anlagenstandorte Nord (Heilbronn) 
und Süd (Sigmaringen) andeuten (s. linker 
Ausschnitt der Abb. 2), werden mit zuneh-
mender Ausweitung des Erfassungs-Radius 
(von 15 km auf 40, 50 und 60 km) in sehr 
unterschiedlichem Maße Ackerland, Grün-
land- und Waldflächen angeschnitten. Diese 

Flächen sind die Basis für die Abschätzung 
des potenziell verfügbaren Aufkommens an 
energetisch nutzbarer Biomasse. Die Ergeb-
nisse zeigen, dass ein Erfassungsradius von 60 
bis 70 km ausreichend ist, um eine Versor-
gung mit jährlich 1 Mio. Mg TM an Stroh und 
Waldrestholz gewährleisten zu können, bei 
durchschnittlichen Bereitstellungskosten frei 
Anlage von 70-80 €/Mg TM. 

3 Energetische Nutzungspfade für 
Biomasse und biogene Reststoffe 

Betrachtet man die verschiedenen Arten und 
Herkünfte biogener Energieträger (vgl. Abb. 3 
nächste Seite), so können diese prinzipiell 
nach ihrer Bereitstellung – je nach Art und 
Konditionierungsform – durch physikalisch-
chemische, bio- oder thermochemische Um-
wandlungsprozesse in flüssige, gasförmige 
und feste Energieträger überführt werden. 

Hieraus lassen sich dann über die 
Verbrennung und thermisch-mechanische 

Abb. 2: Aufkommen und Bereitstellungskosten bei Stroh und Waldrestholz zur Versorgung zweier 
Anlagenstandorte in Baden-Württemberg 
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Umwandlung die gewünschten Nutzenergie-
formen in Form von Kraft, Licht und Wärme 
bereitstellen. Vor dem Hintergrund der Viel-
zahl der Prozessschritte ist anzumerken, dass 
hierbei angestrebt werden sollte, möglichst 
auf direktem Wege zur gewünschten Nutz-
energieform zu gelangen. Hierdurch werden 
einerseits die Kosten minimiert und anderer-
seits die Netto-Wirkungsgrade in der Energie-
bereitstellung optimiert. 

4 Produktion von FT-Kraftstoff aus Stroh 
und Waldrestholz 

Vor dem Hintergrund des politisch geforderten 
Ausbaus der energetischen Nutzung von Bio-
masse verfolgt das Forschungszentrum Karls-
ruhe mit seinem zweistufigen „Biomass-to-
Liquid“(BtL)-Konzept das Ziel, aschereiche 
Biomasse (z. B. Getreidestroh) über die Verga-
sung für die Bereitstellung synthetischer Kraft-
stoffe („Synfuels“) und für eine chemische 
Nutzung zu erschließen (vgl. Abb. 4, s. auch 
Malcher et al. 2006). Eine teilweise Verstro-

mung der Biomasse bzw. von Zwischenpro-
dukten (z. B. Pyrolysegas) oder eine Wärme-
gewinnung ist hierdurch nicht ausgeschlossen. 

Die Synthese konzentriert sich hierbei 
zunächst auf FT-Kraftstoffe, ist aber für eine 
Vielzahl von Produkten offen. Je nach Pro-
dukt resultiert die Anforderung, die Synthese 
bei Drücken von rd. 20 bis 40 bar (für FT-
Kraftstoffe) bzw. bis 80 bar (z. B. für Metha-
nol) durchzuführen. Deshalb wird das Ziel 
verfolgt, bereits mit der Vergasung das für die 
Synthese nötige Druckniveau zu erreichen und 
auch die Gasreinigung und -konditionierung 
auf dieser Druckstufe zu realisieren. Hier-
durch wird der aufwändige Schritt der Gas-
kompression vor der Synthese vermieden. 
Darüber hinaus soll ein teerfreies und methan-
armes Synthesegas gewonnen werden. Mit 
einem Flugstromdruckvergaser ist dies bei 
Vergasungstemperaturen von mehr als 
1000 °C möglich, wie die vom Forschungs-
zentrum auf einer externen Anlage in Frei-
berg / Sachsen durchgeführten Versuchskam-

Abb. 3: Bereitstellungswege von Nutzenergie aus biogenen Energieträgern 
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pagnen bestätigten. Für die Einspeisung der 
Biomasse in den Flugstromdruckvergaser 
muss diese entsprechend konditioniert wer-
den. Bei den angeführten Drücken ist dies nur 
über eine pumpbare Suspension (Slurry) aus 
Pyrolysekondensat und -koks sinnvoll umzu-
setzen. Folglich ist das vom Forschungszent-
rum Karlsruhe verfolgte Schnellpyrolysever-
fahren zur Herstellung einer solchen Suspen-
sion von zentraler Bedeutung (vgl. Lange et 
al. 2006; Henrich und Dinjus 2005). 

Daneben ist mit der räumlichen Entkopp-
lung (siehe Abb. 4) von Schnellpyrolyse und 
Vergasung (inkl. Gasreinigung/-konditionie-
rung und Synthese) die Option gegeben, eine 
von der Größe der Vergasungsanlage unab-
hängige dezentrale Produktion von Slurries zu 
realisieren. Mit dem anschließenden Transport 
der Slurries zu einer großen zentralen Verga-
sungs- und Syntheseanlage lassen sich logisti-
sche Vorteile erschließen – verglichen mit 
Strohballen haben Slurries eine um den Faktor 
10 höhere Energiedichte. 

Der Vergleich der Kraftstoffproduktion 
aus Stroh und Waldrestholz bei vorgeschalte-
ter dezentraler Schnellpyrolyse mit der Vari-

ante der in einer zentralen Anlage integrierten 
Schnellpyrolyse ist hierbei von besonderem 
Interesse, da Transportvorteile bei der dezen-
tralen Variante erhofft werden. Die durchge-
führten Analysen zeigen, dass die Produkti-
onskosten für FT-Kraftstoff (Synfuel) aus 
Stroh – je nach Anlagengröße und dezentra-
lem oder integriertem Konzept – zwischen 
105 und 130 €/MWh liegen; dies entspricht 
1,0 bzw. 1,25 € pro Liter (vgl. Abb. 5 nächste 
Seite). Es fällt auf, dass die Gesamtkosten der 
Anlagen mit dezentraler Pyrolyse erst ab An-
lagengrößen im Bereich von 4.000 MW güns-
tiger werden, verglichen mit der integrierten 
Pyrolyse. Dies ist so, obwohl bei der integrier-
ten Pyrolyse die Transportkosten für Stroh bei 
allen Anlagengrößen über der Summe der 
Transportkosten von Stroh und Slurry bei der 
dezentralen Pyrolyse liegen. Gewichtiger als 
dieser Nachteil ist der Vorteil der räumlich 
integrierten Pyrolyse hinsichtlich der stärke-
ren Größendegression der Pyrolysekosten und 
des höheren Wirkungsgrads. 

Abb. 4: Zweistufiges Konzept zur Synthesegas- bzw. Kraftstofferzeugung aus Stroh und Waldrestholz 
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Abbildung 5 verdeutlicht ferner, dass zwei 
wesentliche Kostenbestandteile unabhängig 
von der Vergaserleistung sind: die spezifi-
schen Kosten für die Erfassung von Stroh und 
die für den Lkw-Transport von Stroh bis zur 
dezentralen Pyrolyseanlage. Bei der integrier-
ten Pyrolyse wird davon ausgegangen, dass 
der Strohtransport ab einer Entfernung von 
100 km mit der Bahn durchgeführt wird. 

Bei höheren verfügbaren Aufkommens-
dichten an Biomasse treten die Vorteile der 
integrierten Pyrolyse – wegen der dadurch 
möglichen Verringerung der Transportstre-
cken – stärker hervor. Den gleichen Effekt 
erzielt eine Ausweitung der erfassten Bio-
brennstoffe auf Waldrestholz. In Abbildung 6 
(nächste Seite) sind die Bereitstellungskosten 
von FT-Kraftstoff aus Stroh und Waldrestholz 
den Gestehungskosten von Diesel – bei Erdöl-
preisen von 30, 65 und 100 $ pro barrel (bbl) 
– in einer Raffinerie gegenübergestellt, je-
weils ohne Mehrwertsteuer bzw. beim FT-
Kraftstoff auch ohne Mineralölsteuer. Im Ge-

gensatz zu Abbildung 5 wurde hier von der 
gemeinsamen Nutzung von Stroh und Wald-
restholz ausgegangen; die dabei nutzbare 
durchschnittliche Aufkommensdichte (für 
Deutschland) liegt bei rd. 90 Mg TM pro km2. 
Als Anlagenkonzept liegt die zentrale Verga-
sung /Synthese mit integrierter Pyrolyse 
zugrunde; dabei wurde nach zwei Anlagen-
größen mit einer Produktion von 0,2 bzw. 1,0 
Mio. Jahrestonnen (jato) unterschieden. Zum 
Vergleich: Bei herkömmlichen Erdöl-Raffi-
nerien muss eher von 10 Mio. jato an Kraft-
stoffproduktion ausgegangen werden. 

Wie die Ergebnisse zeigen, könnte der 
FT-Kraftstoff, je nach Anlagengröße, zu rd. 
1,00 € bzw. 0,90 € pro Liter frei Anlage be-
reitgestellt werden, wenn auf die Mineral-
ölsteuer verzichtet wird. Bei einem Rohölpreis 
von 65 $ / bbl liegen bei Diesel die Bereitstel-
lungskosten frei Raffinerie – aber einschließ-
lich der Mineralölsteuer – ebenfalls bei rd. 
0,90 € / l. 

Abb. 5: Gestehungskosten von FT-Kraftstoff aus Stroh – bei dezentraler oder integrierter Pyrolyse 
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5 Produktion von Wärme und Strom aus 
Stroh und Waldrestholz 

Grundsätzlich kann Wärme aus Stroh und 
Waldrestholz sowohl über die direkte 
Verbrennung als auch über die Vergasung mit 
nachgeschalteter Verbrennung bereitgestellt 
werden. Nachfolgend werden einige Ergebnis-
se zur Wärmegewinnung über die Verbren-
nung vorgestellt (vgl. Abb. 7) (vgl. Leible und 
Kälber 2006). Auf die mit der Stromprodukti-
on gekoppelte Wärmebereitstellung durch 
Vergasung, z.B. in einem Heizkraftwerk 
(HKW), soll hier nicht eingegangen werden. 
Mit Blick auf die Vergasung muss vielmehr 
festgehalten werden, dass deren klar erkenn-
baren Vorteile gegenüber der Verbrennung 
darin gesehen werden, dass in Heizkraftwer-
ken bzw. Kraftwerken höhere elektrische Wir-
kungsgrade erreichbar sind. Für die reine 
Wärmeerzeugung ist bei der Vergasung kein 
prinzipieller Vorteil erkennbar. 

Die Wärmegestehungskosten bei den 
Verbrennungstechnologien, die der alleinigen 
Wärmeerzeugung dienen, ergeben sich aus 

den Gesamtkosten der Wärmeerzeugung und 
sind auf die beim Endverbraucher ankommen-
de Wärmemenge bezogen. Bei der zentralen 
Wärmeerzeugung im Heizwerk sind hierbei 
die Investitionen für die Wärmeverteilung und 
die Verluste bei der Wärmeverteilung berück-
sichtigt. Bei der gekoppelten Erzeugung von 
Wärme und Strom ergeben sich die Wärmege-
stehungskosten aus den Gesamtkosten abzüg-
lich einer Stromgutschrift (Stromerlös, vgl. 
Abb. 7 nächste Seite). Dieser Gutschrift liegen 
die Stromgestehungskosten in einem Stein-
kohlekraftwerk zugrunde. 

Die Modellrechnungen zeigen, dass den 
Kapitalkosten und den Kosten für Stroh und 
Waldrestholz über den gesamten betrachteten 
Leistungsbereich der Anlagen eine dominie-
rende Rolle an den Gesamtkosten der Wärme-
erzeugung zukommt. Daher werden in Abbil-
dung 7 neben den Wärmegestehungskosten in 
€ / MWh zusätzlich die prozentualen Anteile 
der wichtigsten Kostenkomponenten an den 
Gesamtkosten dargestellt; einbezogen ist dabei 
der Beitrag der Stromerlöse (im KWK-Betrieb) 
zur Deckung der Gesamtkosten. 

Abb. 6: Gestehungskosten von FT-Kraftstoff aus Stroh und Waldrestholz  
– ein Vergleich mit fossilem Diesel 
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Wie anhand der Ergebnisse zu sehen ist, redu-
zieren sich die Wärmegestehungskosten mit 
steigender Anlagengröße – von 96 € / MWh bei 
der 30 kW-Kleinfeuerung (Holzpellets aus In-
dustrierestholz) auf 75 € / MWh beim wärmege-
führten 10 MWin

1 Heizkraftwerk. Vergleicht 
man dies mit den Wärmegestehungskosten einer 
30 kW-Heizölfeuerung von 96 € / MWh – hier-
bei liegt ein Rohölpreis von 40 $ pro barrel 
zugrunde –, so ist die Wärmeerzeugung auf 
Basis von Waldrestholz oder Stroh im wärmege-
führten Heizkraftwerk eindeutig als wettbe-
werbsfähig einzustufen. Unter diesen Rahmen-
bedingungen hat die dezentrale Wärmeerzeu-
gung in einer Kleinfeuerung (30 kW), die mit 
Holzpellets aus Industrierestholz befeuert wird, 
im Vergleich zu einer Heizöl-Referenzanlage 
gerade die Wettbewerbsfähigkeit erreicht – auch 
ohne Investitionszulagen (vgl. Abb. 7). Dauer-
haft höhere Rohölpreise im Bereich von 50 bis 
60 $ pro barrel werden insbesondere in ländli-
chen Gebieten die Zunahme der Wärmeerzeu-
gung aus Biomasse deutlich beflügeln. 

Im Bereich der Kraft-Wärme-Kopplung 
zeigt sich beim Sprung vom wärme- zum strom-
geführten Betrieb – trotz zunehmender Anla-
gengröße – ein Anstieg der Wärmegestehungs-
kosten. Dies begründet sich aus der unterstellten 
Abnahme der Wärmevolllaststunden beim 
Übergang vom wärme- zum stromgeführten 
Betrieb. Im wärmegeführten Betrieb werden 
noch 6.000 Volllaststunden pro Jahr angenom-
men, beim stromgeführten Betrieb verringert 
sich die Anzahl der Volllaststunden auf 4.000 
pro Jahr. Beim Leistungssprung auf ca. 67 MWin 
ergibt sich dann wieder das aufgrund der Kos-
tendegression erwartete Bild abnehmender 
Wärmegestehungskosten. Der Einsatz der unter-
schiedlichen Brennstoffe Waldrestholz und 
Stroh wirkt sich im Bereich der Kraft-Wärme-
Kopplung eher unwesentlich aus. 

Aus Abbildung 7 wird darüber hinaus die 
grundsätzliche Beziehung deutlich, dass mit 
zunehmender Anlagengröße der Anteil der 
Brennstoffkosten an den Gesamtkosten ansteigt 
und bei großen Anlagen mit bis zu 60 % die 
Gesamtkosten dominiert. Gegenläufig dazu 

Abb. 7: Wärmegestehungskosten und Kostenanteile bei verschiedenen Verbrennungstechnologien für 
Holz und Stroh 
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nehmen der Einfluss der Kapitalkosten – auf-
grund der Degression bei den spezifischen 
Investitionen – und die Bedeutung der Perso-
nalkosten deutlich ab. 

Mit Blick auf die Bereitstellung von Strom 
aus Stroh und Waldrestholz wurde eine Vielzahl 
höchst heterogener Technologien untersucht 
(vgl. Leible und Kälber, 2006). In Abbildung 8 
werden die Stromgestehungskosten für ausge-
wählte Technologien in Abhängigkeit von der 
elektrischen Anlagenleistung dargestellt. 

Als Vergleich dienen die Stromgeste-
hungskosten in einem mit Importkohle betriebe-
nen Steinkohlekraftwerk, die bei rd. 52 € / 
MWhel liegen, und der Bereich für die Strom-
vergütung nach dem Erneuerbare-Energien-
Gesetz (EEG 2000 / 2004) für die Einspeisung 
von Strom aus Biomasse. Durch die Novellie-
rung des EEG – gültig seit August 2004 – hat 
sich die Vergütung für regenerativen Strom 

deutlich verbessert. Ergänzend ist an dieser Stel-
le anzuführen, dass die Stromgestehungskosten 
mit inländischer Steinkohle – nicht subventio-
niert – bei rd. 80 € / MWhel liegen. Andererseits 
kann derzeit in einem nahezu vollständig abge-
schriebenen Steinkohlekraftwerk mit Import-
kohle Strom zu rd. 33 € / MWhel bereitgestellt 
werden. 

Die Verbrennung und Vergasung von Stroh 
und Waldrestholz zur Stromgewinnung sind 
gegenwärtig i. d. R. nicht wettbewerbsfähig. 
Dies liegt insbesondere an den hohen Kosten der 
Biomassebereitstellung. Die Co-Verbrennung 
(Zufeuerung) von Waldrestholz und Stroh im 
Steinkohlekraftwerk stellt eine vergleichsweise 
kostengünstige Möglichkeit dar, den fossilen 
Brennstoff Steinkohle zumindest teilweise zu 
substituieren. Die Stromgestehungskosten liegen 
hier zwischen 90 und 95 € / MWhel (vgl. Abb. 8). 
Obwohl die Datenbasis und die darauf aufbau-

Abb. 8: Stromgestehungskosten bei der energetischen Nutzung von Stroh und Waldrestholz 
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ende Bewertung der Vergasungstechnologien 
mit einer hohen Unsicherheit behaftet sind, las-
sen sich mit Vorbehalten einige Schlussfolge-
rungen ziehen. So sind beispielsweise bei den 
Stromgestehungskosten Vorteile für Verga-
sungsanlagen ab etwa 3 MWel erkennbar, gegen-
über den direkten Verbrennungstechnologien. 

6 Vergleich der Kraftstoff- mit der Wärme- 
und Stromproduktion 

Als konkurrierende Verfahren für die Nutzung 
von Stroh und Waldrestholz wurden einerseits 
die Wärme- und Stromgewinnung durch di-
rekte Verbrennung in Biomasse-Heizwerken 
bzw. Biomasse(heiz)kraftwerken und die Co-
Verbrennung in Steinkohlekraftwerken be-
rücksichtigt; dies schloss die thermochemi-
sche Vergasung zur Stromerzeugung mit ein. 
Andererseits wurden die auf fossilen Energie-
trägern (Rohöl, Import-Steinkohle) basieren-
den Alternativen der Wärme-, Strom- und 
Kraftstofferzeugung dargestellt. 

In Abbildung 9 werden nun die Wärme-, 
Strom- und Kraftstoffgestehungskosten für die 
betrachteten Verfahren einander gegenüberge-
stellt. Als fossile Referenzen dienen, wie be-

reits erwähnt, die Wärmegestehungskosten in 
einer mit Heizöl betriebenen Kleinfeuerung – 
diese liegen derzeit bei rund 96 € / MWhw –, 
die Stromgestehungskosten in einem Stein-
kohlekraftwerk (500 MWel) – diese liegen bei 
rd. 52 € / MWhel – und die Bereitstellungskos-
ten von Dieselkraftstoff, die in einem Bereich 
von 30 bis 45 € / MWh liegen, je nach unter-
stelltem Erdölpreis. 

Beim Vergleich der FT-Kraftstoffgewin-
nung mit der Wärmeerzeugung aus Stroh und 
Waldrestholz wird deutlich, dass die Wärmeer-
zeugung näher an der Wettbewerbsfähigkeit ist 
bzw. diese bereits erreicht hat. So zeigen die 
Ergebnisse, dass bereits heute die Wärmebereit-
stellung in der Regel nahezu ohne Subventionen 
auskommt. Dem gegenüber hat die FT-Kraft-
stoff-Produktion einen deutlichen Subventions-
bedarf. Eine wirtschaftlich konkurrenzfähige 
Produktion von FT-Kraftstoffen ohne Mineral-
ölsteuerverzicht wäre erst bei Rohölpreisen von 
deutlich über 100 $ pro barrel möglich. 

Mit der Substitution fossiler Energieträger 
durch erneuerbare kann die Emission treibhaus-
relevanter Gase und somit der Treibhauseffekt 
deutlich reduziert werden. Bei den durchgeführ-

Abb. 9: Gestehungskosten von Wärme, Strom und Kraftstoff aus Stroh und Waldrestholz 
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ten Analysen wurden neben CO2 auch die Treib-
hausgase CH4 (Methan) und N2O (Lachgas) 
einbezogen und in der Summe als CO2-Äquiva-
lente (CO2-Äq.) dargestellt (vgl. Abb. 10). Die 
CO2-Minderungskosten ergeben sich aus den 
Mehrkosten auf der einen Seite und der erzielten 
CO2-Minderung gegenüber der fossilen Refe-
renz auf der anderen Seite. Mit ihrer Hilfe kann 
dargestellt werden, wie teuer die jeweilige 
Technologie bei der Verfolgung einer CO2-
Minderungsstrategie ist. Zur vergleichenden 
Bewertung wurden CO2-Minderungskosten aus 
Studien mit CO2-Minderungsszenarien bei der 
Verfolgung der Minderungsziele der Bundesre-
gierung herangezogen (vgl. BMWI 2001). Aus-
sagen aus diesen Studien ergeben, dass bei ei-
nem CO2-Minderungsziel von 25 % oder gar 
von 40 % CO2-Minderungskosten zwischen 50 
und 100 € pro Mg CO2-Äq. angesichts teurerer 
Alternativen durchaus zu akzeptieren sind. 

Bei der Produktion von FT-Kraftstoffen 
aus Stroh und Waldrestholz liegen die CO2-
Minderungskosten deutlich über 200 € / Mg 
CO2-Äquivalent. Bei der Verstromung – mit 

Ausnahme der Festbettvergasung – resultieren 
Kosten von unter 100 € / Mg CO2-Äquivalent. 
Am günstigsten lässt sich die CO2-Minderung 
über die Wärmebereitstellung realisieren. Hier 
fallen nahezu keine bzw. sogar negative CO2-
Minderungskosten an. 

Die Abschätzungen zu den CO2-Minde-
rungskosten verdeutlichen, dass die CO2-Min-
derungsstrategie nur ein sehr schwaches Ar-
gument für die Forcierung der Aktivitäten zur 
Bereitstellung von FT-Kraftstoffen aus Bio-
masse darstellen kann. 

Da das BtL-Konzept des Forschungszent-
rums Karlsruhe über die Pyrolyse und Verga-
sung Wege eröffnet, die Biomasse – als Koh-
lenstoffträger – einer weitergehenden chemi-
schen Nutzung zuzuführen, sollte dieser Ent-
wicklungsweg weiter beschritten werden. Dies 
schließt eine gekoppelte chemisch/energetische 
Nutzung im Sinne eines „Biorefinery“-Kon-
zepts mit ein. Darüber hinaus lassen sich unter 
Nutzung des technischen Fortschritts die beste-
henden ökonomischen Nachteile bei der Kraft-
stofferzeugung sicherlich reduzieren, so dass 

Abb. 10: CO2-Minderungskosten bei der Gewinnung von Wärme, Strom und Kraftstoff aus Stroh und 
Waldrestholz 
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insbesondere unter Vorsorge-Gesichtspunkten 
die Forschung und Demonstration in diesem 
Bereich intensiviert werden sollten. 

Anmerkung 

1) Durch die Indizierung der Anlagenleistung in 
Form von MWin (=Inputleistung Brennstoff) soll 
eine klare Unterscheidung gegenüber Anlagen 
mit ausschließlicher Wärmeerzeugung vorge-
nommen werden; bei diesen wird von der 
Nennwärmeleistung (z. B. kWw) gesprochen. 
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TA-INSTITUTIONEN 
UND -PROGRAMME 

Neue Wege der Technik-
folgenabschätzung und 
Systemanalyse in der 
Helmholtz-Gemeinschaft 

von Armin Grunwald, ITAS 

Systemanalyse und Technikfolgenabschät-
zung (TA) haben mit ihrem problemorientier-
ten, ganzheitlichen und prospektiven Ansatz 
in der Helmholtz-Gemeinschaft (HGF) einen 
wichtigen Platz. Eine wesentliche Empfeh-
lung, resultierend aus der Helmholtz-
Evaluierung 2003, war, Systemanalyse und 
TA verstärkt auch innerhalb der Helmholtz-
Gemeinschaft in Beratungsverhältnisse 
einzubinden. Diese Erwartung betrifft ins-
besondere Beiträge zur Identifikation von 
Zukunftsthemen für die HGF („Foresight“) 
und die Analyse des gesellschaftlichen Um-
feldes der Helmholtz-Forschung. Zu diesem 
Zweck wurde eine „integrative Vision“ der 
zukünftigen Einbettung von Systemanalyse 
und TA in die Gesamtarchitektur der Helm-
holtz-Forschung entwickelt und im Jahre 
2005 von einer internationalen Gutachter-
gruppe evaluiert. 

1 Hintergrund 

Die Etablierung von Systemforschung und 
Technikfolgenabschätzung (TA) in der deut-
schen Forschungslandschaft und in der Politik-
beratung seit den 1970er Jahren ist im Wesent-
lichen aus den Helmholtz-Zentren (den frühe-
ren Großforschungszentren) heraus erfolgt. 
Dies erscheint nicht überraschend (Grunwald, 
Lingner 1999; Grunwald 2003; Stein 2003), 
denn die Großforschungseinrichtungen standen 
von Anfang an unter einem gesellschaftlichen 
Auftrag und der Verpflichtung zur Politikbera-
tung, und in ihnen wurden und werden gesell-
schaftlich relevante Zukunftstechnologien ent-
wickelt (z. B. Energietechnik, Verkehrs- und 
Weltraumtechnik, Medizintechnik, Nanotech-
nologie), die weit reichende Fragen nach ihren 
gesellschaftlichen Folgen aufwerfen. 

Die Helmholtz-Gemeinschaft Deutscher 
Forschungszentren (HGF) wurde von 2002 bis 
2004 auf Programmforschung umgestellt (Popp 
2003). Die gesamte Forschung wurde auf die 
Forschungsbereiche „Gesundheit“, „Verkehr / 
Weltraum“, „Erde / Umwelt“, „Energie“, 
„Schlüsseltechnologien“ und „Struktur der 
Materie“ aufgeteilt (http://www.helmholtz.de). 
Die öffentliche Förderung kommt dann den 
Forschungsprogrammen zu, die dort entwickelt 
wurden, und ist abhängig von den Ergebnissen 
einer internationalen Evaluierung. 

Diese Umstellung hat auch weit reichende 
Folgen für TA und Systemanalyse. Der Prozess 
der Positionsbestimmung von Systemanalyse 
und TA in der „neuen“ HGF angesichts dieser 
Herausforderungen wurde bereits mit den Vor-
bereitungen für die erste Evaluierungsrunde 
2003 eingeleitet (dazu Grunwald 2003). Der 
nächste Schritt war die Erarbeitung eines zu-
kunftsorientierten Strategiekonzepts für Sys-
temanalyse und TA in der HGF, das – nach 
erfolgreicher Evaluierung im Jahr 2005 – 
Hauptthema dieses Berichts ist. 

2 Ergebnisse der Helmholtz-Evaluierung 
2003 

Ausgangspunkt der Überlegungen waren die 
Ergebnisse der Helmholtz-Evaluierung des 
Programms „Nachhaltige Entwicklung und 
Technik“ im Forschungsbereich „Erde und 
Umwelt“, in dem die Arbeiten zu Systemanaly-
se und TA aus den Forschungszentren Jülich 
und Karlsruhe (damit also auch des ITAS) zu-
sammengefasst worden waren. Aus diesem 
Grund seien an dieser Stelle kurz die Ergebnis-
se dieser Evaluierung rekapituliert (dazu aus-
führlich Grunwald 2003a). 

In Stichworten sind die wichtigsten be-
wertenden Aussagen, dass die Forschungs-
themen vor dem Hintergrund des gesellschaft-
lichen Bedarfs hoch relevant seien, dass die 
wissenschaftliche Qualität der Forschungsar-
beiten hoch, teils exzellent sei, dass System-
analyse und TA von großer Signifikanz und 
Bedeutung für die gesamte HGF seien und 
diese Bedeutung zukünftig weiter wachsen 
werde. Hervorzuheben sei ihr Beitrag zur zu-
künftigen thematisch-strategischen Positionie-
rung der HGF und zur Erforschung des gesell-
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schaftlichen Umfeldes der naturwissenschaft-
lich-technischen HGF-Forschung. 

Die wesentlichen kritischen Anmerkungen 
sind, dass die Konzentration von Systemanaly-
se und TA als eigenes Programmthema im 
Programm „Nachhaltige Entwicklung und 
Technik“ teils künstlich wirke („forced fit“), 
dass das Potential für interdisziplinäre Koope-
rationen nicht hinreichend ausgeschöpft werde, 
dass die Arbeitsteilung zwischen den verschie-
denen Organisationseinheiten nicht klar genug 
erkennbar sei und dass die Sichtbarkeit in in-
ternationalen referierten Zeitschriften verbes-
sert werden sollte. 

Dieses konstruktive Ergebnis wurde vom 
HGF-Senat aufgegriffen und führte im Oktober 
2003 zu folgenden Empfehlungen, die das gro-
ße Maß der Erwartungen erkennen lassen: „The 
future structure of the work in systems analysis 
and technology assessment within the entire 
Helmholtz Association needs to be revisited. It 
should develop a strategic vision for an inte-
grated system analytic perspective of all its 
major programmes and research fields and 
delineate from this vision the appropriate or-
ganisational and institutional structure taking 
into account two aspects. First it is of crucial 
importance that the systems analysis groups are 
in close and intimate contacts with the techni-
cal and natural science departments that they 
are supposed to cooperate with. Second, it has 
to be ensured that the strategic advice given is 
based on independent and high quality future 
knowledge about the interface between society, 
technology and the environment facing the 
requirements of sustainable development.” 

Der Identifikation von Zukunftsthemen, 
die sich am gesellschaftlichen Problemlösebe-
darf orientieren sowie der Prioritätensetzung 
und dem Agenda-Setting dienen, komme in der 
programmorientierten HGF eine höhere Bedeu-
tung zu. Grundgedanke dieser Senatsempfeh-
lung zu Systemanalyse und TA ist, dass neben 
einer Verbesserung der internen Koordination 
die Kompetenzen und das Wissen von System-
analyse und Technikfolgenabschätzung syste-
matisch zur Unterstützung dieser HGF-internen 
Weiterentwicklung eingesetzt werden. 

3 Neue Wege von Systemanalyse und TA 
in der HGF 

Der damalige Präsident der HGF, Prof. Dr. 
Walter Kröll, bat den Autor dieses Beitrags1, 
ein Strategiekonzept zur Umsetzung dieser 
Empfehlungen in enger Zusammenarbeit mit 
den Fachkollegen und den Vorständen der be-
teiligten Zentren zu erstellen. Hierzu wurden 
eine Reihe von Schritten unternommen: Ge-
spräche mit dem Präsidenten der HGF, Präsen-
tationen und Diskussionen in den Lenkungs-
ausschüssen der HGF-Forschungsbereiche, 
Gespräche mit den Leitern und Wissenschaft-
lern der beteiligten Systemanalyse-Einrichtun-
gen und ein abschließendes Gespräch mit den 
Vorständen der beteiligten Zentren wiederum 
beim HGF-Präsidenten. 

Das daraus resultierende Strategiekonzept 
wurde Ende 2004 bei der Helmholtz-Geschäfts-
stelle eingereicht und im Jahre 2005 einer Be-
gutachtung durch eine internationale Gutachter-
gruppe unterzogen. Die Gutachtergruppe bestä-
tigte das Konzept als einen richtungweisenden 
Schritt in Richtung auf eine Überwindung der 
bestehenden Zersplitterung der verschiedenen 
Gruppen, auf eine verstärkte Bündelung der 
Kräfte, auf mehr Arbeitsteilung und eine inte-
grative Vision ihrer Rolle in der HGF. Im Fol-
genden werden die Prämissen dieses Strategie-
konzeptes, die zukünftige Helmholtz-Themen-
findung, die Rolle der Integrativen Projekte und 
die zugehörige Managementstruktur dargestellt. 

3.1 Prämissen 

Wesentliches Ziel in der Erarbeitung des Stra-
tegiekonzepts war es, praktikable Wege aufzu-
zeigen, um die spezifischen Wissensbestände 
der Systemanalyse mit den Wissensbeständen 
der naturwissenschaftlich-technischen Einrich-
tungen zusammenzuführen. Damit sollten die 
Orientierung der HGF an gesellschaftlichen 
Problemlagenverstärkt, zur Identifikation von 
Zukunftsthemen beigetragen, die Helmholtz-
Forschung besser in gesellschaftliche Debat-
ten und Entwicklungen eingebettet und das 
„Agenda-Setting“ in der HGF auf eine mög-
lichst robuste Wissensbasis gestellt werden. 
Ausgangsüberlegung war die Unterscheidung 
zweier unterschiedlicher Rollen von TA und 
Systemanalyse in der HGF: 
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1. Systemanalyse und TA als Helmholtz-
Forschung. Hierbei arbeiten Systemanalyse 
und TA als HGF-typische Forschung an der 
Lösung gesellschaftlicher Probleme, orien-
tieren sich an den üblichen Kriterien wis-
senschaftlicher Qualität und richten sich 
hauptsächlich an Adressaten außerhalb der 
HGF (Ministerien, Parlamente, wissen-
schaftliche Gemeinschaft etc.). 

2. Beiträge von Systemanalyse und TA zur 
Themenfindung für Helmholtz. Insofern 
Systemanalyse und TA in zunehmender 
Weise als wissensbasierte Beratungskapazi-
tät innerhalb der Helmholtz-Gemeinschaft 
fungieren, handelt es sich um eine Form der 
internen Beratung. 

Beiträge zum Agenda-Setting, der Forschungs-
prospektion und der Erarbeitung von Szenarien 
sowie Nachhaltigkeitsbewertungen, Kontext-
analysen und Monitorings gesellschaftlicher 
Veränderungen und Wortmeldungen zum öf-
fentlichen Diskurs gehören zu beiden Teilen 
dieses Aufgabenportfolios. Es eröffnet sich hier 
also die Möglichkeit, das Wissen und die 
Kompetenzen von Systemanalyse und TA, das 
bislang vorwiegend im Sinne der Aufgabe 1 
eingesetzt wird, auch für die interne Beratung 
(Aufgabe 2) zu nutzen. Um hierzu operative 
Vorschläge auszuarbeiten, waren folgende 
Prämissen handlungsleitend: 

- Nachfrageorientierung: Die vorgeschlagenen 
neuen Instrumente in Forschung und HGF-
interner Beratung haben Angebotscharakter. 
Für ihre Realisierung in konkreten Aktivitä-
ten ist eine Nachfrage seitens der HGF je-
doch entscheidend. Es ist davon auszugehen, 
dass die HGF-interne Nachfrage sogar die 
entscheidende Vorbedingung für den Erfolg 
interner Beratungen dieser Art darstellt. Die 
Adressaten des Angebots müssen sowohl ei-
nen Nutzen und als auch einen Vorteil von 
den Beiträgen der Systemanalyse und TA 
erwarten. Dieser Punkt wurde auch von der 
Gutachtergruppe sehr stark gemacht. 

- Wissenschaftliche Qualität: Beiträge der 
Systemanalyse zur Themenfindung der 
HGF müssen durch Ergebnisse wissen-
schaftlicher systemanalytischer Forschung 
und unabhängiger, wissenschaftlich gestütz-
ter Bewertung untermauert sein. 

- Flexibilität: Die weitere Entwicklung der 
Systemanalyse und TA in der und für die 
HGF bedarf der praktischen Erfahrung mit 
den vorgeschlagenen neuen Instrumenten. 
Die spezifischen Bedingungen in der HGF 
müssen berücksichtigt werden, langjährige 
Traditionen und „Kulturen“ müssen sich ge-
genüber den neuen Instrumenten öffnen, sich 
ggf. auch selbst verändern. Daher sind die 
Instrumente interner Beratung flexibel und 
lernfähig zu handhaben und sollten einem 
regelmäßigen Review unterzogen werden. 

3.2 Mitarbeit an der Helmholtz-
Themenfindung 

Systemanalyse und TA in der HGF sind von den 
Gutachtern und vom Senat aufgefordert worden, 
verstärkt zur Identifikation von Zukunftsthemen 
und zum Agenda-Setting in der HGF beizutra-
gen. Zum einen geht es darum, die gesellschaft-
lichen Veränderungen zu beobachten (z. B. neue 
Lebensstile, Änderungen von Wirtschaftspro-
zessen, gesellschaftlicher Wandel), daraus Kon-
sequenzen für die HGF zu ziehen und dieses 
Wissen in die Prozesse der Themenfindung 
einzubringen. Zum anderen geht es um die Rolle 
von Systemanalyse und TA als „Moderatoren“ 
von Meinungsbildungsprozessen und die Berei-
cherung dieser Prozesse. Denn Themenfindung 
und Agenda-Setting sind komplexe kommunika-
tive Prozesse, in denen Wissensbestände, Be-
wertungen und auch Interessen zusammenkom-
men und ausbalanciert werden müssen. Die 
Funktion von Systemanalyse und TA in diesen 
Prozessen liegt daher auf zwei Ebenen: 

- analytische Ebene: Systemanalyse und TA 
können ihr spezifisches Wissen über die Ge-
samtbetrachtung von Technologien, über ge-
sellschaftliche Entwicklungen, über die 
Schnittstellen zwischen Technik, Wissen-
schaft, Gesellschaft und natürlicher Umwelt 
sowie die methodische Kompetenz in Fragen 
wissenschaftlicher Bewertung einbringen; 

- dialogische Ebene: Systemanalyse und TA 
sind über „partizipative TA“ und die Ein-
bindung von Stakeholdern mit den struktu-
rierten Verfahren des Foresight und anderer 
dialogischer Prozesse des Agenda-Setting 
vertraut und können dieses Verfahrenswis-
sen in die Vorbereitung einer Entschei-
dungsfindung einbringen. 
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Gemäß dieser Unterscheidung wurden mit dem 
Monitoring-Report ein neues analytisches und 
mit dem Szenario-Workshop ein neues dialogi-
sches Instrument vorgeschlagen: 

Zu den Monitoring-Reports: Das Ziel des 
Monitorings ist die systematische Erfassung 
von ausgewählten, für die HGF relevanten 
Entwicklungen und ihre Auswertung als Stär-
kung der Wissensbasis für die HGF-
Themenfindung. Gegenstände des Monitorings 
können der wissenschaftliche Kontext (Stand 
und Perspektiven wissenschaftlich-technischer 
Entwicklungen), der politische Kontext (rele-
vante Gesetze und Verordnungen, Entwicklun-
gen in der Forschungsförderung), der wirt-
schaftliche Kontext (relevante wirtschaftliche 
und wirtschaftspolitische Entwicklungen, Kon-
kurrenz- und Wettbewerbsverhältnisse), der 
gesellschaftliche Kontext (relevante soziale 
Entwicklungen, Akzeptanzfragen, reale und 
mögliche Wissenschafts- und Technikkonflikte) 
und der Foresight-Kontext sein (Überblicksdar-
stellungen und Auswertungen existierender 
Foresight-Studien mit Blick auf ihre Helmholtz-
Relevanz). Die Monitorings können sich sowohl 
auf den nationalen als auch auf den internationa-
len Themenzusammenhang beziehen. 

Zu den Szenario-Workshops: Ziel der Sze-
nario-Workshops ist es, die Meinungsbildungs- 
und Entscheidungsprozesse in den Forschungs-
bereichen und Programmen zu neuen Themen 
durch strukturierte Dialogverfahren zu unter-
stützen. Selbstverständlich ist dabei eine enge 
Kooperation mit den naturwissenschaftlich-
technischen Programmen auf der Ebene der 
Forschungsbereiche Energie, Verkehr / Welt-
raum, Gesundheit, Schlüsseltechnologien und 
Erde / Umwelt erforderlich. Der Beitrag der 
Systemanalyse zu den Szenario-Workshops 
besteht im Einbringen eigenen System- und 
Zukunftswissens und eigener Ideen, der Organi-
sation und Strukturierung der Workshops in 
Abstimmung mit dem Lenkungsausschuss, der 
Konzipierung und Durchführung der Workshops 
auf der Basis entsprechender Methodenkompe-
tenz sowie der Erstellung der strukturierten Zu-
sammenfassung der Ergebnisse in Abstimmung 
mit den Teilnehmern. 

Diese Vorschläge erweitern zum Teil den 
Einsatz von Systemanalyse und TA für HGF-
interne Ziele ganz erheblich und führen zu neu-
en Anforderungen an eine „Helmholtz-Kultur“ 

von Kooperation und Deliberation in internen 
Meinungsbildungs- und Entscheidungsprozes-
sen. Konkrete Umsetzung und präzise Ausrich-
tung dieser Instrumente im Einzelfall sind nicht 
pauschal vorgegeben, sondern werden fallweise 
im Dialog zwischen Systemanalyse und den 
jeweiligen HGF-Bedarfsträgern (Präsidium, 
Lenkungsausschüsse, Programme, Zentren) 
abgestimmt. In diesem Sinne bieten die vorge-
schlagenen Instrumente einen Rahmen, der kon-
textabhängig für die individuelle Situation aus-
gestaltet werden kann. 

Der genauere Umgang mit diesen Instru-
menten wird noch ausgearbeitet. Hier wird 
insbesondere die Nachfrage aus der HGF eine 
entscheidende Rolle für die Themen und die 
jeweilige konkrete Ausprägung sein. 

3.3 Integrative Projekte als Modell-
vorhaben 

Zur Bündelung der Kompetenzen, mit denen 
neue und zukunftsträchtige Forschungsfelder 
der HGF erschlossen und strukturiert werden 
sollen, wurde das Instrument der „Integrativen 
Projekte“ entwickelt. Integrative Projekte un-
tersuchen die Beziehungen zwischen gesell-
schaftlichen Herausforderungen und ihren Ver-
änderungen einerseits und den Entwicklungen 
der Helmholtz-Forschung andererseits. Sie 
können „probleminduziert“ oder „technikindu-
ziert“ angelegt sein: 

- probleminduziert: Untersuchung von gesell-
schaftlichen Veränderungen, Herausforde-
rungen und Trends (z. B. demografischer 
Wandel) im Hinblick auf ihre Konsequen-
zen für die HGF-Forschung; 

- wissenschafts- oder technikinduziert: Unter-
suchung von HGF-Entwicklungslinien in 
den verschiedenen Forschungsbereichen im 
Hinblick auf ihre gesellschaftlichen Folgen 
und Problemlösepotentiale (z. B. Nanotech-
nologie und Gesundheit). 

In beiden Fällen sollen integrative Projekte 
Konsequenzen für eine Weiterentwicklung des 
HGF-Themenspektrums haben. Systemanalyti-
sche Untersuchungen zu den relevanten gesell-
schaftlichen Kontexten möglicher neuer The-
men, zu forschungspolitischen Fragen oder zu 
Folgendimensionen wie der Nachhaltigkeit 
sollen dazu beitragen, entsprechende Entschei-
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dungen auf eine möglichst gute Grundlage zu 
stellen. Integrative Projekte umfassen: 

- die Aufdeckung von „emerging issues“, 
damit die HGF frühzeitig zu ihnen Position 
beziehen (und ggf. schneller neue Themen 
aufnehmen) kann. Dazu gehört insbesonde-
re das Erkennen von Forschungsdefiziten 
vor dem Hintergrund gesellschaftlicher 
Problemlagen („grand challenges“); 

- die Analyse von Technologien in ihrem 
systemaren Zusammenhang von Einzel-
technik, Infrastruktur und Technologiewett-
bewerb sowie die Analyse der spezifischen 
HGF-Schwächen und -Stärken sowie Anre-
gungen zur problemorientierten Zusammen-
führung vorhandener HGF-Kompetenz; 

- die Erarbeitung von Szenarien zu Technik-
feldern und zu gesellschaftlicher Entwick-
lung, um für die Themenfindung und Aus-
gestaltung der Helmholtz-Forschung robus-
te Annahmen zu identifizieren; 

- Analysen zu ökologischen, sozialen, politi-
schen und ökonomischen Aspekten von 
HGF-Entwicklungslinien auf verschiedenen 
Zeitskalen in Form von Impact Assessment 
und Technikfolgenabschätzung (z. B. durch 
abgestufte Modellierungen und Szenarien 
für die nähere und fernere Zukunft). 

Systemanalyse und TA haben langjährige Er-
fahrung mit öffentlicher Problemwahrneh-
mung, Risikokommunikation, Meinungsbil-
dungsprozessen, partizipativen Verfahren der 
Technikbewertung und mit dem Einbeziehen 
gesellschaftlicher Stakeholder. Integrative Pro-
jekte sollen ggf. vor diesem Hintergrund Poli-
tik, Stakeholder und Öffentlichkeit frühzeitig 
einbinden und dabei die Reaktionen in Bezug 
auf Risikobefürchtungen und Hoffnungen eru-
ieren. Je nach Thematik können Stakeholder-
Dialoge oder andere Beteiligungsverfahren 
eingesetzt werden. 

Im Begutachtungsprozess wurden vor dem 
genannten Erwartungshorizont aus acht einge-
reichten Projektvorschlägen die folgenden Pro-
jekte für eine Förderung empfohlen. Damit 
wurde gleichzeitig der zur Verfügung stehende 
Förderumfang maximal ausgeschöpft. 

- „Infrastrukturen und demographischer Wan-
del. Rahmenbedingungen und Herausforde-
rungen vor dem Hintergrund der Nachhalti-
gen Entwicklung (InfraDem)“, koordiniert 

durch die Programmgruppe „Systemfor-
schung und technologische Entwicklung“ 
(STE) im Forschungszentrum Jülich; 

- „Nanotechnologie und Gesundheit – Techni-
sche Optionen, Risikobewertung und Vor-
sorgestrategien (NanoHealth)“, koordiniert 
durch das Institut für Technikfolgenabschät-
zung und Systemanalyse (ITAS) im For-
schungszentrum Karlsruhe (vgl. den zugehö-
rigen Beitrag in der Rubrik „ITAS News“ 
dieses Heftes); 

- „Wissens- und Technologietransfer in der 
Materialforschung. Merkmale und Bedin-
gungen erfolgreicher Produktinnovation 
(InnoMat)“, koordiniert durch das Institut 
für Technikfolgenabschätzung und System-
analyse (ITAS) im Forschungszentrum 
Karlsruhe (vgl. den zugehörigen Beitrag in 
der Rubrik „ITAS News“ dieses Heftes); 

- „Implikationen der Biomedizin für die Ab-
schätzung von Gesundheitsrisiken“, koordi-
niert durch Programmgruppe „Mensch, 
Umwelt, Technik“ (MUT) im Forschungs-
zentrum Jülich. 

Diese Projekte werden 2006 ihre Arbeit auf-
nehmen. Um Integrative Projekte als Instru-
ment der systemanalytischen Forschung für 
Helmholtz zu optimieren, sollen projektbeglei-
tende Überlegungen zur Eignung und Verbes-
serung des Instruments angestellt werden. Zu 
dieser „internen Supervision“ werden regelmä-
ßige gemeinsame Statusseminare gehören. Ziel 
ist es, relevante Faktoren für „good practices“ 
zu bestimmen und dadurch das Instrument 
„integrative Projekte“ weiter im Hinblick auf 
die verfolgten Ziele und die HGF-interne Wir-
kung zu optimieren. 

3.4 Gemeinsame Managementstruktur 

Für die genannten neuen Leistungen der Sys-
temanalyse und zur Optimierung der Arbeitstei-
lung ist eine gemeinsame Managementstruktur 
erforderlich. Die neue gemeinsame Manage-
mentstruktur der Systemanalyse-Einrichtungen 
der HGF besteht aus 

- dem Zusammenschluss der Systemanalyse-
Einrichtungen zum Helmholtz-Verbund Sys-
temanalyse (HVS), welcher durch eine dies-
bezügliche Kooperationsvereinbarung zwi-
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schen den sie tragenden Zentren gestützt 
wird, und 

- dem Koordinationskreis Systemanalyse und 
Technikfolgenabschätzung (KST) zur Mei-
nungsbildung und Entscheidung über HGF-
interne Beratungsaktivitäten. Insbesondere 
übernimmt der KST die Funktion einer Clea-
ring-Stelle zur Herstellung eines Einverneh-
mens zwischen nachfragenden Institutionen 
(Präsidium, Lenkungsausschüsse, Zentren) 
und den Systemanalyse-Einrichtungen über 
die Erstellung von Monitoring-Berichten und 
die Durchführung von Szenario-Workshops. 

Zur wissenschaftlichen Begleitung wird – auf 
Anregung der Gutachtergruppe – ein externer 
Beirat berufen. 

4 Weitere Schritte 

In der Umsetzung der genannten „neuen We-
ge“ stehen für das aktuelle Kalenderjahr zu-
nächst die Integrativen Projekte an, die es auf 
einen guten Weg zu bringen gilt. Parallel dazu 
muss die Kooperationsvereinbarung zwischen 
den Forschungszentren Jülich und Karlsruhe 
sowie dem Deutschen Zentrum für Luft- und 
Raumfahrt (DLR) abgestimmt und verabschie-
det werden. Schließlich gilt es, die neuen In-
strumente „Szenario-Workshop“ und „Monito-
ring-Berichte“ mit Inhalten zu füllen und an 
konkreten Fällen zu erproben. 

An die Konfliktpotentiale der „internen 
Beratungsverhältnisse“ ist dabei im Besonde-
ren zu denken. Sorgen auf Seiten der Natur- 
und Technikwissenschaftler, dass eine stärkere 
Beteiligung von Systemanalyse und TA am 
Agenda-Setting und an der Bestimmung von 
Zukunftsthemen in der HGF ihren Einfluss 
schmälern oder sie gar einer Fremdbestimmung 
auszusetzen, sind auszuräumen – am besten 
durch konkrete und vertrauensvolle Kooperati-
on. Befürchtungen der Vorstände, dass Sys-
temanalyse und TA mit solchen Aktivitäten in 
ihrem genuinen Kompetenzgebiet „wildern“ 
und ihre Entscheidungshoheit vermindern 
könnten, sind ebenfalls proaktiv zu berücksich-
tigen. Der Aufbau einer konstruktiven „Helm-
holtz-Kultur“ im Nachdenken über Zukunfts-
themen ist eine gemeinsame Aufgabe aller 
Beteiligten, zu denen die Systemanalyse einen 

Beitrag leisten kann und will, aber eben auch 
„nur“ einen Beitrag zum Ganzen. 

Schließlich ist auch an die nächste Runde 
der Helmholtz-Evaluierungen zu denken. Dann 
wird sich erneut die Frage stellen, wie System-
analyse und TA in der Gesamtarchitektur der 
HGF verortet werden. Abschließend gibt es 
dazu noch keine Meinung. Klar ist nur, dass 
der von den Gutachtern 2003 geäußerte Vor-
wurf eines „forced fit“ kein zweites Mal ris-
kiert werden sollte. 

Anmerkung 

1) Prof. Dr. Armin Grunwald ist der Leiter des 
Instituts für Technikfolgenabschätzung und Sys-
temanalyse (Anm. d. Red.). 
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Neuer Direktor des Instituts 
für Technikfolgen-Abschätzung 
in Wien 

Von Michael Nentwich, ITA Wien 

Der langjährige Direktor des Instituts für 
Technikfolgen-Abschätzung (ITA), Gunther 
Tichy, trat mit Ende 2005 in den wohlver-
dienten Ruhestand. Er hatte die von der 
Österreichischen Akademie der Wissen-
schaften vorgesehene Altersgrenze er-
reicht. Seine Nachfolge tritt nach einer in-
ternationalen Ausschreibung Michael 
Nentwich an. Dieser Beitrag blickt auf 14 
Jahre ITA unter der Leitung von Tichy zu-
rück, stellt seinen Nachfolger vor und wirft 
einen Blick in die Zukunft des ITA. 

Erst im Juni 2005 feierte das ITA die vor zwan-
zig Jahren erfolgte Institutionalisierung von 
Technikbewertung / Technikfolgenabschätzung 
in Österreich an der ÖAW. Der Ökonom Gun-
ther Tichy prägte die letzten 14 Jahre – eine 
Phase, die wir in der jüngst erschienen Fest-
schrift zu seinen Ehren mit den Worten „Kon-
solidierung und Differenzierung“ beschrieben 
haben1. Tichys Verankerung in der Österreichi-
schen Akademie der Wissenschaften (ÖAW) 
(er wurde 1987 zum korrespondierenden und 
1994 zum wirklichen Mitglied der philoso-
phisch-historischen Klasse gewählt) und in der 
österreichischen Technologiepolitik waren für 
die institutionelle Absicherung des Instituts 
mitentscheidend. So wurde die ursprünglich 
auf zweimal drei Jahre befristete Forschungs-
stelle für Technikbewertung (FTB) nach einer 
externen Evaluierung 1994 in ein dauerhaftes 
Institut der ÖAW umgewandelt. Der inhaltliche 
Schwerpunkt der Arbeiten der FTB und später 
des ITA unter Tichy lag im Bereich der neuen 
Informations- und Kommunikationstechnolo-
gien (IKT). Unter seiner Leitung fächerte sich 
das Spektrum der Arbeiten weiter auf und seit 
Mitte der 1990er Jahre widmete sich das ITA 
in seinen Arbeiten umweltrelevanten Techno-
logien, dem Umgang mit der Biotechnologie 
sowie Fragen der Informationsgesellschaft und 
des Health Technology Assessments. 

Eine für den Bekanntheitsgrad des Insti-
tuts wichtige Studie war das so genannte Tech-
nologie-Delphi Austria, welches unter Feder-

führung von Tichy in den Jahren 1996 bis 1998 
Chancen auf technologiepolitische Themen-
führerschaft Österreichs in sieben Technolo-
giefeldern analysierte. Daneben wurde auch 
der methodisch-institutionelle Aspekt von TA 
nicht vernachlässigt. Heute deckt das ITA in 
seinen fünf Arbeitsschwerpunkten ein breites 
Spektrum von Fragestellungen ab und ver-
sucht über eine starke interne Vernetzung den 
Herausforderungen neuer Querschnittstechno-
logien gerecht zu werden. 

Der zum 1. Januar 2006 bestellte neue Di-
rektor Michael Nentwich ist ursprünglich Jurist 
und Politikwissenschafter. Er hat an der Wirt-
schaftsuniversität (WU) Wien, der Universität 
Wien und am Europakolleg in Brügge / Belgien 
studiert. Er widmete sich in der ersten Phase 
seiner wissenschaftlichen Karriere vor allem 
verfassungspolitischen und verfassungsjuristi-
schen Fragen der europäischen Integration. In 
der Folge konzentrierte er sich immer mehr auf 
die sozialwissenschaftliche Analyse von Tech-
nik und habilitierte schließlich 2004 im Fach 
Wissenschafts- und Technikforschung an der 
Universität Wien mit einer TA-Studie zu den 
Folgen der IKT für die Wissenschaft (Nentwich 
2003). Seine beruflichen Stationen waren 1990 
bis 1992 die FTB, wo er bereits unter Tichys 
Vorgänger, Ernest Braun, zur Umweltverträg-
lichkeitsprüfung und zu den legistischen Folgen 
der Telekommunikation forschte; von 1991 bis 
1996 die WU Wien, wo er als Universitätsassis-
tent für Europarecht lehrte und forschte. Es folg-
ten Gastaufenthalte 1994/95 an den politikwis-
senschaftlichen Instituten der Universitäten 
Warwick und Essex (Großbritannien) sowie 
1998/99 am Max-Planck-Institut für Gesell-
schaftsforschung in Köln. Seit 1996 arbeitet er 
am ITA als wissenschaftlicher Mitarbeiter in 
verschiedenen Themenfeldern, sein inhaltlicher 
Schwerpunkt liegt im Bereich IKT. Aktuelle 
Projekte widmen sich elektronischen Publikati-
onen und dem Urheberrecht in der Informati-
onsgesellschaft; erarbeitet werden dabei Optio-
nen für eine partizipative Gestaltung der öster-
reichischen Technologiepolitik. 

Das Team des ITA wird auch unter der 
neuen Führung seinen bewährten Weg weiter-
gehen. Walter Peissl bleibt stellvertretender 
Direktor. Das aktuelle, Mitte letzten Jahres 
beschlossene mittelfristige Forschungspro-
gramm 2005 bis 2010 nimmt neue Fragestel-
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lungen und Entwicklungen auf und umfasst 
sieben Forschungsschwerpunkte: 

• Technologien der Informationsgesellschaft: 
Themen sind hier etwa radikale Innovatio-
nen bei drahtgebundenen und mobilen Net-
zen und Peer-to-Peer-Netzen, Sensorik und 
Robotik, allgegenwärtige IT und der Ein-
fluss des Einsatzes neuer Medien auf geo-
graphische und soziale Strukturen und Ar-
beitsweisen in der Wissenschaft. 

• E-Governance: Hier geht es um die Mög-
lichkeiten der IKT im Bereich des Staates; 
das Spektrum reicht von Verwaltungsratio-
nalisierungen und Dienstleistungsinnovatio-
nen über die Behebung von Demokratiede-
fiziten bis zur effizienten Steuerung in poli-
tischen Mehrebenensystemen. 

• Privacy: In diesem Schwerpunkt wird das 
Beziehungsgeflecht zwischen Technologien, 
Grundrechten und sozialen / politischen Fol-
gen analysiert, um darauf aufbauend Hand-
lungsoptionen zum Schutz der Privatsphäre 
abzuleiten. 

• Innovative und nachhaltige Umwelttechno-
logien: Hier beschäftigt sich das ITA mit 
der Analyse von Hemmnissen bei der 
Verbreitung von innovativen und nachhalti-
gen Umwelttechnologien und der Entwick-
lung von Lösungen zu deren Überwindung. 

• Governance von technologischem Wissen: 
Dieser Schwerpunkt widmet sich neuen 
Formen der Wissensproduktion, der Rolle 
von Öffentlichkeit in der Wissensprodukti-
on, den Bearbeitungsformen von Wissens- 
und Wertekonflikten und der Technikgestal-
tung nach politischen und gesellschaftlichen 
Zielvorgaben. 

• Sicherheitsforschung: Wichtig sind hier 
die  Themen Verunsicherung und Ver-
trauen, Verletzlichkeit der Informations-
gesellschaft, Sicherheitstechnologien auf 
dem Prüfstand sowie Vorausschauende 
Technologieforschung. 

• Monitoring: Das ITA beobachtet technolo-
gische Entwicklungen, versucht Potenziale 
von Emerging Technologies bzw. neuen 
Anwendungen zu erkennen und in einer ers-
ten Annäherung mögliche – intendierte und 
nicht intendierte – Folgen (vorläufig) abzu-
schätzen. 

Der langjährige Schwerpunkt „Health Tech-
nology Assessment” wird noch in diesem Jahr 
infolge einer Ausgründung in ein eigenes 
HTA-Institut unter Leitung von Claudia Wild 
auslaufen. 

Fortgesetzt wird hingegen die Tradition der 
jährlichen internationalen TA-Konferenz in 
Wien. In diesem Jahr findet die Tagung am 29. 
Mai statt und ist dem Thema „Vermessen, co-
diert, entschlüsselt? Potenziale und Risken der 
zunehmenden Datenverfügbarkeit“ gewidmet. 
Als Keynote-Speakers haben der Techniksozio-
loge Werner Rammert und der Molekularbiolo-
ge Giulio Superti-Furga zugesagt (siehe hierzu 
die Ankündigung in diesem Heft, oder im Inter-
net unter http://www.itas.fzk.de/veranstaltung/ 
2006/000499.htm). 

Anmerkung 

1) Peissl, Nentwich 2005, S. 13; siehe dazu auch 
die Rezension von A. Grunwald in diesem Heft. 
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ERGEBNISSE VON TA-
PROJEKTEN 

FISTERA project publishes 
final report 

By Michael Rader, ITAS 

The thematic network project for DG-INFSO 
of the European Commission FISTERA 
(Foresight on Information Society Tech-
nologies in the European Research Area) 
has recently been completed with a final 
conference, a review and a series of publi-
cations. FISTERA has shown that tackling 
priority-setting requires interaction with and 
participation of actors and stakeholders, 
due to the often controversial nature of 
these issues and the recurrent lack of hard 
data. Participative approaches can support 
action more directly by informing and mobi-
lising actors, and even contributing to the 
building of communities. Emphasis needs 
to be put on intensifying the level of direct 
interaction with and involvement of the key 
actors in charge of priority-setting. 

1 The FISTERA project 

The thematic network project for DG-INFSO 
of the European Commission FISTERA has 
recently been completed with a final confer-
ence, a final review and a series of publica-
tions. FISTERA was started in September 2003 
and ran until end of November 2005. A final 
conference “IST at the Service of a Changing 
Europe by 2020: Learning from World Views” 
took place on 16 and 17 June 2005. 

FISTERA was conceived as a thematic 
network consisting of 6 core partners: 

- European Commission, Directorate-General 
Joint Research Centre, Institute for Prospec-
tive Technological Studies (IPTS), the pro-
ject coordinator; 

- Forschungszentrum Karlsruhe, Institute for 
Technology Assessment and Systems 
Analysis (ITAS), leader of work package 1; 

- Telecom Italia Lab (TILAB), leader of work 
package 2; 

- Austrian Research Centres, Systems Re-
search (ARC/SR), leader of work package 3; 

- Policy Research in Engineering, Science 
and Technology (PREST), Manchester 
Business School, University of Manchester, 
leader of work package 4; 

- GOPA-Cartermill, Brussels, network ad-
ministrator. 

There were additionally a total of 20 network 
members, who were primarily responsible for 
dissemination of results and for input on aspects 
of particular interest to their own countries. 

FISTERA sought to contribute to the 
overall goal of setting priorities for Information 
Society Technologies (IST) and IST-Research 
and Technological Development (IST-RTD) 
policy by advancing knowledge with regard to 
the four following aspects: 

• Identification of candidate thematic priori-
ties: FISTERA generated considerable mate-
rial that can contribute to identify, justify and 
make transparent why some areas are more 
appropriate as priorities for Europe than oth-
ers. It mirrors the distinction between basic 
scientific and technological areas on the one 
hand and areas that are geared towards deliv-
ering solutions for applications and ambients 
(application environments) on the other. It 
underlines also the importance of application 
areas where the public sector has a strong 
role to play (i.e. education & learning, gov-
ernment, health) for driving the future devel-
opment of IST. 

• Identification of functional requirements that 
need to be met in order to make these priori-
ties a reality in the context of the European 
research area: FISTERA has highlighted 
some areas where RTD policy in IST needs 
to put emphasis on in order to enable the re-
alisation of the thematic priorities. Certain 
areas were analysed more in depth (e.g. the 
situation with respect to human resources for 
IST research in Europe) than others. 

• Design of foresight methodology for IST. 
Foresight tools cannot be picked from a 
shelf, but need to be designed specifically for 
the specific objective. FISTERA has contrib-
uted with regard to the highly dynamic field 
of information society technologies by adapt-
ing tools and generating new ones. 
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• Identification of building blocks for consis-
tent priority-setting. Priority-setting needs to 
be built on clear and transparent arguments, 
especially when there is a need to justify and 
legitimise public policy intervention. 

2 Findings from the FISTERA Delphi 

FISTERA carried out a Europe-wide Delphi 
exercise in which close to 600 persons partici-
pated online. An important objective was to 
analyse to what extent Information and com-
munication technology applications (ICT ap-
plications) can contribute to the so-called Lis-
bon goal of making Europe the most creative 
knowledge-based society worldwide. Partici-
pants were asked to select those application 
areas that they believed would have the great-
est positive contribution to the achievement of 
each of the six EU goals (job creation, wealth 
creation, competitiveness, social cohesion, 
social inclusion, and environmental quality) in 
the period up to 2010 and beyond. 

A basic result is that all ICT application 
areas are considered to be relevant and impor-
tant to meet the Lisbon objectives. This under-
lines the systemic nature of the information and 
communication technologies. An outstanding 
result of the survey is the strong endorsement 
of “Education and Learning”. This repeatedly 
emerges as an application area for IST that 
contributes to numerous EU social and eco-
nomic goals and is central to the construction 
of a European knowledge society. Even so, the 
participants in the Delphi survey only consid-
ered European capabilities and preparedness in 
this area as average and moderate. 

There was no strong consensus on the 
major factors impeding development of IST 
applications. The main problems were seen as 
those concerning social inequalities in access 
to IST, and lack of adequate finance for inno-
vations. The two issues mentioned most fre-
quently as challenges for RTD in European 
Union (EU) Information Society Technologies 
were establishing more user-friendly systems, 
and enhancing the security of transactions and 
personal information. 

Of policy relevance is the result that the 
majority of respondents see national govern-
ments and firms in IST as the two ‘key players’ 
to improve the development and deployment of 

IST applications in nearly all areas. With re-
spect to the European institutions it is believed 
that they could contribute particularly to the 
improvement of applications for (1) social wel-
fare and public services, (2) cultural diversity, 
and (3) transport and work organisation. A 
fairly strong pattern of emphasis emerged when 
it came to actions that the EU would need to 
undertake, with the two topics Social and insti-
tutional innovations, and Reducing the “digital 
divide” coming ahead of many others – includ-
ing such familiar ones as Improving the com-
munications infrastructure, Developing new 
and improved IST applications, and achieving 
Better IST training and awareness programmes. 

3 The FISTERA database as an instrument 
of foresight 

FISTERA developed a novel database method-
ology to track technology trends and foresight 
for ICT, called technology trajectories. The pro-
ject analysed relationships in the database to 
explore particular technologies with very high 
potential for the future. Some technologies ex-
hibit a so-called “attractor” pattern. “Attractors” 
are those technologies that have a potential to 
become instrumental in “attracting” or influenc-
ing the future development path of other tech-
nologies. Consequently their evolution is likely 
to affect deeply other technologies, generating a 
multiplying effect on the entities it attracts. 
Amongst about 200 technologies of the FIS-
TERA database, only few showed a pronounced 
unequivocal attractor pattern, namely batteries, 
embedded systems, micro-kernels and ad-hoc 
protocols, as well as those technologies enabling 
more bandwidth, more storage, information 
semantics, and radio propagation. 

Technological evolution, the availability of 
novel (or just significantly enhanced) functional-
ities and the widespread adoption of new ser-
vices over a long time span is likely to create 
new ways of living and novel perception of 
values driving to the evolution of the culture. A 
blend of technology, production, distribution 
and adoption may disrupt some market seg-
ments as we know them today. This opens new 
opportunities to new players and may change 
the competitive position of whole countries. It is 
almost impossible to predict when and what will 
cause a disruption, but the necessary (but not 
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sufficient) conditions can be investigated. For 
this purpose FISTERA evaluated the set of 
technological trajectories to understand the phe-
nomena that would, if met, enable a disruption. 

In FISTERA’s view, the following possi-
ble technology-enhanced topics are worthwhile 
monitoring as potential disruption candidates: 

1. The shift from products to services is al-
ready happening and may gain momentum, 
gaining impact from 2010 onwards. 

2. The disappearance of the PC will become 
pronounced from 2008-2010 onwards. 

3. The drive towards ubiquitous seamless 
connectivity may emerge between 2008 
and 2015. 

4. Communication patterns are already 
changing and the impact from the changing 
traffic patterns will start to impact in the 
next decade. 

5. At the same time we will be observing an 
increase of disposable products which will 
impact the way they are produced and how 
users deal with them. 

6. In the near future (2008), autonomous sys-
tems will become more reliable. The more 
trust in their performance will raise, the 
more they will impact. 

7. From 2015 onwards bandwidth will no 
longer be a limiting factor. The availability 
of this unlimited bandwidth will also favour 
the emergence of virtual infrastructures. 

These findings should not be treated as predic-
tions but as much as a stimulus for discussion. 

4 Analysis of previous foresight studies 

There were two distinct phases of work on the 
findings of other foresight studies on IST in 
work package 1 of FISTERA. In the first phase, 
three major issues emerged: Firstly, national 
foresight reports contain little on emerging key 
technologies or technology trajectories. Sec-
ondly, most of the studies limit themselves to 
identifying subjects worthy of support at the 
national level only. Thirdly, the scenarios result-
ing from the process are often not particularly 
technology-specific, but do provide justification 
for the support of projects contributing to pro-
gress in key areas of technology, such as artifi-
cial intelligence. To sum up, national foresight 
exercises do not generally cover the whole chain 

from technology assessment to assessment of 
technology’s impact on society and offer limited 
value for conclusions on the EU as a whole. 

During the second phase, FISTERA re-
viewed additional foresight exercises com-
pleted within or outside the EU after 2001 with 
the objective of identifying commonalities and 
differences with regard to older studies. The 
idea was to examine possible changes due to 
certain events like the bursting of the “new 
economy” bubble or the terrorist attacks, and 
novel emerging trends. Generally speaking, the 
visions for IST and their drivers appear to be 
very similar before and after 2001 with some 
notable exceptions. 

Similarly, FISTERA could hardly detect 
any significant differences in visions between 
new and older Member States of the EU. This 
means that the enlarged Europe basically sha-
res the same visions for the future for IST. 
Notable differences, however, do exist in the 
perception of the IST capacity and deployment 
in the mid and long term as well on the order of 
challenges and their priorities. The general 
vision on the role and future of IST seems to be 
a common pattern beyond the EU – the na-
tional priorities for their implementation can 
have major differences. This consensus seems 
to indicate that no radical changes in vision is 
in sight, while the weight of the impact of dif-
ferent IST application fields may change. 

Fear or “Angst” receives express mention 
as a factor driving the development of technol-
ogy in foresight exercises performed after Sep-
tember 11, 2001. Consequently ICT for secu-
rity ramps up in the priority list of foresight 
studies established after 2001. The other two 
application areas receiving more attention are 
ICT for health and for governmental applica-
tions. The increase of importance of the former 
(health) is justified by the challenges arising 
from the ageing demographics and the consid-
eration that ICT can contribute in two ways: 
first to decreasing costs in the health case sec-
tor and secondly to the convergence of ICT and 
biotechnology that is supposed to lead to prom-
ising health applications. In the case of gov-
ernmental applications, the motivation is 
founded on the strategic role of the govern-
ments to contribute to the knowledge society. 

For the majority of the areas, the per-
ceived importance between the two periods 
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before and after 2001 has hardly changed, with 
exception of security, health and governmental 
applications. 

From a comparison of the Delphi ranking 
with regard to the updated priorities of the na-
tional foresight studies, FISTERA concludes 
that the importance of ICT for health, govern-
ment and education is increasing, while the 
mismatch in the case of security may indicate 
that the technology experts are probably over-
estimating the impact of ICT for security. 

Outside perceptions of Europe vary a great 
deal: some non-European studies virtually ig-
nore the existence of the European Union as an 
entity, focusing instead on individual member 
states, while others see the EU as a potential 
partner (e.g. Canada) or competitor (Korea). 
While Japan frequently appears to dismiss Eu-
rope altogether as having fallen behind in any 
technological race, US perceptions are more 
favourable, locating Europe between itself, the 
leader, and Japan. In one US scenario for the 
future, the EU has political and economic po-
wer rivalling that of China. 

5 Where Europe stands in IST 

In terms of the share of IST in overall patent 
activity, Europe has gained momentum in the 
1990s but still lags behind the US and Japan. 
The catching up was to a significant extent due 
to a favourable position in communication 
technologies – a growing technology area. Less 
known is that Europe reduced significantly the 
gap in processing technologies. This is a posi-
tive message because it can be attributed at 
least partly to an active role of certain member 
states (particularly Germany and France) and 
EU policies adopted few years before. Spe-
cialisation in visualisation, storage, sensors, 
and other technologies, however, is still low. 

At the level of countries, Europes’ catch-
ing-up was mainly due to the small and me-
dium-sized countries in the European Union, 
particularly the Nordic countries, the Nether-
lands or Belgium. The number of IST patents 
in the big countries (France, Germany and the 
UK) grew at a slower rate than in the medium 
sized countries. Germany is still the largest 
single applicant country. 

Moreover, FISTERA results also indicate a 
high degree of international interrelatedness in 

IST. Leading European companies invent be-
tween 30 and 70 % of their IST patents outside 
their home countries, i.e. although the patent 
may be applied for by the parent company, the 
actual inventor is based either in other European 
countries or in the US. On the other hand, the 
number of patent inventions by European actors 
is higher than the number of patent applications, 
which indicates a strong presence of RTD by 
US firms in Europe. One can estimate that there 
is a constant flow of knowledge from Europe to 
the US which accounts roughly for about 25 % 
of all European patent applications. 

Whilst there is clear evidence of interna-
tionalisation of the science base, too much IST 
policy research seems to focus on European, 
national or regional/local issues. It is important 
to avoid thinking of Europe in isolation and to 
consider the implications of globalisation. In 
particular, research should address the implica-
tions of recent trends in standard-setting, the 
ways in which major commercial organisations, 
such as Sony, are able to establish global stan-
dards, the implications of and scope for inter-
vention in this process. Timely establishment of 
standards in Europe could be instrumental for 
underpinning the competitive advantage of 
Europe as a lead market for application-oriented 
research and innovation. Whilst attention to 
trends and opportunities in Europe should thus 
not be abandoned, a focus on global collabora-
tions and the activities and performances of 
competing global blocs would be of use. 

Cultural diversity is both a challenge and 
an opportunity for Europe. If Europe will not 
become successful in maintaining social cohe-
sion, diversity could lead to problems and social 
unrest. If Europe develops concepts for integra-
tion which it can successfully implement, this 
diversity can prove to be a strength in the devel-
opment of applications of technology. Certainly, 
a major challenge will be the ageing of Euro-
pean society. Europe’s position in research and 
development is regarded as likely to be chal-
lenged by regions such as China and India. 

Building IT skills, including social inno-
vation and IT literacy was detected in the 
workshops and the Delphi study amongst the 
top constraints affecting the future integration 
of ISTs in European society. Education 
emerges as an area that is important across a 
range of six EU goals. It is seen outstandingly 
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as contributing the most to job creation, wealth 
creation and competitiveness in the EU. 

FISTERA also addressed the economic di-
mension of IST and analysed the impact of ICT 
on jobs and the organisation of work. Among 
the direct effects of ICT are impacts on skill 
requirements and the skill acquisition process, 
which are of vital importance for the competi-
tiveness and efficiency of organisations. Modern 
working conditions will require further mixes of 
generalised and more advanced skills and com-
petencies. In a fast changing work environment 
there is an increasing need for individuals and 
the society to take responsibility for their own 
work and skills development. 

6 A bottom-up approach 

It is increasingly recognised that a great many 
of the most exciting developments in IST – and 
indeed in other areas of technological and so-
cial innovation – comes from communities of 
what are typically labelled as “users” or “con-
sumers”. FISTERA results point towards the 
essential need of adopting a user-oriented ap-
proach to future IST technologies - i.e. placing 
the people in the centre. Users should become 
more involved in the process of identifying 
potential prospects, problems and solutions and 
thus fostering a greater and deeper bottom-up 
innovation in IST. This is a priority not least 
because of the nature of areas of rapid growth 
in IST application, such as e-government and 
e-health, which are by definition user-oriented. 
This is important not only for the development 
of user-friendly and useful technologies, but 
also for reducing the risk of market failures 
(i.e. user-relevance). 

The big question is how such “bottom-up” 
innovative energy can be facilitated. Attempts to 
build and support European communities of end 
users that can define (and possibly meet) their 
own needs with respect to ISTs need to be ex-
plored. If users can become ‘agents of change’, 
then ‘top down’ governance and producer-
dominated technology and applications devel-
opment can be challenged. As a pre-condition, it 
will be necessary to identify and create the 
(user) entities that have the potential to cause 
and implement change. Such agents could be 
engaged in creating visions. A participatory 
approach to innovation in IST is crucial to help 

identify and adapt to factors that enable or con-
strain the diffusion and adoption of certain IST 
developments, particularly in areas like educa-
tion or ageing. The result may be more eco-
nomically and socially viable products that stem 
from complex social and individual needs re-
flecting, and capitalising on, a wealth of Euro-
pean diversity and idiosyncrasies. 

7 Lessons from FISTERA 

FISTERA made a considerable effort to share 
experiences of lessons learned on foresight in 
IST. Many contributions have been offered to 
the research community in terms of reports 
and studies. FISTERA methodology influ-
enced foresight exercises in several countries 
including Romania, Hungary, Austria, Poland 
and Colombia. 

With few exceptions, foresight activities 
in Europe have targeted themselves at the na-
tional level or at the lower regional levels 
(states, autonomous regions or urban areas). 
This usually implies a strong focus on the in-
terests of the geographical area covered by the 
study. The European dimension normally plays 
a minor role in such foresight considerations. 
An aggregation of the findings from national 
research and foresights reveals differences 
within Europe rather than common interests. 
Thus there is a genuine need for regular pan-
European monitoring and foresight studies: to 
provide a basis to help overcome this apparent 
fragmentation and draw attention to the poten-
tial of European cooperation and collaboration 
in IST related endeavours, and to overcome 
challenges usually exceeding the capacities of 
the individual member states. 

FISTERA’s experience is that tackling pri-
ority-setting requires interaction with and par-
ticipation of actors and stakeholders, due to the 
often controversial nature of these issues and the 
recurrent lack of hard data. Participative ap-
proaches can support action more directly by 
informing and mobilising actors, and even con-
tributing to the building of communities, to real-
ise the priorities identified. In this sense, the 
experience of FISTERA is instructive in that 
emphasis needs to be put on itensifying the level 
of direct interaction with and involvement of the 
key actors in charge of priority-setting. 
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Further information 

FISTERA’s web site at http://fistera.jrc.es 
(last recall on March 29, 2006) provides the 
latest news on a series of books emerging 
from the project, including the final book by 
the project team: 

R. Compano; C. Pascu; M. Weber (eds.), 2005: 
Challenges and Opportunities for IST Research 
and Applications. Bucharest: Publishing House 
of Romanian Academy of Sciences, ISBN 973-
27-1289-9 

Contact 

Dr. Michael Rader 
Institute for Technology Assessment and Systems 
Analysis (ITAS) 
Forschungszentrum Karlsruhe 
P.O.B. 3640, 76021 Karlsruhe, Germany 
Tel.: +49 (0) 72 47 / 82 - 25 05 
Fax: +49 (0) 72 47 / 82 - 48 06 
E-Mail: michael.rader@itas.fzk.de 

 
« » 
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REZENSIONEN 

Biotechnologie u. Demokratie. 
Nationale Historien, transatlan-
tische Gemeinsamkeiten 

S. Jasanoff: Designs on Nature. Science 
and Democracy in Europe and the United 
States. Princeton, NJ: Princeton University 
Press, 2005, 344 S., ISBN 0-691-11811-6, 
EUR 33,50 

Rezension von Stephan Albrecht, 
Universität Hamburg 

Sheila Jasanoff hat seit vielen Jahren immer 
wieder kritisch und anregend Facetten der Ver-
hältnisse und der Koevolution von Wissen-
schaften und Politik untersucht und beschrie-
ben1. Ihr neuestes Buch ist eine komparative 
Analyse der Biotechnologiepolitiken in 
Deutschland, Großbritannien und den USA. 

In elf Kapiteln zeichnet die Autorin die 
Stufen der Entwicklung der modernen Bio-
technologie von den berühmten Berg / Singer-
Experimenten Anfang der 70er Jahre des 20. 
Jahrhunderts bis zum Ende des paralegalen 
Moratoriums der Zulassung transgener Nutz-
pflanzen in der EU 2004 nach. Dabei unter-
scheidet sie sinnvollerweise zwischen landwirt-
schaftsbezogener und menschenbezogener 
Biotechnologie und widmet sich den weit rei-
chenden Problemkomplexen der Patentierung 
und der Bioethik ebenso wie den Einflüssen 
und Ausgestaltungen der EU-Politik. 

Für Kenner der Materie bietet das Werk 
nicht unbedingt zusätzliches Material oder 
bislang nicht einbezogene Aspekte oder Kon-
texte2. Was aus meiner Sicht das Buch insbe-
sondere lesenswert macht, ist der „Blick von 
außen“ auf die Abläufe in Deutschland, Groß-
britannien und der EU. Dabei geht Sheila Jasa-
noff von der Hypothese aus, dass die Einord-
nung des Umgangs mit der modernen Biotech-
nologie in den USA von dem Blickwinkel der 
wissenschaftlichen Begründetheit, in Großbri-
tannien von dem Blickwinkel seriöser wissen-
schaftlicher Politikberatung und in Deutschland 
von dem Verhältnis von Wissenschaft und 
gesellschaftlicher Kontrolle geprägt worden ist. 

Diese Charakteristiken verweisen auf unter-
schiedliche nationale Historien und Narrative, 
die einerseits von den Prospekten der moder-
nen Biotechnologie erheblich mitgeprägt wor-
den sind, die andererseits aber eingelassen sind 
in längerfristige Rahmungen, Umgangsformen 
und institutionelle Arrangements der Relatio-
nen von akademischer, außeruniversitärer staat-
licher und industrieller Forschung. 

Bemerkenswert ist, wie die Autorin es 
versteht, den Abbruch der Normalisierungs-
phase in der Etablierung der modernen Bio-
technologie Anfang der 90er Jahre des letzten 
Jahrhunderts nachzuzeichnen. Dieser hatte zu 
den für die heutigen Kontroversen typischen 
Argumentationsstrukturen von Proponenten 
und Opponenten wesentlich beigetragen, in 
denen neben die Sicherheitsargumente solche 
der ökonomischen Strukturen der Landwirt-
schaft und des Umgangs mit menschlicher und 
tierischer Ernährung getreten sind. 

Es wird oftmals etwas pauschal die Ver-
antwortung für die dunklen Seiten der modernen 
Biotechnologie auf Regierung, Verwaltung, 
Wissenschaften und Industrie der USA platziert. 
Sheila Jasanoff zeigt ganz treffend, ohne einen 
Anflug von Apologetik gegenüber der Rolle des 
amerikanischen Kapitalismus', dass Deutsch-
land, Großbritannien und auch die EU sehr we-
nig Grund haben, sich selbstgerecht für weit-
sichtiger zu halten. Da ist z. B. die nahezu skan-
dalöse Politik der britischen Regierung, die, 
nachdem von 2002 bis Ende 2003 ein nationaler 
Dialog zu transgenen Nutzpflanzen durchgeführt 
worden ist, der in Europa, wenn nicht weltweit 
an Durchdachtheit und Partizipation der Bevöl-
kerung seinesgleichen sucht, Anfang 2004 voll-
ständig unbeeindruckt von den Debatten und 
Ergebnissen des Dialogs die Zulassung einer 
transgenen Maissorte beschlossen hat. 

Am Schluss des Buches finden wir eine 
spannende Auseinandersetzung mit dem Kon-
zept des „public understanding of sciences“ 
(PUS), das in allen drei Ländern immer wieder 
versucht hat, die Nicht-Akzeptanz von Teilen 
der modernen Biotechnologie als ein Kenntnis-
problem zu konzeptualisieren3. Ungeachtet der 
empirischen Erfolgsarmut dieses Konzeptes in 
Ländern wie Großbritannien, Japan, auch den 
USA, hatte die deutsche Bundesregierung noch 
2002 mit ihrer „PUSH-Initiative4“ den gleichen 
Weg beschritten, wiederum mit einem entspre-
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chenden Ergebnis. Jasanoff’s Kritik zeigt, dass 
das PUS-Konzept die Öffentlichkeit als ledig-
lich rezeptive Instanz sieht, nicht aber als eine 
auch nur entfernt mitbestimmende, was für 
Demokratien indessen selbstverständlich sein 
sollte. Sie schlägt stattdessen eine Konzeption 
vor, die sie „civic epistemologies“ nennt. „Civic 
epistemology refers to the institutionalized prac-
tices by which members of a given society test 
and deploy knowledge claims used as a basis for 
making collective choices.“ (S. 255) Aus ihren 
Untersuchungen entnimmt die Autorin sechs 
Dimensionen, die sie als gültig für alle Länder 
interpretiert: 

- die vorherrschenden Beteiligungsweisen der 
Wissenschaftspolitik, 

- die Methoden der Feststellung von Verant-
wortlichkeit und Zuverlässigkeit, 

- die Praktiken öffentlicher Akte der Bekräf-
tigung5, 

- die bevorzugten Methoden der Zuweisung 
von Objektivität, 

- die akzeptierten Grundlagen von Experten-
wissen und 

- die öffentliche Sichtbarkeit von Experten-
gremien. 

Von diesen Dimensionen aus gelangt Sheila 
Jasanoff zu diversen Weisen des Umgangs mit 
technologischen Innovationen, die sie den drei 
untersuchten Ländern zuordnet: Großbritannien 
wird als „communitarian“, Deutschland als 
„consensus-seeking“ und die USA als „conten-
tious“ verstanden und der Ertrag dieser konzep-
tionellen Ordnung liegt darin, dass „the politics 
of science and technology [are] firmly [plan-
ted] in the social world, where it rightfully 
belongs.“ (S. 271) 

Es ist immer schwierig, so komplexe Ent-
wicklungen wie die Biotechnologiepolitiken von 
gut 25 Jahren in verschiedenen Ländern begriff-
lich zu fassen. Im vorliegenden Buch resümiert 
die Autorin, dass die Rahmung der neuen Mög-
lichkeiten wie auch der Disput um Implikatio-
nen für die USA produkt-, für Großbritannien 
prozess- und für Deutschland programmbezogen 
erfolgt sei. Auch wenn mir diese Einteilung 
nicht plausibel erscheint – schließlich war es die 
Ecological Society of America (ESA), die schon 
1989 in ihrer grundlegenden Arbeit die ökologi-
schen Implikationspfade weitsichtig ausgearbei-
tet hat – so bieten Sheila Jasanoff’s Überlegun-

gen am Ende des Buches zum Zusammenhang 
von Demokratie und Politik gute Anknüpfungs-
punkte für die Konturen einer anderen Biotech-
nologiepolitik. Dies wird eigens zwar nicht the-
matisiert, drängt sich aber als mögliche Konse-
quenz aus den aufgezeigten Deformationen der 
abgelaufenen Biotechnologiepolitik nahezu auf. 

Repräsentation, Partizipation und Delibe-
ration sind die drei Schlüsselbegriffe, um die 
die Autorin ihre demokratiepolitische Bilanz 
gruppiert. Hier macht sich eine Schwäche in 
der empirischen Analyse bemerkbar, die sich 
durch die gesamte Arbeit zieht: eine übermäßi-
ge Selektivität der in den einzelnen Staaten 
erfassten Ensembles von Pro- und Opponenten. 
Für Deutschland kann ich das als teilnehmen-
der Beobachter naheliegenderweise am besten 
beurteilen: Die weitgehende Konzentration auf 
die Enquete-Kommission des Deutschen Bun-
destages in den 80er Jahren des 20. Jahrhun-
derts und die Positionierung der Grünen-Partei 
verdeckt den Blick auf die weit wirkmächtigere 
Koalition von Bundesforschungsministerium, 
Gesellschaft für Chemische Technik und Bio-
technologie (DECHEMA), Deutscher For-
schungsgemeinschaft (DFG) und Max Planck-
Gesellschaft. Und dass in Großbritannien öko-
logische Fragen weit intensiver debattiert wor-
den wären als in den USA (S. 282), kommt mir 
kontrafaktisch vor – nicht nur angesichts der 
schon erwähnten Rolle der ESA. 

Als Ertrag aber bleibt, dass im Feld der 
Repräsentation es immer (kleine) Minderheiten 
waren, die den faktischen Gang der Dinge be-
stimmt haben. Was die Teilhabe an Diskurs 
und Gestalt der Biotechnologiepolitik angeht, 
so wird ganz nachvollziehbar konstatiert, dass 
in den USA insbesondere durch Patentregime 
und gesetzliche Regelungen zur Finanzierung 
technologischer Innovationen die Prärogativen 
des Kapitalkalküls zur Geltung gekommen 
sind, während in Großbritannien und auch 
Deutschland größere Elemente einer organi-
sierten Teilhabe zu beobachten sind, die in 
Deutschland aber bspw. durch die Novelle zum 
Gentechnikgesetz von 1993 schon wieder mar-
ginalisiert worden sind. In der Region der Wil-
lensbildung und Entscheidungsvorbereitung 
entdeckt die Autorin: „Across all three coun-
tries and in almost all the issue areas surveyed 
..., we are struck by the dearth of meaningful 
debate and the metaphysical aspects of bio-
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technology: that is, debate about the kinds of 
entities, and associated forms of life, that the 
technology has sought to, or should seek to, 
create. Genetic modification is at its core, a 
means of bringing novel entities into the world, 
and an engaged deliberative politics might have 
been expected to focus in the first instance on 
the desirability of these new productions.“ (S. 
286 f.) Dieser Befund ist überraschend inso-
fern, als Sheila Jasanoff in dem Buch an vielen 
Stellen die Kontroversen auch zur Wünschbar-
keit der schönen neuen Biotechnologie-Welten 
beschreibt. Wenn hier allerdings gemeint sein 
sollte, dass die herrschende Politik die Frage 
der Wünschbarkeit nicht gestellt hat, so ist dies 
nahezu selbstevident, ist doch - und auch dieser 
Befund durchzieht das gesamte Buch - die 
Wünschbarkeit des neu gemachten Lebens eine 
Generalprämisse der gesamten Wissenschaften 
und Politiken zur modernen Biotechnologie 
gewesen und ist dies bis zum heutigen Tag. 

Alles in allem ist das Jasanoff’sche Buch 
ein lesenwertes Werk, das erneut belegt, dass 
demokratische Politik diesseits und jenseits des 
Nordatlantiks noch weit davon entfernt ist, 
angemessen und auf Augenhöhe mit den frei-
gesetzten technologischen Innovationen umge-
hen zu können. Es demonstriert allerdings auch 
das Desiderat einer umfassenden Zeitge-
schichtsschreibung zur modernen Biotechnolo-
gie, indem es zugleich ein Beitrag dazu ist. 

Anmerkungen 

1) Vgl. The Fifth Branch. Science Advisers as 
Policymakers, Cambridge, MA 1990: Harvard 
University Press; Science at the Bar. Law, Sci-
ence, and Technology in America, Cambridge, 
MA 1995: Harvard University Press 

2) Das ist schon gar bei einer mehrere Länder 
einbeziehenden Studie auch schwierig genug, 
wie ich selbst mühsam erfahren habe, vgl. 
St. Albrecht: Freiheit, Kontrolle und Verant-
wortlichkeit in der Gesellschaft. Das Lehrstück 
moderne Biotechnologie, Hamburg 2005: Ham-
burg University Press 

3) In diesem Zusammenhang ist die sog. „Tomaten-
frage“ zu einiger Bekanntheit gelangt. Diese ist in 
Umfragen in Europa wie in den USA gestellt 
worden und geht dahin nachzufragen, ob sich in 
allen oder nur in transgenen Tomaten Gene be-
finden. Ungefähr die Hälfte der Befragten hat für 
die letztere Alternative gestimmt. Nun ist diese 
Antwort zwar ganz falsch, aber es geht eben um 

die Konsequenzen, die in der Sicht der PUS-
Vertreter aus diesem Umstand gezogen werden. 
Insbesondere demokratiepolitisch ist die Tendenz 
von PUS, diejenigen ohne ernsthafte naturwissen-
schaftliche Kenntnis aus dem Diskurs um die 
moderne Biotechnologie auszugrenzen, hoch 
problematisch, wie Jasanoff zu recht konstatiert 
und wie ich wiederholt zu zeigen versucht habe, 
s. Anmerkung 2. Dieses Vorgehen wäre etwa so, 
als wenn alle PolitikerInnen, die den 1. Hauptsatz 
der Thermodynamik nicht verstehen, Politik nicht 
länger betreiben können sollten. 

4) „PUSH“ steht für Public Science and Humanity 
(Anm. d. Red.). 

5) Dabei geht es z. B. um symbolistische Handlun-
gen wie das öffentliche Verspeisen von Rind-
fleisch (zu Zeiten von BSE in Großbritannien) 
oder Hühnerfleisch (zu Zeiten von Vogelgrippe) 
durch Staatschefs und Landwirtschaftsminister. 

 
« 

 
„Drop the ‚E’“ – Von E-Govern-
ment-Kontinuitäten und wei-
terhin nötigen Korrekturen 

K. Lenk: Der Staat am Draht. Electronic 
Government und die Zukunft der öffent-
lichen Verwaltung – eine Einführung. 
Berlin: edition sigma, 2004, 120 S., 
ISBN: 3-89404-519-1, Euro 12,90 
K. Lenk: Verwaltungsinformatik als 
Modernisierungschance. Strategien – 
Modelle – Erfahrungen. Aufsätze 1988 – 
2003. Berlin: edition sigma, 2004, 163 
S., ISBN: 3-89404-523-X, Euro 15,90 

Rezension von Matthias Werner, Interuni-
versitäres Forschungszentrum für Technik, 
Arbeit und Kultur, Graz 

Die beiden hier besprochenen Bücher von 
Klaus Lenk, der bis April 2005 Professor für 
Verwaltungswissenschaft an der Universität 
Oldenburg war1, spiegeln einen großen Teil 
seiner Arbeitsfelder wider. Dabei liefern sie 
mehr als nur eine Darstellung „des“ Reform-
konzepts E-Government, sondern bieten viel-
mehr gerade als Paket eine kritische Auseinan-
dersetzung sowohl mit den E-Government-
Debatten und der Politik IKT-gestützter Verwal-
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tungsmodernisierung der letzten Jahre als auch 
mit dem Verhältnis von Organisationsreform im 
öffentlichen Sektor und dem Einsatz von Infor-
mations- und Kommunikationstechnologien 
(IKT). Hierbei konzentrieren beide Bücher sich 
nicht auf eine einseitige Betrachtung von Tech-
nikpotenzialen und vermeintlich nahe liegenden 
Analogiebildungen zu Trends im Privatsektor 
(Stichworte: „E-Commerce“, „E-Business“). 

Die Sammlung von Aufsätzen aus den Jah-
ren 1988 bis 2003 illustriert dabei insbesondere 
die Kontinuität von Problemen der aktuellen-
Verwaltungsreform durch neue Informations-
technik und vertieft einzelne Aspekte der Ein-
führung in E-Government, die mit knapp über 
100 Seiten recht kompakt angelegt ist und sich 
auf die Darstellung wesentlicher Problemzu-
sammenhänge konzentriert. Basierend auf einer 
kurzen verwaltungswissenschaftlichen Bilanz 
bisheriger E-Government-Entwicklungen analy-
siert die Einführung im vorderen Teil des Buchs 
zunächst die informationstechnischen Potenziale 
sowie Aufgaben und Arbeitsweisen der öffentli-
chen Verwaltung, um diese im Folgenden auf-
einander zu beziehen. Zum Ende des Buchs 
öffnet sich der Blick nochmals und setzt die 
Diskussionen über die Informatisierung und 
Vernetzung der Verwaltungen in den weiteren 
Zusammenhang der Diskussionen über Public 
Governance. Das programmatisch betitelte 
Schlusskapitel „Drop the ‚E’“ unterstreicht ab-
schließend nochmals das Grundanliegen Lenks, 
die Arbeitsprozesse in der operativen Verwal-
tung zum Kern von Reformansätzen zu machen, 
anstatt E-Government als Einführung jeweils 
gerade neuer bzw. populärer IKT zu betreiben. 

Die folgende Darstellung wesentlicher Mo-
tive von Lenks E-Government-Verständnis 
stützt sich maßgeblich auf seine Argumentatio-
nen in dem Einführungsband (im Folgenden 
zitiert als „Einführung“); zur Vertiefung sei 
ergänzend auf die Aufsatzsammlung verwiesen. 

1 Kontinuitäten 

Den Ausgangspunkt von Lenks Darstellung 
bildet der Befund, dass die E-Government-
Diskussionen trotz einer Vielzahl von Beiträ-
gen (und Umsetzungsansätzen) weithin kontur-
los geblieben seien. So fehle es immer noch an 
einer klaren Theorie, die den besonderen An-
sprüchen an die Technikunterstützung von 

Verwaltungsarbeit gerecht werde. Mit diesem 
Theoriedefizit korrespondiere denn auch der 
Mangel an umsetzungsfähigen Konzepten, die 
bei den alltäglichen Prozessen des operativen 
Verwaltungshandelns ansetzen und sich somit 
der – inzwischen vielfach diagnostizierten und 
beklagten – Engführung von E-Government 
auf Internetangebote entzögen. Nichtsdesto-
trotz schreitet die Informatisierung der Verwal-
tungen voran und kann mittlerweile auf eine 
Geschichte (mit je unterschiedlichen Möglich-
keiten und Erwartungen) von über vier Jahr-
zehnten zurückblicken. Lenk hebt zwei Aspek-
te hervor, die E-Government von vorgängigen 
Reformschüben unterscheide: Zum einen sei 
dies die Entwicklung der Technik, welche nun 
einen Stand erreicht habe, der E-Government 
zum „Schlüssel zur Modernisierung von Staat 
und Verwaltung“ (Einführung, S. 13) machen 
könne. Zum anderen träfen die laufenden IKT-
Einführungen, die bisher vielfach kaum über 
die Einrichtung kommunaler Homepages hin-
aus gekommen seien, angesichts der allgemei-
nen Internet-Akzeptanz erstmals mit einer all-
gemeinen Mode zusammen. 

Dies biete nicht nur Chancen, sondern in 
dieser Situation, in der die Verwaltungen von 
verschiedenen Seiten einem spürbaren Moderni-
sierungsdruck ausgesetzt seien und in der Un-
ternehmensberatungen und Systemanbieter zu 
den prägenden Akteuren avancierten, habe auch 
das konzeptionelle Defizit einen wichtigen Ur-
sprung, so Lenks Betrachtung der Anfänge von 
E-Government. Für ihn kennzeichnen drei Mo-
mente die Defizite der bisherigen E-Govern-
ment-Entwicklungen und verweisen damit auf 
die Punkte, an denen eine Konzeptbildung anzu-
setzen habe: Erstens sei E-Government von 
Beginn an stark mit externen Ansprüchen über-
frachtet worden (etwa industriepolitischer Art: 
die Verbreitung des Internets fördern, der elek-
tronischen Signatur zum Durchbruch verhelfen; 
„Mithalten“ mit der E-Commerce-Entwicklung), 
so dass, zweitens, keine an den Besonderheiten 
von Verwaltungsprozessen und alltäglichen 
Nutzenpotenzialen orientierten Umsetzungskon-
zepte entwickelt worden wären. Dies hätte, drit-
tens, die bekannte Engführung von E-Govern-
ment auf Internetanwendungen zur Einrichtung 
einer neuen, publikumswirksamen Schnittstelle 
für die Gestaltung der Außenkontakte der Ver-
waltung, insbesondere zur Bürgerinformation 
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und für den Vertrieb relativ weniger, mehr oder 
weniger leicht automatisierbarer Dienstleistun-
gen, begünstigt. (Einführung, Kapitel 2) 

2 Korrekturen 

Demgegenüber verortet Lenk das Potenzial von 
E-Government vor allem in der Unterstützung 
inner- und inter-administrativer Prozesse. Das 
Verständnis von Verwaltungsarbeit als Infor-
mationsarbeit steht dabei im Zentrum von 
Lenks Analyse der operativen Verwaltungspro-
zesse. Nicht nur die meisten internen Prozesse 
seien als Informationsarbeit zu fassen, auch 
viele Produkte der Verwaltung hätten primär 
informationellen Charakter: Verwaltungshan-
deln – dessen drei wesentliche Typen als Beo-
bachtung, Entscheidung und Intervention ge-
fasst werden könnten – stelle sich dabei als 
eine Form der Informationsarbeit dar, welche 
nur in eingeschränktem Maß vorstrukturiert sei. 
Für Lenk sind es vielmehr weitgehend offene 
Entscheidungsprozesse mit Spielräumen für 
Ermessen, Interpretation und Verhandlung, die 
als charakteristisch für Verwaltungshandeln 
angesehen werden müssten. Diese Eigenschaf-
ten von Verwaltungsarbeit erfordern für ihn 
denn auch Differenzierungen und Revisionen 
des Geschäftsprozessdenkens, das sich vielfach 
noch an industriellen Prozessen orientiere, 
welche unterhalb der Managementebene von 
im Grunde vorstrukturierten und vorentschie-
denen Situationen ausgingen. Zudem verweist 
er auf die besondere Rolle des Rechts, die eine 
einfache Übernahme von wissensbasierten 
Systemen zur Entscheidungsunterstützung im 
privaten Sektor erschwere. 

Die Betrachtung von Verwaltungsarbeit als 
Informationsarbeit rückt den Umgang mit Da-
ten, Information und Wissen, und zwar nicht nur 
deren Erfassung und Speicherung, sondern vor 
allem deren räumlich verteilte Kommunikation 
und Nutzbarkeit, ins Zentrum der Aufmerksam-
keit. Vor diesem Hintergrund zielt E-Govern-
ment in Lenks Verständnis auf neue Formen der 
informationellen Kooperation und Organisation 
in den Verwaltungen, und hat in (organisatori-
schem wie technischem) Daten-, Informations- 
und Wissensmanagement eine wesentliche Vor-
aussetzung (Einführung, Kapitel 4, vgl. hierzu 
vertiefend auch Lenk, Wengelowski 2004). 
Letztlich ermögliche die Informationstechnik 

durch die Vernetzung neue Modelle der Zu-
sammenarbeit zwischen Front-Office und Back-
Office. Genau darin liegt in Lenks Ansatz auch 
das eigentliche Innovationspotenzial von E-
Government: Durch die räumliche Entkoppe-
lung von Front-Office und Back-Office ergäben 
sich neue Möglichkeiten der Produktion von 
Leistungen, die sich nicht an den tradierten 
Mustern der Aufgabenerfüllung und der Verwal-
tungsgliederung ausrichten müssten. Diese Neu-
organisierung ermögliche sowohl effizientere 
und effektivere Prozesse in der Leistungspro-
duktion als auch die Unterstützung der Leis-
tungserbringung für die Bürger in „one-stop 
shops“ – sei es im Bürgeramt, per Call-Center 
oder eben in den Digitalen Rathäusern im Inter-
net. Die Verwaltung werde so für die Bürger zu 
einer virtuellen Organisation, deren tatsächliche 
Struktur und Zuständigkeiten für die Bürger 
zunächst keine Rolle mehr spielten, da das 
Front-Office die verschiedenen Angebote integ-
riere. Auch die bisherige Aufgabenteilung im 
föderalen System bliebe von diesen Effekten 
tendenziell nicht unberührt, da sich diese Integ-
ration nicht auf die Ebene der Kommunen be-
schränken müsste. E-Government impliziere 
somit auch – den politischen Willen zur Ausnut-
zung der technischen Möglichkeiten für organi-
satorische Neugestaltungen vorausgesetzt – die 
Reform der Gesamtstruktur der Mehr-Ebenen-
Verwaltung. (Einführung, Kapitel 5) 

3 E-Government-Entwicklungen 

Diese Argumentation, nämlich die Aufgabenkri-
tik und Neuorganisierung der Aufgabenerfül-
lung (nicht nur innerhalb einzelner Verwaltun-
gen, sondern gerade auch zwischen diesen so-
wohl horizontal wie auch vertikal) als eine we-
sentliche Voraussetzung für die Erschließung 
der technischen Möglichkeiten der Vernetzung, 
bettet Lenk in die Diskussionen über die Ent-
wicklung neuer Governanceformen ein: Im 
Zuge der Etablierung neuer Interaktionsbezie-
hungen zwischen Politik, Wirtschaft und zivil-
gesellschaftlichen Akteuren bildeten sich unge-
achtet des IKT-Einsatzes veränderte Aufga-
benprofile und Arbeitsweisen der Verwaltung 
heraus, zu deren Ausgestaltung die Informati-
onstechnik wiederum beitragen könne. Um den 
möglichen Beitrag der IKT zu den Verände-
rungen zu illustrieren, skizziert Lenk drei As-
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pekte einer „E-Governance“: (1) die effektivere 
Unterstützung politischer Entscheidungsfin-
dung, insbesondere durch systematisches Mo-
nitoring und die Nutzung von Daten, Informa-
tionen und Wissen, die im laufenden operati-
ven Geschäft der Verwaltungen entstehen 
(„smart government“); (2) die Unterstützung der 
Bürgermitwirkung (als Ermöglichung des Zu-
gangs zu Verwaltungsinformationen und „pro-
aktive“ Anregung zur Informationsbeschaffung 
sowie (3) die informationstechnische Unterstüt-
zung neuer Arbeitsteilungen nicht nur innerhalb 
der staatlichen Institutionen, sondern auch zwi-
schen Staat, Wirtschaft und Zivilgesellschaft. 
(Einführung, Kapitel 6) 

Vor diesem Hintergrund widmen sich 
Lenks abschließende Betrachtungen möglicher 
Entwicklungstendenzen zunächst dem Vorbe-
halt, E-Government sei im Grunde der techni-
sche Beitrag zur Durchsetzung des „verkürzten 
Minimalstaats“ (Einführung, S. 100). Gegen 
eine solche Interpretation wendet er ein, dass der 
Staat über die Techniknutzung ebenso Hand-
lungsfähigkeit zurück gewinnen könne (z. B. 
durch Vernetzung verteilter Kompetenzen, 
durch erhöhte Effektivität von Interventionen 
oder durch Effizienzsteigerungen). Eine Gegen-
überstellung von E-Government-Elementen, die 
einerseits die Bürger zum einen primär in einer 
Kundenrolle und die Verwaltung als „modernen 
Dienstleister“ repräsentieren, und solchen Ele-
menten andererseits, die die Bürger als politi-
sche (Mit-) Gestalter des Gemeinwesens anspre-
chen, ist freilich nicht neu. Ebenso wenig sind 
dies der Anspruch, E-Government müsse beide 
Rollen in einem angemessenen Verhältnis be-
rücksichtigen, und die Diagnose, dass in Umset-
zungen in der Regel rationalisierungszentrierte 
Dienstleistungsmodelle dominierten (vgl. bei-
spielhaft Bertelsmann Stiftung 2002 wie auch 
die Beiträge des Schwerpunktthemas „E-Gov-
ernment“ in Heft 3/4 (2002) dieser Zeitschrift2). 
Lenks diesbezügliche Positionierung und sein 
Ausblick auf mögliche Entwicklungen leiten 
sich ab aus seinem dargelegten Verständnis von 
E-Government als informationstechnischer Un-
terstützung von im Kern nicht-technischen Mo-
dellen der Verwaltungsmodernisierung. Ent-
scheidend für eine „nachhaltige“ E-Govern-
ment-Verwaltungsmodernisierung, die sich der 
verengten Problemsicht und Trends der „ge-
genwärtigen ‚Großwetterlage’“ (S. 102) entzie-

he, sei demnach, die Ansprüche der operativen 
Ebene von Verwaltungsarbeit ins Zentrum der 
Reformansätze zu rücken. Dies unterstreicht er 
durch die Formel „Drop the ‚E’“: E-Govern-
ment müsse zuerst als Frage der Organisations-
reform begriffen werden und die Rolle des 
Technikeinsatzes als die eines Unterstützers, der 
organisatorische Neuordnungen erleichtere (und 
manche erst ermögliche). Wie solche organisa-
torischen Modelle aussehen können, bleibt an-
gesichts des relativ hohen Abstraktionsniveaus 
allerdings eher diffus, gleichwohl skizziert er an 
einigen Beispielen etwas konkreter, woran sich 
die Entwicklung von Prozessmodellen für die 
arbeitende Verwaltung orientieren kann (Einfüh-
rung, Kapitel 4). 

4 E-Government-Politik 

Mit dem Fokus auf der operativen Verwaltung 
positioniert sich Lenk zum einen jenseits des 
Begriffspaares „Rationalisierung und Demo-
kratisierung“. Er unterstreicht stattdessen die 
Bedeutung der Vernetzung und Technikunter-
stützung alltäglicher Verwaltungspraktiken, 
welche sowohl Rationalisierungs- wie auch 
Demokratisierungszielen dienen können. Dies 
gilt insbesondere in Bezug auf Daten, Informa-
tion und Wissen als Basis möglicher Verände-
rungen von Verwaltungsarbeit, ihrer Strukturen 
und ihres Selbstverständnisses. Zum anderen 
betont er die Entscheidungsabhängigkeit ver-
schiedener Informatisierungswege und ihrer 
jeweils spezifischen Wirkungen. Das bedeutet, 
dass entsprechend der Auswahl und Implemen-
tation von Anwendungen, welche jeweils be-
stimmten Interessen und Vorstellungen folgen, 
unterschiedliche Wirkungen erzielt werden (es 
eben nicht „die“ Wirkung der IKT auf die 
Verwaltungen gibt): Formelle Ablaufregeln, 
Hierarchien und Strukturen können einerseits 
in die IT-Systeme eingeschrieben werden 
(Stichwort: „Infokratie“). Sie können anderer-
seits aber auch so eingesetzt werden, dass sie 
tendenziell zu einer enthierarchisierenden 
Transformation bestehender Strukturen beitra-
gen können. Die Betonung der Entscheidungs-
abhängigkeit des IKT-Einsatzes in den Verwal-
tungen – welche ebenfalls keine fundamental 
neue Einsicht darstellt, aber trotzdem offenbar 
immer wieder gegen die Einförmigkeit domi-
nanter Engführungen verteidigt werden muss – 



REZENSIONEN 

Technikfolgenabschätzung – Theorie und Praxis Nr. 1, 15. Jg., April 2006 Seite 93 

bedeutet nicht zuletzt den Versuch einer Politi-
sierung der E-Government-Debatten: Die Ent-
scheidung darüber, wie welche Technikoptio-
nen zu nutzen sind, wie auf die IKT-Einfüh-
rungen Einfluss genommen wird und welchen 
Akteursgruppen die Handlungsführerschaft bei 
der Informatisierung zugestanden wird, ist 
dann kein Sachzwang, der sich aus dem Stand 
der Technik ableiten lässt, sondern im Kern 
eine politische Entscheidung über die Gestal-
tung von Organisationen. 

5 Fazit 

Das Ziel eines Einführungsbandes wie auch 
einer Sammlung von Aufsätzen der letzten 15 
Jahre kann es nicht sein, zu einem Thema sub-
stantiell neue Anstöße zu geben. Vielmehr bie-
ten die beiden hier vorgestellten Bücher eine 
klare Rückschau auf die E-Government-
Debatten der letzten Jahre; sie bestehen auf einer 
prozess- und informationsorientierten Sicht von 
Verwaltungsarbeit und versuchen auf dieser 
Basis, das Thema E-Government verschiedenen 
Reduktionismen (insbesondere technikzentrier-
ten Engführungen und den kaum differenzieren-
den Standardmodellen von Consulting-Firmen) 
zu entziehen. Es versteht sich vor diesem Hin-
tergrund fast von selbst, dass gerade die auf 
verwaltungs- und informationswissenschaftli-
chen Grundlagen basierende Einführung in 
E-Government dabei ohne Versuche auskommt, 
„Best-Practice“-Beispiele vorzustellen oder gar 
Kriterienkataloge zu entwerfen, die in quantifi-
zierende Rankings münden. Um die E-Govern-
ment-Entwicklung mitgestalten zu können und 
die oben skizzierte Politisierung der Debatten 
als Debatten über technikunterstützte Organisa-
tionsreformen einlösen zu können, bedarf es, 
auch darauf weist Lenk hin, allerdings auf der 
Seite der sozialwissenschaftlichen Verwaltungs-
forschung zugleich einer stärkeren Hinwendung 
zu den in Frage stehenden Technologien selbst. 
Wenn sich Politik und Verwaltungsspitzen viel-
fach nach wie vor von Herstellern und Consul-
ting-Firmen beraten lassen, verweist dies nicht 
nur auf deren hohen Beratungsbedarf, sondern 
auch auf Defizite sozialwissenschaftlicher Bei-
träge, welche z. T. ihrerseits die umsetzungsna-
he Beschäftigung mit konkreten Anwendungsar-
ten von IKT scheuen. Anknüpfungspunkte hier-
für bieten beide Bücher. 

Anmerkungen 

1) Als Sprecher des Fachausschusses 6.2 (Verwal-
tungsinformatik) der Gesellschaft für Informatik 
e.V. koordinierte er zudem die Veröffentlichung 
des „Memorandums E-Government“ (GI/VDE 
2000) des Fachausschusses Verwaltungsinforma-
tik der Gesellschaft für Informatik e.V. und der 
Informationstechnischen Gesellschaft im VDE. 

2) „E-Government: Zwischen Vision und Wirklich-
keit“. Schwerpunktthema des Heftes 3/4 (2002) 
dieser Zeitschrift, S. 5-91; http://www.itas.fzk.de/ 
tatup/023/inhalt.htm 
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Nachhaltigkeitsindikatoren – 
und was dann? 

U. Gehrlein: Nachhaltigkeitsindikatoren 
zur Steuerung kommunaler Entwick-
lung. Wiesbaden: VS Verlag für Sozial-
wissenschaften, 2004, 322 S., ISBN 3-
531-14282- 8, Euro 34,90 

Rezension von Jürgen Kopfmüller, ITAS 

1 Gesellschaftspolitischer Hintergrund 

Dem Leitbild der „nachhaltigen Entwicklung“ 
kommt mittlerweile weltweit in Politik und Wis-
senschaft eine zentrale Bedeutung bei der Be-
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antwortung der Frage zu, wie sich die Mensch-
heit zukünftig entwickeln soll. Damit dieses 
Leitbild praktische Relevanz für gesellschaftli-
che Prozesse und politische Entscheidungen auf 
supranationaler, nationaler und lokaler Ebene 
erlangen und handhabbar gemacht werden kann, 
muss es hinreichend konkretisiert werden. Einen 
Ausdruck findet diese Konkretisierung in Form 
von Indikatoren, mit denen die als relevant er-
achteten Sachverhalte abgebildet, gemessen und 
bewertet werden können. Dem entsprechend 
enthielt die Agenda 21, die bereits 1992 im Rah-
men der UN-Konferenz in Rio de Janeiro verab-
schiedet wurde, die Forderung an die Staaten 
und Institutionen, geeignete Indikatorensysteme 
zu erarbeiten und anzuwenden, um damit die 
Informationsgrundlage für verbesserte Steue-
rungsprozesse in Richtung Nachhaltigkeit zu 
schaffen. Seither sind eine Vielzahl von Indika-
torensystemen auf internationaler, nationaler 
und kommunaler Ebene vorgelegt worden. Sol-
che Systeme kommen zwar zunehmend auch zur 
praktischen Anwendung – insbesondere im 
kommunalen Bereich. Ihre konkrete Nutzung als 
Steuerungsinstrument für politische Entschei-
dungen stellt jedoch bislang alles andere als den 
Normalfall dar. 

Gehrlein richtet in dem vorliegenden Buch, 
das die Veröffentlichung seiner Dissertationsar-
beit darstellt, den Blick auf die kommunale E-
bene. Er behandelt die Fragen, wie Nachhaltig-
keitsindikatorensysteme auf kommunaler Ebene 
beschaffen sein müssten, um den genannten 
Anforderungen gerecht werden zu können, wel-
che Hemmnisse ihrem praktischen Einsatz im 
Verwaltungshandeln entgegenstehen und wie 
vor diesem Hintergrund ein praktikables und 
wirksames kommunales Nachhaltigkeitsmana-
gement aussehen müsste. Er geht dabei von der 
These aus, dass einem Nachhaltigkeitsindikato-
ren- und -zielsystem die wichtige Funktion einer 
Verknüpfung bzw. Integration der bislang meist 
unverbunden nebeneinander her laufenden Steu-
erungsprozesse auf politischer, administrativer 
und fachlicher Ebene zukommt und dass deswe-
gen der Einsatz eines solchen Indikatorensys-
tems eine erhöhte Effektivität und Effizienz in 
der kommunalen Steuerung bewirkt (S. 6). 

2 Kriterien für eine idealtypische 
Steuerungspraxis 

Im Anschluss an eine kurze Skizze des aktuellen 
Diskursfeldes um die Definition und Operatio-
nalisierung des Nachhaltigkeitsleitbilds werden 
zunächst die wesentlichen Eigenschaften, Funk-
tionen und Aufgaben von Indikatoren beschrie-
ben, einige existierende Nachhaltigkeitsindika-
torensysteme aufgeführt und in ihren Gründzü-
gen charakterisiert. Gehrlein geht dann kurz auf 
die Kernfragen der sozial- und politikwissen-
schaftlichen Steuerungsdebatte ein und beleuch-
tet vor diesem Hintergrund die drei zentralen 
Ebenen kommunaler Steuerung: die politische, 
die institutionelle und die fachliche. Eingegan-
gen wird auf der politischen Ebene auf neuere 
Governance-Formen (insbesondere auf lokale 
Agenda 21-Prozesse). Auf der institutionellen 
Ebene sind es insbesondere die Kommunalver-
waltung mit ihren verschiedenen Aufgaben so-
wie die Praxis und Debatte um erforderliche 
Reform- bzw. Modernisierungsmaßnahmen zur 
Erreichung höherer Effektivität, Effizienz und 
Legitimität angesichts der gesetzten Ziele zu 
erreichen. Auf der fachlichen Ebene wird 
schließlich auf umwelt- und raumbezogene Pla-
nungs- und Managementinstrumente eingegan-
gen; hier geht es vor allem um den in den letzten 
Jahren vollzogenen Wandel in der Planungskul-
tur und der dabei zu beobachtenden Tendenz hin 
zu systematischerer und stärkerer Beteiligung 
der Betroffenen, aber auch um die Potenziale 
neuer Managementinstrumente (wie Öko-Audit, 
Umweltcontrolling oder Öko-Budget) und klas-
sischer Instrumente (wie Flächennutzungs- und 
Stadtentwicklungsplanung). 

Angesichts der festzustellenden weitge-
henden Parallelität und Unverbundenheit zwi-
schen den drei Ebenen und zwischen der 
Implementation der jeweiligen Instrumente 
versucht Gehrlein nicht nur prozessbezogene 
(etwa hinsichtlich Bürgerbeteiligung), sondern 
auch inhaltliche Überschneidungen (hier vor 
allem die Orientierung an strategischen Zielen) 
dieser Instrumente herauszuarbeiten. Zu Recht 
geht er davon aus, dass für eine diesbezüglich 
verbesserte Abstimmung der Aufwertung und 
Harmonisierung des strategischen Zielsystems, 
das durch Indikatoren zu konkretisieren ist, 
entscheidende Bedeutung zukommt.  
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Ausgehend von den genannten Grundan-
nahmen leitet er zunächst Kriterien für eine 
idealtypische kommunale Steuerungspraxis ab. 
Sie beziehen sich auf Dialog- und Kooperati-
onserfordernisse sowie Beeinflussungsbezie-
hungen im Verhältnis zwischen Bürgern, Kom-
munalparlament und Verwaltung, was für Le-
ser, denen die Literatur zu neuen Governance-
formen auf der kommunalen Ebene einigerma-
ßen vertraut ist, alleine kaum neue Erkenntnis-
se bringen dürfte. Der „Mehrwert“ besteht in 
der Betrachtung der Verknüpfung dieser Go-
vernanceformen mit einem Nachhaltigkeitsziel- 
und -indikatorensystem. Die Formulierung von 
Kriterien für einen Erfolg versprechenden Ein-
satz von Indikatoren in einem solchen Gefüge 
nimmt – gemessen daran – allerdings einen 
etwas versteckten Platz ein. Schließlich geht es 
hier um die letztlich entscheidenden Erfolgs-
faktoren: Solche Indikatoren müssen tatsäch-
lich als verbindliche Kriterien für politische 
Entscheidungen, in Planungsprozessen, in 
Controllingabläufen oder für Projekt- bzw. 
Investitionsentscheidungen verwendet werden. 

3 Die gegenwärtige Praxis in deutschen 
Kommunen … 

Im zweiten Teil des Buches wird die gegen-
wärtige Praxis in deutschen Kommunen näher 
betrachtet. Gehrlein beschreibt hier die Ergeb-
nisse zweier von ihm durchgeführter standardi-
sierter Befragungen in denjenigen 84 Kommu-
nen, die bis zum Jahre 2002 ein Nachhaltig-
keitsindikatorensystem überhaupt eingesetzt 
oder erprobt hatten. Dabei wurden in den 
Kommunen zum Teil existierende Systeme 
übernommen1, zum Teil wurden aber auch 
eigenständig Indikatoren entwickelt. Die Be-
fragungsergebnisse zeigten, dass die – gemes-
sen an der Gesamtheit aller Kommunen ohne-
hin höchst seltene – Indikatorennutzung wei-
testgehend nur zu Dokumentations-, Bericht-
erstattungs- und Kommunikationszwecken mit 
dem Ziel der Bewusstseinsbildung in Verwal-
tung und Politik eingesetzt wurden, der Einsatz 
kaum jedoch mit steuerungspraktischer Intenti-
on und Relevanz erfolgte. 

Teilweise durchaus erwartbar, insgesamt 
jedoch sehr interessant sind die Angaben zur 
Frage, welche Probleme und Hemmnisse in den 
Kommunen als Ursache hierfür gesehen wer-

den. Gehrlein unterscheidet hier fünf Typen: 
(1) institutionell-instrumentelle (fehlende Ein-
bindung in Verwaltungsstrukturen und -insti-
tutionen sowie in praktizierte Instrumente etwa 
des Controlling), (2) inhaltlich-konzeptionelle 
(unzureichende Reflexion von Fragen der 
Steuerungsrelevanz, des Handlungs- und Ak-
teursbezugs sowie der Zielorientierung von 
Indikatoren und deren Wechselwirkungen), (3) 
kapazitäre (hoher Arbeits- und Ressourcenauf-
wand), (4) motivatorische (aus Gründen des 
befürchteten Machtverlusts mangelnde Bereit-
schaft in Politik und Verwaltung, das Handeln 
an langfristigen Indikatoren und Zielen auszu-
richten) sowie (5) prozessuale (unbefriedigende 
Einbeziehung von Verwaltung und Kommu-
nalparlamenten in die Erarbeitung bzw. Aus-
wahl der Indikatorensysteme). 

4 … und eine Konzeption zu deren 
Verbesserung 

Im dritten und letzten Teil des Buches versucht 
Gehrlein Wege aufzuzeigen, wie aus dieser 
Diagnose Konsequenzen gezogen werden 
könnten. Er formuliert zunächst auf der Basis 
der identifizierten Probleme in der Praxis und 
dem daraus abgeleiteten Weiterentwicklungs-
bedarf Thesen zu Konzeption, Erarbeitung und 
Einsatz von Nachhaltigkeitsindikatorensyste-
men. Er nennt einige wesentliche Erfolgskrite-
rien: die Strukturierung der Indikatoren nach 
Funktionen, nach kommunalen Handlungsfel-
dern und nach Adressaten. Weitere sind die 
Anbindung an Kommunalpolitik und kommu-
nale Planungs- und Managementinstrumente 
sowie an die Verwaltungsstruktur, die Orientie-
rung an kommunal vereinbarten Zielen, die 
Berücksichtigung angemessener Datenverfüg-
barkeit und -qualität sowie die Einbindung 
relevanter gesellschaftlicher Akteure bei der 
Erarbeitung des Indikatorensystems. Auf diese 
Weise soll die Sicherung bzw. Erhöhung der 
Integration in Verwaltungsstrukturen und Pla-
nungsprozesse, der Steuerungsrelevanz, der 
Praktikabilität und auch der Praxisrelevanz der 
Indikatorensysteme gewährleistet werden. 

Auf der Grundlage der Ergebnisse von In-
terviews mit insgesamt 17 Vertretern aus wis-
senschaftlichen Institutionen und einigen 
Kommunen, die zu den untersuchten Städten 
gehören, charakterisiert Gehrlein seine Thesen 
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als „kommunikativ validiert“ (S. 197). Abge-
sehen von der angesichts der relativ geringen 
Zahl der Befragten nur begrenzten Aussagefä-
higkeit solcher Wertungen wäre hier zumindest 
die – vom Autor nicht reflektierte – Frage zu 
stellen, wie positive Aussagen zu Thesen von 
Personen zu werten sind, die mit dafür verant-
wortlich sind, dass in den Kommunen bisher 
häufig zu den Thesen diametral entgegenge-
setzt gehandelt wurde. 

Mit Blick auf die praktische Anwendungs-
ebene versucht Gehrlein in einem weiteren 
Schritt, Grundzüge eines „Nachhaltigkeitscont-
rollings“ zu skizzieren, das selbst wiederum 
Bestandteil eines umfassenderen kommunalen 
Nachhaltigkeitsmanagementsystems sein soll. 
Aufgabe eines solchen Systems soll die Gestal-
tung eines zielorientierten instrumentellen Rah-
mens für eine integrierte Nachhaltigkeitspolitik 
auf kommunaler Ebene sein, mit dem den Er-
fordernissen der Informationserzeugung, der 
strategischen Planung, der konkreten Steuerung 
und der Erfolgskontrolle angemessen Rechnung 
getragen werden kann. Der Integration von In-
dikatorensystemen in das Verwaltungshandeln 
kommt hierfür eine zentrale Bedeutung zu. 

Zu den hier zu findenden Vorschlägen hin-
sichtlich Aufbau, Organisation und Prozessab-
läufen wäre einerseits anzumerken, dass sie sich 
weitestgehend an existierenden klassischen, auf 
betriebswirtschaftlichen Kontexten basierenden 
Managementkonzepten orientieren. Der Autor 
selbst sieht den Fokus seiner Bemühungen we-
niger auf ein neues Instrumentarium, sondern 
primär auf die Nutzung und Etablierung von 
Anknüpfungspunkten an bereits bestehende 
Planungs- und Managementinstrumente gerich-
tet. Dies erscheint auf den ersten Blick als sinn-
volles Vorgehen. Gleichwohl wäre andererseits 
zu fragen, inwieweit diese Instrumente, die – 
wie der Autor ja selbst erforscht hat – eine bis-
lang unzulängliche Praxis kommunaler Nach-
haltigkeitspolitik begünstigt oder zumindest 
nicht verhindert haben, bestmöglich als ein sol-
cher Anknüpfungspunkt geeignet sein können. 
Hier müsste wohl noch etwas genauer hinge-
schaut werden. Hinzu kommt, dass ein adäqua-
tes und funktionsfähiges controllinggestütztes 
Managementsystem eine dem Nachhaltigkeits-
leitbild angemessene Kriterienbreite und -integ-
ration sowie die systematische Erfassung der 
Wirksamkeit des Verwaltungshandelns der ver-

schiedenen Ebenen und der dort stattfindenden 
Einflussnahme erfordert. 

Angesichts der gestellten Ansprüche an das 
Managementsystem und der gegebenen Kom-
plexitäten räumt Gehrlein zwar ein, dass mit 
Widerständen in Politik und Verwaltung, mit 
aus Machtfragen resultierenden Konflikten zwi-
schen einzelnen Ressorts oder Ebenen oder etwa 
mit Problemen beim Umgang mit Zielkonflikten 
zu rechnen sei. Derlei Einwände fristen aller-
dings ein deutliches „Randerscheinungsdasein“ 
gegenüber der optimistischen Grundeinstellung 
des Autors zu den Potenzialen und Chancen der 
Einführung eines solchen Systems. Ein solcher 
Optimismus mag zwar – sozusagen „im Sinne 
der guten Sache“ – erklärbar und verständlich 
sein. Er sollte jedoch nicht den Blick verstellen, 
mit dem nach tatsächlich praktikablen und wirk-
samen Ansätzen zu suchen ist. 

5 Fazit 

Der Autor hat ohne Zweifel mit diesem Band 
einen detaillierten und fundierten Überblick 
über Anforderungen und Möglichkeiten eines 
indikatorengestützten Nachhaltigkeitsmanage-
mentsystems auf kommunaler Ebene vorgelegt. 
Er leistet damit einen wichtigen Beitrag sowohl 
zur Debatte über Indikatoren und Steuerungs-
fragen als auch zur konkreten Weiterentwick-
lung bestehender kommunaler Indikatorenkon-
zepte – etwa im Rahmen von Agenda 21-
Prozessen. Gemessen an bisherigen Veröffentli-
chungen in diesem Themenfeld liegt der 
„Mehrwert“ der Arbeit vor allem in dem kon-
kreten Versuch, ein Steuerungsinstrumentarium 
auf Indikatorenbasis zu konzipieren, sowie dar-
in, dass dabei der empiriegestützten Einbezie-
hung praktischer Erfahrungen zu Problemen und 
Hemmnissen ein systematischer Stellenwert 
eingeräumt wird. Im Ergebnis ist hieraus sozu-
sagen ein idealtypischer Entwurf eines Instru-
mentariums entstanden, das sicherlich den der-
zeitigen Realitäten weit vorauseilt. Dies ist kei-
neswegs als Vorwurf zu verstehen, im Gegen-
teil: Ohne solche, veränderte Wege aufzeigende 
Arbeiten würde die Realisierung des Nachhal-
tigkeitsleitbilds nicht gelingen können. 

Die entscheidende Frage ist jedoch, wel-
chen Stellenwert man den oben genannten Ri-
siken der Umsetzung des hier vorgeschlagenen 
Instrumentariums beimisst und wie mit ihnen 
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umgegangen werden soll, aber auch, wie die an 
die Umsetzung geknüpften Voraussetzungen 
einzuschätzen sind. Gehrlein selbst nennt hier 
die Faktoren „politischer Umsetzungswille“, 
„öffentliches Problembewusstsein“, „Motivati-
on und Schulung der involvierten Mitarbeiter“ 
sowie – wen würde es wundern? – „das Vorlie-
gen angemessener Daten“. Sie spielen jedoch 
in seiner Gesamtargumentation keine oder nur 
eine aus der Sicht des Rezensenten unzurei-
chende Rolle. 

Es wäre wünschenswert und für die Leser 
sowie diejenigen, die mit den Erkenntnissen des 
Buchs weiter arbeiten möchten, hilfreich gewe-
sen, wenn diese für die Praktikabilität und Wirk-
samkeit des Instrumentariums sicher mit ent-
scheidenden Punkte und die damit verbundenen 
Fragen zumindest systematischer angesprochen 
und problematisiert worden wären: Wie kann 
überhaupt sichergestellt werden, dass sich die 
Akteure in Kommunalpolitik und Verwaltung 
entsprechend den Zielen und Logiken des In-
strumentariums verhalten? Wie kann bestehen-
den Widerständen begegnet werden? Können 
hier Selbstverpflichtungen oder Vergleichbares 
gelingen und wenn ja. reichen solche Mecha-
nismen aus? Wie ist mit möglichen Zielkonflik-
ten umzugehen? Welchen Effekt hätte bereits 
deren systematische Offenlegung und Beschrei-
bung? Wie kann die Suche nach daran ausge-
richteten „win-win“-Lösungsansätzen gefördert 
und systematisiert werden? Wie kommt man 
überhaupt zu einem überschaubaren, konsensua-
len sowie praktisch und analytisch handhabba-
ren Indikatorensystem? Inwieweit sind eine 
Standardisierung eines Indikatorensystems oder 
die Verbindlichkeit seiner Anwendung bzw. 
einer entsprechenden Berichterstattung wün-
schenswert und möglich? Die Schwierigkeiten 
schließlich, die mit der Normativität jedes Indi-
katorensystems und der bestehenden Auswahl-
notwendigkeit verbundenen sind, dürften all 
denen nur zu geläufig sein, die in diesem Be-
reich schon gearbeitet haben. 

Aber wer würde – ungerechtfertigterweise 
– erwarten wollen, dass mit dem Erscheinen 
eines Buches alle wichtigen Fragen gestellt, 
geschweige denn beantwortet werden können? 
Künftige Veröffentlichungen werden sicherlich 
hierzu einen Beitrag leisten können. Ohne 
Zweifel jedoch liefert das Buch von Gehrlein 
eine Fülle von Anregungen und eine bislang 

nicht vorhandene Ausgangsbasis dafür, in Wis-
senschaft, Politik und Verwaltung weiter an der 
verbesserten Umsetzung einer praktikablen und 
zielorientierten (kommunalen) Nachhaltigkeits-
politik (um vielleicht den Begriff des „Mana-
gements“ zu vermeiden) zu arbeiten. 

Anmerkung 

1) Erarbeitet wurden diese von der Forschungs-
stätte der Evangelischen Studiengemeinschaft 
(FEST), der Deutschen Umwelthilfe und dem 
Institut für Sozial-Ökologische Forschung und 
Bildung ECOLOG. 

 
« 

 
TA „durch die Hintertür“ 

M. Nentwich, W. Peissl (Hg.): Technikfol-
genabschätzung in der österreichischen 
Praxis. Wien: Verlag der Österreichischen 
Akademie der Wissenschaften, 2005, 248 
S., ISBN 3-700-13613-7, Euro 25,00 

Rezension von Armin Grunwald, ITAS 

Vielfach bedarf es heutzutage, da in den allfäl-
ligen Evaluierungen die „kleinste publizierbare 
Einheit“ gefragt ist, eines besonderen Anlasses, 
ein Buch herauszugeben. Geburtstage von In-
stitutionen bzw. Persönlichkeiten oder Jubiläen 
von wichtigen Ereignissen sind solche Gele-
genheiten – oder eben, wie im vorliegenden 
Fall, dass eine Ära zu Ende geht. Die Ära, um 
die es hier geht, ist die Zeit, in der Prof. Dr. 
Gunther Tichy die Leitung des Instituts für 
Technikfolgen-Abschätzung (ITA) an der Ös-
terreichischen Akademie der Wissenschaften 
innehatte. Ende 2005 ist Gunther Tichy nach 
vierzehn Jahren der Institutsleitung in den Ru-
hestand getreten. Sein Nachfolger, PD Dr. Mi-
chael Nentwich, und der stellvertretende Leiter 
des ITA, Dr. Walter Peissl, haben ihm zu Eh-
ren die Festschrift „Technikfolgenabschätzung 
in der österreichischen Praxis“ herausgegeben. 
Autoren sind die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter des Instituts. Sie berichten in bislang 
unveröffentlichten Beiträgen aus neueren und 
aktuellen Projekten des ITA und reflektieren 
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diese Arbeit vor dem Hintergrund gesellschaft-
licher Erwartungen und eigener Ansprüche. 

Herausgekommen ist ein spannendes und 
vielfältiges Buch, das nicht nur einen ausge-
zeichneten Eindruck von der Qualität der Arbeit 
im ITA vermittelt, sondern das darüber hinaus 
aktuelle Fragen der TA auf hohem Niveau re-
flektiert. Das Themenspektrum ist – wie bei TA-
Institutionen üblich – ausgesprochen breit. Ein 
Schwerpunkt in dieser Palette, die von der Ethi-
sierung von Technikkonflikten am Beispiel der 
Biomedizin (Alexander Bogner) über Fragen der 
Risikokommunikation in der Biotechnologie 
(Helge Togersen) und Untersuchungen zum 
Verhältnis von Nachhaltigkeit und Technikent-
wicklung (Mahshid Sotoudeh) bis hin zur Grü-
nen Bioraffinerie (Susanne Schidler) reicht, lässt 
sich darüber hinaus unschwer in der Bearbeitung 
von Technikfolgen der Informations- und 
Kommunikationstechnologien erkennen. In 
diesem Feld gehört das ITA unbestritten zu den 
führenden europäischen TA-Einrichtungen. Im 
Band sind so Beiträge enthalten zu Überwa-
chung und Sicherheit (Walter Peissl), „Privacy“ 
angesichts allgegenwärtiger Informationstechno-
logien (Johann Čas), elektronischen Publikatio-
nen (Michael Nentwich), Electronic Govern-
ment (Georg Aichholzer) und Elektronischer 
Demokratie (Roman Winkler). Des Weiteren 
finden sich zwei Beiträge aus dem Gesundheits-
bereich: zum Bedarfsassessment in der Kran-
kenversorgung (Claudia Wild) und über prädik-
tive genetische Diagnostik (Susanna Jonas). 

Thematisch ist dieses Spektrum nicht über-
raschend. Es sind gerade die Themen, die (zu-
mindest) europaweit an der Schnittstelle zwi-
schen Technik und Gesellschaft virulent sind. 
Spezifisch für die Themenauswahl scheint mir 
zu sein, dass die im Buch behandelten Themen 
auch bereits in der Gesellschaft „angekommen“ 
sind. Themen mit starkem TA-Bezug, die aber 
an der Schnittstelle zwischen Wissenschaft / 
Technik und Gesellschaft (noch) nicht stark 
präsent sind (wie z. B. die Nanotechnologie), 
kommen kaum vor. Dies scheint ein Kennzei-
chen der österreichischen TA-Praxis im ITA zu 
sein. Nebenbei bemerkt, wohltuend fällt auf, 
dass das Wort „Innovation“, das mittlerweile 
auch in TA-Kreisen gelegentlich überstrapaziert 
wird, nur sehr dosiert eingesetzt wird. 

Die einzelnen Beiträge sind sämtlich sehr 
gut aufbereitet, sorgfältig strukturiert und ar-

gumentativ klar gegliedert. Inhaltlich, vom TA-
Bezug her und intellektuell sind sie auf der 
Höhe der Zeit. Man merkt, dass dieses Buch 
keine Pflichtübung war, sondern dass es den 
Autorinnen und Autoren ein Anliegen war, mit 
dieser Festschrift zu „glänzen“. Dieses ist klar 
gelungen. Damit ist bereits impliziert, dass das 
Buch eine Leserschaft verdient, die weit über 
den österreichischen Raum hinaus weist. Ge-
meinsam mit einigen (nicht allzu vielen) ande-
ren TA-Büchern sollte es zum „Kanon“ der 
europäischen TA-Literatur gehören. 

Zwei Aspekte seien gesondert hervorge-
hoben. Zum einen spricht aus dem Band eine 
gehörige Portion Selbstbewusstsein. Es wird 
kein Zweifel daran gelassen, dass das ITA in 
der österreichischen TA-Szene die Nummer 
Eins nicht nur zu sein beansprucht, sondern 
dem eigenen Selbstverständnis nach auch ist. 
Der Buchtitel „Technikfolgenabschätzung in 
der österreichischen Praxis“ wird gemäß dieser 
Selbsteinschätzung im Buchinhalt abgebildet: 
Alle Beiträge stammen aus dem ITA und auch 
im einführenden Beitrag der Herausgeber wer-
den der „bunten Szene“ der TA in Österreich 
nicht mehr als anderthalb Seiten gewidmet. 
Dies erscheint mir als der einzige Makel: An-
gesichts des Buchtitels würde mancher Leser 
sicher gerne etwas mehr über die österreichi-
sche TA-Szene jenseits des ITA erfahren. 

Zum anderen handelt es sich ganz klar, wie 
der Buchtitel es formuliert, um die österreichi-
sche Praxis der TA. Theoretische Beiträge zur 
TA sind nicht enthalten, allerdings reflexive 
Beiträge vor theoretischem Hintergrund. Impli-
zit spricht daraus ein spezifisches Verständnis 
der TA, nämlich vor allem gute (und damit re-
flektierte) Praxis zu sein. Dass TA in Österreich 
nach einer Vermutung von Gunther Tichy 
„durch die Hintertür“ eingeführt und erfolgreich 
wurde, mag damit zu tun haben. Die „Mühen 
der Ebene“ nicht scheuend ist es gelungen, TA 
in Österreich erfolgreich zu verankern und in-
ternational sichtbar zu machen. Diesem Buch, 
das davon Zeugnis ablegt, wünsche ich eine 
zahlreiche Leserschaft – und dem Kollegen 
Gunther Tichy viel Freude damit. 

 
« » 
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DISKUSSIONSFORUM 

Institutionen und Frustrationen: 
Grenzen interdisziplinärer 
Umweltforschung 

von Veronika Fuest, Max-Planck-Institut für 
ethnologische Forschung, Halle 

Vor dem Hintergrund von Erfahrungen aus 
der Umweltforschung lässt eine Betrachtung 
von Anreizen, Sanktionen, Personalstruktur 
und Bewertungsverfahren sowie die Be-
trachtung des akademischem Statussystems 
erkennen, dass viele der bislang auf der 
Kommunikations- und Organisationsebene 
analysierten Schwierigkeiten interdisziplinä-
rer Kooperation durch institutionelle Ver-
hältnisse bestimmt werden. Deren Korrektur 
auf der Politikebene wird empfohlen. 

1 Einführung 

Insbesondere in der Umweltforschung wird seit 
den 1990er Jahren der zentrale Stellenwert 
einer spezifischen Interdisziplinarität betont, 
die Natur- und Sozialwissenschaften miteinan-
der verschränken soll (WBGU 1996; Willms-
Herget, Balzer 2000). Die Förderung der Um-
weltforschung expandierte angesichts drohen-
der Katastrophen und manifestiert sich an den 
Universitäten in vielfältigen, durch Drittmittel 
geförderten Verbundprojekten. Von der Um-
weltforschung behandelte Probleme sind 
i. d. R. komplex: Vor allem Klima- und Land-
schaftswandel (insbesondere Desertifikation) 
sowie die Nachhaltigkeit von Biodiversität, 
Regenwäldern und Wasserressourcen sollen 
unter Berücksichtigung demographischer, öko-
nomischer, politischer und/oder soziokulturel-
ler Faktoren untersucht werden. 

Unter wissenschaftlichen Akteuren ist 
kaum umstritten, dass der verbreiteten Forde-
rung nach Interdisziplinarität in der Forschung 
relativ geringe positive Erfahrungen gegenüber 
stehen. In interdisziplinären Instituten und Or-
ganisationen lässt sich trotz umfassender Erfah-
rungen seit Mitte der 1990er Jahre in Bezug auf 
interdisziplinäre Forschung bisher „keine Routi-
ne und keine methodische Kanonisierung“ fest-
stellen. Wege zur Interdisziplinarität sind in 

jedem Forschungsprojekt neu zu suchen und 
weisen, so sie gefunden werden, eine hohe Kon-
textualität auf (Grunwald, Schmidt 2005, S. 5). 
Probleme inter- und transdisziplinärer For-
schung sind bislang vor allem im Hinblick auf 
epistemologische, methodologische und die 
Wissenschaftskommunikation betreffende Di-
mensionen eingehend debattiert worden.1 Die 
organisationswissenschaftlichen und insbeson-
dere institutionellen Dimensionen dieser speziel-
len wissenschaftlichen Praxis sind jedoch deut-
lich weniger belichtet. Heute weiß man auf-
grund wissenschaftssoziologischer Forschungen, 
dass die Organisation von Forschung generell 
einen größeren Einfluss auf die Ergebnisse hat, 
als bislang angenommen wurde (Daschkeit 
1998; Laudel 1999; Röbbecke et al. 2004). Es 
gibt auch zunehmend empirische Arbeiten, die 
Vorschläge für die Optimierung der Organisati-
on interdisziplinärer Zusammenarbeit sowie für 
deren Evaluierung enthalten.2 Selbst wenn diese 
Erkenntnisse in der Organisation der For-
schungsprojekte angewandt würden, stünden – 
so meine These – noch immer institutionelle 
Barrieren unseres Wissenschaftsapparates (ins-
besondere im Bereich der Personalstruktur und 
des akademischen Statussystems) einer effekti-
ven interdisziplinären Kooperation im Wege. 

In Ergänzung der Studie von Röbbecke et 
al. (Röbbecke 2005, Röbbecke, et al. 2004), die 
sich mit außeruniversitären und überwiegend 
staatlich finanzierten Forschungseinrichtungen 
befasst, soll hier der Frage nachgegangen wer-
den, welche institutionellen Faktoren die Praxis 
interdisziplinärer Forschung an unseren Uni-
versitäten beeinflussen. Dabei wird überdies, 
dem reflexiven Ansatz der Wissenschaftssozio-
logie Bourdieus (Bourdieu 1988) verpflichtet, 
auch die Rolle von Hierarchie und Machtbe-
ziehungen im akademischen Milieu themati-
siert, insofern sie das Gelingen interdisziplinä-
rer Arbeit betreffen. Mit Institutionen sind hier 
die das Handlungsfeld „interdisziplinäres Pro-
jekt“ oder „Forschungsorganisation“ bedingen-
den Gesetze, Richtlinien, formelle und infor-
melle Regeln, explizite und implizite Normen 
sowie Kräfte des Marktes gemeint, die Aus-
wirkungen auf Prozesse innerhalb der Organi-
sationen und Interessen der Akteure haben 
(Powell, Di Maggio 1991; North 1990). Meine 
Reflexionen beruhen auf Informationen, die ich 
im Verlauf einer beobachtenden Teilnahme (in 
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verschiedenen Rollen) an zwei universitären 
Umweltforschungsprojekten (1997-2004), an 
einer Reihe von Workshops zu Interdisziplina-
rität und Wissenschaftsmanagement, durch 
eine Literaturauswertung sowie durch infor-
melle Interviews mit Vertretern aus weiteren 
Verbundprojekten (bundesweit insges. acht) 
und mit Vertretern aus Forschungsförderorga-
nisationen gewonnen habe. 

2 Anreize und Sanktionen 

Reputation, die „Währung“ wissenschaftlichen 
Arbeitens, gewinnt man – wie vielfach festge-
stellt – in den meisten Fächern durch herausra-
gende disziplinäre Leistungen – und genau hier 
liegt ein zentraler Widerspruch zur geforderten 
Interdisziplinarität. Der wissenschaftlichen 
Karriere kann die Beteiligung an interdis-
ziplinären Forschungsverbünden sogar abträg-
lich sein. Daher verwundert eine häufig ge-
machte Beobachtung nicht, dass viel wichtiger 
als Fragen der wissenschaftlichen Kooperation 
für die Mitglieder Fragen der Aufteilung von 
schließlich bewilligten Ressourcen werden, die 
dann aber oft allein für die Entwicklung der 
persönlichen disziplinären Reputation einge-
setzt werden. Die Zusammenarbeit ist oft in-
strumentell (erhoffter Zugang zu zusätzlichen 
Finanzressourcen) und konstruiert (auf persön-
lichen Netzwerken basierend bzw. bei Sonder-
forschungsbereichen auf das Prinzip des ge-
meinsamen Ortes zurückgehend). Die Prioritä-
tensetzungen von Forschungsverbundmitglie-
dern bei ihrer Zeitallokation erfolgen daher 
allzu häufig zu Lasten interdisziplinärer Kom-
munikation (Laudel 1999; Lentz 2004; Röbbe-
cke et al. 2004; Schiller et al. 2005). 

Die Möglichkeiten, Mitglieder von For-
schungsverbünden auf Formen kooperativen 
Verhaltens zu verpflichten, die den (insbeson-
dere in Naturwissenschaften gegebenen) gän-
gigen Rahmen überschreiten, sind zudem äu-
ßerst gering. Planungssicherheit und verlässli-
che Abstimmung sind prinzipiell schwierig, da 
es an Sanktionsmechanismen fehlt. Die „Frei-
heit der Wissenschaft“ und der berufliche Sta-
tus der Hochschullehrer bedingen, dass etwaige 
Sanktionen nicht durchgesetzt werden können, 
die für das Funktionieren jeglicher Organisati-
on von zentraler Bedeutung sind. Aus der 
„Grundausstattung“ finanzierte Beteiligte kön-

nen, ohne großen Schaden zu nehmen, Zu-
sammenarbeit unterlassen, die Organisation 
vernachlässigen oder sogar verlassen. Unbe-
friedigende Leistungen können letztlich nur bei 
Mitarbeitern geahndet werden, die aus der „Er-
gänzungsausstattung“ finanziert werden. 

3 Forschungsmanagement und Status-
system 

Der universitäre Wissenschaftsbetrieb ist nicht 
nur auf disziplinäre Qualifizierung ausgerichtet, 
sondern auch dezentral organisiert. Interdiszipli-
narität soll sich also im Widerspruch zur her-
kömmlichen disziplinären Ausrichtung und 
Arbeitsweise von Forschung, aber auch zur her-
kömmlichen Organisation von Universitäten 
entwickeln. Der Bedarf an Kommunikation und 
Koordination ist in Anbetracht dieser „Zentrifu-
galkräfte“ – zumal in Projekten, die Natur- und 
Sozialwissenschaften umfassen – enorm und 
erfordert effektives Management. Die allgemei-
nen Schwierigkeiten, die sich aus dem Mangel 
an Zeit ergeben, sind bereits vielfach themati-
siert worden. Hochschullehrer generell sind 
vielfältigen Anforderungen (Lehre, Nachwuchs-
betreuung, Selbstverwaltung, ggf. Beteiligung 
an mehreren miteinander konkurrierenden For-
schungsprojekten) ausgesetzt, die sie von den 
Erfordernissen interdisziplinärer Kommunikati-
on ablenken (aktuell verschärft durch die Um-
strukturierung der Universitäten und den Bolog-
na-Prozess). Sie haben zudem die berufliche 
Freiheit, persönliche Prioritäten zu setzen. Dies 
führt häufig zu der paradoxen Situation, dass die 
Substanz interdisziplinärer Großprojekte eben 
nicht – wie beispielsweise von der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft (DFG) gewünscht – 
von den nach konventionellen Maßstäben als 
exzellent bewerteten Wissenschaftlern selbst 
gebildet wird. Das erforderliche Engagement für 
interdisziplinäre Kommunikation wird entweder 
vollständig an wissenschaftliche Mitarbeiter 
delegiert oder aber von weniger herausragenden 
Professoren getragen. 

Die Leitung interdisziplinärer Verbundpro-
jekte ist überall ähnlich organisiert: Es gibt ei-
nen Sprecher, der zunehmend häufiger unter-
stützt wird von einem Geschäftsführer bzw. 
einem Koordinator. Teilweise erhalten diese 
Funktionsträger Unterstützung durch Stellvertre-
ter oder gewählte oder auch ernannte Vorstände 
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oder Steuerungskomitees. Die internen Ent-
scheidungsprozesse und (Mit-)Bestimmungs-
verhältnisse scheinen jedoch erheblich zu variie-
ren und stark von den Gründungsbedingungen 
der Organisationen (entsprechende Dominanz 
bestimmter Disziplinen, Institute, Persönlichkei-
ten), Organisationsgrad und „kognitiven Kopp-
lungen“ abzuhängen (Laudel 1999; Röbbecke et 
al. 2004, Scheuermann 1999). 

Für interdisziplinäre Forschungseinrichtun-
gen wurde bis vor kurzem noch immer unter-
stellt, dass die Organisationsstruktur eines Ver-
bundprojektes weniger durch organisationswis-
senschaftliche als vielmehr durch fachwissen-
schaftliche Determinanten geprägt sein müsste. 
Eine gewisse Anerkennung der Notwendigkeit 
eines besonderen personellen Aufwandes für das 
Management interdisziplinärer Zusammenarbeit 
findet seit einigen Jahren ihren Niederschlag in 
der Beantragung und Finanzierung von Koordi-
nationsstellen. Diese Anerkennung ist jedoch 
nicht durchgängig. Sowohl bei Antrag stellen-
den Instituten als auch (Abteilungen von) For-
schungsförderorganisationen gibt es Beispiele 
dafür, dass zunächst gar keine entsprechenden 
Positionen vorgesehen waren, die dann teilweise 
noch auf Druck der Betroffenen und/oder Drit-
ten eingerichtet wurden. 

Das Forschungsmanagement scheint oft an 
einem Mangel an Professionalität zu leiden. Es 
fehlen personelle Kapazitäten zur Bewältigung 
der komplexen Aufgaben; sowohl Sprecher als 
auch Koordinatoren sind dabei häufig überfor-
dert. Aus strukturellen Gründen sind entspre-
chende Stellen, aber auch qualifiziertes Perso-
nal of nicht ausreichend verfügbar. Dies lässt 
sich sowohl durch den Zeitmangel als auch die 
Qualifikationsprofile leitender Wissenschaftler 
erklären. Professoren hat es bisher häufig an 
professionellem Selbstverwaltungsmanagement 
sowie an Organisations- und Verfahrenswissen 
gemangelt (Preißer 1994, S. 169). Bei Beru-
fungen wurden bisher Managementfähigkeiten 
gar nicht oder weitaus geringer bewertet als die 
wissenschaftliche Exzellenz der Bewerber. Das 
Management ist aufgrund der „vormodernen, 
ständisch-kollegialen Verfasstheit der Profes-
sorenschaft“ (Preißer 1994, S. 154) nur bedingt 
an Koordinatoren delegierbar, die i. d. R. den 
Status von wissenschaftlichen Mitarbeitern 
haben. Letztere wiederum sind für wichtige 
Steuerungsfunktionen häufig nicht legitimiert. 

Vorhandene Koordinationsstellen können 
zudem nur schwer bedarfsgerecht besetzt wer-
den. Wo die Funktionen, die der Koordinator 
übernehmen soll, reine Verwaltungs- und Orga-
nisationsaufgaben übersteigen und auch kom-
plexere Managementaufgaben (einschließlich 
Konfliktschlichtung, wissenschaftliche Koordi-
nation oder gar Repräsentation der Organisation 
nach außen) umfassen sollen, sind besondere 
Qualifikationen gefragt: Erfahrungen in Ge-
schäftsführung, Management und Moderation, 
verhandlungssicheres Auftreten und / oder in-
terdisziplinäre Qualifikationen. Zum einen ist 
diese Kombination von Qualifikationen selten in 
einer Person gegeben, so dass mit der einen oder 
anderen Gewichtung Defizite in den jeweils 
nicht abgedeckten Bereichen entstehen können. 
Zum anderen können aufgrund der üblichen 
Vergütungsmodi auf dem Niveau der Entgelt-
gruppen 13 und 14 des TVöD (vormals BAT IIa 
oder Ib) nur in Ausnahmefällen derart erfahrene 
und umfassend qualifizierte Personen rekrutiert 
werden. Umgekehrt zögern leitende Professoren 
mitunter, unter Bewerbern für Koordinatoren-
stellen jemanden auszuwählen, der ihnen selbst 
in Managementfragen überlegen ist. Vor dem 
Hintergrund der katastrophalen Arbeitsmarktla-
ge für Wissenschaftler und einer weiterhin be-
stehenden Unterschätzung der Wichtigkeit von 
Managementfunktionen im Wissenschaftsbe-
reich werden manchmal auch „getreue“, aber 
nicht unbedingt ausreichend für die komplexen 
Aufgaben qualifizierte Mitarbeiter auf diesen 
Stellen „untergebracht“. 

Ein besonders fragwürdiges Modell sieht 
volle Stellen für Personen vor, die mit einer 
halben Stelle als Koordinatoren, mit einer wei-
teren halben Stelle als sich qualifizierende 
Wissenschaftler eingestellt werden. Diese äu-
ßerst problematische Konstruktion verdankt 
sich nicht nur dem Sparzwang angesichts einer 
Knappheit von Personalmitteln oder einer – 
immer noch verbreiteten – Unterschätzung des 
Koordinationsbedarfs, sondern auch dem Be-
wusstsein, dass es im akademischen Betrieb 
bisher kein Berufsfeld des Koordinators und 
entsprechende Karriereaussichten gibt und 
daher die wissenschaftliche Weiterqualifizie-
rung nicht aufgegeben werden darf. Sie belastet 
nicht nur die zwischen zwei Aufgabenfeldern 
zerrissenen Individuen, sondern geht auch auf 
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Kosten der Effizienz der Organisation des For-
schungsvorhabens selbst. 

Ein weiteres strukturelles Problem bildet 
eine Verzerrung der Zuständigkeits- und Ent-
scheidungsverhältnisse durch das akademische 
Statussystem und entsprechende Konventionen 
der Repräsentation sowohl innerhalb der Orga-
nisation als auch nach Außen. Die Förderrichtli-
nien schreiben vor, dass sich Teilprojektleiter 
aus der Grundausstattung rekrutieren und länge-
re berufliche Perspektiven an ihren Instituten 
haben: dies sind i. d. R. Professoren. Diese Teil-
projektleiter sind jedoch aufgrund ihrer vielfälti-
gen Anforderungen oft nicht identisch mit den-
jenigen, die in den Teilprojekten tatsächlich 
inhaltlich arbeiten – eben die wissenschaftlichen 
Mitarbeiter. Letztere wiederum werden allein 
aufgrund ihres Status oft nicht an projektpoli-
tisch zentralen, eigentlich vertieftes Wissen 
voraussetzenden Entscheidungsprozessen betei-
ligt und sind in den Spitzengremien der Organi-
sationen nicht vertreten. Es kommt daher nicht 
selten zu schlecht informierten Entscheidungen, 
atmosphärischen Störungen, Motivationseinbrü-
chen auf Seiten betroffener Mitarbeiter und 
damit zu Effektivitäts- und Effizienzverlusten. 

Wenn Koordinatoren mit Führungsfunkti-
onen betraut werden und mit der jeweiligen 
Förderorganisation in Verhandlung treten, kann 
es sein, dass deren Vertreter sie allein aus Sta-
tusgründen nicht als adäquate Kommunikati-
onspartner akzeptieren. Ein kontraproduktiver 
Konservatismus ist also auch in Forschungs-
förderorganisationen vorzufinden. 

4 Personalstruktur 

Weitere Effektivitätsverluste in interdisziplinä-
ren Forschungsprojekten entstehen durch die 
Personalstruktur und hohe Personalfluktuation. 
Dies geschieht sowohl aufgrund der Befristung 
der Finanzierung von Stellen aus der Ergän-
zungsausstattung auf drei Jahre als auch auf-
grund der bekannten Probleme, die die Befris-
tungsklausel des Hochschulrahmengesetzes mit 
sich bringt; hinzu kommt die professorale Mobi-
lität, die sich aus dem sogenannte „Berufungs-
karussell” ergibt. Bei jedem Personalwechsel 
gehen wertvolle Investitionen in vertrauensbil-
dende Kommunikation und damit „soziales 
Kapital“ für die interdisziplinäre Zusammenar-
beit verloren. Die Rekrutierung und Einarbei-

tung neuer Mitglieder bringen zudem in jedem 
Fall hohe „Transaktionskosten“ mit sich. 

Die Wissenschaftlichen Mitarbeiter sind 
häufig die de-facto-Leiter von Teilprojekten. Sie 
bilden meist den größten Anteil der Teilnehmer 
an Mitglieder- und anderen Versammlungen, 
auch wenn die weitaus größte Zahl der Antrag-
steller aus Professoren besteht. „Mit-Antrag-
stellern“ aus dem sogenannten „Mittelbau“ wird 
eher im Regel- als im Ausnahmefall der größte 
Teil oder auch die Gesamtheit der wissenschaft-
lichen Arbeit im Prozess der Antragstellung, des 
interdisziplinären Austausches, der Doktoran-
denbetreuung und schließlich der Veröffentli-
chung überlassen. Es können von Mitarbeitern 
erstellte brillante Anträge zur Einrichtung oder 
Verlängerung von Teilprojekten abgelehnt wer-
den, weil der nominelle oder leitende Antragstel-
ler selbst (der Professor) kein die Gutachter 
überzeugendes Bild abgibt. Das Potenzial talen-
tierter und motivierter Mitarbeiter, die oft im 
Gegensatz zu Ihren Vorgesetzten mehr als nur 
ein instrumentelles (finanzpolitisches) Interesse 
an interdisziplinären Projekten haben, geht da-
mit verloren. 

Ein weiteres wichtiges Potenzial für inter-
disziplinäre Leistungen wird häufig nicht ge-
nutzt: die Kooperationsbereitschaft von Pro-
movierenden. Es gibt verschiedene Hinweise 
darauf, dass unter Promovierenden – insbeson-
dere während der Feldforschungsarbeit – spon-
tane interdisziplinäre Kooperation sich heraus-
bildet, wo räumliche Nähe, Sympathie und 
Offenheit zu den Themen des jeweils anderen 
entstehen. Diese spontanen interdisziplinären 
Kooperationen finden jedoch selten in interdis-
ziplinären Produkten ihren Niederschlag. Dies 
zum einen, weil bei den Doktoranden nach der 
Feldphase die Auswertung der eigenen Daten 
und die eigene Qualifizierung unter dem ho-
hem Zeitdruck, den die 3-Jahres-Förderfristen 
erzeugen, (wieder) in den Vordergrund rücken, 
zum anderen, weil Projektleiter solchen Initia-
tiven gleichgültig oder skeptisch gegenüber 
stehen und gelegentlich sogar von solchen Be-
mühungen abraten; gemäß der Logik unseres 
wissenschaftlichen Qualifizierungssystems be-
trachten sie sie als Zeitverschwendung. Wo 
hingegen die Zusammenarbeit der Doktoranden 
gefordert wird, besteht die Gefahr, dass sie 
gewissermaßen auf Kosten ihrer akademischen 
Qualifizierung ‚verheizt’ werden, da sie noch 
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größere Probleme haben, nach drei Jahren ein 
disziplinär akzeptables Produkt vorzulegen. 

5 Bewertungskriterien 

Die Forschungsförderorganisationen selbst 
scheinen bisher keine schlüssige Strategie zu 
haben: Es gibt seitens der Förderer keinen Krite-
rienkatalog zur Gestaltung und Bewertung in-
terdisziplinärer Leistungen (Krott 1997; Schiller 
et al. 2005; Weingart 1997). Dies kann in Pro-
jekten zu starker Unsicherheit führen, wie viele 
und welche Art und Anzahl von Kooperations-
nachweisen, d. h. also auch welcher kommuni-
kative Aufwand, eigentlich geleistet werden 
muss, um vor den Gutachtern zu „bestehen“. Es 
gibt auch keine Vorschläge zu einer optimalen 
Projektstruktur. Dies fanden Streck und Dupree 
schon vor 30 Jahren überraschend, „... weil es 
sich wahrscheinlich gelohnt hätte, vor oder wäh-
rend der Erprobung des neuen Förderinstru-
ments (Sonderforschungsbereiche; die Autorin), 
für das inzwischen neunstellige Beträge aufge-
wendet werden, geeignete Organisationsmodelle 
für die Durchführung zu entwickeln“ (Steck, 
Dupree 1976, S. 233). Da Maßstäbe für Interdis-
ziplinarität fehlen, scheint die relative Gewich-
tung der disziplinären und interdisziplinären 
Leistungen stark von den persönlichen Voraus-
setzungen der beteiligten Gutachter abzuhängen. 
In Ermangelung einer größeren interdisziplinär 
entwickelten Forschergemeinde werden als Gut-
achter noch immer vielfach Forscher mit aus-
schließlich disziplinärer Erfahrung hinzu gezo-
gen. Das verschärft das Problem, dass es an 
Evaluationskriterien mangelt. 

6 Was tun? 

Es scheint zunehmend deutlicher zu werden, 
dass die optimale Steuerung von Forschungs-
verbünden schwerlich von ausschließlich wis-
senschaftlich und nicht im Managementbereich 
qualifizierten Personen geleistet werden kann. 
Unter wissenschaftlichen Akteuren entsteht 
zunehmend das Bewusstsein, dass auf die 
Notwendigkeit reagiert werden muss, Ressour-
cen für Wissenschaftsmanagement, professio-
nelle Beratung und interne Qualitätskontrolle 
bereitzustellen. 

Der Abbau institutioneller Barrieren im 
Personalbereich und die Schaffung von Anrei-

zen für interdisziplinäres Arbeiten scheinen 
jedoch nicht diskutiert zu werden. Hier wären 
Forschungspolitiker, Forschungsförderorgani-
sationen, Länder und Universitäten gefragt. 

Es werden Förderrichtlinien benötigt, die 
den Bedarf an einem ausreichenden For-
schungsmanagement einbeziehen, die also 
schlüssige Konzepte in der Projektplanung 
nicht nur in wissenschaftlicher Hinsicht for-
dern. Ein neuer Arbeitsmarkt für Moderatoren 
und Koordinatoren könnte geschaffen werden, 
die keinem Professor / Sprecher unterstellt 
sind, sondern unabhängige beratende Funktio-
nen einnehmen. Es wären Stellen für Bewerber 
mit ausdrücklich interdisziplinärem Profil zu 
schaffen. Bei Berufungen müsste mehr auf die 
Managementfähigkeiten und interdisziplinäre 
Qualifikation der Bewerber geachtet werden 
bzw. es müssten entsprechende Fortbildungen 
für Projektleiter „verordnet“ werden. Es müsste 
auch weitere Maßnahmen der Qualitätssiche-
rung geben, die über die gängigen Begutach-
tungen im 3-Jahres-Rhythmus hinausgehen – 
wissenschaftlich und organisatorisch. Mehr 
Aufmerksamkeit verdienen Gutachterauswahl 
und -fortbildung. Gutachterrichtlinien müssten 
angepasst und Kriterien entwickelt werden, die 
nicht nur interdisziplinäre Erfolge bewerten, 
sondern auch die Effektivität verschiedener 
Organisationstypen. Es wäre bei interdiszipli-
nären Projekten die Verlängerung der Förder- 
bzw. Qualifikationsphasen zu bedenken. 

Alternativ oder ergänzend dazu könnte ein 
neues Förderprogramm die kontraproduktiven 
Kräfte überkommener Wissenschaftsstrukturen 
neutralisieren und brach liegende Potenziale 
nutzen. Forschungsgelder für interdisziplinäre 
Projekte wären nicht nur an etablierte Professo-
ren, sondern an ebenfalls gut qualifizierte, 
höchstens funktional an Institute gebundene, 
engagierte und teamfähige Wissenschaftler zu 
vergeben, die sich auf problemorientierte Pro-
jekte konzentrieren wollen und dabei die klassi-
sche akademische Karriereleiter ohne Existenz-
angst verlassen können. Diese Neuausrichtung 
könnte auch die Schaffung eines neuen Stellen-
marktes auslösen, wenn die projektorientierte 
Nutzung außeruniversitärer interdisziplinärer 
Exzellenz (ohne Professorenstatus) sich etablie-
ren könnte und gleichzeitig andere institutionelle 
Belastungen zumindest überschaubar bleiben 
würden. Überdies könnte eine solche Politik 



DISKUSSIONSFORUM 

Seite 104 Technikfolgenabschätzung – Theorie und Praxis Nr. 1, 15. Jg., April 2006 

dazu beitragen, dem Problem der „verlorenen 
Generation“ promovierter und habilitierter Wis-
senschaftler die Schärfe zu nehmen – einer Ge-
neration, die als „verloren“ zu charakterisieren 
ist, da sie anhaltend von Arbeitslosigkeit bedroht 
wird. Ein Traum von institutionellem Wandel? 

Anmerkungen 

1) Siehe dazu u. a. den Schwerpunkt dieser Zeit-
schrift vom Juni 2005 (14. Jahrgang, Heft 2). Zu 
typischen Problemen der Sozial- und naturwis-
senschaftlichen Kooperation siehe u. a. Daschkeit 
(1998) und Schneider (1996). 

2) Im deutschsprachigen Raum z. B. Balsiger et al. 
1996; Defila, Di Giulio 1999; Fuest 2004; 
Scheuermann 1999. 
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TAGUNGSBERICHTE 

Beschäftigungspolitik. 
Das Modell Deutschland 
auf dem Prüfstand 
Berlin, 13. - 14. Januar 2006 

Bericht von einer Tagung der Heinrich-Böll-
Stiftung 

von Linda Nierling, ITAS 

1 Zielsetzung der Konferenz 

Den Ausgangspunkt für die Tagung „Beschäf-
tigungspolitik. Das Modell Deutschland auf 
dem Prüfstand“ bildete die seit 30 Jahren unge-
löste Frage, „wie die Deutsche Wachstums- 
und Beschäftigungsmisere gelöst oder zumin-
dest abgemildert werden kann“, so der Veran-
stalter. Trotz aller politischen Reformbemü-
hungen steigt die Arbeitslosenquote und ver-
stärkt so zusammen mit den sie begleitenden 
Sozialmaßnahmen die hohe Verschuldungssi-
tuation. Maßnahmen der Beschäftigungsförde-
rung genießen daher längst politische Priorität; 
die Suche nach wirkungsvollen Instrumenten 
gestaltet sich allerdings komplex, wie das 
jüngste Beispiel der Hartz-IV-Reformen zeigt. 
Verschiedene ökonomische und politische In-
strumente wie die Regulierung von Arbeitszei-
ten, Tarifen und Lohnkosten sowie Maßnah-
men der staatlichen Finanzpolitik stehen zur 
Auswahl. Hinzu kommen internationale Ein-
flussfaktoren, die sich zum einen im zuneh-
menden Einfluss der EU auf die Nationalstaa-
ten und zum anderen in der wachsenden Be-
deutung des Weltmarktes ausdrücken. 

Ziel der Konferenz der Heinrich-Böll-
Stiftung, die vom 13. bis 14. Januar in den 
Räumen des Abgeordnetenhauses in Berlin 
statt fand, war es, Einschätzungen und Lö-
sungsansätze zur Beschäftigungsproblematik 
von Wissenschaftlern verschiedener Diszipli-
nen zusammenzuführen. Dies geschah in insge-
samt vier Vorträgen, zwei Podiumsdiskussio-
nen und drei Foren, wobei die Form des Vor-
trags klar dominierte. Im Laufe der Konferenz 
sollte nach „Denkfehlern und Informationslü-

cken“ geforscht werden, die einer erfolgreichen 
Beschäftigungspolitik in Deutschland bisher 
entgegenstanden: Zunächst sollten mögliche 
Gründe für die hohe Arbeitslosigkeit offen 
gelegt, Instrumente der Beschäftigungsförde-
rung einander gegenüber gestellt und die Posi-
tion Deutschlands im internationalen Vergleich 
bestimmt werden. Anschließend sollte unter-
sucht werden, ob und wie beschäftigungspoliti-
sche Strategien anderer Staaten, etwa der skan-
dinavischen Länder, Großbritanniens und der 
USA, auf Deutschland zu übertragen sind. Eine 
abschließende Runde aus Wissenschaftlern, 
Politikern und Journalisten sollte diese Strate-
gien diskutieren. Die Veranstaltung war sehr 
gut besucht und zog Akteure aus Wissenschaft, 
Politik und Wirtschaft sowie interessierte Bür-
gerinnen und Bürger gleichermaßen an. 

2 Die Position Deutschlands im inter-
nationalen Vergleich 

Im Folgenden werden zwei Vorträge der Kon-
ferenz vorgestellt, die die Position Deutsch-
lands im internationalen Vergleich bestimmen. 
Hierzu wurden (1) das deutsche Beschäfti-
gungsmodell mit dem anderer Länder vergli-
chen (Wolfgang Merkel) und (2) gegenwärtige 
Reformstrategien in Deutschland dargelegt 
(Jutta Allmendinger). 

Auf Basis der bekannten Typisierung von 
wohlfahrtsstaatlichen Systemen von Gosta 
Esping-Anderson und durch Anwendung von 
Gerechtigkeitstheorien von John Rawls und 
Amartya Sen, bei denen Gerechtigkeit als 
Fairness verstanden wird, positionierte der 
Politologe Wolfgang Merkel (Wissenschafts-
zentrum Berlin und Humboldt Universität 
Berlin) in seinem Vortrag „Die europäischen 
Wohlfahrtsstaaten – ein Auslaufmodell?“ das 
deutsche Beschäftigungsmodell im internatio-
nalen Kontext. 

Die wohlfahrtsstaatlichen Systeme unter-
scheiden sich nach Ansicht Merkels vor allem 
darin, ob sie vorsorgend oder nachsorgend 
ausgerichtet sind. Das Prinzip der Vorsorge 
charakterisierte Merkel als „die individuelle 
Fähigkeit, den eigenen Lebensweg zu bestrei-
ten“. Faire Bildungschancen schon ab den ers-
ten Lebensjahren könnten diesem Prinzip 
Rechnung tragen. 
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Die sozialdemokratischen Wohlfahrtsstaa-
ten wie z. B. Schweden wären geprägt durch das 
Vorsorgeprinzip. Sie bewältigten die demografi-
sche Herausforderung durch lange Lebensar-
beitszeiten und finanzierten den Sozialstaat zu-
verlässig über Steuern. Gesellschaftliche Fair-
ness erreichten sie durch hohe Bildungsinvesti-
tionen und eine hohe Erwerbsbeteiligung von 
Frauen. Der liberale Wohlfahrtsstaat, z. B. in 
Großbritannien oder den USA, habe zwar eben-
falls Beschäftigungsgewinne vorzuweisen, diese 
würden jedoch in den letzten Jahren von hohen 
Armutsquoten und sozialen Ungleichheiten 
begleitet. Konservative Wohlfahrtsstaaten wie 
z. B. Deutschland oder Frankreich wären nach-
sorgend ausgerichtet und durch hohe bedürfnis-
orientierte Zuwendungen geprägt. Diese führten 
jedoch zu Fehlanreizen und verursachten die 
Diskriminierung von Jugendlichen, Frauen und 
älteren Menschen. 

In der Gegenüberstellung schnitten die 
skandinavischen Länder in der Bewertung 
Merkels am besten ab, das Modell Deutschland 
sei im Laufe der vergangenen Dekade auf den 
letzten Platz gerutscht. Merkel zog daraus fol-
gende Schlüsse: Der deutsche Wohlfahrtsstaat 
müsse nach dem Vorsorge-Prinzip umgebaut 
werden. Hierfür müssten bisherige Politikstra-
tegien radikal verändert werden, da sie gegen-
wärtig gesellschaftliche Probleme eher perpetu-
ierten. So forderte Merkel einen neuen Famili-
envertrag, der bestmögliche Investitionen in die 
Erziehung und Ausbildung von Kindern ge-
währleiste, einen neuen Geschlechtervertrag, 
der die Geschlechtergerechtigkeit verwirkliche 
und einen neuen Beschäftigungsvertrag, der 
das Beschäftigungsproblem durch Maßnahmen 
wie drastische Senkungen der Lohnnebenkos-
ten, längere Lebensarbeitszeiten, Einführung 
von Kombilöhnen sowie die Deregulierung des 
Arbeitsmarktes löse. 

Einen Überblick über die Situation in 
Deutschland bot die Soziologin Jutta Allmen-
dinger (Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsfor-
schung, Nürnberg) in ihrem Beitrag „Der deut-
sche Sozialstaat im Umbruch“. Ihrer Analyse 
nach verändere sich die Erwerbstätigkeit grund-
legend, die Zahl der Vollbeschäftigten nehme 
ab, die der geringfügig Beschäftigten zu. Klassi-
sche Biographien mit der Ausrichtung an einer 
Arbeitsstelle, die den Lebenslauf bestimme, 
erodierten zunehmend. Unterbrechungen der 

Arbeitstätigkeit würden in Deutschland als ne-
gativ angesehen, während sie z. B. in den USA, 
Finnland oder Schweden zur Normalität gehör-
ten. Reformmodelle sollten daher, wie bei den 
derzeitigen Reformen geschehen, die aktuellen 
Entwicklungen unterstützen. Dies könnte z. B. 
durch eine Deregulierung des Arbeitsrechts, 
Anreize für Niedriglohnjobs sowie durch eine 
konsequente Ausrichtung an einer Aktivie-
rungspolitik durch Meldepflicht und Zumutbar-
keitsregeln umgesetzt werden. Zu beachten wä-
re, dass diese Forderungen eine enorme Verstär-
kung des politischen Drucks auf die Arbeitssu-
chenden darstellen würden. Allmendinger be-
tonte die hohe Bedeutung von Bildungsinvesti-
tionen und Anreizen für die gleichberechtigte 
Erwerbstätigkeit von Frauen, die gegenwärtig 
überdurchschnittlich oft – gemessen an der Er-
werbstätigkeit von Männern – Teilzeit-Beschäf-
tigungen nachgingen. Vor diesem Hintergrund 
sah sie in Arbeitszeitverkürzungen eine weitere 
Maßnahme zur Erreichung der Ziele „Beschäfti-
gungssicherheit“ und „Geschlechtergerechtig-
keit“. Gleichzeitig wies sie auf den gegenläufi-
gen Zusammenhang zwischen der Entwicklung 
der Arbeitszeit und dem Arbeitsvolumen hin. 
Während sich die formalen Arbeitszeiten über 
die Jahre kontinuierlich verringerten, sei das 
Arbeitsvolumen vor allem durch die Zahl der 
unbezahlten Überstunden gestiegen. Dieser 
Zusammenhang relativiert nach Allmendinger 
die vielfach vorgebrachten Forderungen nach 
einer Verlängerung der (formalen) Arbeitszei-
ten. Der Vortrag von Allmendinger löste im 
Anschluss eine kontroverse Diskussion im 
Publikum aus. Kritisiert und bezweifelt wurden 
die Angemessenheit und Wirksamkeit der ge-
genwärtigen beschäftigungspolitischen Maß-
nahmen (Hartz-IV-Reform). Hinterfragt wurde, 
ob sie nicht vielmehr eine Diskriminierung 
sozial benachteiligter Gruppen verstärkten und 
in ihrer Anlage und Ausgestaltung auch dem 
Prinzip der Fairness widersprächen. 

3 Reformstrategien für Deutschland 

Im weiteren Verlauf der Konferenz wurden 
verschiedene Reformstrategien für Deutsch-
land diskutiert. Im Folgenden werden die Bei-
träge von den Ökonomen Oliver Landmann 
und Klaus F. Zimmermann sowie die Ergeb-
nisse aus zwei Foren vorgestellt. 
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Eine volkswirtschaftliche Analyse in An-
lehnung an Keynes nahm Oliver Landmann, 
Ökonom an der Universität Freiburg, unter dem 
Titel „Was taugt die ‚Globalalternative’ einer 
expansiven Lohn- und Fiskalpolitik?“ vor. Dem-
nach zu urteilen ist die deutsche Debatte um 
Beschäftigung stark polarisiert. Nachfrageorien-
tierte Ansätze zur Bekämpfung der Arbeitslo-
sigkeit (wie Maßnahmen der Geld- und Fiskal-
politik) würden angebotsorientierten Strategien 
(wie der Lohnpolitik) gegenübergestellt. Ziel-
führend sei vielmehr ein „Two-Handed-
Approach“, der Nachfrage- und Angebotspolitik 
verbinde; dies zeigten zumindest die Erfahrun-
gen in Großbritannien. Doch sei dies in 
Deutschland schwer zu realisieren: Zum einen 
wären die geldpolitischen Kompetenzen an die 
EU abgegeben worden und zum anderen habe 
die Fiskalpolitik durch die hohe Verschuldung 
in vergangenen „Boomzeiten“ gegenwärtig nur 
geringe Spielräume. Übrig bleibe das Instrument 
der Lohnpolitik. Die strenge Kopplung der 
Lohnpolitik an die Produktivität sei dabei von 
hoher Bedeutung. Dem oft von Gewerkschafts-
seite vorgebrachten Argument, dass durch 
Lohnerhöhungen mehr Kaufkraft und damit 
auch mehr Nachfrage generiert würde, steht 
Landmann kritisch gegenüber. Höhere Löhne 
verursachten vielmehr Preissteigerungen, was 
wiederum negative Auswirkungen auf die Kauf-
kraft habe und, wie der historische Rückblick 
zeige, die Inflation begünstige. 

Landmann plädierte dafür, in der anstehen-
den Wachstumsphase die Tarifpolitik zu diszip-
linieren und eine Erhöhung von Lohnspreizun-
gen vermehrt zuzulassen. Auf lange Sicht emp-
fahl er den Ausbau des Niedriglohnsektors so-
wie eine stabile Fiskalpolitik. 

Der Ökonom Klaus F. Zimmermann (Deut-
sches Institut für Wirtschaftsforschung, Berlin, 
und Forschungsinstitut zur Zukunft der Arbeit, 
Bonn) ging in seinem Vortrag mit dem Titel 
„Sozialreform – Arbeitsmarktreform – Deregu-
lation der Produktmärkte: Welche Reformen 
sind unverzichtbar für nachhaltige Beschäfti-
gungsgewinne?“ zunächst auf die Analyse der 
Problemsituation ein. Die gegenwärtige hohe 
Arbeitslosenquote führte er auf das geringe 
Wirtschaftswachstum und die hohe Arbeitslo-
sigkeit bei Geringqualifizierten zurück. Für 
2020 prognostizierte er hingegen einen extre-
men Fachkräftemangel, bedingt durch die de-

mografische Entwicklung und lange Ausbil-
dungszeiten. Dem sei nur durch eine expansive 
Zuwanderungspolitik und Verbesserung der 
Bildungsmöglichkeiten zu begegnen. 

In der gegenwärtigen Situation sollten Re-
gulierungen im Niedriglohnsektor (wie der 
Mindestlohn) wegfallen, damit sich die Be-
schäftigung in diesem Sektor entwickeln kön-
ne. Als Reformmaßnahmen schlug er vor, das 
Wirtschaftswachstum durch Innovationen zu 
stärken, Lohnnebenkosten insbesondere bei 
Geringqualifizierten zu senken, die Arbeits-
märkte für Fachkräfte aus dem Ausland, für 
Frauen und Ältere zu öffnen und gleichzeitig 
die Lebensarbeitszeit zu erhöhen und in Bil-
dung zu investieren, um das Qualifikationsni-
veau in Deutschland zu erhöhen. 

Ob diese stark neoliberal geprägten Emp-
fehlungen tatsächlich in der Lage sind, ihre 
prognostizierten positiven Wirkungen zu ent-
falten, könnte durchaus kritisch gesehen wer-
den, wie die nachfolgende Diskussion zeigte. 
Auftretende negative Folgen der Maßnahmen 
wären in der Erhöhung sozialer Ungleichheiten 
und höheren Armutsquoten zu sehen. Es bleibt 
fraglich, ob die Folgen drastischer Deregulie-
rungsmaßnahmen - wie sie Zimmermann vor-
schlägt- hinsichtlich der sozialen Gerechtigkeit 
vertretbar sind. 

Die parallel angebotenen Foren zu den 
Themen (1) „Der Verteilungskonflikt zwischen 
Beschäftigten und Arbeitslosen“, (2) „Beschäf-
tigungsgewinne durch neue Formen der Arbeits-
zeitregulation?“ und (3) „Das Entlastungspoten-
zial des Niedriglohnsektors“ versprachen mehr 
Raum zur Diskussion. Doch wurden sie wieder-
um durch die Einschätzungen von Experten 
geprägt und boten wenig Zeit für den Diskussi-
onsbedarf der Teilnehmenden. Besprochen wer-
den hier Beiträge aus den Foren (1) und (2). 

Das Forum „Der Verteilungskonflikt zwi-
schen Beschäftigten und Arbeitslosen“, das von 
dem emeritierten Industriesoziologen Helmut 
Wiesenthal moderiert wurde, beschäftigte sich 
mit der so genannten Insider-Outsider-Theory, 
die eine der klassischen Fragen der Soziologie, 
die soziale Desintegration von Arbeitslosen, 
thematisierte. Wie schon im Plenum gab es auch 
hier zwei lange Inputs, so dass sehr wenig Zeit 
für die Diskussion blieb. Michael Neugart, ein 
Ökonom vom Wissenschaftszentrum Berlin, 
berichtete über sein Forschungsprojekt, in dem 
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er klassische Insider-Outsider-Konflikte aufspü-
ren möchte. Beispielhaft erläuterte er an der 
Institution „Arbeitslosengeld“ den Konflikt. 
Insider, also Beschäftigte, hätten ein geringes 
Interesse daran, das Arbeitslosengeld zu bezah-
len, während Outsider, also Arbeitslose, ein 
großes Interesse an der Auszahlung dieses Gel-
des hätten. Hier handele es sich um einen mani-
festen Konflikt mit Prozesscharakter und alle 
politischen Strategien zur Lösung dieser Prob-
lematik seien von vornherein zum Scheitern 
verurteilt. Danach erläuterte Brigitte Pothmer, 
Politikerin der Bündnis-Grünen, die Strategie 
ihrer Partei zur Abmilderung der Insider-
Outsider-Problematik. Die vorgebrachte politi-
sche Rhetorik sowie ihre Versuche, die (ge-
scheiterten) Ansätze der rot-grünen Regierung 
ins rechte Licht zu rücken, provozierten wenig 
Resonanz bei den Teilnehmerinnen und Teil-
nehmern in dieser Sektion. Insgesamt wurde die 
inhaltliche Erwartung dieses dringlichen sozia-
len Themas durch die beiden Referenten kaum 
abgedeckt und Diskussionsbeiträge, die darauf 
aufmerksam machten, vom Moderator wenig 
wahrgenommen. 

Im Forum zum Thema „Beschäftigungs-
gewinne durch neue Formen der Arbeitszeitre-
gulation?“ zeigten sich zwei gegenteilige Stand-
punkte. Während Steffen Lehndorff, Ökonom 
am Institut für Arbeit und Technik (Gelsenkir-
chen), die Notwendigkeit von Wochenarbeits-
zeitverkürzungen betonte, standen die Auffas-
sungen der beiden anderen Referenten, Eugen 
Spitznagel (Ökonom am Institut für Arbeits-
markt- und Berufsforschung, Nürnberg) und 
Michael Weidinger (Arbeitszeit- und Organisa-
tionsberater, Berlin) dem entgegen; sie sahen 
eine Verlängerung von Wochenarbeitszeiten 
als dringend erforderlich an. 

4 Fazit 

In der abschließenden Podiumsdiskussion zum 
Thema „Gerechtigkeit und Akzeptanz – Welche 
Realisierungschancen haben anspruchsvolle 
Reformvorschläge?“ wurde ausdrücklich auf 
die Notwendigkeit der Durchsetzung von um-
fassenden Reformen im deutschen Sozialstaat 
hingewiesen. Die Schwierigkeiten und Wider-
sprüchlichkeiten, die in diesem Prozess auftre-
ten könnten, zeigte die anschließende Diskus-
sion mit dem Publikum auf. Darin verliehen 

Arbeitssuchende ihrer Frustration Ausdruck, 
trotz enormer Bemühungen keinen Arbeitsplatz 
zu finden und durch die Höhe des Arbeitslo-
sengeldes der Hartz-IV-Reformen an ein abso-
lutes Existenzminimum gebunden zu sein. 

Die gegenwärtig bei Entscheidungsträgern 
in Politik und Wirtschaft diskutierten beschäf-
tigungspolitischen Maßnahmen sind durchweg 
vom Top-Down–Prinzip geprägt. Dies spiegel-
te sich auch im Aufbau und in der Durchfüh-
rung der Konferenz wider. Bei ihr standen die 
Einschätzungen von wissenschaftlich hochka-
rätigen Experten im Vordergrund. 

Als Bilanz der Konferenz kann, in einer 
Zusammenfassung der Beiträge, konstatiert 
werden, dass Reformen für eine beschäftigungs-
politisch wirksame Politik in Deutschland unab-
dingbar sind. Wichtig sei in dem Zuge, den 
deutschen Sozialstaat vom Prinzip der Nachsor-
ge auf das der Vorsorge umzubauen, wie Wolf-
gang Merkel analysierte. Eine Anhebung der 
Lebensarbeitszeit erscheine nötig, um den Her-
ausforderungen begegnen zu können, die der 
demografische Wandel stelle. Ebenso notwendig 
sei die Realisierung von Chancengleichheit 
(z. B. durch die verbesserte Integration von 
Frauen in den Arbeitsmarkt), die von den Refe-
rentinnen und Referenten durchweg gefordert 
wurde. Dies sei durch entsprechende familien-
politische Schritte zu erreichen, die die Verein-
barkeit von Familie und Beruf unterstützten. 
Jutta Allmendinger und Klaus F. Zimmermann 
sahen den Ausbau des Niedriglohnsektors als 
erforderlich an, um der hohen Zahl an Gering-
qualifizierten zu begegnen. Darüber hinaus wä-
ren Investitionen in Bildung über die gesamte 
Lebensspanne von hoher Bedeutung, denn Qua-
lifikation wurde übereinstimmend als wirksams-
ter Schutz vor Erwerbslosigkeit angesehen. 

Gemeinsam ist den auf der Konferenz 
vorgestellten Strategien, dass sie grundlegende 
und langfristige Veränderungen beinhalten, die 
dem Prinzip der Vorsorge Rechnung tragen 
und wesentlich für die zukünftige Gestaltung 
des deutschen Sozialstaates sind. Wichtig er-
scheint vor diesem Hintergrund eine ambitio-
nierte politische Strategie, die die oben genann-
ten Anregungen vereint und zu ihrer Umset-
zung an allen ökonomischen und politischen 
Instrumenten ansetzt. 

Die Konferenz hat gezeigt, dass beschäfti-
gungspolitische Reformen in Deutschland viel-
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fältigen Einflüssen unterworfen sind, die einer 
umfassenden Einschätzung von Experten ver-
schiedener Disziplinen bedürfen. Die Intention 
der Heinrich-Böll-Stiftung, dieses breite The-
menspektrum umfassend zu beleuchten, ist 
durch die Auswahl der geladenen Referentin-
nen und Referenten in der theoretischen Analy-
se gelungen. Wie ein Reformpaket jedoch kon-
kret aussehen könnte, das diese Maßnahmen 
umsetzt, blieb bei der Konferenz leider offen. 
Zu hoffen bleibt, dass bei der Vorbereitung und 
Durchführung der nächsten Reformen überge-
ordnete Zielsetzungen wie gesellschaftliche 
Gerechtigkeit und Solidarität sowie die Not-
wendigkeit von Bildungsinvestitionen nicht aus 
dem Blick geraten. 

 
» 

 
3. Internationale Konferenz des „Forum on 
Sustainable Technological Development in 
a Globalising World“ 
Converging Technologies – 
Promises and Challenges 
Budapest, Ungarn, 8. - 12. Dezember 2005 

Bericht von Christopher Coenen, Büro für 
Technikfolgen-Abschätzung beim Deutschen 
Bundestag (TAB) 

1 Hintergrund der Konferenz 

Die Debatte über Konvergierende Technolo-
gien läuft mittlerweile seit fünf Jahren und hat 
sich in letzter Zeit auch in Europa deutlich 
intensiviert. Ausgehend von einer umstrittenen 
Initiative in den USA wird unter dem Titel 
„CT“ (für „converging technologies“) oder 
„NBIC-Konvergenz“ (für „Nano“, „Bio“, „In-
fo“ und „Cogno“-Konvergenz) diskutiert, in-
wieweit und mit welchen Folgen Nanowissen-
schaft und -technologien, Biotechnologien und 
Life Sciences, Informations- und Kommunika-
tionstechnologien sowie „Cognitive Science“ 
einander annähern oder zusammenwachsen; 
diesem Kontext finden die „Künstliche Intelli-
genz“-Forschung sowie die Hirnforschung 
besondere Beachtung. In Europa wurden an 
verschiedenen Stellen auf nationaler und EU-
Ebene eigene Initiativen zur CT-Thematik ge-

startet, wobei wissenschaftliche Foresight-
Einrichtungen eine wichtige Rolle spielen.1 In 
letzter Zeit finden auch spezifische Aspekte 
verstärkt Beachtung wie z. B. die technologi-
sche Steigerung („enhancement“), die Auswei-
tung menschlicher Fähigkeiten und Eigenschaf-
ten (Fleischer, Decker 2005) oder die Bedeu-
tung der CT-Thematik für die Hirnforschung2, 
für die Informationsgesellschaft und aus sozial- 
und geisteswissenschaftlicher Perspektiven3. 

Bisher werden die Diskussionen stark 
durch den Gegensatz zwischen den normativen 
Ansprüchen und futuristischen Erwartungen 
der US-Initiative und den andere Akzente set-
zenden CT-Initiativen in Europa geprägt (Coe-
nen et al. 2004). Auch wenn hier die Behaup-
tung eines generellen US-Europa-Gegensatzes 
– u. a. mit Blick auf prominente US-Kritiker 
der Initiative (Coenen 2006) – eine unzulässige 
Verallgemeinerung darstellen würde, so hat es 
nichtsdestoweniger den Anschein, dass die 
Debatte bisher stark durch einen transatlanti-
schen Austausch zwischen Nordamerika (ein-
schließlich Kanadas; vgl. Rader 2005b) und 
europäischen Akteuren bestimmt wird. Bei 
diesem Austausch verharrten die wenigen Teil-
nehmer aus anderen Weltregionen zumeist in 
Beobachterrollen und der Aspekt einer globa-
len nachhaltigen Entwicklung spielte nur eine 
untergeordnete Rolle. Auch vor diesem Hinter-
grund erscheint die Budapester Konferenz 
„Converging Technologies – Promises and 
Challenges“ als ein wichtiger Beitrag zur Aus-
weitung des Diskurses über die CT. 

Organisiert wurde die Konferenz – als drit-
te Veranstaltung des „Forum on Sustainable 
Technological Development in a Globalising 
World“4 – durch die traditionsreiche Technische 
und Wirtschaftswissenschaftliche Universität 
Budapest (BUTE). Als Kooperationspartner 
beteiligten sich die UNESCO, das Institut für 
Technikfolgenabschätzung und Systemanalyse 
(ITAS) im Forschungszentrum Karlsruhe, das 
Florida Institute of Technology (Florida Tech) 
und das Fraunhofer Anwendungszentrum für 
Logistiksystemplanung und Informationssyste-
me (FhG-ALI). Mit Präsentationen vertreten 
waren Wissenschaftler und forschungspolitische 
Experten aus Mittel- und Osteuropa (einschließ-
lich Deutschlands und der Schweiz), den USA, 
Lateinamerika, China sowie von der UNESCO 
und der EU. Neben dieser spezifischen geogra-
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phischen Diversität zeichnete die Konferenz 
auch eine Vielfalt der disziplinären und profes-
sionellen Hintergründe der Teilnehmenden aus. 
Es kam zu einem fruchtbaren interdisziplinären 
Austausch zwischen Ingenieuren und Naturwis-
senschaftlern, die ihre Arbeit in den CT-Kontext 
stellen, Philosophen, Geistes- und Sozialwissen-
schaftlern sowie Vertretern der EU-For-
schungspolitik, von UNESCO-Technikethikein-
richtungen und wissenschaftlicher Technikfol-
genabschätzung. Eine solche Vielfalt ist zwar 
nicht beispiellos in der relativ jungen Debatte 
(vgl. z. B. Coenen 2005), aber aus ihren Charak-
teristika ergaben sich doch bemerkenswerte 
Besonderheiten der Diskussion. Dies betraf 
insbesondere die Aspekte der Verortung der CT-
Thematik in bestimmten naturwissenschaftli-
chen Forschungsaktivitäten und technologischen 
Anwendungsfeldern, des Einbezugs spezifischer 
technikethischer und kultureller Fragestellungen 
sowie einer nachhaltigen globalen Entwicklung 
und forschungs- und bildungspolitischen Einbet-
tung der CT. Auf diese Aspekte wird im Fol-
genden eingegangen, wobei im Hinblick auf die 
für Ende dieses Jahres geplante Publikation zu 
der Konferenz (Banse et al. 2006) darauf ver-
zichtet wird, den Inhalt einzelner Beiträge aus-
führlich zu referieren. 

2 Chancen und Herausforderungen in 
Forschung und Entwicklung 

Nach den Grußworten - seitens des Präsidenten 
der ungarischen UNESCO-Kommission (József 
Hámori) sowie von Vertretern des ungarischen 
National Office for Research and Technology 
(Tivadar Lippényi) und der Universität (Gyula 
Sallai) – wurden in der ersten Sektion, im An-
schluss an die Einführung durch die Organisato-
ren (Imre Hronszky), naturwissenschaftliche 
und Ingenieursperspektiven auf die CT-Thema-
tik vorgestellt. Bemerkenswert war, dass die 
teilnehmenden Naturwissenschaftler und Inge-
nieure ihre Arbeit nicht nur in dem CT-Kontext 
verorteten, sondern sich dabei auch auf gesell-
schaftliche Aspekte – insbesondere den einer 
nachhaltigen globalen Entwicklung – bezogen 
und somit den (nicht immer einfachen) interdis-
ziplinären Austausch erleichterten. 

Wieder einmal zeigte sich, dass die Kon-
vergenzperspektive dann besonders attraktiv 
sein kann, wenn es um Technologieanwen-

dungsfelder geht, die von vorneherein eine 
transdisziplinäre Arbeitsweise erforderlich ma-
chen. So arbeiten an der Florida Tech interdiszi-
plinäre Arbeitsgruppen zur Entwicklung von 
Fernerkundungs- und Sensorensystemen (Re-
mote Sensing Systems) für vielfältige Einsatzbe-
reiche. Diese Systeme, die aufgrund der hohen 
Präzisionsanforderungen auch „nano-position-
ing“ erforderlich machen, können selbst be-
weglich sein und in bewegten Umgebungen 
(z. B. Meerwasser) zum Einsatz kommen. Eine 
Ausrichtung des (Aus-)Bildungssystems auf 
die neuen Anforderungen durch Konvergenz-
prozesse könne hier hinsichtlich der benötigten 
Arbeitskräfte von besonderem Nutzen sein 
(Charles Bostater). 

Der Mangel an sauberem Wasser – ein 
auch im Kontext nachhaltiger globaler Entwick-
lung zentrales Problem – lasse sich aufgrund 
technologischer Konvergenzprozesse weit effi-
zienter (durch neue Methoden der Wasserreini-
gung) angehen (Virender Sharma). Als weiteres 
Beispiel wurde die Konvergenz von Nanotech-
nologie und Materialwissenschaft genannt, 
durch die existierende Kunststoffe leistungsfä-
higer und besser herstellbar würden (Gordon 
Nelson). In einer eingeladenen Abendpräsenta-
tion erörterte überdies Norbert Kroó, Mitglied 
des Europäisches Forschungsrats, die Relevanz 
technologischer Konvergenzprozesse für die 
Quantenelektronik und ging dabei auch auf visi-
onäre Aspekte nanotechnologischer Forschung 
und Entwicklung in diesem Bereich ein. 

Funktionale Bestimmungen der konvergie-
renden Technologien stehen im bisherigen Ver-
lauf der Debatte in einem eigentümlichen Span-
nungsverhältnis zu normativen Bestimmungen 
wie sie z. B. von der US-NBIC-Initiative vorge-
nommen wurden. In diesem Zusammenhang ist 
zunächst festzustellen, dass Konvergenzprozesse 
technikgeschichtlich keineswegs ein neues Phä-
nomen darstellen (Torsten Fleischer) und die 
„CT“ selbst ein Resultat früherer Konvergenz-
prozesse zwischen Wissenschafts- und Techno-
logiefeldern sind (Klaus Kornwachs). Aktuelle 
Konvergenzprozesse bedürfen der Zielbestim-
mung, was eine Aufgabe ist, der auch die EU 
hohe Bedeutung beimisst, so Elie Faroult in der 
Diskussion (vgl. auch HLEG 2004). In Bezug 
auf die NBIC-Felder könnte man sich auf solche 
Konvergenzprozesse zwischen Nano-, Bio- und 
Informationstechnologien und -wissenschaften 
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konzentrieren, die die Entwicklung „kognitiver 
Technologien“ zum Ziel haben (Torsten Flei-
scher): Wegen des ethisch umstrittenen Cha-
rakters solcher Anwendungen und ihrer zum 
Teil noch fraglichen Realisierungsmöglichkei-
ten bestehe hier besonderer Forschungs- und 
Diskussionsbedarf. Aber auch unabhängig von 
dieser in der Debatte zentralen Thematik des 
„cognitive enhancement“ ist davon auszuge-
hen, dass die wachsende Vielfalt der CT-
Anwendungsmöglichkeiten ebenfalls eine Zu-
nahme normativer und moralischer Konflikte 
mit sich bringen wird – vor allem hinsichtlich 
der wachsenden Anforderungen an die Nutzer, 
der Missbrauchsmöglichkeiten und der Gefah-
ren durch mögliche Fehlfunktionen sowie Un-
fälle (Klaus Kornwachs). 

3 Ethische und kulturelle Aspekte 

Von Veranstalterseite wurde die CT-Thematik 
in die übergeordneten Zusammenhänge inter-
nationaler technikethischer Diskurse und der 
Bemühungen um eine Demokratisierung der 
Technologienentwicklung gestellt (Imre 
Hronszky). Angesichts des frühen Entwick-
lungsstadiums und der potentiell tief greifen-
den Auswirkungen der CT seien neue und en-
gere Formen der Zusammenarbeit zwischen 
wissenschaftlicher Technikfolgenabschätzung 
und Ethik anzustreben. 

Insbesondere hinsichtlich der „Enhance-
ment“-Visionen der US-NBIC-Initiative lässt 
sich (in Bezug auf das humane und gesell-
schaftliche Selbstverständnis und die individu-
ellen Selbstgestaltungsmöglichkeiten) eine 
weitere Zunahme von Kontingenz durch die 
CT feststellen (Armin Grunwald): Auch wenn 
die anvisierten neuen Möglichkeiten des 
Zugriffs auf Mensch und Welt einer lang an-
dauernden technowissenschaftlichen Tradition 
entsprechen, wird diese Tradition hier doch 
radikalisiert und der ingenieurshafte Gestal-
tungsanspruch auf den menschlichen Leib und 
die Psyche ausgeweitet (vgl. auch HLEG 
2004). Durch die stark visionäre CT-Debatte 
eröffnen sich demnach neue diskursive Räume 
der Technikgestaltung, was wiederum einen 
erhöhten Bedarf für Analyse, Interpretation, 
Orientierung und Deliberation nach sich ziehe. 

Dass in diesem Zusammenhang spezifi-
sche Herausforderungen bestehen, zeigen auch 

die visionären Vorstellungen und quasireligiö-
sen Motive „trans“- und „posthumanistisch“ 
orientierter CT-Enthusiasten, deren Einfluss 
auf die US-NBIC-Initiative – und allgemein 
auf forschungspolitische Diskussionen (insbe-
sondere in den USA) – in letzter Zeit verstärkt 
thematisiert wird. Hier hat man es anscheinend 
nicht mit rational verhandelbaren sozialutopi-
schen Ambitionen zu tun (Christopher Coenen) 
(vgl. Saage 2006), sondern mit religiös anmu-
tenden Erlösungshoffnungen, in denen sich 
eine missionarisch wirkende Technikbegeiste-
rung und stark normative (Vor-)Aussagen zur 
Technikentwicklung (Armin Grunwald) (vgl. 
auch Grunwald 2006) mit eigentümlichen Vi-
sionen einer Überwindung menschlicher Leib-
lichkeit sowie einer extraterrestrischen Robo-
terzivilisation mischen (Zoltán Galántai) (vgl. 
Coenen 2006). Die Gemengelage aus kyberne-
tisch inspirierten (Hans-Joachim Petsche), 
„posthumanistischen“ Visionen Künstlicher 
Intelligenz und Ängsten vor außer Kontrolle 
geratenden Nanorobotern hat den bisherigen 
Debatten über Nanotechnologie und Konver-
genz auf jeden Fall eine besondere Note verlie-
hen (Pál Tamás). Dass dabei zumindest in den 
Visionen menschlicher Leistungssteigerung 
(„enhancement“) – durch Drogen oder Implan-
tate – kulturelle Grundsatzstreitfragen berührt 
werden, zeigen diesbezügliche Debatten in den 
USA (Andrew Light). 

Als dringliche ethische und regulatorische 
Aspekte der CT wurden auch der Schutz der 
menschlichen Gesundheit, der Umwelt und der 
Privatsphäre sowie Fragen globaler Vertei-
lungsgerechtigkeit genannt. Ethische Expertise 
müsse hier von Anfang an in Risikoabwägun-
gen und politischen Entscheidungsprozessen 
eine zentrale Rolle spielen (László Molnár). 
Neben anderen Vortragenden betonten auch ein 
Mitarbeiter der EU (René von Schomberg) und 
eine Mitarbeiterin der UNESCO (Simone 
Scholze) die besondere Bedeutung deliberati-
ver Prozesse in diesem Zusammenhang. Ihrem 
Auftrag gemäß werde die UNESCO in den 
Diskurs über die CT eine Vielzahl unterschied-
licher kultureller Perspektiven einbeziehen. Die 
World Commission on the Ethics of Scientific 
Knowledge and Technology (COMEST) der 
UNESCO arbeite nach dem Konsensprinzip, 
wobei das von Jürgen Habermas entwickelte 
Konzept deliberativen kommunikativen Han-
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delns besonders hilfreich sei (Simone Scholze). 
Verständigungsbasis sei der jeweilige wissen-
schaftliche Forschungsstand, dessen ethische 
Aspekte dann im interkulturellen Dialog bewer-
tet würden. In den Aktivitäten der COMEST zur 
Nanotechnologie, die durch Einsetzung einer 
Expertengruppe zur Nanotechnikethik in letzter 
Zeit intensiviert wurden, spielt die CT-Thematik 
bereits eine Rolle (Schummer 2006). 

4 Nachhaltige Entwicklung und Heraus-
forderungen an Forschungs- und 
Bildungspolitik 

Eine Grundvoraussetzung für eine nachhaltige 
Entwicklung der CT sei die Abschätzung mög-
licher ökologischer und gesundheitlicher Aus-
wirkungen von Nanopartikeln (László Molnár) 
– ein Thema, das in der Begleitforschung und 
den Diskussionen (z. B. Fiedeler 2005) zur 
Nanotechnologie demgemäß schon einen rela-
tiv breiten Raum einnimmt. Ein wichtiges 
Thema sind hier Sicherheits- und Risikoaspek-
te von Kohlenstoff-Nanoröhrchen, deren Ge-
sundheits- und Umweltfolgen mit Hilfe eines 
Life-Cycle-Ansatzes untersucht werden können 
(Claudia Som). 

In den bisherigen Debatten wurde auch oft 
eine besondere Aufmerksamkeit für die Chan-
cen und Risiken angemahnt, die sich durch die 
CT für Entwicklungs- und Schwellenländer 
ergeben. Forscher, Politiker, Wirtschaftsvertre-
ter oder zivilgesellschaftliche Akteure aus die-
sen Ländern kamen dabei aber bisher nur selten 
zu Wort. Neben einem Vortrag zu Chinas CT-
Aktivitäten (Liu Li), in dem insbesondere die 
Bedeutung öffentlicher Forschung betont und 
auf das Interesse chinesischer Technikforscher 
an der CT-Debatte hingewiesen wurde, gehörten 
in Budapest lateinamerikanische Perspektiven 
zu den Konferenzschwerpunkten. Eine solche 
Ausweitung der transatlantischen CT-Debatte 
auf Lateinamerika ist auch deshalb zu begrüßen, 
weil einige renommierte Naturwissenschaftler 
aus dieser Weltregion jüngst – in Kooperation 
mit einer spanischen NBIC-Initiative – die CT-
Thematik aufgegriffen haben.5 Auf Wechsel-
wirkungen zwischen CT und sozioökonomi-
scher Entwicklung wurde in Budapest z. B. in 
einer Fallstudie zu einer technologisch avancier-
ten mexikanischen Region eingegangen (Me-
dardo Tapia Uribe): Beim Blick auf die in dieser 

Region relativ weit entwickelte biotechnologi-
sche Forschungs- und Entwicklungslandschaft 
zeige sich, dass zur Verbesserung der internatio-
nalen Wettbewerbsfähigkeit Mexikos ein stärke-
res staatliches Engagement bei der Technologie-
förderung nötig sei. Zum anderen sei es – hin-
sichtlich der CT-Entwicklung insgesamt – von 
grundlegender Bedeutung, dass universal rele-
vante ethische und gesellschaftliche Aspekte in 
nationalen und lokalen Kontexten Beachtung 
finden. Hierbei könne eine stärkere Einbindung 
der Sozialwissenschaften besonders hilfreich 
sein. Die enge Kopplung der CT-Thematik an 
den Aspekt spezifischer gesellschaftlicher Be-
dürfnisse sei auch das übergeordnete Ziel ein-
schlägiger EU-Aktivitäten, so Elie Faroult in der 
Diskussion. Ähnliche Überlegungen lassen sich 
in Bezug auf den Gesundheitsbereich anstellen 
(Guillermo Foladori): Die Nanobiotechnologie 
tritt demnach nicht nur mit dem Versprechen an, 
gesundheitliche Probleme mit avancierten tech-
nologischen Mitteln zu lösen, sondern stelle 
auch „individualisierte“, weniger invasive und 
somit „sanftere“ Behandlungsmethoden in Aus-
sicht. Sie unterscheide sich aber grundsätzlich 
von „holistischen“ Ansätzen, die auf alternative 
und traditionelle Heilmethoden setzen. Überdies 
könnten sich einige der Anwendungen als inva-
siv auf der Persönlichkeitsebene (also im sozia-
len Sinn) erweisen – z. B. im Fall von körperin-
ternen Sensoren. Angesichts der starken sozialen 
Ungleichheit in den Entwicklungsländern sei auf 
jeden Fall zu bedenken, dass technologischer 
Fortschritt dort oft zur Vertiefung gesellschaftli-
cher Gegensätze beiträgt. Technikdeterministi-
sche Ansätze, die davon ausgehen, dass die CT 
unweigerlich auch Armut reduzieren helfen 
werden, könnten so dem Ziel einer nachhaltigen 
Entwicklung zuwiderlaufen, weshalb eine Ein-
bindung der Zivilgesellschaft bei der Bestim-
mung der spezifischen gesellschaftlichen Bedar-
fe in den Entwicklungsländern anzuraten sei 
(Noela Invernizzi). 

Diese Fragen wurden auch auf den beiden 
Abschlusspanels zu den Themen Bildungs- und 
Forschungspolitik wieder aufgegriffen. Zudem 
wurde angemahnt, ethische und gesellschaftli-
che Aspekte weltweit verstärkt in den Curricula 
der mit CT-Forschung und -Entwicklung befass-
ten Universitäten zu verankern. Diese Aspekte 
sollten überdies in der Forschungs- und Techno-
logiepolitik eine wichtigere Rolle spielen - auch 
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durch die Organisation öffentlicher Diskurse auf 
lokaler, nationaler und internationaler Ebene 
(und insbesondere in den Entwicklungsländern, 
wo solche bisher selten sind). Die Entwick-
lungsländer dürften nicht in die Rolle passiver 
Empfänger von Technologien gedrängt werden, 
an deren Entwicklung und Zielbestimmung sie 
nicht oder kaum beteiligt seien. 

Anmerkungen 

1) Vgl. vor allem HLEG 2004. 
2) Für die Hinforschung siehe z.B. die Aktivitäten 

des TAB; nähere Projektinformationen sind er-
hältlich unter: http://www.tab.fzk.de/de/projekt/ 
skizze/hirnforschung.htm (letztes Abrufdatum 
23.3.06) sowie unter http://www.isi.fraunhofer.de/ 
t/projekte/d-bb-tab-hirnforschung.htm (letztes Ab-
rufdatum 23.3.06) 

3) Vgl. Rader 2005a und die Projekte „CONTECS“ 
und „WORKS“, zu denen Informationen erhältlich 
sind unter http://www.isi.fraunhofer.de/t/projekte/ 
e-fri-bb-contecs.htm (letztes Abrufdatum 23.3.06) 
sowie unter http://www.itas.fzk.de/tatup/053/itas- 
news.htm (letztes Abrufdatum 23.3.06) 

4) Vgl. dazu Banse et al. (2005); die Einführung 
kann im Internet nachgelesen werden unter 
http://www.itas.fzk.de/deu/lit/2005/baua05a_intr
oduction.htm (letztes Abrufdatum 23.3.06) 

5) Vgl. http://nbic.org.es (letztes Abrufdatum 
23.3.06) 
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E-Science? 
Die Bedeutung des Computers für 
die Produktion, Vermittlung, 
Verbreitung und Bewertung 
wissenschaftlichen Wissens 
Berlin, 24.-25. November 2005 

Bericht von der gemeinsamen Tagung 
der Gesellschaft für Wissenschafts- und 
Technikforschung (GWTF) und der Berlin-
Brandenburgischen Akademie der Wissen-
schaften 

von Johannes Lenhard, Universität Bielefeld 

1 E-Science? 

Die tief greifenden Auswirkungen der Compu-
terisierung auf System und Kultur der Wissen-
schaften und allgemeiner der Wissensgesell-
schaft scheinen unstrittig. Genauer betrachtet 
ist unstrittig, dass es sie gibt, während die Fra-
ge, was genau die signifikanten Effekte sind, 
eher umstritten ist. Die Meinungen entzweien 
sich darüber, ob eine innovationsfreundliche 
oder eine technikkritische Perspektive eher 
angebracht seien. Jede wertende Perspektive 
wird sich auf bestimmte Beobachtungen und 
Fakten berufen wollen. Daher ist es eine vor-
dringliche Frage zu klären, worin die relevan-
ten Kennzeichen des Prozesses der Computeri-
sierung bestehen. Die wissenschaftssoziologi-
sche Analyse dieses Prozesses steht noch am 
Anfang - auch und vor allem deshalb, weil 
dieser Prozess mit hoher Geschwindigkeit ab-
läuft und viele Erkenntnisse und Diskussionen 
schnell veralten. Hierzu wollte die gemeinsame 
Tagung der Gesellschaft für Wissenschafts- 
und Technikforschung (GWTF) und der Ber-
lin-Brandenburgischen Akademie der Wissen-
schaften einen aktuellen Beitrag leisten. 

Programmatischer Ausgangspunkt der Ta-
gung mit dem Titel „E-Science? Die Bedeu-
tung des Computers für die Produktion, Ver-
mittlung, Verbreitung und Bewertung wissen-
schaftlichen Wissens“ war der Befund, dass 
„E-Science“, bei aller Vagheit und Vorläufig-
keit dieses Begriffs, mehrere Transformationen 
gleichzeitig umfasst: Die Nutzung des Compu-
ters könnte die disziplinären Strukturen der 
Wissenschaft beeinflussen und zum Beispiel 
Geistes- und Naturwissenschaften einander 

näher rücken lassen. Die fortschreitende Com-
puterisierung könnte weiterhin eine neue Qua-
lität der Produktionsbedingungen selbst für 
diejenigen Wissenschaften mit sich bringen, 
die ohnehin schon als „computational sciences“ 
arbeiten. Das Stichwort „E-Science“ umfasst 
all diese Fragen und steht dabei in einer Reihe 
verwandter terminologischer Vorschläge und 
Wortschöpfungen (wie „pervasive computing“ 
oder „grid computing“), die zum Teil sehr ähn-
liche Aspekte thematisieren. 

Bei den derzeitigen Bemühungen um eine 
Analyse der Transformationsprozesse kann es 
jedoch als offen gelten, ob und wie die verschie-
denartigen Facetten schließlich auf einen ge-
meinsamen Nenner zu bringen wären. Der Titel 
„E-Science“ war denn auch mit einem Fragezei-
chen versehen, um den Klärungsbedarf hervor-
zuheben. Die Konferenz war so angelegt, dass 
„alle Stadien wissenschaftlicher Tätigkeit“ zur 
Diskussion standen, wie es der „Call for Papers“ 
formulierte1. Dementsprechend war die Tagung 
in drei thematische Felder geordnet: Wie verän-
dert sich die wissenschaftliche Erkenntnispro-
duktion? Was sind neue Potenziale der Vermitt-
lung von Wissen? Und führt E-Science zu neuen 
Maßstäben der Bewertung dieses Wissens? 

2 Präsentation, Interaktion und Vermittlung 

Der erste thematische Block gehörte der Ver-
mittlung von Wissen. Bernd Schnettler (TU 
Berlin) beschäftigte sich mit der Rolle von 
Computern in wissenschaftlichen Vorträgen. 
„Präsentationen: ‚E-Science’ oder ‚Computer in 
Aktion’?“ hieß sein Titel, der auch gleich auf 
das problematische Moment der Eigendynamik 
des Instruments hinweist. Schnettler kümmerte 
sich nicht um ideale Präsentationen, sondern um 
die tatsächliche Performanz, d. h. die alltägliche 
Nutzung in den Wissenschaften. Anhand von 
Videosequenzen wurde vorgeführt, dass Präsen-
tationen eine „soziotechnische Konstellation“ 
besonderer Art sind, die nicht zuletzt ein neues 
Bedrohungspotential durch Pannen mit sich 
bringen. Es scheint absehbar, so das Fazit, dass 
neue Vortragsstile entstehen, die letztlich auch 
die Struktur des vermittelten Wissens selbst 
beeinflussen können. 

Stefan Böschen (Universität Augsburg) und 
Cordula Kropp (Universität München) stellten 
ein Projekt vor, die „Wissenskartierung als Me-
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dium reflexiver Wissenspolitik“ zu nutzen. Sie 
entwickeln gegenwärtig den Prototyp einer in-
ternetbasierten Risikokarte, die Information über 
bestimmte Themen (wie zum Beispiel Nah-
rungsergänzungsmittel oder Nanopartikel) ver-
mitteln soll, die durch eine komplizierte Wis-
sens- und Argumentationsstruktur ebenso ge-
kennzeichnet sind wie durch eine allgemeine 
öffentliche Wahrnehmung von Risiko. Es wurde 
thematisiert, inwiefern eine interaktive Zugäng-
lichkeit solche Wissenskarten zu geeigneten 
Instrumenten der öffentlichen Meinungsbildung 
machen kann, die Bürgerbeteiligung und Ratio-
nalitätsgewinne miteinander verbinden. 

3 Open Access und Bewertung 

Die Bewertung wissenschaftlichen Wissens ist 
in mehrer Hinsicht mit dem Thema E-Science 
verknüpft. Kajetan Hinner (Universität Mainz) 
erörterte die „Neuen Möglichkeiten für Plagiat 
und Betrug“, die mit der Computerisierung 
einhergehen. Die einfache Distribution wissen-
schaftlicher Texte und der verführerische Cha-
rakter des „Copy&Paste“ haben zu einer neuen 
Problematik geführt. Plagiate sind einerseits 
sehr einfach zu begehen, andererseits können 
Computermethoden auch kleinere Textbaustei-
ne identifizieren. Gegenwärtig wird an vielen 
Hochschulen nach einer neuen Praxis im Um-
gang mit Plagiaten gesucht. 

Martin Reinhart und Daniel Sirtes (Uni-
versität Basel) diskutierten mögliche Einflüsse 
digitaler Verfahren auf den „peer review“, ein 
zentrales Element der Selbststeuerung der Wis-
senschaft. Mit der Verbreitung von Open-
Access-Veröffentlichungen werden auch neue 
Möglichkeiten zur Organisation der Bewertung 
von Wissen eröffnet. Ob das zu einer Reorga-
nisation des peer reviews führen wird, ist aller-
dings noch nicht abzusehen. Eine benachbarte 
Fragestellung verfolgte Heidemarie Hanekop 
(SOFI Göttingen), die danach fragte, ob Open 
Access-Publikation zur Herausbildung neuer 
Institutionen der Bewertung führen. Das Publi-
kationssystem selbst ist in einem starken Ver-
änderungsprozess begriffen, da Open Access-
Publikationen das Verhältnis zwischen Wissen-
schaft und Verlagen zumindest in Frage stellen. 
Während die so genannte „green road“, das 
selbstorganisierte Veröffentlichen der Autoren, 
nur wenig genutzt wird, kommt es zu massiven 

Verlagerungen in den Open Access-Bereich 
entlang der „gold road“, das heißt in begutach-
teten Open-Access-Zeitschriften, was die Ver-
fahren des peer review zunächst genauso in 
Takt lässt wie die Rolle der Verlage. 

4 Simulation, Integration und Grid 
Computing 

Mehrere Beiträge beschäftigten sich mit Com-
puter-Simulation als einer neuen Produktions-
weise wissenschaftlichen Wissens. Während 
Simulationen schon seit einigen Jahrzehnten 
Verwendung finden und es mittlerweile eine 
ganze Reihe disziplinärer „computational sci-
ences“ gibt, lautet die anstehende Frage, inwie-
fern die Weiterentwicklung der Computertech-
nologie die Simulationsmethode verändert. Ins-
besondere wurde klar, dass sich – gestützt auf 
eine erneut gewachsene Rechnerkapazität – 
momentan eine neue Netzwerk-Architektur auf 
verschienen Ebenen durchsetzt, die mitunter als 
„Grid“ bezeichnet wird. Dass Simulation und 
Modellierung nun auf dem Grid stattfinden, 
wurde als der zentrale Gesichtspunkt angesehen, 
der Simulation als E-Science kennzeichnet. 

Gabriele Gramelsberger (FU Berlin) wand-
te sich der Geschichte der Klimamodelle zu, und 
zwar aus einer ethnologischen Perspektive, die 
„Datenarchäologie in aktuellen Klimamodellen“ 
betreiben will und die im Programmcode eines 
Simulationsmodells ein Datenarchiv erblickt. 
Die „wuchernden Modelle“ und die notorisch 
lückenhafte Dokumentation stellen einen sol-
chen Ansatz vor methodische Probleme eigener 
Art. Die Lage verändert sich mit der neuen Ar-
chitektur, denn durch die netzförmige Infra-
struktur werden Modelle verfügbar über die 
Gruppe derer hinaus, die selbst mitmodelliert 
haben. Daher rücken die Dokumentation von 
Modellen und Simulationsexperimenten in den 
Fokus der Klimaforscher selbst. 

An diesen Punkt knüpfte Jochen Hinkel 
(Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung) 
an und unterstrich aus der Sicht der Klimafor-
schung die wachsende Bedeutung integrierter 
Modelle, die aus disziplinären Teilmodellen 
zusammengesetzt sind. Ein modernes Klima-
modell besteht aus jeweils separat konstruier-
ten Modellen der Meteorologie, Biologie oder 
Ökonomie. Die integrierte Modellierung eröff-
net neue Chancen, stellt aber zugleich auch 
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erhöhte Anforderungen an die Kompatibilität 
der Komponenten, d. h. die „Semantik von 
Computermodellen“. Der potentielle Gewinn 
durch E-Science, der durch eine arbeitsteilige 
und deshalb umfassendere Modellierung er-
bracht werden kann, erfordert gleichzeitig eine 
umso größere Transparenz, um die Kopplung 
der Module nicht wertlos zu machen. Das 
Hauptproblem in der Praxis besteht darin, dass 
integrierte Modellierung nicht nur die techni-
sche Infrastruktur, sondern eben auch gleich-
zeitig die semantische und sozial-pragmatische 
Dimension umfassen muss. 

Der Autor dieses Beitrags diskutierte die 
Simulationsmethode aus einer wissenschafts-
philosophischen Perspektive, in der die „Epis-
temologie eines neuen Instruments der Wissen-
schaften“ ins Zentrum rückt. Dieses Instrument 
kann, weit über traditionelle mathematische 
Methoden hinaus, zur Modellierung komplexer 
Probleme eingesetzt werden. Allerdings hat das 
einen Preis, denn die interne Dynamik von 
Simulationsmodellen bleibt selbst dann den 
Forschern undurchsichtig, wenn sie sehr theo-
riebasiert sind. Dennoch kann Simulation zu 
einer Orientierung im Modell, einer Kenntnis 
des Modellverhaltens führen. Diese paradox 
anmutende Vereinbarkeit stellt ein wesentli-
ches methodologisches Merkmal von Simulati-
onen dar. Am Beispiel der Modellierung von 
Hurrikanen wurde erläutert, wie Simulations-
experimente, Visualisierung der Resultate und 
eine vernetzte Umgebung zusammenwirken 
und so eine Orientierung in epistemisch opaken 
Modellen ermöglichen. 

5 Interaktion von Mensch und Technik 

Die letzten beiden Vorträge thematisierten 
weitere Aspekte der E-Science in der Produkti-
on wissenschaftlichen Wissens. Unter dem 
Titel „Going Code statt Going Native“ stellten 
Michael Hahne und Eric Lettkemann (TU Ber-
lin) neue Möglichkeiten der computergestütz-
ten Beobachtung und Analyse von Mensch-
Technik-Interaktivität vor. Sie gingen davon 
aus, dass in komplexen Organisationen künftig 
vermehrt kooperationsfähige virtuelle Agenten 
eingesetzt werden, die mit menschlichen Ak-
teuren verhandeln und interagieren. Sie schlu-
gen vor, die Interaktion zu Versuchszwecken 
ins Labor zu verlagern, d. h. „Interaktivitätsex-

perimente“ durchzuführen und zu protokollie-
ren, um Mensch-Technik-Interaktion statistisch 
auswerten zu können. 

Monika Büscher (Lancaster University) 
schließlich warf einen Blick auf „Form und 
Wissenschaft: Design als soziologische Ana-
lyse“ von einem dezidiert ethno-methodologi-
schen Standpunkt aus. Sie stellte ein Ent-
wicklungs- und Designteam vor, das im EU-
Projekt „Palpable Computing“ zusammenarbei-
tet, um Computertechnologien zu entwickeln, 
die für die Nutzer „greifbar“ im Sinne von gut 
nutzbar sind. Die wachsende Computerisierung 
eröffnet Rationalisierungspotential, aber die 
zur Anwendung kommenden Technologien 
werden vielfältiger, komplexer und teils auch 
„ungreifbar“, was im Gegenzug ein Design 
erzwingt, dass sich eng am konkreten Nut-
zungskontext orientiert. Büscher stellte in einer 
vornehmlich auf Videosequenzen aufbauenden 
Präsentation vor, wie sie selbst als Begleiterin 
des Designteams die Praxis und prototypischen 
Technologien auf digitales Video aufnimmt, 
bearbeitet und so für das Team objektiviert und 
der Reflexion zugänglich macht. 

Anmerkung 

1) Der „Call for Papers“ und die Abstracts der 
Vorträge sind von der GWTF auf ihrer Website 
veröffentlicht unter: http://www.gwtf.de 

 
« 

 
2. polnisch-deutscher Workshop 
Nachhaltige Entwicklung – 
Von der wissenschaftlichen 
Forschung zur politischen 
Umsetzung 
Cottbus, 25.-27. Oktober 2005 

Bericht von Gerhard Banse, Fraunhofer-
Anwendungszentrum für Logistiksystem-
planung und Informationssysteme, Cottbus 

Der zweite Workshop diente der Verstetigung 
des auf dem ersten Workshop im Jahre 2003 in 
Katowice1 formulierten Anliegens, „durch 
schon existierende und durch neu zu knüpfende 
Beziehungen zu einer besseren Nutzung der 
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Möglichkeiten einer wissenschaftlich unter-
stützten politischen Umsetzung nachhaltiger 
Entwicklung beizutragen“. Er wurde als Teil 
der wissenschaftlichen Aktivitäten im Rahmen 
des Deutsch-Polnischen Jahres gemeinsam 
organisiert vom Fraunhofer-Anwendungszent-
rum für Logistiksystemplanung und Informati-
onssysteme Cottbus (ALI), dem Internationale 
Zentrum für Nachhaltigkeit und Informations-
gesellschaft (CRI) an der Schlesischen Univer-
sität Katowice und dem Institut für Technikfol-
genabschätzung und Systemanalyse (ITAS) im 
Forschungszentrums Karlsruhe. Teilnehmer 
waren ca. 35 Vertreter aus Wissenschaft, Poli-
tik und öffentlicher Verwaltung. Ein Drittel der 
Teilnehmer kam aus Polen. Der Workshop 
wurde vom Bundesministerium für Bildung 
und Forschung (BMBF) gefördert. 

1 Vorgeschichte 

Der im Jahre 2003 durchgeführte erste Work-
shop hatte sich inhaltlich auf folgende drei 
Schwerpunkte konzentriert gewesen: 

1. Grundfragen der Nachhaltigkeit: die jewei-
ligen prinzipiellen (länderspezifischen) An-
sätze (Nachhaltigkeitsverständnis, strategi-
sche Orientierungen) einschließlich der Rol-
le von Wissenschaft, Forschung und Bil-
dung sowie die jeweilige(n) Konfliktlö-
sungsstrategie(n) 

2. Probleme und Handlungsstrategien bezüg-
lich Nachhaltigkeit exemplarisch dargestellt 
an drei ausgewählten Bereichen: Bildung, 
Produktionstechnologien sowie Bauen und 
Bauerhaltung; Konzepte, Strategien und 
Fertigkeiten des jeweiligen Landes in diesen 
drei Bereichen wurde dargelegt. 

3. Möglichkeiten der Umsetzung von Nachhal-
tigkeitsstrategien insbesondere durch Politik 
und Wirtschaft auf der nationalen, vor allem 
aber auf der regionalen Ebene. 

Der zweite Workshop knüpfte inhaltlich an die 
Schwerpunkte 2 und 3 an, wobei folgende Be-
reiche im Mittelpunkt standen: 

- Landwirtschaft und Nachhaltigkeit, 
- Tourismus und Nachhaltigkeit. 

Integraler Bestandteil auch dieses zweiten 
Workshops war wiederum der Schwerpunkt 
„Bildung für Nachhaltigkeit“. 

2 Einführung 

Nach der Eröffnung des Workshops und der 
Begrüßung der Teilnehmer durch Uwe Mein-
berg, dem Leiter des ALI, gab es mehrere die 
Bedeutsamkeit des Workshops aus verschiede-
nen Blickwinkeln würdigende Grußworte durch 
Regine Weiden (Ministerium für Wissenschaft 
und Kultur des Landes Brandenburg), Agniesz-
ka Mierzyńska (Polnisches Ministerium für 
Wissenschaft und Informatisierung, Warschau), 
Helena Schulte to Buehne (Bundesministerium 
für Bildung und Forschung, Bonn), Ernst Sig-
mund (Präsident der Brandenburgischen Tech-
nischen Universität, Cottbus) und Karin Rätzel 
(Oberbürgermeisterin der Stadt Cottbus). 

Die Einführungsreferate wurden von Gün-
ther Bachmann (Rat für Nachhaltige Entwick-
lung, Berlin) zum Thema „Nachhaltigkeit: Poli-
tische Umsetzung und gesellschaftlicher Dialog“ 
sowie von Franz Makeschin (Technische Uni-
versität Dresden-Tharandt) zum Projekt „EN-
FORCHANGE – Einfluss Gerichteter Verände-
rungen von Umweltfaktoren auf Landnutzungs-
konzepte am Beispiel des Waldes“2 gehalten. 

Bachmann hob hervor, dass es mit der Er-
arbeitung von nationalen Nachhaltigkeitsstra-
tegien um die politische Umsetzung gehe. Für 
die Nachhaltigkeitspolitik sei die Zeit vorüber, 
in der vorwiegend über konzeptionelle Grund-
lagen diskutiert wurde. Die Schwerpunktset-
zung auf die politische Umsetzung mache je-
doch die konzeptionelle Arbeit nicht überflüs-
sig. Die politische Umsetzung brauche die wis-
sensbasierte Begründung politischen Handelns. 
Deshalb sei es für die deutsche Nachhaltig-
keitsstrategie von großer Bedeutung, dass sie 
durch Forschungsprogramme sowie Program-
me zu Bildungspolitik und zur Verbesserung 
von informierten Entscheidungen zum Beispiel 
der Endkonsumenten flankiert werde. Beim 
Blick in die Praxis deutscher Akteure aus ver-
schiedenen Handlungsfeldern werde deutlich, 
wie unterschiedlich die Herangehensweisen 
und Instrumente sein können. Dabei würden 
jedoch einige allgemeine Wesenszüge deutlich: 
Nachhaltigkeit sei nicht vom Staat allein umzu-
setzen. Das tradierte Modell staatlichen Han-
delns („Ein Problem – ein Gesetz zur Lösung“) 
bringe allein nicht mehr die nötigen Fortschrit-
te. Gefragt seien vielmehr weitere teils ergän-
zende, teils verdrängende Ansätze. Dabei wer-
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de der Idee von Dialogen oft eine Schlüsselrol-
le zugemessen. Für die Entwicklung und 
Durchführung gesellschaftlicher Dialoge gebe 
es trotz einiger Vorbilder keine Rezepte. Hier 
müssten neue Wege beschritten und Experi-
mente durchgeführt werden. 

Das griff Makeschin mit seinen Ausfüh-
rungen zum Programm „ENFORCHANGE“ 
auf, das in internationaler Kooperation durch-
geführt wird. Die Veränderung von Umwelt-
faktoren, zu denen „Standort“, „Klima“ und 
„Mensch“ zählen, modifiziere die Rahmenbe-
dingung für die Bereitstellung von Gütern und 
Leistungen. Für verschiedene Landnutzungsar-
ten und vor allem die forstliche Nutzung erge-
be sich damit im Hinblick auf die Sicherheit 
und Nachhaltigkeit dieser Bereitstellung ein 
Planungs- und Optimierungsproblem. Dies 
könnte sich infolge sich ändernder Prioritäten 
bei der Leistungsbereitstellung auf das ‚Land-
nutzungsmuster an der Nutzungsartengrenze 
Wald’ auswirken und innerhalb des Waldes zu 
einer räumlichen Umschichtung von Flächen-
funktionen führen. Die resultierenden ökologi-
schen und sozioökonomischen Wirkungen 
müssten bewertet werden – sowohl auf Land-
schaftsebene als auch auf Ebene der Forstbe-
triebe. Dabei sei die Relevanz der Wirkungen 
für die Landnutzung, insbesondere die forstli-
che Bewirtschaftung und die Nachhaltigkeit 
der Bereitstellung von Gütern (Rohstoffe und 
Wasser) und Leistungen (Wohlfahrts- und 
Schutzleistungen), in Interaktion mit gesell-
schaftlichen Diskussionsprozessen und politi-
schen Entscheidungen einzubeziehen. Hier 
seien die Aspekte des Risikos und der Unsi-
cherheit sowohl bei der Bewertung der Wir-
kungen als auch für die Planung der Bereitstel-
lung von Gütern und Leistungen von Bedeu-
tung. Die Bewertung bildet nämlich zusammen 
mit Regionalisierungs- und Planungskonzepten 
die Basis für Umsetzungsinstrumente für staat-
lichen sowie nicht-staatlichen Waldbesitz. Au-
ßerdem ist diese Bewertung für nichtstaatlichen 
Waldbesitz (im Hinblick auf nutzungsarten-
übergreifende Funktionen wie Wasser- oder 
Naturschutz) die Grundlage für eine bessere 
Verhandlungsposition im Spannungsfeld der 
nachhaltigen Erfüllung gesellschaftlich wün-
schenswerter Leistungen. Gleichzeitig müsse 
aber auch das Wissen um Veränderungen und 
deren Effekte für relevante Meinungsbildner, 

Entscheidungsträger und die allgemeine Öf-
fentlichkeit aufbereitet und mit angepassten 
Transferkonzepten zur Verfügung gestellt wer-
den, um Forderungen nach Leistungen auf eine 
Wissensbasis zu stellen, die die Aspekte 
„Machbarkeit“ und „Kosten“ berücksichtigt. 

3 Landwirtschaft und Nachhaltigkeit 

Der Schwerpunkt „Landwirtschaft und Nach-
haltigkeit“ wurde durch Vorträge von Rolf 
Meyer (ITAS, Karlsruhe) zu „‚Grüne Nachhal-
tigkeit’ in Wissenschaft und Politik – ein Über-
blick aus deutscher Perspektive“ und Tomasz 
Wałowski (Landwirtschaftsakademie, Poznań) 
zu „Nachhaltige Entwicklung der polnischen 
Landwirtschaft aus Perspektive der EU-Mit-
gliedschaft und der globalen Risikogesell-
schaft“ eingeleitet. 

Meyer gab zunächst einen Einblick in die 
vielfältigen wissenschaftlichen Aktivitäten in 
Deutschland zur Nachhaltigkeit im Bereich 
Landwirtschaft, Nahrungsmittelverarbeitung 
und -handel sowie Ernährung („Grüne Nachhal-
tigkeit“). Mittels eines Vergleichs wichtiger 
Nachhaltigkeitsstudien (auf Sektor- bzw. Aktivi-
tätsfeldebene) wurden sodann zentrale Gemein-
samkeiten und Differenzen herausgearbeitet. 
Behandelt wurden dabei die Punkte ‚Leitbilder’, 
‚Dimensionen der Nachhaltigkeit’, ‚intergenera-
tive und intragenerative Gerechtigkeit’, ‚Nach-
haltigkeitsindikatoren’, ‚Formen der Landbe-
wirtschaftung’ und ‚Szenarien’. Schließlich 
wurde die politische Gestaltung von „Grüner 
Nachhaltigkeit“ in Deutschland und in der EU 
skizziert. Als Fazit wurde hervorgehoben, dass 
trotz des wissenschaftlichen Kenntnisstandes 
und der programmatischen Bedeutung von 
Nachhaltigkeit in der (Agrar-)Politik die Nach-
haltigkeitsdefizite bisher nicht wesentlich redu-
ziert worden seien. Aus dieser Situationsanalyse 
wurden schließlich Schwerpunkte für die zu-
künftige wissenschaftliche Auseinandersetzung 
mit „Grüner Nachhaltigkeit“ abgeleitet. 

Ausgangspunkt für Wałowski war die 
Feststellung, dass Landwirtschaft und ländliche 
Gebiete nach wie vor einen grundlegenden 
Einfluss auf die Lebens- und Umweltqualität in 
der heutigen Welt hätten. Die gegenwärtig 
herrschende konventionelle Landwirtschaft 
bedrohe immer mehr den Menschen und die 
gesamte Umwelt. Unter den Bedingungen einer 
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„globalen Risikogesellschaft“ werde der Kon-
zeption der nachhaltigen Entwicklung eine 
große Rolle beigemessen. Ökologische Land-
wirtschaft und Ökologisierung der landwirt-
schaftlichen Gebiete hätten eine wesentliche 
Bedeutung für die Realisierung von Nachhal-
tigkeit. Seit 2001 sei das Gesetz über ökologi-
sche Landwirtschaft in Polen in Kraft. Auch 
angesichts der Mitgliedschaft Polens in der EU 
und infolge der Einführung landwirtschaftli-
cher Umweltprogramme wachse das Interesse 
an ökologischer Landwirtschaft und der Öko-
logisierung landwirtschaftlicher Gebiete. In 
diesem Kontext sorge das Pilotprogramm der 
Entwicklung der ökologischen Landwirtschaft 
in der Woiwodschaft Wielkopolska für die 
Jahre 2004 bis 2006 für Aufmerksamkeit. 

Es folgten mehrere Statements: von Ed-
ward Warych (Vorsitzender des Landesverban-
des der Rapsproduzenten Polens) über „Ökolo-
gische und integrierende Landwirtschaft als 
Chance für das polnische Dorf“, von Piotr Wa-
rych (Landwirtschaftakademie, Poznań) über 
„Die Bedeutung der biologischen, sozial-
wirtschaftlichen und weltanschaulichen Diversi-
vität im Kontext der Konzeption der Nachhal-
tigkeit“, von Daniela Thrän (Institut für Energe-
tik und Umwelt, Leipzig) über „Nachhaltige 
Biomassenutzung im europäischen Kontext“, 
von Elisabeth Osinski (Forschungszentrum Jü-
lich) über „Internationale Aktivitäten zur nach-
haltigen Land- und Forstwirtschaft“ sowie von 
Stefan Kern (Deutsche Botschaft, Warschau) 
über die Förderung von Forschungsprojekten in 
der EU und unterstützende Maßnahmen und 
Instrumente des Bundesministeriums für Bil-
dung und Forschung. 

4 Tourismus und Nachhaltigkeit 

In den zweiten Workshop-Schwerpunkt „Tou-
rismus und Nachhaltigkeit“ wurde durch zwei 
Vorträge eingeführt. Jan Maciej Waga (Schle-
sische Universität, Katowice) referierte über 
„Die Zisterzienser Landschaftskompositionen 
von Rudy Wielkich“ und Reinhard Paesler 
(Ludwig-Maximilians-Universität, München) 
über „Tourismus und Nachhaltigkeit – ein 
Überblick aus deutscher Perspektive“. 

Waga ging auf Geschichte und Gegenwart 
der Region um Rudy Wielkich (in der Nähe von 
Katowice) ein. Er machte deutlich, wie durch 

die Gründung eines Zisterzienser-Klosters im 
12. Jahrhundert eine interessante Landkultivie-
rung um das Kloster herum einsetzte, die bis 
heute nachwirke. Diese „Komposition“ reichte 
von der Gebäudeplanung über das Anlegen von 
Wegen und Teichen bis zum Anpflanzen be-
stimmter Pflanzen (etwa bestimmter Baumarten) 
an bestimmten Stellen, um so eine Harmonie 
zwischen „Natur“ und „Mensch“ zu schaffen. 
Vieles dieses ursprünglich Gestalteten werde 
erst jetzt als Kultivierungsergebnis erkannt und 
sukzessive touristisch erschlossen. 

Für Paesler lag der Schwerpunkt der Kritik 
an negativen Auswirkungen des herkömmlichen 
Massentourismus immer auf ökologischem Ge-
biet, doch wurden von Anfang an auch Fragen 
der Ökonomie und des soziokulturellen Bereichs 
thematisiert. Insofern basiere die Forderung 
nach Nachhaltigkeit im Tourismus auf älteren 
Überlegungen: Es sollten ökologische, ökono-
mische und soziale bzw. soziokulturelle Aspekte 
berücksichtigt werden. Der Begriff „nachhalti-
ger Tourismus“ werde dabei überwiegend auf 
den Raum bezogen, in dem Tourismus stattfin-
det; vielfach werde dementsprechend auch von 
„nachhaltiger Raumentwicklung / Regionalent-
wicklung durch Tourismus“ gesprochen. Es 
bestehe somit die Forderung, touristische Akti-
vitäten so zu entwickeln, dass sie dem betref-
fenden Raum – einer Stadt, einer Region, einer 
Landschaft, kurz: einer touristischen Destination 
– nicht schaden, sondern zu seiner nachhaltigen 
Entwicklung beitrügen. Gerade der Tourismus 
in naturnahen Landschaften sei immer in Ge-
fahr, seine eigenen Grundlagen, nämlich das 
Naturpotenzial, zu schädigen oder sogar zu zer-
stören. Stattdessen sei Tourismus so zu organi-
sieren, dass er den Reisenden und den „Bereis-
ten“ und der „bereisten Landschaft“ unter öko-
logischem, ökonomischem und soziokulturellem 
Aspekt Vorteile bringe oder sich zumindest 
nicht nachteilig auswirke. Es dürfe bei allen 
Überlegungen zum Komplex „Nachhaltigkeit 
und Tourismus“ jedoch nicht übersehen werden, 
dass eine Vielzahl von Tourismustypen mit sehr 
unterschiedlicher Raumwirksamkeit und ent-
sprechend differenzierten Auswirkungen auf die 
Bevölkerung existierten und sich somit differen-
zierte Handlungsfelder ergäben. 

Es schlossen sich an: Martin Schmied 
(Öko-Institut e.V., Berlin) zu „Nachhaltigkeit 
neu gedacht – Wie können Angebote nachhal-
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tig(er) gestaltet werden?“, Anna Pawlikowska-
Piechotka (Piłsudski-Akademie für Sport, War-
schau) zu „Nachhaltige Raumentwicklung der 
Wallfahrtsorte“ sowie Claus Seibt (ARC Sys-
tems Research, Wien) zu „Nachhaltiger Mobi-
lität in Tourismusregionen“. 

5 Bildung für Nachhaltigkeit 

Die Problematik „Bildung für Nachhaltigkeit“ 
war einerseits ein integraler Bestandteil des 
Workshops, andererseits war ihr ein Vortrags- 
und Diskussionsblock gewidmet, in dem Clau-
dia Emmermann (Universität Lüneburg) zu 
„Bildung und Regionalentwicklung – Netzwer-
ke für eine nachhaltige Entwicklung“ sowie 
Agnieszka Mierzyńska über „Die Vorbereitun-
gen Polens auf die Teilnahme am 7. EU-
Rahmenprogramm“ referierten. 

Für Emmermann ist die Region ein Erfah-
rungs- und Gestaltungsraum, in dem soziale, 
ökonomische, ökologische und kulturelle Bezü-
ge in hinreichender Komplexität vorhanden 
seien, um sie für eine nachhaltige Entwicklung 
fruchtbar zu machen. Nachhaltige Regionalent-
wicklung suche die Potenziale der Region zu 
nutzen, um langfristig die Lebensqualität einer 
Region zu erhalten oder zu verbessern, neue 
Einkommensquellen zu erschließen und durch 
eine ökologisch tragfähige Bewirtschaftung 
auch zu bewahren. Dies erfordere Information, 
vor allem aber Bildung. Umgekehrt könne eine 
nachhaltige Regionalentwicklung als Impuls für 
Bildungsprozesse dienen. Die Aufgaben einer 
nachhaltigen Regionalentwicklung, an denen 
möglichst viele Akteure der Region – auf unter-
schiedlichen Handlungsebenen – zu beteiligen 
seien, wären komplex; regionale Netzwerke 
dienten kurzfristig zur Kommunikation des 
Nachhaltigkeitsgedankens und seien langfristig 
eine Voraussetzung für die weitere Entwicklung. 
Vor allem sicherten sie jedoch den Austausch 
von Kenntnissen und Erfahrungen als Voraus-
setzung für eine lernende Region. 

Das wurde durch das Wielkopolska-Projekt 
„Lehrerbildung im Kontext von Regionalent-
wicklung als Beispiel nachhaltiger Entwick-
lung in Polen“ konkretisiert, in dessen Mittel-
punkt die integrative Entwicklung dreier Initia-
tiven zur Regionalentwicklung steht: 1.) Ges-
taltung der Lehrerbildung im Sinne einer nach-
haltigen Entwicklung; 2.) Entwicklung eines 

Bauernhofs als Bildungsstätte; 3.) Aufbau einer 
Vermarktungsgesellschaft für qualitätsvolle 
Produkte der Region. 

Mierzyńska nannte in ihrem Referat zu-
nächst die Vor- und Nachteile für die Teilnahme 
Polens an EU-Forschungsprogrammen, um dann 
daraus Forderungen Polens an das 7. EU-
Forschungs-Rahmenprogramm abzuleiten. Für 
sie liegen die Vorteile vor allem (1) in der Zu-
sammenarbeit und dem Erfahrungsaustausch mit 
den besten Forschungsorganisationen aus ande-
ren EU-Mitgliedstaaten und den Drittländern, 
(2) in der Verbesserung der Forschungsqualität 
sowie (3) in der Verbesserung des Wissensni-
veaus durch eine breite Teilnahme von polni-
schen Wissenschaftlern an Austauschprogram-
men. Dem stünden vor allem folgende Schwach-
stellen gegenüber: (1) eine geringe Anzahl pol-
nischer Forschungsteams, die einen Forschungs-
antrag gestellt haben, (2) eine besonders geringe 
Teilnahme polnischer Forschungsteams in Net-
works of Excellence sowie (3) eine Ungleich-
mäßigkeit zwischen der Anzahl von Wissen-
schaftlern, die Polen verlassen, und den For-
schern, die Polen besuchen. Aus den Vorteilen 
und den Schwächen wurden schließlich u. a. 
folgende Forderungen Polens an das 7. EU-
Forschungs-Rahmenprogramm abgeleitet: (1) 
die Einführung von Mechanismen zur Förde-
rung der aktiven Teilnahme am Programm für 
Wissenschaftler aus den neuen EU-Mitglied-
ländern, (2) die Vereinfachung von Prozeduren, 
(3) die Bereitstellung von größeren finanziellen 
Mitteln für die Mobilität und Karriereentwick-
lung junger Wissenschaftler und (4) die Bildung 
europäischer Plattformen für Sozial-, Wirt-
schafts- und Geisteswissenschaften. Ergänzt 
wurden diese Überlegungen durch den Beitrag 
von Tadeusz Borys (Wirtschaftsakademie, 
Wrocław) über „Bildung für Nachhaltige Ent-
wicklung – polnische Erfahrungen“. 

6 Ergebnisse 

Zu den einzelnen Schwerpunkten gab es je-
weils interessante Diskussionen, die von Ver-
ständigungsfragen bis zum Verdeutlichen kon-
zeptioneller Ansätze und Möglichkeiten inter-
nationaler Kooperation reichten. Hintergrund 
für Letzteres war vor allem, dass – und das ist 
der wesentliche Unterschied zum ersten Nach-
haltigkeitsworkshop – erstens diesmal zahlrei-
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che Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler 
zusammen gekommen waren, die sich bereits 
aus gemeinsamen Projekten kannten. Zweitens 
wurden in mehreren Beiträgen konkrete Ange-
bote für polnisch-deutsche Kooperationen offe-
riert, indem etwa Programme und Instrumente 
vorgestellt wurden. 

Der erste polnisch-deutsche Workshop 
hatte verdeutlicht, dass das Verständnis von 
Nachhaltigkeit in den zwei Ländern unter-
schiedlich war: Ging es den Vertretern aus 
Deutschland um ein integratives Nachhaltig-
keits-Konzept, das neben den ökologischen und 
ökonomischen gleichberechtigt soziale und 
politisch-administrative Aspekte umfasst, so 
war für die Kolleginnen und Kollegen aus Po-
len Nachhaltigkeit vor allem ein ökologisches 
Thema. So wurde Bildung für Nachhaltigkeit 
etwa vor allem als Umweltbildung verstanden. 
Diese Differenz war während des zweiten 
Workshops nicht mehr so deutlich. Dafür zeig-
te sich diesmal ein anderer interessanter Unter-
schied: Die Vorträge von deutscher Seite waren 
stärker theoretisch-konzeptionell ausgerichtet, 
während die polnischen Beiträge mehr in Rich-
tung von Fallbeispielen gingen. Zusammen 
ergab sich ein interessanter Mix. 

Dass es durchaus bemerkenswerte Unter-
schiede in der Bewertung von Sachverhalten 
oder Entwicklungen gibt, zeigte sich nicht zu-
letzt beim abschließenden Round Table zum 
Thema „Vom Wissen zum Handeln – Akteure, 
Kooperationen, Perspektiven“, an dem jeweils 
zwei Vertreter Polens und Deutschlands teil-
nahmen. Neben vielen analogen Einschätzun-
gen und Erwartungen wurde die Frage des 
staatlichen Eingriffs in das Handeln der unter-
schiedlichen Akteure für Nachhaltigkeit über 
ordnungspolitische Maßnahmen kontrovers 
debattiert: Forderte die deutsche Seite einen 
stärkeren Abbau staatlicher Interventionen und 
eine Vereinfachung des rechtlichen Rahmens, 
so war es für die Vertreter Polens wichtig, auf 
die Notwendigkeit weiterer Regelungen zu 
verweisen, um Nachhaltigkeit zu befördern. 

Zur Bereicherung des Workshops gab es 
eine Exkursion zum Besucherbergwerk ‚F60 
Lichterfelde’, etwas „Lausitztypischem“, näm-
lich einer Abraum-Förderbrücke in der Braun-
kohle-Förderung. Wenn auch nur noch museal 
und nicht mehr unter Produktionsbedingungen 
zu besichtigen, so war dieses technische 

Denkmal allein von seinen Ausmaßen her 
(502 m Länge und 80m Höhe am frei schwe-
benden Ausleger-Ende) schon beeindruckend. 

Es braucht wohl nicht ausdrücklich er-
wähnt zu werden, dass sich die Workshop-
Teilnehmer einig waren, dass es im Jahre 2007 
den 3. polnisch-deutschen Workshop „Nach-
haltige Entwicklung – Von der wissenschaftli-
chen Forschung zur politischen Umsetzung“ 
geben sollte … 

Anmerkungen 

1) Vgl. dazu Banse, G.; Kiepas, A. (Hg.): Nachhal-
tige Entwicklung: Von der wissenschaftlichen 
Forschung zur politischen Umsetzung. Berlin: 
edition sigma 2005 (Halbband 1 in deutsch, 
Halbband 2 in polnisch) 

2) ENFORCHANGE steht für „ENvironment and 
FORests under CHANG(E)ing conditions“ und 
ist eines von 24 Projekten innerhalb des Förder-
schwerpunkts „Nachhaltige Waldwirtschaft“ des 
BMBF. Im Mittelpunkt dieses Projektes steht die 
Frage nach zukunftstauglichen ganzheitlichen 
Konzepten der Landnutzung und nach Chancen 
und Risiken angesichts veränderter Umweltbe-
dingungen. Weitere Informationen sind erhältlich 
auf der Projektseite im Internet unter 
http://www.enforchange.de/enforchange/index.ph
p?de_home. 
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Wie funktioniert Bioethik? 
Tagung des Graduiertenkollegs „Bio-
ethik“ am Interfakultären Zentrum für 
Ethik in den Wissenschaften der 
Universität Tübingen 

Tübingen, 6. - 8. Oktober 2005 

Bericht von Cordula Brand, László Kovács 
und Michael Willam, Universität Tübingen 

„Interdisziplinäre Entscheidungsfindung im 
Spannungsfeld von theoretischem Begrün-
dungsanspruch und praktischem Regelungs-
bedarf“ lautete der Untertitel dieser Veranstal-
tung, die das seit 2004 von der DFG geförder-
te Graduiertenkolleg ‚Bioethik’ des Interfa-
kultären Zentrums für Ethik in den Wissen-
schaften (IZEW) der Universität Tübingen 
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ausrichtete. Das Anliegen, der Tagung war es, 
„einen Beitrag zur weiteren Etablierung der 
Bioethik als eigenständigem Forschungsgebiet 
zu leisten“. Dabei standen drei Themenkom-
plexe im Mittelpunkt: 1. Begründungsfragen 
in der anwendungsbezogenen Ethik, 2. Inter-
disziplinarität als Strukturmerkmal von Bio-
ethik und 3. Herausforderungen für die Bio-
ethik in verschiedenen Praxisfeldern. 

1 Begründungsfragen 

Was darf als fundierte Begründung für ein ethi-
sches Urteil gelten? Kann in Anbetracht des 
ethischen Theorienpluralismus und kulturper-
spektivischer Problemlagen überhaupt noch 
von verbindlichen Begründungsleistungen ge-
sprochen werden? Und wenn ja, in welchem 
Sinne? Diese und verwandte Fragen zur Be-
gründungsproblematik in der Bioethik bildeten 
den ersten Schwerpunkt der Tagung. Sie wur-
den von Vertretern unterschiedlicher normati-
ver Ansätze diskutiert, zu denen z. B. die Dis-
kursethik, deontologische Ansätze und solche 
der Prinzipienethik gehörten. 

Laut Ernst Tugendhat sei es nicht die Inter-
disziplinarität als solche, die begründungstheo-
retisch zu Schwierigkeiten führe, sondern die 
Vielfalt an ethischen Konzeptionen und ein 
generell uneinheitliches moralisches Bewusst-
sein. Diese These erläuterte Tugendhat am Bei-
spiel von Habermas’ „Zukunft der menschlichen 
Natur“. Andreas Vieth befürwortete in dieser 
Vielfalt die Prinzipien mittlerer Reichweite, die 
nichthierarchisch auf Pluralität geeicht seien und 
damit provisorisch gelten. Marcus Düwell 
grenzte sich vom Prinzipienpluralismus ab, der 
wegen der in der Regel miteinander kollidieren-
den Prinzipien eine Begründung unmöglich 
mache. Er forderte daher, Bioethik im Dissens 
verschiedener Ethiktheorien zu verstehen. Diet-
mar Mieth und Friedrich Lohmann diskutierten 
die Reichweite einer theologischen Begründung 
gegenüber philosophischen Argumenten. Mieth 
kritisierte die Position, religiöse Bilder nicht nur 
als Motiv, sondern als Beweisgrund zu verste-
hen. Jean-Claude Wolf stellte eine Auswei-
tungsmöglichkeit der Kantischen Selbstzweck-
formel auf nicht-menschliche Lebewesen vor. 
Eve Marie Engels untersuchte das Argument 
vom naturalistischen Fehlschluss, das häufig 
zum Zweck des vorzeitigen Abbruchs einer 

ethischen Diskussion missbraucht werde. Der 
Einwand dieses Fehlschlusses erweise sich je-
doch nach Aufdeckung aller in Anspruch ge-
nommenen Voraussetzungen häufig als gegen-
standslos. Kristian Köchy schilderte das Zu-
sammenspiel von moralischen Vorstellungen 
und „harten“ Fakten, aus dem folge, dass weder 
naturwissenschaftliche Tatsachen noch ethische 
Argumentationen ohne ihren jeweiligen Kontext 
verstanden werden könnten. 

2 Interdisziplinarität 

Bioethik agiert im Spannungsfeld verschiede-
ner Disziplinen wie auch in sich neu bildenden 
Kooperationsräumen von Wissenschaft, Politik 
und Gesellschaft. Die im Zuge der biotechno-
logischen Entwicklung auftretenden Fragen 
sind zu komplex, als dass es genügen würde, 
aus theoretischen Begründungsmodellen ent-
sprechende Konsequenzen für die Praxis zu 
gewinnen. Vielmehr ist eine Reflexion über die 
eigene Methodik, Aufgabe, Verantwortung 
sowie den eigenen Geltungsanspruch gefordert. 

Hier gab Christine Hauskeller zu bedenken, 
dass eine falsche Positionierung der Bioethik 
dieselbe zur Akzeptanzbeschaffung diverser 
Interessensgruppen degradieren könne. Thomas 
Potthast erklärte die klassische dichotomische 
Unterscheidung von Natur- und Geisteswissen-
schaften in der bisherigen Form für nicht halt-
bar. Eric Hilgendorf ging auf das Verhältnis 
zwischen Recht und Ethik ein. Die Aufgabe der 
Ethiker bestehe nicht darin, eine Begründung 
der Gesetzte zu liefern, sondern sie kritisch zu 
hinterfragen. Der Zusammenhang von Technik-
folgenabschätzung, Technikphilosophie und 
Risikobewertung wurde von Konrad Ott anhand 
eines diskurstheoretischen Ansatzes dargestellt. 
Die Aufgabe des Ethikers sei nach diesem Mo-
dell vor allem die Moderation des Diskurses. 

3 Praxis 

Bioethische Reflexion realisiert sich an 
Schnittstellen von Wissenschaft und Praxis, in 
Politik und Recht sowie in einer Vielfalt nicht-
akademischer, lebensweltlicher Kontexte. Das 
Verfahren bioethischer Entscheidungsfindung 
wurde in sechs Workshops zu unterschiedli-
chen Themen bearbeitet, die jeweils durch ein 
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Impulsreferat eingeleitet und deren Ergebnisse 
im Plenum vorgestellt und diskutiert wurden. 

Als Beispiele dienten die genetische Bera-
tung als Diskurs zwischen Experten und Laien 
(Helmut Baitsch und Gerlinde Sponholz), die 
Arbeit Klinischer Ethikkomitees (Matthias 
Kettner) und die Rolle von Tierversuchskom-
missionen in der biomedizinischen Forschung 
(Ursula Sauer). In Politik und Recht stellt sich 
die Notwendigkeit, bioethische Konflikte auf 
eine Weise zu handhaben, die eine konstruktive 
Umsetzung in rechtlich wirksame Regelungen 
ermöglicht. Aufgabe von Ethikkommissionen 
auf nationaler und internationaler Ebene ist es, 
Argumentationsgrundlagen zu entwickeln und 
den Weg für politische und rechtliche Ent-
scheidungsfindungen zu bereiten. 

4 Ergebnisse 

In seinem Abschlussvortrag fasste Klaus Steig-
leder die Ergebnisse der Tagung in Form einer 
Reihe von Forderungen für die deutsche Bio-
ethik zusammen: Es gelte, die Grenzen eines 
legitimen Pluralismus auszuloten; es bedürfe 
der Spezialisierung auf unterschiedlichen Ebe-
nen sowie einer organisierten Form der Ver-
mittlung zwischen diesen; der politische Ent-
scheidungsdruck müsse verringert werden und 
nicht zuletzt bedürfe es einer Einbeziehung 
sozialethischer Fragestellungen. 

Die Tagung gestaltete sich als ein gelunge-
nes Forum der Präsentation und Diskussion 
einer Vielfalt bioethischer Themen und Positio-
nen. Da neben den Vorträgen ausreichend Raum 
für Diskussionen zur Verfügung stand, bot sich 
den 120 Teilnehmern die Möglichkeit eines 
lebendigen Austauschs mit renommierten Fach-
leuten. So wurde die Tagung für alle Beteiligten 
zu einer spannenden und gewinnbringenden 
Veranstaltung, wie auch die Sprecherin des 
Graduiertenkollegs, Eve-Marie Engels, in ihrer 
Abschlussrede noch einmal betonte. 

Literatur 
Habermas, J., 2005: Die Zukunft der menschlichen 
Natur. Auf dem Weg zu einer liberalen Eugenik? 
Frankfurt a. M.: Suhrkamp 
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Innovation and SMEs: Some 
Asian Experiences 

By Krassimira Paskaleva, ITAS, and Philip 
Shapira, Georgia Institute of Technology / 
Atlanta, USA 

In both Europe and the United States, there has 
been a growth in recent years in policy attention 
targeted to small and medium-sized manufactur-
ing enterprises (SMEs). This has also been the 
case in Asia, where countries such as Japan, 
South Korea, and Taiwan have boosted the a-
mount of attention focused on SMEs.1 This arti-
cle shares observations and findings gained by 
the authors from recent research, conference, 
and workshop visits in the Pacific Rim.2 

Japan, Taiwan, and South Korea are coun-
tries that are now well advanced in terms of 
economic development standing, with gross 
domestic product per capita of $ 26,900, 
$ 23,400, and $ 16,950 respectively (2004 data, 
purchasing power parity adjusted).3 Japan and 
South Korea are highly-ranked by UNDP hu-
man development indices, while all three invest 
more in research and development as a share of 
their economic product than the European av-
erage.4 Taiwan is ranked 3rd in the World Eco-
nomic Forum’s country technology index rank-
ings (2004), while Japan is ranked 5th and 
South Korea is ranked 6th.5 Yet, there is also 
concern – particularly in Japan and Korea - that 
the broader competitiveness position of these 
countries in recent years has lagged their strong 
human capital and technological potential, and 
that attention to upgrading the capabilities and 
performance of SMEs is central to sustaining 
economic dynamism. 

1 Growth and Restructuring 

As in other developed economies, recent de-
velopments in the restructuring of industry, 
out-sourcing, off-shoring, and technological 
change have contributed to the greater policy 
focus on SMEs. Of course, the growth of in-
dustrial production and technological capabili-
ties in mainland China has increased competi-
tive pressures on SMEs in Japan, South Korea, 
and Taiwan. Business leaders and policy mak-
ers in each country are simultaneously search-
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ing for ways that SMEs can compete with, 
source from, collaborate with, and sell to Chi-
nese-based enterprises (all in the context of the 
complex geo-political relationships that each of 
the three Asian nations has with China). There 
is also a greater appreciation of the potential of 
SMEs to foster new business and technological 
development as economies shift from large-
scale mass-production to flexible, knowledge-
intensive, entrepreneurial, creative, networked, 
and more customized modes of manufacturing. 

However, while similarities in policy ap-
proaches for SMEs are evident in Japan, South 
Korea, and Taiwan, underlying conditions and 
trends are different in each of these three na-
tions. In the Japanese case, there has been a 
striking turn in the trajectory of the SME sector. 
In the first few decades following World War II, 
the number of manufacturing SMEs grew 
sharply, from 183,000 manufacturing establish-
ments with 4-299 employees in 1954 to 423,000 
in 1972. It has been argued that the flourishing 
of industrial entrepreneurship exhibited by this 
increase of SMEs was the foundation of the 
Japanese post-war economic “miracle”, with 
many of these SMEs contributing specialized 
capabilities to supply-chains coordinated by 
larger firms.6 Growth among Japanese SMEs 
continued, albeit more slowly, into the 1980s 
(peaking at 444,000 in 1982). However, in the 
last two decades, a reversal has set in. In 2002, 
there were 286,000 manufacturing SMEs in 
Japan – a decline of nearly 140,000 establish-
ments since 1991. More than 2.1 million jobs (or 
about one-fifth of the total) were lost in Japa-
nese SMEs between 1991 and 2002.7 

Several factors underlie the recent decline 
of manufacturing SMEs in Japan. These in-
clude the ongoing restructuring and interna-
tionalization of the Japanese economy, with 
large firms moving production overseas and 
cutting domestic SMEs out of the supply chain. 
Moreover, for more than a decade following 
the bursting of its “bubble economy” in 1991, 
Japan has experienced macro-economic stagna-
tion. This has contributed to weak home de-
mand for manufactured products. Additionally, 
as the counterpoint to the boom in entrepre-
neurship in the post-war years, Japan has en-
tered a period where many SMEs have prob-
lems of succession and are forced to close. 

In Taiwan, the development of SMEs has 
also been critical to modernization and eco-
nomic growth over the past five decades.8 In-
deed, Taiwan has typically been viewed as a 
diverse “small firm” economy, traditionally 
lacking the large corporations and conglomer-
ated groups seen in Japan (“keiretsu”) and Ko-
rea (“chaebol”). Initially, there was an expan-
sion of export-oriented SMEs in Taiwan in 
labor-intensive industries such as apparel, 
footwear, plastics goods and toys.9 Subse-
quently, there was a growth of SMEs in elec-
tronics and other capital and technology-
intensive sectors. Taiwanese analysts report 
that over the last two decades, the share of 
Taiwanese manufacturing employment in 
SMEs has remained steady at just under four-
fifths. However, the SME share of manufac-
tured exports has declined significantly, from 
about three-quarters in the early 1980s to about 
one-third today. In turn, the role of large firms 
has now grown considerably in Taiwan, with 
these larger firms able to offshore parts of pro-
duction to lower-cost locations. 

Korea presents another variation. Although 
known for the emergence of a handful of large, 
conglomerated groups (such as Samsung, LG, or 
Hyundai) developed along the lines of Japanese 
counterparts, in recent years several of these 
groups have encountered problems leading to 
restructuring. At the other end of the scale – and 
in contrast to the Japanese situation – the num-
ber of manufacturing SMEs in Korea has seen 
some recent increase, up 13 % in the four years 
through to 2004, to more than 72,000 enter-
prises. Korean large firms appear to have in-
creased their outsourcing to domestic SMEs. 
But there is significant transition within the 
SME sector, through births and deaths of firms. 
Researchers at the Korea Development Institute 
find that sectors with SME declines are ones 
where production and exports have increased 
from China, putting Korean SMEs under pres-
sure. Yet, they also note that this has not led 
remaining SMEs to improve their own produc-
tivity, which is still low in Korea relative to 
large firms. 

2 Policies for SMEs 

The problems and challenges facing SMEs in 
all three of these Asian economies have stimu-
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lated new policies and programs. Of course, 
policymakers are responding to domestic po-
litical, social, and regional pressures to try to 
retain manufacturing SMEs. At the same time, 
there is also a new appreciation of the role that 
networks of knowledge-intensive SMEs can 
play in economic development.10 This is par-
ticularly important in Japan and Korea where 
policymakers in the past concentrated support 
on large firms. However, large-scale targeted 
national industry policies are less viable today 
(given the globalization of these large firms as 
well as the current international trade regime) 
and, in turn, attention to SMEs has increased. 

In all three countries, new policies have 
been introduced to stimulate high technology, 
start-up SMEs and to strengthen existing mature 
SMEs. In Japan, many technology incubators 
and enterprise start-up programs have been es-
tablished and parallel policies have been put into 
place to promote industrial agglomerations and 
clusters of SMEs and to improve access to fi-
nance. Public universities have been “de-
nationalized” and encouraged to be more active 
in spinning out entrepreneurial start-ups and 
transferring new technologies to SMEs.11 In 
Korea, initiatives to foster innovative SMEs 
include setting up business incubators (of which 
there are now nearly 300). Efforts are also un-
derway to strengthen regional innovation clus-
ters in Korea by decentralizing policy responsi-
bility, and encouraging local linkages between 
universities, technology centers and companies. 
Taiwan has also expanded measures to promote 
SME linkages with universities and R&D, busi-
ness start-up and incubation support, technology 
and management upgrading for SMEs, and 
technology parks and regional innovation clus-
ters. In these three Asian countries, parallel poli-
cies have also been put in place to increase ac-
cess to finance for SMEs (including the avail-
ability of venture capital) and to improve the 
broader business climate for SMEs. 

How will these SME policies fare? It is 
notable that while there are significant differ-
ences in the industrial histories and current 
economic and political structures of Japan, 
Korea, and Taiwan, all three countries are pur-
suing remarkably similar SME strategies: they 
are adopting “global best practices” in fostering 
SME development. Certainly, there are na-
tional and regional adaptations of these best 

practices. However, even with these adapta-
tions, these SME policies are confronted with 
particular “path dependent” framework condi-
tions in each country that will affect outcomes. 

Taiwan’s existing base of SMEs and its 
well-developed entrepreneurial culture may 
provide fertile grounds for new SME promotion 
efforts to take off, although Taiwan’s relation-
ship with mainland China adds an element of 
uncertainty that will color future developments. 
In Korea, it is already evident that a new group 
of young entrepreneurs is emerging who are 
developing start-up technology-intensive com-
panies. But much of this activity is focused in 
the dynamic Seoul metropolis, and it is a chal-
lenge for Korean policy makers to promote 
SME dynamism in other regions of the country. 

Japan presents perhaps the most intriguing 
and complicated case. Shifting to an economy 
– and society – which is more flexible and less 
bureaucratic, and where SMEs have a more 
dynamic role, is now a national priority. Re-
forms and new policies are being put into pla-
ce. But it remains to be seen whether Japan can 
proceed rapidly enough – and develop custom-
ized SME policies and strategies that will work 
in its particular environment – to retain its 
long-held place as the economic and techno-
logical leader in Southeast Asia. 

In 1936, the English economist John May-
nard Keynes now famously remarked: “The 
difficulty lies, not in the new ideas, but in escap-
ing from the old ones.”12 This is indeed the es-
sential challenge facing Japan, Korea, and Tai-
wan. Their outstanding economic growth in the 
second part of the twentieth century was built on 
industrial and institutional foundations that now 
need to be remodeled to address the conditions 
and opportunities of the first part of the current 
century. Expanding the base of innovative 
SMEs is a key element of this transition (along 
with many other changes). But to do this, exist-
ing institutions, policies, attitudes, and practices 
– even though they were successful in the past – 
have to change and evolve too. This is exactly 
the process that SME’s (and SME policymak-
ers) are undertaking in Southeast Asian coun-
tries – and, indeed, elsewhere in the developed 
world. We suggest, at least in this domain, that 
“first mover” advantages will likely apply. 
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Notes 

1) Each country’s SME definition varies by eco-
nomic sector and by employment size and fi-
nancial characteristics. However, as a general 
yardstick, manufacturing SMEs in Japan and 
Korea are typically enterprises with fewer than 
300 regular employees. In Taiwan, manufactur-
ing SMEs are typically enterprises with 200 or 
fewer regular employees. 

2) Inter alia, the Conference on Restructuring 
SMEs in the Age of Global Enterprises, East-
West Center, Honolulu, July 2005. 

3) World Bank data, cited in European Trend 
Chart on Innovation, Annual Innovation Policy 
Trends Report for Japan, China, Korea, Taiwan, 
Singapore, India, Malaysia, Thailand, Indone-
sia. European Commission, Enterprise Direc-
torate-General, Brussels, 2005. 

4) United Nations Development Programme, 
Human Development Report 2005, New York, 
2005. http://hdr.undp.org/reports/global/2005/. 
Note: Taiwan is not included in this UNDP 
report. 

5) World Economic Forum, Global Competitive-
ness Report 2003-2004, in European Trend 
Chart on Innovation, op. cit. 

6) For a historical review, see: Shapira, P., Mod-
ernizing Small Manufacturers in the United 
States and Japan: Public Technology Infrastruc-
tures and Strategies, in Technological Infra-
structure Policy (TIP): An International Per-
spective, (M. Teubal, D. Foray, M. Justman, 
and E., pp. 285-334, Zuscovitch, Eds.), Kluwer 
Academic Press, 1996. 

7) Japan Small Business Research Institute, White 
Paper on Small and Medium Enterprises in Ja-
pan, 2004. Ministry of Economy, Trade and In-
dustry, Tokyo, 2004. 

8) Small and Medium Enterprise Administration, 
White Paper on Small and Medium Enterprises 
in Taiwan, 2005, Ministry of Economic Affairs, 
Taipei, 2005. 

9) The discussion of SME developments in Tai-
wan and Korea in this and following paragraphs 
draws on presentations made by other experts at 
the Conference on Restructuring SMEs in the 
Age of Global Enterprises, East-West Center, 
Honolulu, July 2005. 

10) See, for example: Hassink, R. “Regional Inno-
vation Support Systems: Recent Trends in Ger-
many and East Asia,” European Planning Stud-
ies, 2002, 10:2, pp, 153-164. Mitsui, I., “Indus-
trial cluster policies and regional development 
in the age of globalization: Eastern and Western 
Approaches and their differences,” Yokohama 

National University (paper presented at 30th 
ISBC Conference, Singapore, September 2003). 

11) See: Organisation for Economic Cooperation 
and Development, OECD Territorial Reviews: 
Japan, Paris, 2005. 

12) Keynes, J.M., The General Theory of Employ-
ment, Interest and Money, Macmillan & Co., 
London, 1936, preface. 
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ANKÜNDIGUNGEN / 
EVENTS 

Conference and Exhibition 
IST-Africa 2006 
Pretoria, South Africa, May 3-5, 2006 

Part of the IST-Africa Initiative, which is sup-
ported by the European Commission under the 
IST Programme of Framework Programme 6 
(FP6), IST-Africa 2006 is the first in an An-
nual Conference Series which will bring to-
gether delegates from commercial, govern-
ment & research organisations across Africa 
and from Europe, to bridge the Digital Divide 
by sharing knowledge, experience, lessons 
learnt and good practice. 

IST-Africa 2006 features an Exhibition that 
provides the opportunity to showcase research 
results and applications through technology 
demonstrations, whether funded commercially 
or at national, regional or European level. 

The goals of the IST-Africa Conference Se-
ries are Community Building to facilitate EU-
African research cooperation and successful 
exploitation of research results, to stimulate 
take-up of RTD results by industry, Small and 
Medium Sized Businesses and the public sector, 
to promote knowledge sharing between com-
mercial organizations, government agencies and 
the research community, to exchange experi-
ences about the current state of eAdoption at a 
sectoral, national or regional level, and to sup-
port International Cooperation and open up the 
European Research Area (ERA) to Africa. 

Conference Focus 

IST-Africa 2006 will focus on Applied IST re-
search topics addressing major societal and eco-
nomic challenges, which is part of the European 
Commission’s Information Society Technolo-
gies (IST) programme. The programme com-
bines strategic keynote presentations, technical 
and policy papers, case studies, workshops, an 
exhibition and social activities. Many of the 
presentations in this year’s conference pro-

gramme were funded by the IST Programme 
under FP6. 

The IST-Africa Conference will provide a 
collegiate setting for presentations and discus-
sions of national and regional developments, 
issues of concern and good practice models. It 
will also provide an excellent networking envi-
ronment for delegates to discuss problems, 
share knowledge, obtain feedback, and learn 
more about opportunities to participate in IST 
Calls under Framework Programme 7 (FP7). 

IST-Africa 2006 will provide a forum to 
showcase the achievements of FP6 and Re-
gional, National and International ICT related 
initiatives in Africa, and look forward to the 
future by focusing on relevant thematic priori-
ties of FP7. The “European Research Area” 
(ERA) and research priorities and trends for the 
future will also be discussed. 

Thematic Priorities 

Core thematic priorities for IST-Africa 2006 are: 

• eBusiness – Future Forms of Organisations, 
Technology and Applications 

• eGovernment – Services to Citizens and 
Business, Organisational Transformation 

• eHealth – Services to Citizens 
• eLearning and ICT Skills 
• ICT for Agriculture 

Related themes include but are not restricted to: 

• eAdoption and eInclusion – national, re-
gional and sectoral case studies and policy 
issues 

• Collaborative learning 
• Culture and language – impact on eAdoption 
• Digital Content & Digital Rights Manage-

ment – issues, applications & technologies 
• eDemocracy , eVoting, eParticipation 
• Future Emerging Technologies 
• GRID – issues, applications and technologies 
• ICT for Development 
• Interoperability and Standardisation 
• Knowledge management and technologies 
• Learning organizations 
• Lifelong Learning 
• Mobility – issues, applications & technolo-

gies 
• Networked, Smart and Virtual Organisations 
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• Open Source Content 
• Open Source Technologies and Applications 
• Trust & Confidence 

Related topics for papers or sessions may in-
clude: 

• ASP solutions – markets, threats, opportu-
nities 

• Best Practice Models – Lessons Learnt 
• Digital Ecosystems for SMEs 
• eMarketplaces and eProcurement 
• Identity Management and Authentication 
• Innovation & Technology Transfer 
• Legal and Regulatory Challenges for IST 
• Measuring and Benchmarking 
• New Working Environments 
• Opportunities created by Globalization 
• Payment Systems 
• Sectoral & Regional Developments 
• Security and Privacy Enhancing Methods 
• Semantic web – applications & case studies 
• Success factors for deployment of eServices 

and recent experiences of deployment 

The Advance Programme based on final paper 
submitted and completion of presenters’ con-
ference registration is available online: 
http://www.ist-africa.org/Conference2006/ 
default.asp?page=programme-new. 

Registration is possible online, too: 
http://www.ist-africa.org/Conference2006/ 
default.asp?page=registration 

Conference Office 

IIMC 
13 Docklands Innovation Park 
128 East Wall Road, Dublin 3, Ireland 
Tel.:+353 - 1 - 817 06 07 
Fax: +353 - 1 - 817 06 06 
E-Mail: secretariat@IST-Africa.org 

Venue 

The IST-Africa 2006 Conference and Exhibition will 
take place in the CSIR International Convention 
Centre (http://www.csiricc.co.za/geninfo.html), Meir-
ing Naude Rd, Brummeria, Pretoria, South Africa. 

Reservations / Enquiries 

Elna Ferreira 
Tel: +27 - 12 - 841 - 46 15 
Fax: +27 - 12 - 841 - 20 51 / 44 12 
E-Mail: eferreira@csir.co.za 

Conference Proceedings 

The IST-Africa 2006 conference proceedings will 
be published on CD-ROM and on the Conference 
Portal. 
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Konferenz 
TA’06 
Vermessen, codiert, entschlüsselt? 
Potenziale und Risken der zunehmenden 
Datenverfügbarkeit 

Wien, Österreich, 29. Mai 2006 

Das Institut für Technikfolgen-Abschätzung in 
Wien (ITA) richtet diese Konferenz zusam-
men mit der Österreichischen Akademie der 
Wissenschaften aus. 

Messung und Analyse sind seit jeher zent-
rale Elemente in Wissenschaft und Technik. 
Auffallend ist aber die an Breite und Tiefe bis-
her unübertroffene analytische Durchdringung, 
Verknüpfung und Auswertung von (personen-
bezogenen) Informationen: Vermehrt wird eine 
Vielzahl von Einzeldaten gesammelt sowie für 
mannigfache Zwecke analysiert und zusammen-
geführt. Erhofft werden neue Einsichten und die 
Entschlüsselung von Wirkungszusammenhän-
gen mit hohem Nutzenpotenzial. Neben Vortei-
len wie einem möglichen Zugewinn an Lebens-
qualität, Sicherheit, Komfort oder Effizienz 
wirft die intensivierte „Vermessung“ des Men-
schen und seiner Umwelt allerdings auch grund-
sätzliche Fragen auf: zum einen nach der Ver-
meidbarkeit von gesellschaftlich unerwünschten 
Folgen wie dem Missbrauch von Informationen 
oder der Verletzung von Grund- und Persön-
lichkeitsrechten, zum anderen die Frage nach 
dem angemessenen Umgang mit technisch 
machbaren Innovationen, die die Abwägung 
miteinander konkurrierender Werte erzwingen 
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oder an Grenzen rationaler Entscheidbarkeit und 
Absehbarkeit der Folgen stoßen. 

Das Spannungsfeld zwischen Erkenntnis-
gewinn und Prognosesicherheit einerseits und 
individueller Entscheidungsfreiheit andererseits 
findet sich in ganz unterschiedlichen Techno-
logiefeldern: 

- in der Biotechnologie etwa bei der Analyse 
von Daten aus der Genomentschlüsselung 
und aus systembiologischen Ansätzen 

- in der Medizin bei neuen Methoden und 
Techniken der „Vermessung“ des menschli-
chen Körpers zur Diagnoseverbesserung 
und verlässlicheren Entschlüsselung indivi-
dueller Risikolagen 

- im Bereich des umweltbezogenen Technik-
einsatzes bei der verfeinerten Datensamm-
lung, Verknüpfung für Modellierungszwe-
cke und Synthetisierung zu Maßzahlen, 
z. B. für „Nachhaltigkeit“; 

- bei Anwendungen der Informations- und 
Kommunikationstechnologie bei der zuneh-
mend individualisierten Sammlung, Ver-
knüpfung und Auswertung von Daten im 
Zuge der Ausbreitung „digitaler Lebensstile“ 

Die TA’06 widmet sich den skizzierten Ten-
denzen und dem Spannungsfeld von Vortei-
len, sozialem Fortschritt und wirtschaftlichem 
Nutzen einerseits sowie möglichen Risken 
bzw. unerwünschten gesellschaftlichen Folgen 
andererseits. 

Auf der Seite http://www.oeaw.ac.at/ita/ 
ta06 gibt es die aktuellen Informationen. An-
meldeschluss ist der 17. Mai 2005. 

Kontakt für Anfragen und Anmeldung 

Sabine Stemberger 
Institut für Technikfolgen-Abschätzung 
Österreichische Akademie der Wissenschaften 
Strohgasse 45/5, 1030 Wien, Österreich 
Tel.: +43 (0) 1 - 515 81 - 65 82 
Fax: +43 (0) 1 - 710 98 83 
E-Mail: Sabine.Stemberger@oeaw.ac.at 

 
» 

 

Konferenz 
Visionen der Informations-
gesellschaft 2016 
Katowice, Polen, 7.-9. Juni 2006 

Veranstalter dieser Konferenz im Rahmen des 
Deutsch-Polnischen Jahres 2005/2006 sind 
das Internationale Zentrum für Nachhaltigkeit 
und Informationsgesellschaft (CRI) an der 
Schlesischen Universität Katowice und das 
Fraunhofer-Anwendungszentrum für Logistik-
systemplanung und Informationssysteme 
(ALI), Cottbus, in Zusammenarbeit mit den 
Instituten für Philosophie und für Kulturelle 
Kommunikation der Schlesischen Universität, 
Katowice, der Hochschule für Informations-
technik, Katowice, der Europäische Akademie 
für Lebensforschung, Integration und Zivilge-
sellschaft (EALIZ) in Waidhofen / Österreich 
und dem Institut für Technikfolgenabschätzung 
und Systemanalyse (ITAS) im Forschungszent-
rum Karlsruhe / Deutschland. 

Hintergrund der Tagung sind sowohl das 
Aktionsprogramm „Informationsgesellschaft 
Deutschland 2006“ als auch das EU-Programm 
„i2010; eAccessbility“. 

Mit der Tagung sollen einerseits die Dis-
kussion um die technischen, vor allem jedoch 
um die nichttechnischen Seiten der Informati-
onsgesellschaft in Polen befördert und anderer-
seits ein Beitrag geleistet werden zur Ableitung 
solcher Ziele bzw. Perspektiven für die Infor-
mationsgesellschaft, die (auch) im Interesse 
zukünftiger Generationen liegen, vor allem in 
Richtung Wohlstand, Fortschritt, Wachstum, 
Wettbewerbsfähigkeit, Nachhaltigkeit. Zentral 
dafür sind der Wissenstransfer von Deutsch-
land nach Polen sowie das Aufzeigen nationa-
ler (z. B. kultureller) Spezifika, die den Wis-
senstransfer behindern können. 

Zugleich sind in multi- und transdiszipli-
närer Weise Ziele, Perspektiven und Visionen 
für zukünftige Entwicklungen zu formulieren, 
die als Anregungen oder Anforderungen für 
Entwicklungen vor allem im Bereich der In-
formationstechnik, aber auch der (Aus- und 
Weiter-)Bildung, der Politik und des Rechts 
dienen können. 

Die Debatte um die „Informationsgesell-
schaft“ konzentriert sich auch in Polen derzeit 
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stark auf die technische und/oder ökonomische 
Seite von netzbasierter Kommunikation; sozia-
le und vor allem kulturelle Aspekte werden 
zwar nicht marginalisiert, jedoch oftmals unzu-
reichend einbezogen. Dabei zeigen allein die 
Diskussionen über das Recht auf informatio-
nelle Selbstbestimmung angesichts anstehender 
technischer Entwicklungen (z. B. RFID-
Technologie) die möglichen nicht-technischen 
Effekte moderner Informations- und Kommu-
nikationstechnologien. 

In Vorträgen, Diskussionen und vor allem 
in mehreren Arbeitsgruppen (Arbeit/Wirtschaft, 
Raumplanung, Verwaltung, Bildung/e-Learning, 
Kunst/net-art, Kultur, Kommunikation, …) sol-
len vor diesem Hintergrund unter Einbeziehung 
von Studenten Vorstellungen für wünschens-
werte und mögliche Entwicklungen im Bereich 
der Informationsgesellschaft entwickelt werden. 
Dabei geht es auch um die Herausarbeitung von 
Aufgaben und Handlungsweisen für unter-
schiedliche gesellschaftliche Institutionen, ins-
besondere für Ausbildungseinrichtungen (etwa 
Veränderungen in Lehrprogrammen, Program-
me für spezielle Kurse und postgraduale Stu-
dien) sowie um die Entwicklung von Strategien 
und Maßnahmen zur digitalen Integration und 
Bürgerbeteiligung. 

Kontakt 

Prof. Dr. Gerhard Banse 
Fraunhofer-Anwendungszentrum für Logistik-
systemplanung und Informationssysteme 
Konrad-Wachsmann-Allee 1, 03046 Cottbus 
Tel.: +49 (0) 355 / 69 - 48 28 
E-Mail: gerhard.banse@ali.fhg.de 

 
» 

 
Call for Papers 
Governance (in) der Wissens-
gesellschaft 
Tagung des AK „Politische Steuerung“ 
der DVPW 

Hamburg, Herbst 2006 

Der Arbeitskreis „Politische Steuerung“ der 
Deutschen Vereinigung für Politische Wissen-
schaft ruft für die für Herbst 2006 geplante 
Tagung zur Einsendung von Beiträgen auf. 

Einsendeschluss für Abstracts von Vorträgen 
in einer Länge bis zu 250 Wörtern ist der 
30. April 2006. 

„Wissen“ wird in der Politikwissenschaft 
zurzeit aus ganz unterschiedlichen Perspektiven 
zum Thema gemacht. Es geht dabei u. a. um die 
politische Bedeutung von beschleunigtem tech-
nologischen Wandel und der Ausbreitung wis-
sensbasierter Märkte – Phänomene die häufig 
unter dem Terminus „Wissensgesellschaft“ dis-
kutiert werden. Auch wenn keine Einigkeit dar-
über besteht, ob man gegenwärtig von einem 
Übergang zur postindustriellen Informations- 
und Wissensgesellschaft sprechen kann, beste-
hen kaum Zweifel daran, dass insbesondere für 
die Länder des globalen Nordens die Produktion 
und der Handel immaterieller Güter – d. h. 
Dienstleistungen, Informationen und Wissen – 
weiter an Bedeutung gewinnen werden. Der 
Zugang zu Wissensressourcen, die Produktion 
von Wissensbeständen sowie deren private und 
gemeinschaftliche Aneignung und Kontrolle 
rücken damit verstärkt ins Zentrum gesell-
schaftlicher Regulierungsbestrebungen. Die 
theoretischen und praktischen Implikationen 
dieser Regulierungsbestrebungen, -weisen und 
-modelle sollen im Rahmen der Tagung disku-
tiert werden. Dabei lassen sich zwei Ebenen 
des regulierenden bzw. steuernden Zugriffs auf 
Wissen und Wissensbestände unterscheiden: 

1. Regulierungsmodelle und -bestrebungen im 
Bereich der Produktion und Vermittlung 
von Wissen 
Auf dieser Ebene geht es um den Zugriff 
konkurrierender Akteure auf Bildung und 
Forschung, also auf die gesellschaftlichen 
Bereiche, in denen neues Wissen entsteht 
und / oder bestehendes Wissen vermittelt 
wird. Nationalstaatliche Akteure, die bisher 
Inhalt, Ausrichtung und Programmatik der 
schulischen und universitären Bildung be-
stimmt haben, geraten gegenwärtig von 
zwei Seiten unter Druck: Zum einen führen 
Anpassungsprozesse und Harmonisierungs-
bestrebungen im globalen bzw. europäi-
schen Rahmen (GATS, Bologna-Prozess) 
dazu, dass Bildungspolitik den national-
staatlichen Rahmen zunehmend verlässt; 
zum anderen drängen private Anbieter auf 
den ökonomisch bedeutsamer werdenden 
Bildungsmarkt und sorgen so für die Ein-
führung neuer Steuerungsimperative und 
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Handlungslogiken. Welche Schwerpunkt-
setzungen (z. B. „lebenslanges Lernen“, 
„Lernen des Lernens“) spielen dabei eine 
Rolle? Und wie verändert die Wahrneh-
mung von Bildung und ihrer gesellschaftli-
chen Bedeutung die politische Steuerung im 
nationalen, europäischen und globalen Kon-
text? Kann von einem Rückzug des Staates 
gesprochen werden oder hat der Staat ledig-
lich seine Steuerungsinstrumente verändert? 
Gibt es Rückwirkungen veränderter Steue-
rung auf Stakeholder im Bildungsbereich 
und ihre Durchsetzungsfähigkeit? 

2. Regulierung und Steuerung der Nutzung 
und Verwertung von Wissen 
Stärker noch als bei der Produktion und 
Vermittlung stehen sich bei der Nutzung und 
Verwertung von Wissen private und öffentli-
che Interessen gegenüber. Ansprüche auf 
freien Zugang zu Informationen und Wissen 
konkurrieren hier mit privaten Eigentumsan-
sprüchen. Gemeineigentumskonzepte der 
freien Informations-Infrastruktur oder der 
Wissensallmende stehen Imperativen der pri-
vaten Aneignung und Verfügung gegenüber. 
Zu analysieren wäre in diesem Zusammen-
hang, welche Modelle der Regulierung des 
Zugriffs auf Wissen existieren und welche 
Konzepte von Eigentum und Gemeinschafts-
gütern diesen Modellen zugrunde liegen. 
Welche sozialen Akteure propagieren impli-
zit oder explizit welches Modell? Wie sehen 
diese Modelle aus? Auf welchen Prämissen 
beruhen sie? Worin unterscheiden sie sich? 
Welche sozialen und ökonomischen Konse-
quenzen sind mit ihnen verbunden, wird 
Wissen als öffentliches oder privates Gut 
konzipiert? Welche systematischen Unter-
schiede bestehen zwischen materiellen und 
immateriellen Gütern und was folgt für Pa-
tentierung und geistige Eigentumsansprüche 
(„intellectual property rights“)? 

Die für Herbst 2006 anvisierte Tagung soll 
diese beiden Problemebenen aufnehmen und 
miteinander in Beziehung setzen. Es soll dabei 
nicht um die Frage „Wissensgesellschaft oder 
nicht“ gehen, sondern vielmehr um die Konse-
quenzen der zunehmenden gesellschaftlichen 
Bedeutung von Wissensressourcen und die da-
mit verbundene Veränderung von Governance-

Strukturen, Regulierungskonzepten und Steue-
rungsmodellen. 

Abstracts für die Vorträge können bis zum 
30. April 2006 geschickt werden an: 
Sebastian Haunss 
(haunss@sozialwiss.uni-hamburg.de) 
oder an 
Katrin Toens 
(ktoens@sozialwiss.uni-hamburg.de). 

 
« 

 
Konferenz 
Mensch und Computer im 
StrukturWandel 
Gelsenkirchen, 3.-6. September 2006 

Veranstaltet wird diese Konferenz von der Ge-
sellschaft für Informatik, Fachbereich Mensch-
Computer Interaktion und der Deutschen Grup-
pe der Association of Computing Machinery 
(ACM) in Zusammenarbeit mit der Fachhoch-
schule Gelsenkirchen, Fachbereich Informatik 
und dem Institut Arbeit und Technik im Wissen-
schaftszentrum Nordrhein-Westphalen. 

• Welche Rollen spielen Mensch und Compu-
ter im Wandel? 

• Was ist Ursache, was ist Wirkung im 
Wandel? 

• Wie können Computeranwendungen dem 
Menschen im Wandel helfen? 

Diesen Fragen soll interdisziplinär nachge-
gangen werden. 

Die Ausbreitung der Informationstechnik 
in alle Lebensbereiche macht praktisch alle 
Menschen auf unterschiedliche Weise zu Be-
nutzerinnen oder Benutzern von Computern. 
Wurde die Frage der Benutzbarkeit bisher pri-
mär für Computer am Arbeitsplatz gestellt, so 
stellt sich am Anfang des neuen Jahrhunderts 
die Frage viel breiter. Die Frage der Benutz-
barkeit ist eine zentrale Frage in einer sich 
entwickelnden Informationsgesellschaft. Vor 
dem Hintergrund des viel beachteten Memo-
randums „Mensch & Computer 2000. Informa-
tion, Interaktion, Kooperation“ ist die Konfe-
renzreihe „Mensch & Computer“ eine An-
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strengung, um verschiedene Fachgebiete und 
Praxisfelder in einen fruchtbaren Diskurs zu 
bringen und um voneinander zum Nutzen mög-
lichst vieler Menschen zu lernen. 

Auf der „Mensch und Computer 2006“ in 
Gelsenkirchen wird wie schon 2005 in Linz 
ein eigener Track zum Thema Knowledge 
Media Design stattfinden. Dieser Track wird 
von der Fachgruppe Knowledge Media Design 
(FG KMD) der Gesellschaft für Informatik 
angeboten. 

Knowledge Media Design (KMD) ist eine 
noch junge Disziplin, die sich mit der Generie-
rung, Vermittlung, Präsentation und Bewahrung 
von medial behandelbarem Wissen, bzw. Wis-
sensmedien beschäftigt. Unter Wissensmedien 
werden computerbasierte Systeme verstanden, 
die Personen bei kreativen Tätigkeiten (z. B. 
Autorensysteme, CAD-Systeme), bei der Ak-
quisition von Wissen (z. B. Lernplattformen des 
eLearning, Museumsinformationssysteme, Bib-
liothekssysteme) sowie der Suche nach Wis-
sensinhalten (z. B. Informationssysteme) unter-
stützen. Der komplette Lebenszyklus von Wis-
sen steht im Fokus: Erzeugen, Speichern, Verar-
beiten, Weitergeben, Aneignen, und Recherchie-
ren. Zentrales Medium hierbei ist der Computer. 

Zu den verschiedenen Arten des Struk-
turWandels 

• von der industriellen zur wissensbasierten 
Ökonomie, 

• von der Schwerindustrie zu Hightech-Pro-
dukten, 

• von alter Produktion zu neuen Dienstleis-
tungen, 

• vom Lernen für das Leben zu lebenslangem 
Lernen, 

• von lokaler Verrichtung von Arbeit zu glo-
balem Agieren, 

• vom Computerarbeitsplatz zur intelligenten 
Umgebung 

wird es Beiträge aus allen Disziplinen, die sich 
mit Aspekten des Zusammenwirkens von 
Mensch und Computer in dieser Entwicklung 
beschäftigen, geben. Gefragt wird gleicherma-
ßen nach praktischen Anwendungen und theo-
retischen Modellen, nach neuen Konzepten und 
bereits etablierten Anwendungen, nach Ergo-
nomie und Design. 

Das Themenspektrum der Konferenz umfasst: 

Wandel in der Arbeitswelt 

• Neue Dienstleistungen im Gesundheitswe-
sen, in Logistik und Verkehr sowie in Ma-
nagement und Verwaltung 

• Unterstützung der Entwicklung neuer Tech-
nologien durch Anwendungen in Entwurf 
und Konstruktion, Recherche und Doku-
mentation 

• Weltweites Agieren mit CSCW und mit 
Lokalisierung und Individualisierung, Un-
terstützung von Innovationsnetzwerken 

Wandel in Bildung und Erziehung 

• Unterstützung des lebenslangen Lernens, 
neue Lern- und Lehrformen sowie Edu-
tainment und Infotainment 

• Lehre und Studium der Mensch-Computer-
Interaktion, Interface-Gestaltung und Soft-
ware-Ergonomie 

Wandel im Computereinsatz 

• Mobile Anwendungen, Ubiquitous Compu-
ting und Ad-hoc-Netze 

• Virtuelle Umgebungen und Augmented 
Reality 

• Intelligente Geräte und Umgebungen, Hand-
helds, Wearables und Pervasive Computing 

Beitragsformen 

Eine Tagung mit einem so reichhaltigen Spekt-
rum lebt von vielen unterschiedlichen Beiträ-
gen. Um einen lebendigen Austausch zu er-
möglichen, sind folgende Formate vorgesehen: 
Vorträge (sowohl Forschungs- als auch Praxis-
berichte), Design-Präsentationen (Beispiele 
der Gestaltung interaktiver Systeme oder digi-
taler Medien, in Form eines Kurzvortrags mit 
Vorführung; die angenommenen Beiträge 
nehmen am Wettbewerb um den MuC-
Designpreis teil), System-Demonstrationen 
(Präsentation in Form eines Kurzvortrags mit 
Vorführung in speziellen Sitzungen, sowie 
Ausstellung im Ausstellungsbereich während 
der Interaktiven Postersitzungen), Poster (For-
schungsergebnisse und Praxisbeispiele in Kurz-
form, Vorstellung in interaktiven Postersitzun-
gen), Workshops (halb- oder ganztägig, als ein 
offenes Forum für Kurzpräsentationen, Diskus-
sionen oder gemeinsames Arbeiten) sowie Tu-
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torials (halb- oder ganztägige Expertenvorträge 
zu verschiedenen Themen). 

Für die Tutorials können noch Beiträge 
eingereicht werden bis zum 15. April 2006. 
(Deadline zur Einreichung aller anderen Bei-
tragsarten war der 19. März). Vorschläge sollen 
neben dem Titel eine kurze Inhaltsbeschrei-
bung und Informationen über die Vortragende 
oder den Vortragenden sowie die Zielgruppe 
beinhalten. Sie können ausschließlich in elekt-
ronischer Form über das Konferenz-Tool ein-
gereicht werden: https://mc2006.informatik.fh-
gelsenkirchen.de/conftool/ 

Die elektronische Anmeldung zur Konfe-
renz, welche ab Mai freigeschaltet sein wird, ist 
bis zum 15. Juni möglich unter: 
http://mc.informatik.uni-hamburg.de/mc2006/ 
anmeldung.shtml 

Tagungsbüro 

Claudia Völker 
Fachhochschule Gelsenkirchen 
Fachbereich Informatik 
45877 Gelsenkirchen 
Tel.: +49 (0) 209 / 95 96 - 789 
Fax: +49 (0) 209 / 95 96 - 703 
E-Mail: mc2006@informatik.fh-gelsenkirchen.de 

 
» 

 
Conference 
EcoProcura 2006 
Practical Solutions for Sustainable 
Procurement 

Barcelona, Spain, September 20-22, 2006 

ICLEI (“Local Governments for Sustainability”) 
is organising this conference, which will include 
the presentation of results of the “LEAP”-
project and the 2nd International Green Purchas-
ing Conference, in co-operation with the Pro-
vincial and City Councils of Barcelona, the 
LEAP Project Consortium, the International 
Green Purchasing Network (IGPN), the Catalan 
Regional Government and the Spanish Ministry 
for the Environment. 

The EcoProcura series of conferences pro-
vide a platform to promote exchange amongst 
purchasers from local, regional and national 

governments and also from the private sector. 
The event aims to foster a dialogue amongst 
suppliers, policy and decision makers, multi-
pliers, and offer the latest information and 
practical solutions for implementing sustain-
able procurement. 

1 Conference Goals and Objectives 

• Showcasing tools 
Presenting the latest tools designed to as-
sist public authorities to review, monitor 
and drive improvements in sustainable 
procurement. 

• Learning from leading world cities 
Sharing ideas and best practice from the 
global pioneers, and developing new forms 
of cooperation between local governments 
from Europe and around the world. 

• Working with the private sector 
Providing a mechanism for dialogue be-
tween the private sector and the public sec-
tor to advance sustainable product innova-
tion and further promote a market for sus-
tainable products and services. 

2 Call for Papers 

Topics to be addressed 

• Showcasing tools 
- Examples of good technical specifica-

tions for use in tender documentation 
- Tender evaluation models 
- Monitoring approaches 
- Information on the life-cycle-costs of 

products 
- Eco-labels 
- Product databases 
- Linking sustainable procurement to envi-

ronmental management systems 
• Learning from leading world cities 

- Practical guidance and / or good practice 
on the organisation and implementation 
of sustainable procurement activities in 
the public and / or private sector 

- Socially and/or ethically responsible pro-
curement 

- Economic benefits of sustainable pro-
curement 

- Pioneering green purchasing activities in 
parts of Europe less experienced 



ANKÜNDIGUNGEN / EVENTS 

Technikfolgenabschätzung – Theorie und Praxis Nr. 1, 15. Jg., April 2006 Seite 135 

- with sustainable procurement 
- Strategic procurement through joint pur-

chasing 
- Innovative contract arrangements to 

achieve best value for money. 
• Working with the private sector 

- Involving suppliers through a dialogue 
or consultation in sustainable procure-
ment implementation 

- Environmentally or socially innovative 
products or service solutions. 

Additional issues, topics, workshops or other 
conference elements can also be proposed. For 
further information, please contact the confer-
ence organisers on the conference website: 
ecoprocura2006@iclei-europe.org 

Interested people are invited to present 
their ideas and experiences in the field of sus-
tainable procurement. They should complete 
the registration form and send it to the address 
shown on the top of the form. The form may be 
downloaded from: http://www.iclei.org/itc/ 
ecoprocura2006. 

Conference venue 

Congress Centre (Palau de Congresos) 
Fira de Barcelona – Montjuïc 
Avda. Reina Maria Cristina s/n 
08004 Barcelona, Spain 
Internet: http://www.firabcn.es 

Conference Office 

ICLEI’s International Training Centre (ITC) 
Leopoldring 3, 79098 Freiburg, Germany 
Tel.:+49 (0) 761 / 368 92 20 
Fax: +49(0) 761 / 36 892 29 
E-Mail: ecoprocura2006@iclei-europe.org 
Internet: http://www.iclei.org/itc/ecoprocura2006 

 
» 

 

Call for Papers 
Impact of FTA approaches on 
Policy and Decision-Making 
Second International Seville Seminar on 
Future-Oriented Technology Analysis 

Seville, Spain, September 28-29, 2006 

In co-operation with the European Techno-
Economic Policy Support Network (ETEPS), 
the European Commission’s Joint Research 
Centre – Institute for Prospective Technological 
Studies (JRC– IPTS) is organising this Seminar. 

Building on the success of the joint EU-
US Seminar on Future-Oriented Technology 
Analysis (FTA) in 2004, a second event is be-
ing organised for the sharing of ideas and ex-
periences among FTA experts, practitioners, 
and decision-makers. 

The 2006 Seminar will focus upon the 
“impact of FTA approaches on policy and de-
cision-making” and will place emphasis on the 
delivery of concrete and valued policy out-
comes and impacts from FTA activities. 

The FTA acronym refers to strategic fore-
sight, forecasting and technology assessment. 

Tools like foresight, technology assessment 
and technology forecasting are being used more 
than ever in a wide variety of settings. Yet, de-
spite their growing popularity, questions remain 
as to their impacts, which are believed to be 
distributed over space and time. This concern 
gives rise to the following sorts of questions: 

• What difference do FTA tools and ap-
proaches make to decision making proc-
esses in different contexts, e.g. public sec-
tor, business, higher education, etc.? 

• What other demonstrable impacts can they 
have? 

• To what extent is it possible to match FTA 
process designs to desired impacts? 

• What concepts and theoretical traditions 
might be brought to bear in improving our 
understanding of the conduct and impacts of 
FTA processes? 

• How could the use of such tools and ap-
proaches be further expanded? 

• What sorts of community-building actions 
should FTA practitioners (and users) under-
take to develop good practices and promote 
innovation? 
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These, and other questions, will be addressed. 

Themes 

Reflecting the Seminar’s emphasis upon FTA 
impacts and outcomes, the four themes in 
which papers and multimedia e-poster presen-
tations are invited are as follows: 

• FTA Assumptions, Methods and Approaches 
in the Context of Achieving Outcomes 

• FTA Evaluation, Impact and Learning 
• FTA in a Business Context 
• FTA on Higher Education 

Submitting Abstracts 

Only abstracts submitted directly through the 
online form available at the Seminar website 
will be considered by reviewers. In order to 
submit either a paper or a multimedia e-poster 
abstract, this link should be followed: 
http://forera.jrc.es/fta/submit.cfm. Abstracts, 
longer than 300 words, should clearly indicate 
whether they aim to contribute either as pa-
pers or multimedia e-posters. Alternatively 
both options can be selected if abstracts 
should be considered as a multimedia e-poster 
in case they are not selected to be presented as 
a paper. The deadline for submitting abstracts 
is Monday May 15, 2006. Authors will be 
informed whether their abstracts have been 
accepted by 31st May 2006, with full text of 
papers or multimedia e-poster presentations to 
be delivered no later than July 31, 2006. 

The full call for abstracts can be consulted 
and downloaded at: http://forera.jrc.es/fta/ 
intro.html 

Programme and Registration 

Before the end of May 2006, the detailed Seminar 
programme will be available and the Seminar Reg-
istration be open. 

Venue 

The Seminar will take place at the European 
Commission Directorate General Joint Research 
Centre – Institute for Prospective Technological 
Studies DG (JRC-IPTS), Seville, Spain. JRC-
IPTS is located at: 
Edificio Expo 
C/ Inca Garcilaso, s/n 
41092 Sevilla, Spain 

 
« 

 
International Workshop 
Ethics of Human Interaction 
with Robotic, Bionic, and 
AI Systems 
Concepts and Policies 
Naples, Italy, October 17-18, 2006 

The workshop is organized by the University 
of Naples Federico II, Italy in the framework 
of the ETHICBOTS European Project 
(http://ethicbots.na.infn.it), the goals and moti-
vations of which are to promote and coordinate 
a multidisciplinary group of researchers into 
artificial intelligence, robotics, anthropology, 
moral philosophy, philosophy of science, psy-
chology, and cognitive science, with the com-
mon purpose of identifying and analyzing 
techno-ethical issues concerned with the inte-
gration of human beings and artificial (soft-
ware / hardware) entities. 

This workshop aims at exploring the 
techno-ethics of human interactions with adap-
tive and cognitive systems developed in the 
framework of Robotics, Bionics, and Artificial 
Intelligence. These interactions notably include 

• human-robot non-invasive interactions, 
involving autonomous robots which inhabit 
human environments; 

• human-machine invasive interactions, in-
volving bionic systems for restoring or en-
hancing human functionalities; 

• human-softbot interactions, involving AI 
systems for information access and commu-
nication; 

• Critical ethical issues arising in these do-
mains concern; 
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• preservation and promotion of human free-
dom, rights, and identity; 

• fair access to adaptive machinery resources; 
• scientific method and techno-ethical policies; 
• precautionary principles in human-machine 

interactions; 
• responsibilities for cooperative human-

machine deliberation and action; 
• machine autonomy and accountability; 
• individual and societal impact of human-

machine cognitive and affective bonds; 
• intercultural aspects of robot development, 

design, and use. 

The joint effort of researchers in various areas of 
inquiry – including robotics, bionics, the cogni-
tive (neuro-)sciences, artificial intelligence, 
anthropology, philosophy, and law – is needed 
to identify and analyze techno-ethical issues 
concerning the interaction of human beings with 
adaptive and cognitive machines. This work-
shop aims at providing a multidisciplinary fo-
rum for discussing these techno-ethical issues 
and understanding their import on the proper 
implementation of ethical monitoring, triaging, 
warning, and institutional opinion generation. 

Extended abstracts (of max. four pages) 
may be submitted electronically until July 15, 
2006 either to Guglielmo Tamburrini (tam-
burrini@na.infn.it) or to Edoardo Datteri (dat-
teri@na.infn.it). 

Additional information is available on the 
conference webpage http://ethicbots.na.infn.it/ 
workshop.htm, which is constantly updated. 

Venue 
Centro Congressi Università di Napoli Federico II 
Via Partenope 36, 80121 Napoli, Italia 
Internet: http://www.centrocongressi.unina.it/ 
lungomare/lungomare.html 

Contact 
Guglielmo Tamburrini 
Dipartimento di Scienze Fisiche 
Università di Napoli Federico II 
Compl. Universitario Monte S. Angelo 
Via Cintia, 80126 Napoli, Italy 
Tel.: +39 - 081 - 67 68 17 
E-Mail: tamburini@na.infn.it 

» 

Conference 
Indicators on Science, 
Technology and Innovation 
Lugano, Switzerland, November 16-17, 2006 

The European Network of Excellence on Poli-
cies for Research and Innovation in Europe 
(PRIME) organises an international conference 
on Indicators on Science, Technology and In-
novation in the framework of its European 
Network of Indicator Producers project (ENIP). 
The conference follows the European Work-
shop on New Perspectives on Science and 
Technology Indicators organized by ENIP in 
September 2005 in Lisbon and aims to cele-
brate the centennial on STI statistics (1906-
2006) and look at the future of indicators. 

Over the past hundred years, thanks to na-
tional statistical offices, we have gained in 
terms of the diversity, quality and robustness of 
statistics. One now has indicators on input, 
output and (some) outcomes. One also has 
historical series for studying trends at the na-
tional level. However, statistics are now at a 
crossroads. Users of statistics are asking for a 
lot more information than before because their 
analyses and/or decisions are more fine-
grained. National aggregates are no longer 
enough, and neither are standard classifica-
tions. Many think that indicators should char-
acterize the elements of national innovation 
system as such, considering it is made of dif-
ferentiated, (semi-)autonomous and strategic 
agents. Equally, many consider important to 
describe the interactions of elements, linkages 
as well as their complementarities, competition 
and cooperation, to figure out the different 
types and categories they belong to. 

The conference will focus on two closely 
related issues: 

• The historical roots of the today’s STI indi-
cators, both concerning conceptual aspects 
and the organization of their production. 

• New perspectives and developments on STI 
indicators, centred around the notion of po-
sitioning indicators and the aim of building 
an European platform for these indicators. 
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Themes 

The conference is organized around the two 
above themes. Presentations on the following 
subjects are invited: 

1. Lessons from the History 
This session looks at history in order to identify 
what lessons have been or could be learned 
from past practices. It will study the origins of 
S&T statistics, their characteristics, the ration-
ales for their development and the uses that 
have been made of them. Topics discussed are: 

• What explains the origins of statistics on 
science, technology and innovation? 

• Who were the forerunners, the pioneers and 
the followers? 

• What were the motives of early statisticians? 
• What type of statistics was developed? 
• What uses were made of the statistics de-

veloped? 
• What was the “politics” of measurement? 
• How to make a sociology of statistics? 

2. New perspectives for STI indicators 
This session looks at the future and examines 
the conditions required to produce new and 
better measurements. Topics discussed are: 

• The requirements and needs of users, both 
institutional and academic. 

• The misses and holes in current statistics. 
• The methodological challenges for produc-

ing renewed statistics. 
• The new and promising avenues. 
• Examples of recent innovative works. 
• Positioning indicators. 

Abstract should indicate name and affiliation of 
the authors, research subject and methodology 
as well as (preliminary) results and conclu-
sions. Selected references should be provided. 
Abstracts should not exceed three pages 
(10’000 signs). Submission of joint papers for 
thematic sessions are encouraged. Answer on 
acceptance will be given to the authors not later 
than June 1st, 2006. 

For more information, please consult the 
http://www.ticinoricerca.ch/conference.html 
program of the conference. 

Conference Chair 

Benoît Godin, INRS Urbanisation, Culture et Socié-
té, Montréal, Canada 
Benedetto Lepori, Università della Svizzera italiana, 
Lugano, Switzerland 

 
« » 

 
 
Ausführlichere Informationen zu diesen Veran-
staltungen sowie Hinweise zu weiteren Tagun-
gen sind dem ständig aktualisierten „Konferenz-
kalender” auf dem ITAS-Server zu entnehmen 
(http://www.itas.fzk.de/veranstaltung/inhalt.htm) 
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ITAS-NEWS 

New EU Project 
CONverging TEChnologies 
and their impact on the Social 
sciences and humanities 
(CONTECS) 

CONTECS is a specific support action for the 
definition of the role of the social sciences in 
the ongoing process of convergence of key 
technologies, particularly “Nanotechnology, 
Biotechnology, Information Technology and 
the Cognitive Sciences” (NBIC). It is being 
coordinated by the Fraunhofer Institute for 
Systems and Innovation Research (ISI), Karls-
ruhe, with a major contribution from ITAS. 
Smaller partners selected for specific expertise 
are the Département d’Études Cognitives 
(DEC) of the Ecole normale supérieure, Paris 
(Professor Daniel Andler), and Saïd Business 
School of the University of Oxford, United 
Kingdom (Professor Steve Woolgar). 

In response to the NBIC initiative by the 
US National Science Foundation and the De-
partment of Commerce, DG Research of the 
European Commission appointed a high-level 
expert group called “Foresighting the New 
Technology Wave”, which has developed a 
contrasting vision for convergence, labelled 
“Converging Technologies for the European 
Knowledge Society” (CTEKS). This vision is 
highly interdisciplinary and also demand-
driven, thus foreseeing a major role for the 
social sciences. 

CONTECS addresses the potential roles 
that the social sciences and humanities (SSH) 
can play with regard to phenomenon of techno-
logical convergence (between Nano-, Bio-, 
Information Technologies, Cognitive Sciences 
and Social Sciences and Humanities), its shap-
ing and ethical and societal implications. 

In an integrated and systemic approach 
the project will explore the major ethical and 
societal questions raised by technological 
development in the field of converging tech-
nologies (CT) and the ways in which these can 
be addressed by the social sciences and hu-
manities. In the context of imminent transfor-

mations to a European knowledge-based soci-
ety, these questions present key opportunities 
and challenges which the research community 
needs to be prepared to face. This activity will 
build on a continuous review and monitoring 
of technological developments in the CTs and 
relevant global Research and Technology 
Development (RTD) policy trends, at the 
same time analysing their possible implica-
tions for contributions by the SSH. 

The project will further analyse how and 
to what extent the SSH can contribute to the 
shaping of science and technology. The final 
aim is to raise awareness of CT issues through-
out the SSH community and to develop options 
for a research agenda to be implemented in the 
SSH priority of the EU 7th Framework Pro-
gram. The emergence of the knowledge-based 
society will entail new forms of relationships 
between its citizens, on one hand, and between 
its citizens and institutions, on the other. The 
project aims to mobilise European research 
capacities in the SSH that are necessary to de-
velop an understanding of, and to address is-
sues related to, this critical phenomenon. 

The project will seek to involve major ac-
tors in the social sciences and humanities in a 
series of workshops and interviews which will 
be structured by input from the project team. 
ITAS is lead partner in two work packages, one 
for the production of a seed paper to provoke 
debate at a first expert workshop, the other for 
the production of consolidated reports on CTs 
and their impact on the SSH. ITAS staff in-
volved will include Armin Grunwald, Torsten 
Fleischer, and Michael Rader, with Christopher 
Coenen of TAB as an advisor. 

Further information is available at the pro-
ject Web Site: http://www.contecs.fraunhofer.de 

(Michael Rader) 
 

« 
 

Neues EU-Projekt 
„Open Trusted Computing“ soll 
sichere Computer ermöglichen 

Das von der Europäischen Kommission geför-
derte Integrierte Projekt „Open Trusted Com-
puting“ mit einem Budget von rund 17 Millio-
nen Euro startete im November 2005 und hat 
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eine Laufzeit von dreieinhalb Jahren. Unter der 
Projektleitung von Technikon Forschungs- und 
Planungsgesellschaft (Österreich) und der wis-
senschaftlichen Leitung von Hewlett-Packard 
(Großbritannien) wird ein multidisziplinäres 
Team von 23 Partnern aus 12 europäischen 
Ländern – unter ihnen neben ITAS die deut-
schen Partner AMD, Comneon, Infineon, Suse 
Linux sowie die Universitäten Bochum, Dres-
den und München – vertrauenswürdige und 
sichere Computer auf der Basis von Open 
Source Software entwickeln. Das Konzept 
umfasst sowohl traditionelle Computer (PCs, 
Server, Grid-Netze) als auch Embedded Sys-
tems (Mobiltelefone, Automobile, industrielle 
Anwendungen). 

Durch die Realisierung des Open Trusted 
Computings (OpenTC) soll die Sicherheit ein 
integraler Bestandteil des Computersystems 
werden. Bei heutigen Rechnersystemen ist es 
nötig, ihre Schwachstellen mit Sicherheits-
schichten wie Firewalls und Virenscannern zu 
schützen. Diese Schichten sollen mit OpenTC 
ergänzt bzw. gegebenenfalls durch einen in-
tegrierten Sicherheitsansatz ersetzt werden 
und so den Computer gegen Angriffe wie 
durch „Phishing“ oder „Trojanische Pferde“ 
besser schützen, damit kritische Prozesse wie 
Homebanking in einer gesicherten Umgebung 
ablaufen können. 

OpenTC verwendet zum Schutz spezielle 
Hardware, das „Trusted Platform Module“, ein 
Produkt, das mit einer Smartcard vergleichbar 
ist. Unterstützung bekommt der zu entwickeln-
de sichere Betriebsystemkern („Kernel“) durch 
Prozessoren der kommenden Generation und 
neue Betriebssysteme, welche die Sicherheits-
technik direkt unterstützen. Eine der Hauptauf-
gaben von OpenTC ist die Entwicklung, Integ-
ration und Anpassung von bestehenden und 
neuen Teilen zu einem vertrauenswürdigen 
Gesamtsystem. Der neue Ansatz soll den An-
wendern Sicherheitszonen bereitstellen. Der zu 
entwickelnde Trusted Linux Kernel soll diverse 
populäre Anwendungen und IT-Plattformen 
unterstützen. Prototypen haben gezeigt, dass – 
außer Linux – auch andere, sogar unmodifizier-
te Betriebssysteme darauf laufen könnten (vgl. 
Shankland 2005). 

Die Projektergebnisse sollen als Open 
Source veröffentlicht und so einem großen 
Kreis von Nutzern zugänglich gemacht werden. 

Aufgabe des ITAS ist es, die Risiken und 
Chancen des neuen Ansatzes zu analysieren, 
Schlussfolgerungen für die Spezifikation zu 
entwickeln, an entsprechenden Projektpublikati-
onen mitzuwirken und einen informierten Dia-
log mit der interessierten Öffentlichkeit zu för-
dern. ITAS wird hierbei auf Erfahrungen auf-
bauen, die in früheren Dialogprojekten gewon-
nen wurden – etwa den EU-Projekten „elec-
tronic Payment Systems Observatory“ (ePSO) 
und „Informed Dialogue about Consumer Ac-
ceptability of DRM Solutions in Europe“ (Indi-
care). Die Arbeitsanteile des ITAS werden vom 
Autor geleitet. 

Literatur und Links 

• Details zum Integrierten Projekt der Euro-
päischen Kommission (IST-027635) finden 
sich auf der Website des Projektes: 
http://www.opentc.net 

• Kuhlmann, D. (2004): Vertrauenssache 
Trusted Computing. In: Datenschutz und 
Datensicherung, 9/2004, S. 545-547 

• Pfitzmann, B. / Riordan, J. / Stüble, C. et al 
(2001): The PERSEUS System Architecture; 
IBM Research Report RZ 3335 (#93381) 
04/09/01, IBM Research Division, Zurich, 
Apr. 2001. http://www.perseus-os.org/ 
papers.htm 

• Shankland, S. (2005): Xen passes Windows 
milestone. In: Cnet 2005: http://news.com. 
com/Xen+passes+Windows+milestone/2100
-7344_3-5842265.html 

(Arnd Weber) 
 

« 
 

Neues Helmholtz-Projekt 
Wissens- und Technologie-
transfer in der Materialfor-
schung – Charakteristika und 
Bedingungen für erfolgreiche 
Produktinnovation (InnoMat) 

Der erfolgreiche Transfer neu entwickelter 
Technologie in den industriellen Anwendungs-
bereich ist von großer Bedeutung für innovati-
onsorientierte Industriestaaten. Das Projekt 
InnoMat („Wissens- und Technologietransfer 
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in der Materialforschung – Charakteristika und 
Bedingungen für erfolgreiche Produktinnovati-
on“) geht von dieser Prämisse aus und unter-
sucht den Transfer neuer Technologien, die in 
staatlich finanzierten Forschungseinrichtungen 
entwickelt wurden. Für die Forschungseinrich-
tungen selbst sind Transfererfolge längst ein 
wichtiges Erfolgskriterium geworden. Konzep-
tionell wird davon ausgegangen, dass der 
Transferprozess selbst entscheidend von den 
Kontextstrukturen bestimmt wird, die die je-
weilige Einrichtung kennzeichnen. 

Im Rahmen eines von der „Helmholtz-
Systemanalyse und Technikfolgenabschätzung“ 
geförderten „integrativen Projektes“ wird die-
ses Transferhandeln an neun konkreten Bei-
spielen (den so genannten Transferprojekten) 
aus dem Bereich der Materialforschung empi-
risch untersucht. Diese neun Projekte sind in 
drei unterschiedliche institutionelle Kontexte 
eingebunden: die Hermann von Helmholtz-
Gemeinschaft Deutscher Forschungszentren, 
die Fraunhofer-Gesellschaft und Technische 
Universitäten. Ziel des Projektes ist die Analy-
se der Funktionsweise des Transfers sowie 
seiner kontextspezifischen Optimierungspoten-
tiale. Darüber hinaus sollen die Chancen und 
Risiken unterschiedlicher Transfermuster an-
hand der ausgewählten Transferprojekte disku-
tiert werden. Aus methodischer Sicht werden in 
diesem integrativem Projekt in einem dialogi-
schen Forschungsprozess systemanalytische 
Fragestellungen mit etablierten sozialwissen-
schaftlichen Erhebungsmethoden kombiniert. 

Die Projektleitung liegt beim ITAS. Zum 
Projektteam gehören Matthias Achternbosch, 
Klaus-Rainer Bräutigam (Leitung), Torsten 
Fleischer und Peter Hocke-Bergler. Zu den 
Aufgaben des ITAS zählt einerseits die An-
wendung und Erweiterung des aktuellen 
Kenntnisstandes zu Innovationsforschung und 
Wissenstransfer auf den Bereich Materialfor-
schung in staatlich geförderten Forschungsein-
richtungen, andererseits die systematische Un-
tersuchung des Transferhandelns in den einzel-
nen Transferprojekten. Unterstützt werden 
diese Arbeiten durch Lambert Feher vom Insti-
tut für Hochleistungsimpuls- und Mikrowellen-
technik (IHM) des Forschungszentrums Karls-
ruhe – einem Institut, an dem gleichzeitig mit 
dem Projekt „Optimierte industrielle Fertigung 
von Faserverbundstrukturen mit modularer 

innovativer Mikrowellentechnik“ ein zu unter-
suchendes Transferprojekt durchgeführt wird. 

Folgende weitere Themenschwerpunkte 
werden in enger Zusammenarbeit mit der Pro-
jektleitung von externen Partnern bearbeitet: 
Die Deutsche Hochschule für Verwaltungswis-
senschaften Speyer (Hans-Willy Hohn) wird 
eine vergleichende Analyse der drei Typen von 
staatlichen geförderten Forschungseinrichtun-
gen durchführen. Hierdurch sollen die Vor- 
und Nachteile typischer Kontextstrukturen der 
einzelnen Einrichtungen in Bezug auf den Wis-
senstransfer im Bereich der Materialforschung 
herausgearbeitet werden. Das Karlsruher 
Fraunhofer Institut für System- und Innovati-
onsforschung (Joachim Hemer) wird für die 
konkreten Transferobjekte Kenngrößen für den 
erwartbaren Markterfolg herausarbeiten. Die 
Forschungsstelle Internationales Management 
und Innovation der Universität Stuttgart-
Hohenheim (Alexander Gerybadze) wird die 
konkreten Transferprojekte aus der Anwender-
perspektive analysieren. 

Das Projekt begann am 1. April 2006. Die 
Laufzeit beträgt zweieinhalb Jahre. Während 
der Projektlaufzeit sind drei Workshops unter 
Mitwirkung der neun ausgewählten Material-
forschungsprojekte vorgesehen. Der erste 
Workshop ist für Juli 2006 geplant. 

(Klaus-Rainer Bräutigam) 

 
« 

 
Neues Helmholtz-Projekt 
Nanotechnologie und Gesund-
heit – Technische Optionen, 
Risikobewertung und Vor-
sorgestrategien (NanoHealth) 

Von Nanotechnologie erhofft man sich erhebli-
che Fortschritte für medizinische Anwendungen, 
zugleich werden in wachsendem Maße ihre 
gesundheitlichen Auswirkungen diskutiert. Im 
Rahmen eines von der „Helmholtz-Systemana-
lyse und Technikfolgenabschätzung“ geförder-
ten „integrativen Projekts“ mit dem Kurztitel 
„NanoHealth“ nimmt sich ITAS zweier beson-
ders im Blickpunkt öffentlichen Interesses ste-
hender Technikfelder an: der synthetischen Na-
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nopartikel sowie der Neuronalen Implantate als 
Beispieltechniken für „Converging Technolo-
gies“. Das Projekt besitzt eine Laufzeit von drei 
Jahren und startet im April dieses Jahres. 

Nanoskalige Partikel aus bestimmten Stof-
fen zeigen andere, zum Teil deutlich unter-
schiedliche Eigenschaften als Teilchen mit grö-
ßerem Volumen aus demselben Material. Vor 
allem hierin liegt die kommerzielle Attraktivität 
von Nanopartikeln begründet, die man schon 
heute in zahlreichen Produkten – vom Drucker-
toner über Beschichtungen bis hin zu Sonnen-
cremes – finden kann. Zugleich wird vermutet, 
dass die veränderten Eigenschaften auch neue 
Risiken für die menschliche Gesundheit bergen. 

Ferner in der Zukunft liegt die Anwen-
dung von neuronalen Implantaten, die der 
Wiederherstellung und auch ‚Verbesserung’ 
sensorischer und kognitiver Fähigkeiten des 
Menschen dienen sollten. Es wird unterstellt, 
dass neue Erkenntnisse und technische Fort-
schritte bei der Nanotechnologie, der Informa-
tionstechnik und der Biotechnologie hier Lö-
sungen möglich machen, die neue therapeuti-
sche Ansätze gestatten würden, aber auch er-
hebliche ethische und soziale Fragen aufwerfen 
sowie Potential für Missbrauch bergen. 

Für beide Technikfelder werden durch das 
Projektteam zunächst umfangreiche Sach-
standsberichte erarbeitet, die einen vertiefenden 
Überblick über aktuelle wissenschaftlich-
technische und forschungspolitische Entwick-
lungen in beiden Feldern sowie mögliche Fol-
gendimensionen und offene Forschungsfragen 
geben. Darüber hinaus werden diese Teilstu-
dien als Grundlage für die Diskussion der ge-
nannten Fragestellungen in Focusgruppen die-
nen. Im Rahmen der Arbeit mit Experten und 
Laien sollen Anhaltspunkte für eine Risikoab-
wägung und Handlungsstrategien gewonnen 
sowie Iden für neue Forschungsansätze formu-
liert werden. Anschließend ist beabsichtigt, 
diese Ergebnisse in Workshops einem breiteren 
Interessentenkreis vorzustellen. 

Partner dieses Vorhabens unter Leitung 
des Instituts für Technikfolgenabschätzung 
und Systemanalyse (ITAS) sind zwei weitere 
Institute des Forschungszentrums Karlsruhe, 
die Programmgruppe Mensch-Umwelt-Tech-
nik (MUT) des Forschungszentrums Jülich, 
das Max-Delbrück-Zentrum Berlin, das EM-
PA St. Gallen sowie die Europäische Akade-

mie Bad Neuenahr-Ahrweiler. ITAS über-
nimmt neben der Koordination auch wissen-
schaftliche und organisatorische Aufgaben in 
allen Teilvorhaben. Wissenschaftliche Mitar-
beiter im Projekt sind zurzeit Torsten Flei-
scher (Leitung), Michael Decker und Peter 
Hocke-Bergler, zwei weitere Mitarbeiter wer-
den im Laufe dieses Jahres benannt. 

(Torsten Fleischer) 

 
« 

 
Neues BMBF-Projekt 
Pervasive Computing in der 
vernetzten medizinischen Ver-
sorgung (PerCoMed) 

Die ständige und allgegenwärtige Verfügbar-
keit kleiner und kleinster, untereinander ver-
netzter mobiler Systeme der Informations- und 
Kommunikationstechnik gehört zu den aktuell 
intensiv diskutierten Entwicklungen. Diese 
Diskussion findet unter dem Titel „Pervasive 
Computing“ statt. Für die Wirtschaft ist Perva-
sive Computing noch Experimentierfeld, für 
die Wissenschaft bereits ein relevantes und 
hochinteressantes Forschungsgebiet. Techno-
logien des Pervasive Computing bieten in der 
integrierten medizinischen Versorgung ein 
großes Potenzial – beispielsweise zur schnelle-
ren, exakteren und effizienteren Diagnose bei 
gleichzeitiger Vermeidung von Mehrfachunter-
suchungen. Aber auch begleitende Unterstüt-
zungs- und Entscheidungsprozesse können – so 
die Erwartung – durch die Digitalisierung der 
Daten und deren ubiquitäre Verfügbarkeit ziel-
gerichteter und effizienter gestaltet werden. 

Ziel des Forschungsprojektes, an dem un-
ter Leitung des Instituts für Zukunftsstudien 
und Technologiebewertung in Berlin (verant-
wortlich Michaela Wölk) Wissenschaftler des 
Forschungszentrums Informatik in Karlsruhe 
(Carsten Holtmann) und des ITAS (Carsten 
Orwat, Andreas Gräfe) beteiligt sind, ist die 
fallbasierte Analyse von Chancen und Risiken, 
die sich aus der Nutzung von Technologien des 
Pervasive Computing in der integrierten medi-
zinischen Versorgung ergeben. Handlungsopti-
onen und -bedarf werden für die Anbieter von 
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Dienstleistungen im Gesundheitssystem sowie 
die politisch-regulativen Entscheidungsträger 
aufgezeigt. 

Aufbauend auf zwei Fallstudien an der 
Neurologischen Klinik der Rhön Klinikum AG 
(Bad Neustadt / Saale) die insbesondere die 
Schnittstellen präklinische-klinische (Rettungs-
dienst und Krankenhaus) und klinische-
postklinische Versorgung (Krankenhaus und 
Heimbetreuung) adressieren, werden potentiel-
le Folgen für die diversen beteiligten Stakehol-
dergruppen analysiert. Die „n-Tier construct 
GmbH“ unterstützt das Projekt als mittelständi-
scher Technologiepartner. 

Neben der Beteiligung an sämtlichen Ar-
beitspaketen liegt der Schwerpunkt des ITAS in 
der Aufgabe, die gewonnenen Erkenntnisse zu 
generalisieren. Dabei wird sich zeigen, welche 
Hemmnisse und gesellschaftlichen Bedenken im 
Einzelfall und generell bei der Nutzung innova-
tiver Technologien des Pervasive Computing 
existieren und welche Handlungsoptionen dar-
aus für Anbieter von Dienstleistungen im Ge-
sundheitssystem sowie für Entscheidungsträger 
in Politik und Wissenschaft resultieren könnten. 

Das Projekt, das im Dezember 2005 starte-
te, wird vom Bundesministerium für Bildung 
und Forschung (BMBF) gefördert (Förder-
kennzeichen 16I1546) und hat eine zweijährige 
Laufzeit. Weitere Informationen gibt es auf der 
Projektwebsite http://www.percomed.de. 

(Carsten Orwat, Andreas Gräfe) 
 

» 
 

Neues ITAS-Projekt 
Systemanalyse zu neuen 
zementären Bindemitteln 
(NanoZement) 

In Zusammenarbeit mit dem „Institut für Tech-
nische Chemie – Bereich Thermische Abfall-
behandlung“ (ITC-TAB) im Forschungszent-
rum Karlsruhe (FZK) wird vom ITAS in einem 
neuen Projekt systemanalytisch untersucht, ob 
im FZK entwickelte Forschungsansätze zu 
calcium-ärmeren zementären Bindemitteln 
nachhaltigere Alternativen zu konventionellen 
Bindemitteln darstellen. 

Zement ist einer der weltweit am häufigs-
ten verwendeten Stoffe. Er dient fast ausschließ-
lich zur Herstellung von Beton. Der Portland-
zement, der mengenmäßig weltweit der bedeu-
tendste Massenbaustoff ist, ist unter Nachhaltig-
keitsgesichtspunkten problematisch. Die Her-
stellung der für die Endfestigkeit eines Bauteils 
aus Beton verantwortlichen calciumreichen 
Mineralphasen im Portlandzement ist sehr ener-
gieintensiv und es werden große Mengen an 
CO2 bei der Entsäuerung des Rohstoffs Kalk-
stein freigesetzt. Im Jahre 2001 wurden durch 
die Zementindustrie etwa fünf Prozent des glo-
balen anthropogenen Ausstoßes an Kohlendi-
oxid verursacht. Die Tendenz ist angesichts des 
weltweit zunehmenden Zementbedarfs steigend. 

Unbefriedigend im Sinne der Nachhaltig-
keit ist aber auch das Fehlen von Ansätzen, 
Altbeton wieder als Ausgangsstoff in die her-
kömmliche Bindemittelherstellung zu integrie-
ren, was wiederum dazu beitragen könnte, den 
Ressourcenverbrauch für diesen Massenbau-
stoff zu verringern. Die Zementindustrie ver-
sucht, mit verschiedenen Strategien dem politi-
schen Druck vor allem aufgrund der CO2-
Problematik entgegenzuwirken. Dabei wird 
jedoch im Prinzip am konventionellen Binde-
mittel-System festgehalten. 

Am ITC-TAB werden derzeit innovative 
Lösungsansätze entwickelt. Sowohl Belit-Ze-
ment (auf der Basis von Brechsand aus der 
Aufbereitung von Altbeton) als auch Zement 
aus vorreagiertem Nanopulver („Nanozement“) 
stellen möglicherweise nachhaltigere Alternati-
ven zu konventionellen Bindemitteln dar. Im 
Zuge des hier angekündigten Forschungsvor-
habens sollen die ökologischen, aber auch 
werkstofflichen, ökonomischen und bautechni-
schen Vor- und Nachteile der Verwendung von 
neuen zementären Bindemitteln mit denen der 
Verwendung herkömmlicher Bindemittel ver-
glichen werden. Die Projektleitung liegt bei 
ITAS. Zum Projektteam gehören Matthias Ach-
ternbosch (Leitung), Christel Kupsch, Eberhard 
Nieke und Gerhard Sardemann sowie Peter 
Stemmermann vom ITC-TAB. Geplant ist eine 
längerfristige systemanalytische Aktivität, wo-
bei seitens ITAS eine Projektlaufzeit von min-
destens drei Jahren vorgesehen ist. 

(Matthias Achternbosch) 

« 
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Neues ITAS-Projekt 
Abfallwirtschaft und nachhalti-
ge Entwicklung 

Das Vorhaben „Abfallwirtschaft und nachhalti-
ge Entwicklung“ verknüpft die schon seit länge-
rem am ITAS durchgeführten stoffstrombezo-
genen Arbeiten zur Abfallwirtschaft mit dem 
„integrativen Konzept nachhaltiger Entwick-
lung“, welches im Rahmen des HGF-Strategie-
fondsprojekts „Global zukunftsfähige Entwick-
lung – Perspektiven für Deutschland“ entwickelt 
wurde. Die Ausarbeitung von Nachhaltigkeits-
leitlinien, -indikatoren und -zielwerten für das 
Themenfeld Abfall- und Ressourcenwirtschaft 
liefert hierbei die Grundlage für die Identifizie-
rung der wesentlichen Nachhaltigkeitsprobleme 
und eine Diskussion bestehender bzw. mögli-
cher Zielkonflikte in diesem Bereich. 

Sichtbar gemacht werden die wichtigsten 
Nachhaltigkeitsprobleme durch eine Untersu-
chung und Analyse der Abfallströme in 
Deutschland. Dies beinhaltet die Betrachtung 
der Entstehung von Abfällen bei der Rohstoff-
gewinnung, in Produktions- und Konsumpro-
zessen und bei der Entsorgung von Gütern, die 
Zuordnung der Abfälle zu bestimmten Wirt-
schaftszweigen sowie die Analyse des 
Verbleibs der Abfälle. Dabei sollen besonders 
problematische Abfallströme in Bezug auf ihre 
Menge, Zusammensetzung und kurz-, mittel- 
bzw. langfristigen Gefährdungspotenziale iden-
tifiziert und näher untersucht werden. Methodi-
sche Instrumentarien zur Bestimmung der Ab-
fälle nach Art und Menge sind u. a. Stoffstrom-
analysen über jeweils gesamten Lebenszyklus. 
Geprüft werden soll auch, in wie weit das be-
reits im HGF-Strategiefondsprojekt verwendete 
Instrumentarium der Input-Output-Analyse 
erweitert werden kann, um Wirtschaftszweige 
mit entsprechenden Abfallarten und Mengen zu 
verknüpfen. 

Auf der Basis der vorliegenden Daten und 
des konzeptionellen Grundgerüsts werden prak-
tizierte und diskutierte abfall- und ressourcen-
wirtschaftliche Ansätze und Konzepte (bei-
spielsweise der Bundesregierung oder auf EU-
Ebene) hinsichtlich ihrer Zielsetzungen und 
Erfolge analysiert und bewertet. Genannt seien 
hier die Umsetzung der Technischen Anleitung 
Siedlungsabfall oder die Einführung der Depo-

nieverwertungsverordnung, die einen starken 
Einfluss auf den Verlauf von Abfallströmen 
innerhalb des Entsorgungssektors in Deutsch-
land hatten. Bei der Bewertung sollen sowohl 
ökologische als auch wirtschaftliche (Kosten), 
soziale (Arbeitsplätze, Gesundheit) und institu-
tionell-politische Gesichtspunkte (rechtliche 
Rahmenbedingungen) berücksichtigt werden. 
Aus diesen Untersuchungen sollen dann Hand-
lungsempfehlungen für eine am Nachhaltigkeits-
leitbild orientierte Abfallwirtschaft erarbeitet 
werden und, wenn möglich, Vorschläge für 
handlungsstrategische Alternativen, auch mit 
Blick auf die Möglichkeit einer Realisierung 
von win-win-Lösungen, abgeleitet werden. 

Das Eigenprojekt mit einer Laufzeit bis 
Ende 2007 wird von einem siebenköpfigen 
Team bearbeitet, dem Nicola Hartlieb, Gerhard 
Sardemann, Matthias Achternbosch, Klaus-
Rainer Bräutigam, Jürgen Kopfmüller, Christel 
Kupsch und Volkhard Schulz angehören. Ab 
April 2006 wird die Projektleitung von Nicola 
Hartlieb an Gerhard Sardemann übergeben. 

(Nicola Hartlieb, Gerhard Sardemann) 

 
« 

 
Technische Kulturen oder 
kultivierte Technik: das Internet 
Zum Dissertationsprojekt von 
Robert Hauser 

Im Fokus des Dissertationsprojektes von Ro-
bert Hauser1 stehen die Wechselwirkungen 
zwischen Internet und Kultur und im weiteren 
Sinne diejenigen zwischen Technik und Kultur. 
Das Thema „Internet und Kultur“ wird in der 
Fachliteratur vor allem unter einer These debat-
tiert: Das Internet als ein Netzwerk zur digita-
len Kommunikation sei ein Medium, das durch 
seine weltweite Verbreitung (durch Technik-
transfer) und Nutzung zur Angleichung von 
bisher stark differierenden Kulturräumen bei-
trüge; zudem führe es zumindest strukturell in 
Bezug auf die Reichweite und die Variationen 
von Kommunikation einen Wandel herbei, der 
in allen Kulturen ähnliche soziale und kulturel-
le Folgen habe. Oft wird dabei einseitig argu-
mentiert und übersehen, dass bei einer Analyse 
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von Techniktransfer und dessen sozialen und 
kulturellen Folgen immer zwei Seiten zu be-
achten sind: Einerseits kann es durch die Nut-
zung einer weltweit einheitlichen Technologie 
wie dem Internet zu einer Angleichung (Ho-
mogenisierung) von kulturellen Strukturen 
kommen, andererseits gibt es Indizien dafür, 
dass die Aneignung und Verwendungsweise 
der Internettechnologie lokal jeweils kulturspe-
zifisch erfolgt. Diese kulturspezifischen A-
neignungs- und Verwendungsweisen wirken 
dabei wieder formend auf das Medium zurück. 

Die Elektronischen Kommunikationsme-
dien unterscheiden sich im Vergleich zu älteren 
Medien hinsichtlich der Flexibilität ihrer Kom-
munikationsformen (z. B. Teilnehmeranzahl, 
Richtung der Kommunikation und zeitlicher 
Faktor), der Arten der übertragenen Informatio-
nen (z. B. Text, Sprache, Bilder und Software) 
sowie dem Umgang mit diesen Informationen 
(z. B. Selektion, Weiterverarbeitung, Wahrneh-
mung). Insbesondere das Internet zeichnet sich 
durch große technische Potenziale aus, die eine 
Vielzahl von Handlungs- und Nutzungsvariatio-
nen ermöglichen. Bei fortschreitender Nutzung 
und steigenden Nutzerzahlen führt dies typi-
scher Weise zu regulationsbedürftigen Proble-
men und damit zu einem wachsenden Gestal-
tungsbedarf. Es stellt sich daher für jede Gesell-
schaft, in der das Internet in einem signifikanten 
Maße genutzt wird, zwangsläufig die Frage nach 
der Gestaltung seiner verschiedenen Aspekte 
(Technik bzw. Zugang, Nutzungsweisen, Inhal-
te) und seiner Einbettung in gesellschaftliche 
Rahmenbedingungen (z. B. Ausbildung von 
Grundkompetenzen in der Schule). Wichtige 
Konfliktfelder der aktuellen Debatten in 
Deutschland betreffen beispielsweise Fragen des 
Datenschutzes, des Schutzes geistigen Eigen-
tums („Digital Rights Management“) oder die 
Einstellung gegenüber Open-Source-Software. 

Das Dissertationsprojekt untersucht dabei 
die These, ob die formgebenden bzw. regulie-
renden Prozesse erheblich durch die spezifi-
schen kulturellen Settings einer Gesellschaft 
beeinflusst sind, oder schärfer formuliert, ob 
Kultur ein Regulativ für den Umgang mit 
solchen Problemen darstellt und darin eine 
wichtige gesellschaftliche Funktion von Kul-
tur zu sehen ist. 

Weiterhin soll untersucht werden, ob es in 
Deutschland und Russland als zwei sich in 

wesentlichen Merkmalen unterscheidenden 
Kulturräumen zu kulturtypischen Formen der 
Internetgestaltung gekommen ist oder absehbar 
kommen wird. 

Es ergeben sich bei dieser Fragestellung 
zwei gravierende Probleme: (1) die gesuchten 
kulturtypischen Unterschiede eindeutig zu be-
nennen und sichtbar zu machen, denn sie wer-
den nur in den seltensten Fällen explizit, wie 
evtl. in rechtlichen Vorgaben; (2) schlüssig zu 
zeigen, dass sie das Konstrukt eines lokal spezi-
fischen Kultivierungsprozesses sind. Zur Lö-
sung dieser beiden Probleme ist der Hinweis auf 
eine weitere Eigenschaft von gestaltungsoffenen 
Technologien wie dem Internet hilfreich: Für 
ihre Entwicklung sowie ihre Gestaltung bedarf 
es per se Visionen, Leitbilder und Fiktionen. 
Diese werden in der hier zu lösenden Fragestel-
lung als funktional gedacht, weil sie neue Spiel-
räume der Vorstellungskraft eröffnen und Vari-
anten des Möglichen kombinieren, aus denen 
Innovationen (das Ungedachte) und deren Ges-
taltung (die Form) überhaupt erst hervorgehen 
können. Zugleich sind sie aber auch Spiegelbil-
der der Ängste, Wünsche und Hoffnungen sowie 
der moralischen Grundeinstellung in einer Ge-
sellschaft – und damit symbolischer Ausdruck 
ihrer genuin kulturellen Merkmale. Hieraus 
ergibt sich die Möglichkeit, z. B. normative 
Elemente dieser Visionen und Leitbilder in der 
Struktur selbst oder der gesellschaftlichen Ein-
bettung (den Rahmenbedingungen) des zunächst 
über die Sprache definierten Internetsegments 
zu identifizieren und sie mittels eines funktiona-
len Kulturkonzeptes als kulturelle Konstruktion 
zu charakterisieren. 

Unterteilt in die folgenden fünf Schritte 
soll die dargelegte Fragestellung bearbeitet 
werden durch: 

1. eine Bestimmung der für die Internettechno-
logie relevanten drei Untersuchungsdimen-
sionen: 
• technische Dimension (hierbei geht es 

z. B. um das Management und die Loka-
lisierung der benötigten Hardwareres-
sourcen sowie der Infrastruktur, z. B. der 
Telekommunikationssysteme – „kultu-
relle Dimension 1. Ordnung“); 

• sozio-politische Dimension (hierzu 
zählt der allgemeine Umgang mit In-
formationen wie z. B. Datenschutz, 
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DRM, Open-Source etc. – „kulturelle 
Dimension 1. Ordnung“); 

• soziokulturelle Dimension (betrifft z. B. 
Gegen- und Subkulturen im Netz, Onli-
negemeinschaften, Identität im Internet 
etc. – „kulturelle Dimension 2. Ord-
nung“); 

2. die Identifizierung der an dem Prozess der 
Gestaltung beteiligten gesellschaftlichen 
Gruppen in den beiden zu untersuchenden 
Kulturräumen (abgeleitet von den Unter-
suchdimensionen); 

3. die Analyse von in diesen Gruppen existie-
renden, für die Untersuchungsdimensionen 
relevanten Visionen, Leitbilder und Fiktio-
nen auf handlungsleitende kulturelle Inhalte 
hin mit Hilfe von Literatur- und Datenanaly-
sen sowie anhand von Experteninterviews; 

4. die Untersuchung, ob und in welcher Form 
die aus den Visionen, Leitbildern und Fikti-
onen extrahierten kulturellen Elemente sich 
in den Dimensionen als wesentliche gestal-
terische Merkmale widerspiegeln sowie 

5. den Vergleich der Kulturräume und eine 
Auswertung der gefundenen kulturellen 
Merkmale im Bezug auf die nachgewiesene 
Gestaltung der Dimensionen. 

Mit dieser Untersuchung wird die wechselseiti-
ge Beeinflussung zwischen Kultur und Internet 
aus einem kulturtheoretischen Blickwinkel her-
aus in einem mehrstufigen Untersuchungsdesign 
näher beleuchtet. Es kann damit zum einen ge-
zeigt werden, dass Ansätze wie z. B. die Homo-
genisierungsthese, die den Prozess des Kultur-
wandels nur einseitig betrachten, zu kurz grei-
fen. Zum anderen lässt sich konkret beschreiben, 
ob und wie stark der kulturelle Faktor die Ent-
wicklung bzw. Formgebung („Shaping“) der 
drei unterschiedenen Dimensionen beeinflusst. 
Die Arbeit soll damit auch zu einem besseren 
Verständnis der gesellschaftlichen Funktion von 
Kultur beitragen. Das Dissertationsprojekt wird 
voraussichtlich Mitte 2007 abgeschlossen. 

Anmerkung 

1) Robert Hauser schloss das Studium der Kultur-
wissenschaften, Kommunikations- und Medien-
wissenschaften sowie Religionswissenschaften an 
der Universität Leipzig 2003 ab (MA). Er ist seit 
August 2004 wissenschaftlicher Mitarbeiter am 
ITAS und arbeitet in den Projekten „Kulturelle 

Bedingungen und Folgen der Informationstech-
nik“ und „European Research Network on Cul-
tural Diversity and New Media (CULTMEDIA)“ 
mit – beides Projekte, die von Prof. Gerhard Ban-
se geleitet werden. Seine Dissertation mit dem Ti-
tel „Technische Kulturen oder kultivierte Tech-
nik: das Internet“ wird betreut von Prof. R. Win-
ter, Institut für Medien- und Kommunikations-
wissenschaft der Universität Klagenfurt – in Ko-
operation mit Gerhard Banse, FhG-ALI (Cottbus) 
und Gotthard Bechmann (ITAS). 

 
« 

 
Forschung, Fortschritt, Folgen 
ITAS bei der Hannovermesse 

Hannover, 24. - 28. April 2006 

Anlässlich des 50jährigen Jubiläums des For-
schungszentrums Karlsruhe (FZK) wird sich 
ITAS am Auftritt des Forschungszentrums bei 
der Hannovermesse beteiligen. Integriert in den 
Stand der „Baden-Württemberg International“ 
(Gesellschaft für internationale wirtschaftliche 
und wissenschaftliche Zusammenarbeit mbH, 
Stuttgart) und direkt gegenüber vom Stand des 
FZK und des Bundesministeriums für Bildung 
und Forschung wird ITAS die gesamte Band-
breite seiner Beratungsleistung unter dem Titel 
„Forschung, Fortschritt, Folgen“ präsentieren. 
Entsprechend der Exponate am Jubiläumsstand 
des FZK wird hierbei ein Schwerpunkt auf den 
Arbeiten zur Nanotechnologie und zur Produk-
tion von Kraftstoffen aus Biomasse liegen. 

Und so ist der Stand zu finden: 
Hannover Messe Industrie 
Fachmesse: Research & Technology 
Halle 2 
Stand C19 
Gemeinschaftsstand Baden-Württemberg 

 
« 

 



ITAS-NEWS 

Technikfolgenabschätzung – Theorie und Praxis Nr. 1, 15. Jg., April 2006 Seite 147 

Personalia 

Zum 31.12.2005 hat Dr. Peter Proplesch mit 
Abschluss des auf drei Jahre befristeten Projek-
tes „Energiegewinnung aus Biomasse“ das 
ITAS verlassen. Während seiner Tätigkeit hat 
er wesentliche Beiträge zum Bereich Pyrolyse 
und Vergasung von Biomasse sowie zur Kraft-
stoffsynthese erarbeitet. 

Seit 1. Dezember 2005 ist Linda Nierling 
als wissenschaftliche Mitarbeiterin am ITAS 
tätig. Sie studierte an der Universität Lüneburg 
Umweltwissenschaften und schloss diesen Stu-
diengang im Oktober 2005 ab. In ihrem Studium 
wählte sie die sozialwissenschaftliche Vertie-
fung und widmete sich in ihrer Diplomarbeit 
den Themenbereichen Nachhaltige Arbeit und 
Corporate Citizenship. Am ITAS arbeitet sie im 
EU-Projekt WORKS, das sich mit dem Wandel 
der Arbeitsorganisation in der Wissensgesell-
schaft beschäftigt. Der Beginn eines Dissertati-
onsvorhabens ist für dieses Jahr geplant. 

Seit 1. Januar 2006 ist Andreas Gräfe 
wissenschaftlicher Mitarbeiter am ITAS. Er 
schloss das Studium der Wirtschaftsinformatik 
im Dezember 2004 und das der Volkswirt-
schaftslehre im März 2005 an der Universität 
Regensburg ab. Seine volkswirtschaftlichen 
Schwerpunkte liegen im Bereich der Finanz-
markttheorie sowie der Ökonomie des öffentli-
chen Sektors. In der Wirtschaftsinformatik 
konzentrierte er sich auf Unternehmens- und 
Prozessmodellierung sowie multimediale An-
wendungen. Erste berufliche Erfahrungen im 
betriebswirtschaftlichen Bereich (Controlling, 
Logistik, Beratung) sammelte er bei Porsche 
und Siemens. Am ITAS arbeitet er im Projekt 
PerCoMed mit, das sich mit Pervasive Com-
puting in der vernetzten medizinischen Versor-
gung beschäftigt (s. dazu den Beitrag in dieser 
Rubrik). Der Beginn eines Dissertationsvorha-
bens ist für dieses Jahr geplant. 

Margaretha Zimbelmann ist seit dem 1. 
Februar 2006 als Doktorandin am ITAS be-
schäftigt. Sie schloss ihr Studium des Bauinge-
nieurwesens an der Universität Karlsruhe im 
Jahr 2004 ab. Erste berufliche Erfahrungen auf 
dem Gebiet ihres Studienschwerpunkts „Was-
serbau und Umwelt“ sammelte sie bei der Bun-
desanstalt für Wasserbau in Karlsruhe und bei 
der internationalen Alpenschutzkommission 
CIPRA in Liechtenstein. In ihrer Promotionsar-

beit, die von Dr. Helmut Lehn (ITAS) und Pro-
fessor Hermann Hahn (Universität Karlsruhe) 
betreut wird, widmet sie sich der Technologie-
analyse zur Entwicklung eines zukunftsfähigen 
Wassermanagements in der indonesischen 
Karstregion Gunung Sewu. 

 
« 

 
ITAS-Neuerscheinungen 

Wohin mit dem radioaktiven Abfall? 

Der endgültige Verbleib hoch radioaktiver 
Abfälle ist nach wie vor ungeklärt. Weltweit ist 
bislang kein Endlager in Betrieb. Die Gründe 
hierfür liegen weniger im naturwissenschaftlich-
technischen Bereich, sondern in der verbreiteten 
gesellschaftlichen Ablehnung. „Atommüll“ ist 
nach wie vor ein Reizwort und die Endlage-
rung gehört immer noch zu den großen Tech-
nikkonflikten. 

Diese Situation legt die Frage nahe, ob 
und wie die Sozialwissenschaften zur Lösung 
dieses Problems beitragen können. Dies könnte 
geschehen, indem ein besseres Verständnis der 
zugrunde liegenden Streitpunkte und Kon-
fliktmuster herausgearbeitet würde, aber auch 
und vor allem durch das Erstellen neuer Ver-
fahren der Konfliktbearbeitung. Einschlägige 
Stichworte sind in diesem Zusammenhang 
„deliberative Demokratie“, „Partizipation“ oder 
„zivilgesellschaftliche Beteiligungsverfahren“. 

Vor diesem Hintergrund verfolgt das Buch 
„Wohin mit dem radioaktiven Abfall? Perspek-
tiven für eine sozialwissenschaftliche Endla-
gerforschung“ drei Ziele: 

• Eine Analyse der Konfliktsituation in histo-
rischer und systematischer Hinsicht, 

• die Diskussion neuer Entscheidungs- und 
Beteiligungsverfahren und 

• die Formulierung einer sozialwissenschaft-
lichen Forschungsperspektive zur Endlage-
rung. 

Das Buch richtet sich an politische Entschei-
dungsträger, Vertreter aus Industrie und Wirt-
schaft, Wissenschaftler aus betroffenen Diszip-
linen und zivilgesellschaftliche Akteure wie 
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z. B. Bürgerinitiativen sowie an die interessier-
te Öffentlichkeit und Journalisten.  

Bibliographische Angaben 

Peter Hocke, Armin Grunwald, (Hg.): Wohin mit 
dem radioaktiven Abfall? Perspektiven für eine 
sozialwissenschaftliche Endlagerforschung. Berlin: 
edition sigma 2006, Reihe: Gesellschaft – Technik – 
Umwelt, Neue Folge 8, ISBN 3-89404-938-3, 256 
Seiten, 19,90 Euro 

Das Inhaltsverzeichnis kann auf dem ITAS-Server 
unter http://www.itas.fzk.de/deu/lit/2006/hogr06a_ 
inhalt.htm, die Einführung von A. Grunwald und P. 
Hocke unter http://www.itas.fzk.de/deu/lit/2006/ 
hogr06a_einfuehrung.htm nachgelesen werden. 

 
 

» 
 

Wissenschaftliche Politikberatung in 
den 60er Jahren 

Die Heidelberger Studiengruppe für Systemfor-
schung entwickelte sich in den 1960er Jahren zu 
einer der größte „Ideenagenturen“ der Bundes-
republik. Ihre Arbeitfelder reichten von der Zu-
kunfts- und Planungsforschung über Informati-
ons- und Dokumentationsforschung bis hin zu 
Systemanalysen im politisch-administrativen 

Bereich. Mit innovativen und unkonventionellen 
Konzepten übernahmen die Mitglieder der 
Gruppe zugleich als erste die Rolle, in der Bun-
desrepublik soziale und ökonomische Folge-
probleme des technischen Fortschritts zu reflek-
tieren und öffentlich zur Diskussion zu stellen. 
Mit dieser Arbeit über die Studiengruppe für 
Systemforschung verfolgt Andrea Brinckmann 
exemplarisch die Geschichte der Wissenschafts-
entwicklung und Politikberatung in West-
deutschland über einen Zeitraum von 17 Jahren. 
Sie zeigt, wie engagiert sich Wissenschaftler am 
demokratischen Aufbruch in der frühen Phase 
der Bundesrepublik beteiligten, wie Modernisie-
rungsimpulse aus der Wissenschaft in Politik 
und Gesellschaft hineinwirkten und welchen 
Einfluss amerikanische Vorbilder auf politische 
Wertorientierungen in der westdeutschen Wis-
senschaft ausübten. 

Bibliographische Angaben 

Andrea Brinckmann: Wissenschaftliche Politikbera-
tung in den 60er Jahren. Die Studiengruppe für 
Systemforschung, 1958 bis 1975. Berlin: edition 
sigma 2006, Reihe: Gesellschaft – Technik – Um-
welt, Neue Folge 9, ISBN 3-89404-939-1, 240 Sei-
ten, 19,90 Euro 

 
 

« 
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TAB-NEWS 

TAB-Berichte im Bundestag 

Der Ausschuss für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung des Deutschen Bun-
destags hat in seiner Sitzung am 15. Februar 
2006 den Endbericht des TAB mit dem Titel 
„Grüne Gentechnik – Transgene Pflanzen der 2. 
und 3. Generation“ nach ausführlicher Ausspra-
che und mit großer Zustimmung zur Kenntnis 
genommen. Wesentliche Inhalte und Ergebnisse 
wurden in der Sitzung von Projektleiter Arnold 
Sauter vorgestellt. Der Bericht wird momentan 
als Bundestag-Drucksache vorbereitet. 

Der Monitoring-Bericht „Leichter als Luft-
Technologie: Innovations- und Anwendungspo-
tenziale“ ist als Bundestags-Drucksache er-
schienen (BT-Drs. 15/5507). Er wurde in der 19. 
Sitzung des Deutschen Bundestages am 16. 
Februar 2006 im vereinfachten Verfahren vom 
Plenum zur Beratung an die Ausschüsse über-
wiesen. Zuständig sind der Ausschuss für Bil-
dung, Forschung und Technikfolgenabschätzung 
(federführend) und die Ausschüsse für Wirt-
schaft und Technologie sowie für Verkehr, Bau 
und Stadtentwicklung (mitberatend). 

Auch der Bericht „Internet und Demokra-
tie – Analyse netzbasierter Kommunikation 
unter kulturellen Aspekten“ ist als Bundes-
tags-Drucksache (BT-Drs. 15/6015) erschie-
nen. Er wurde ebenfalls in der 19. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 16. Februar im 
vereinfachten Verfahren vom Plenum zur 
Beratung an die Ausschüsse überwiesen. Zu-
ständig sind der Ausschuss für Kultur und 
Medien (federführend) sowie die Ausschüsse 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
sowie Bildung, Forschung und Technikfol-
genabschätzung (mitberatend). 

Weiterhin liegen nunmehr die TAB-Be-
richte „Partizipative Verfahren der Technikfol-
gen-Abschätzung und parlamentarische Poli-
tikberatung“ und „Zukunftstrends im Touris-
mus“ als Bundestagsdrucksachen 15/5652 und 
16/478 vor. Die Überweisung vom Plenum des 
Deutschen Bundestages an die Ausschüsse 
steht noch aus. 

Das Beratungsverfahren zum 2. Sach-
standsbericht „Biometrie und Ausweisdoku-

mente“ (BT-Drs. 15/4000), der in der letzten 
Legislaturperiode nicht mehr vom Plenum an 
die Ausschüsse überwiesen worden war, soll 
prinzipiell in der neuen Legislaturperiode wie-
der aufgenommen werden. Für den anstehen-
den Beratungsprozess gibt es ein mitberatendes 
Votum aus dem Ausschuss für Bildung, For-
schung und Technikfolgenabschätzung der 
Fraktionen der SPD, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN sowie der FDP. 

 
« 

 
Neue Projekte 

Im September 2005 ist das Projekt „Hand-
lungsoptionen zur Sicherung der internationa-
len Wettbewerbsfähigkeit wissensintensiver 
Branchen in Deutschland am Beispiel der 
pharmazeutischen Industrie“ (Innovationsre-
port) angelaufen. Ausgehend von einer syste-
mischen Perspektive sollen hier „maßgeschnei-
derte“ akteursspezifische Handlungsperspekti-
ven für verschiedene Wertschöpfungsstufen 
(z. B. FuE, Produktion, Vertrieb) diskutiert 
werden. Außerdem sollen Optionen zur (Neu- 
bzw. Fein-)Justierung förderpolitischer Instru-
mentarien entwickelt werden mit dem Ziel, die 
internationale Wettbewerbsfähigkeit for-
schungs- und wissensintensiver Branchen in 
Deutschland dauerhaft zu stärken. 

Im Januar 2006 begann – etwas verzögert 
wegen der vorgezogenen Bundestagswahl – das 
TA-Projekt „Internetkommunikation in und mit 
Entwicklungsländern – Chancen für die Ent-
wicklungszusammenarbeit am Beispiel Afrika“. 
Mit einem Schwerpunkt auf den drei Bereichen 
„demokratische und zivilgesellschaftliche Struk-
turen“, „Wirtschaft und Handel“ sowie „Bil-
dung, Wissenschaft, Forschung und technologi-
sche Entwicklung“ wird nach dem Ertrag der 
jeweiligen IKT- und Interneteinsatzweisen hin-
sichtlich des übergeordneten entwicklungspoliti-
schen Ziels der Armutsbekämpfung sowie der 
sonstigen entwicklungspolitischen Ziele gefragt. 
Darüber hinaus wird in diesem Projekt themati-
siert, wie der Erfolg positiv bewerteter Internet-
anwendungen und der Transfer der dort ge-
machten Erfahrungen nachhaltig gesichert wer-
den kann. Die Schwerpunkte der deutschen 
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Entwicklungszusammenarbeit und spezifische 
Stärken deutscher Akteure (staatliche Akteure, 
Unternehmen, NGOs) sollen in der Analyse 
besondere Beachtung finden. 

 
» 

 
Neue Veröffentlichungen 

Grunwald, A.; Banse, G.; Coenen, Ch.; Hennen, 
L., 2006: Netzöffentlichkeit und digitale Demo-
kratie – Tendenzen politischer Kommunikation 
im Internet. Berlin: edition sigma 2006, Reihe: 
Studien des Büros für Technikfolgen-Abschät-
zung, Bd. 18. ISBN-10: 3-89404-827-1, ISBN-
13: 978-3-89404-827-3, 260 Seiten, 22,90 Euro 
Relevanz und Dynamik politischer Netzöffent-
lichkeit, welche Hauptgegenstand des TAB-
Projektes „Analyse netzbasierter Kommunika-
tion unter kulturellen Aspekten“ waren, zeigen 
sich an verschiedenen aktuellen Entwicklun-
gen. So hat der Deutsche Bundestag seine Ak-
tivitäten zur digitalen Demokratie ausgeweitet, 
vor allem durch die Einrichtung eines avancier-
ten E-Petitionssystems. Seitens der Europäi-
schen Kommission wurde das Internet nicht 
nur als Instrument, sondern auch als Hand-
lungsfeld ihrer politischen Kommunikation 
aufgewertet, wobei auch EU-kritische Netzöf-
fentlichkeiten sowie die Weblog-Nutzung ins 
Zentrum des Interesses gerückt sind. Zu den in 
dem nunmehr vorliegenden Buch dokumentier-
ten Untersuchungsergebnisse zählen u. a. ein 
international vergleichender Überblick über 
staatliche E-Demokratie-Aktivitäten der letzten 
Jahre und Resultate empirischer Untersuchun-
gen zu ausgesuchten Themenöffentlichkeiten 
(wie „Copyright“ und „Genfood“). Die Ergeb-
nisse dürften daher nicht nur für Fachkreise 
von Interesse sein. Die Publikation basiert auf 
dem TAB-Arbeitsbericht Nr. 100 mit dem Titel 
„Internet und Demokratie“. 

 

Petermann, Th; Revermann, Ch., Scherz,C., 
2006: Zukunftstrends im Tourismus. Berlin: 
edition sigma, Reihe: Studien des Büros für 
Technikfolgen-Abschätzung, Bd. 19. ISBN-10: 
3-89404-828-X, ISBN-13: 978-3-89404-828-0, 
199 Seiten, 18,90 Euro 
Trotz internationalem Terrorismus, extremen 
Wetterereignissen und wirtschaftlichen Krisen-
symptomen ist die Reiselust der Deutschen nicht 
nachhaltig beeinträchtigt. Das System Touris-
mus scheint sich trotz Strukturbrüchen und Kri-
sen flexibel an die Wirklichkeit der Risikoge-
sellschaft zu adaptieren und wird seinem Ruf als 
„Boombranche“ gerecht. Wie aber sieht die 
Zukunft des Tourismus aus? Kann er der Vision 
einer Leitökonomie des 21. Jahrhunderts auch 
weiterhin gerecht werden? Das Buch skizziert 
anhand von drei thematischen Feldern – demo-
grafischer Wandel, EU-Erweiterung, Krisen und 
Gefahren – mögliche Entwicklungspfade und 
Zukünfte und erörtert hierauf bezogenen For-
schungs- und Handlungsbedarf. Die Publikation 
basiert auf dem TAB-Arbeitsbericht Nr. 101. 
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TAB-Arbeitsbericht Nr. 104 „Grüne Gentech-
nik – Transgene Pflanzen der 2. und 3. Genera-
tion“ (Verfasser: Arnold Sauter unter Mitar-
beit von Bärbel Hüsing), Februar 2006 
Seit nunmehr zehn Jahren werden in einigen 
Ländern mit Hilfe der Gentechnik herbizid- 
und insektenresistent gemachte Pflanzensorten 
angebaut, die so genannte 1. Generation. Doch 
seit Jahren wird in den Forschungslabors und 
Gewächshäusern auch an Pflanzen geforscht, 
die ganz andere Nutzungsmöglichkeiten ver-
sprechen: als Grundlage für gesündere Le-
bensmittel oder für die industrielle Stoffpro-
duktion. Der aktuelle TAB-Bericht „Grüne 
Gentechnik – Transgene Pflanzen der 2. und 3. 
Generation“ geht diesen Visionen nach und 
versucht eine Bestandsaufnahme des Entwick-
lungsstandes und der Potenziale solcher Pflan-
zen. Der Bericht behandelt die Perspektiven 
vor allem von nutzungsveränderten Pflanzen 
als Grundlage für funktionelle Lebensmittel 
und für die industrielle Stoffproduktion, auch 
für human- und tiermedizinische Zwecke. Er 
ist als pdf-Datei (http://www.tab.fzk.de) ver-
fügbar. Gedruckte Exemplare liegen in be-
grenzter Auflage vor. 

TAB-Hintergrundpapier Nr. 13 „Pharmakoge-
netik“ (Verfasser: Marc Dusseldorp und Chris-
tine Rösch), September 2005 
Das TAB-Hintergrundpapier Nr. 13 
(Sachstandsbericht im Rahmen des Monitoring 
„Gendiagnostik/Gentherapie“) fasst die Ergeb-
nisse einer synoptischen Auswertung wichtiger 
(TA-)Studien aus den vergangenen Jahren zu 
den Entwicklungsperspektiven sowie mögli-
chen gesellschaftlichen und ökonomischen 
Wirkungen von Pharmakogenetik und Pharma-
kogenomik zusammen. Der synoptische Ver-
gleich der Studien zeigt eine Vielzahl recht 
unterschiedlicher Einschätzungen und Bewer-
tungen - vor allem hinsichtlich der möglichen 
zukünftigen Bedeutung des neuen Ansatzes in 
der Arzneimittelentwicklung für die medizini-
sche Praxis. In vielen Fragen ergibt sich aber 
auch eine weitgehende Übereinstimmung, ins-
besondere zum derzeitigen Stand von For-
schung und Entwicklung. Der Bericht ist als 
pdf-Datei (http://www.tab.fzk.de) sowie als 
gedrucktes Exemplar verfügbar. 

Die Veröffentlichungen des TAB können 
schriftlich per E-Mail oder Fax beim Sekreta-
riat des TAB bestellt werden: 

Büro für Technikfolgen-Abschätzung beim 
Deutschen Bundestag 
Neue Schönhauser Straße 10 
10178 Berlin 
Fax: +49 (0) 30 / 28 49 11 19 
E-Mail: buero@tab.fzk.de 
Internet: http://www.tab.fzk.de 

(Dagmar Oertel) 

 
« » 
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STOA-NEWS 

Technikfolgenabschätzung für 
das Europäische Parlament 

Als federführende Institution einer Gruppe von 
fünf europäischen Einrichtungen berät ITAS das 
Europäische Parlament in Fragen der sozialen, 
ökonomischen und ökologischen Bedeutung 
neuer wissenschaftlich-technischer Entwicklun-
gen. Der im Oktober 2005 unterzeichnete Ver-
trag hat eine Laufzeit von zunächst drei Jahren. 
Direkter Adressat der Arbeiten von ITAS ist das 
so genannte STOA-Panel (Scientific and Tech-
nological Options Assessment), ein aus Mitglie-
dern verschiedener ständiger Ausschüsse des 
Parlamentes zusammengesetztes parlamentari-
sches Gremium zur Technikfolgenabschätzung. 
ITAS (als federführende Einrichtung) kooperiert 
mit folgenden Partnern: 

• Rathenau-Institut, Niederlande, 
• Parliamentary Office of Science and Tech-

nology (POST), Großbritannien, 
• Danish Board of Technology (Teknologira-

det), Dänemark 
• Flemish Institute for Science and Technol-

ogy Assessment (viWTA), Belgien 

Die Projektarbeit hat zum Jahresanfang 2006 
begonnen. Das Arbeitsprogramm umfasst bis-
her zehn Projekte, die jeweils von Mitarbeitern 
der Partnerinstitute betreut werden (siehe unten). 
Über den Start weiterer Projekte wird noch im 
Laufe dieses Jahres entschieden. 

 
» 

 
STOA Work-Programme 
2006 / 2007 

1 Technology Assessment on 
Converging Technologies 
(January 2006 – September 2006) 

A literature study of relevant European level 
publications and a vision assessment on future 
societal needs and challenges will form the 

basis for a discussion within a high level Euro-
pean expert workshop. Central question of this 
workshop will be: “What are the domains 
(combinations between the different science 
and technology areas) within converging tech-
nology that the European Commission should 
prioritize (in FP 7 and the different JRC’s) to 
meet future societal needs and challenges?” 
Robby Deboelpaep, viWTA, Brussels; 
robby.deboelpaep@vlaamsparlement.be 

2 Antibiotic Resistance 
(January 2006 – October 2006) 

An interdisciplinary working group of experts 
will convene in workshops and produce a plan 
of action suggesting a series of initiatives to 
counter the problem of antibiotic resistance. 
Ulla Holm Vincentsen, Teknologiradet, 
Copenhagen; uv@tekno.dk 

3 The Role of Nanotechnology in 
Chemical Substitution 
(January 2006 – October 2006) 

On the basis of literature research interviews 
with experts are performed to identify the po-
tential of nanotechnology to substitute chemi-
cal substances or processes which are hazard-
ous for humans or the environment. The results 
will be validated within a workshop at the end 
of the project. 
Ulrich Fiedeler, ITAS, Research Centre 
Karlsruhe; fiedeler@itas.fzk.de 

4 Galileo-Applications 
(January 2006 – June 2006) 

Based on an available STOA Working-Paper, 
expert opinions will be commissioned and a 
workshop on policy options with regard to the 
deployment phase of the European satellite 
programme, the GALILEO project, will be 
carried out. 
Leonhard Hennen, ITAS, Research Centre 
Karlsruhe; hennen@tab.fzk.de 

5 Intellectual Property Rights 
(January 2006 – June 2007) 

A cross-disciplinary working group will exam-
ine potential changes to the patent system. Is-
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sues studied would be about balancing soci-
ety/inventor benefits; remuneration-based pat-
enting; systems for protecting rights; transpar-
ency. At a workshop ideas will be collected. 
The working group will present and debate the 
political options at a dissemination workshop. 
Bjørn Bedsted, Teknologiradet, Copenhagen; 
bb@tekno.dk 

6 RFID and Identity Management 
(March 2006 – March 2007) 

A number of case studies on different settings 
in which RFID is implemented is carried out in 
order to explore the choices that are available 
to the users and owners of the RFID systems in 
managing personal information, the degree to 
which the purpose of the information collection 
is overt, how RFID is used in combination with 
other technologies, and whether or not legisla-
tion applies. The findings will be presented and 
discussed in a workshop. 
Christian van‘t Hof, Rathenau Institute, The 
Hague; c.vanthof@rathenau.nl 

7 Overview of Sustainable Energy Sources 
(March 2006 – October 2006) 

Preparation of an Energy Catalogue describing 
selected energy technologies based on renew-
able sources and suitable for European use. The 
catalogue will have its main purpose in com-
municating the state of the technologies to non-
experts, giving an overview on e.i. state of 
development and time for competitive devel-
opment level; the estimated investments and 
energy price; potential production etc. 
Søren Gram, Teknologiradet, Copenhagen; 
sg@tekno.dk 

8 Global Human Health 
(March 2006 – May 2006) 

The project comprises the organisation of a 
workshop to investigate how to provide incen-
tives for developing new medicines to help 
tackle the global burden of disease. 
Bernike Pasveer, Rathenau Institute, The 
Hague; b.pasveer@rathenau.nl 

9 Alternative Technology Options for Road 
and Air Transport 
(April 2006 – February 2007) 

On the basis of available literature a catalogue 
of alternative fuel and propulsion options for 
road and air transport is developed. The as-
sessment of technical options is discussed in a 
workshop. A final report will discuss possible 
source-fuel-drive-infrastructure combinations. 
Torsten Fleischer, ITAS, Research Centre 
Karlsruhe; fleischer@itas.fzk.de 

10 Future Developments of Cancer Therapy 
(June 2006 – February 2007) 

Based on available literature (especially from 
TA-studies covering aspects of the subject) and 
on an analysis of the status of cancer research 
in the European Framework Programmes 4 to 6 
an overview on the state of research on cancer 
aetiology and therapy is given. This is meant to 
deliver a basis for decisions on more compre-
hensive and detailed analysis of the subject. 
Arnold Sauter, ITAS, Research Centre 
Karlsruhe; sauter@tab.fzk.de 

 
« 

 
Kontakt 
Dr. Leonhard Hennen 
Neue Anschrift ab März 2006: 
Helmholtz-Gemeinschaft 
Ahrstr. 45, 53175 Bonn 
Tel.: +49 (0) 228 / 308 18 - 34 
Fax:+49 (0) 228 / 308 18 - 30 
E-Mail: hennen@tab.fzk.de 

Dr. Michael Rader 
Institut für Technikfolgenabschätzung und System-
analyse (ITAS) 
Forschungszentrum Karlsruhe 
Hermann-von-Helmholtz-Platz 1 
76344 Eggenstein-Leopoldshafen 
Tel.: +49 (0) 72 47 / 82 - 25 05 
Fax: +49 (0) 72 47 / 82- 48 06 
E-Mail: michael.rader@itas.fzk.de 

 
« » 
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NETZWERK TA 

Zweite Konferenz des „Netzwerks TA“ 
Technology Assessment in der 
Weltgesellschaft 

Vom 22. bis 24. November 2006 findet in Berlin 
die zweite Konferenz des „Netzwerks TA“ 
(NTA2) in Berlin statt. Ihr Titel lautet „Tech-
nology Assessment in der Weltgesellschaft“. 
Der Call for Papers ist auf der Homepage des 
Netzwerks TA (http://www.netzwerk-ta.net) 
veröffentlicht und endet am 9. Juni 2006. Die 
Konferenz wird sich mit folgenden Fragen be-
fassen (Auszug): 

Sektion 1: „Globale“ Technik: Inwieweit hat 
sich die Technik in Genese und Verwendung 
verändert. Was macht eine „globale“ Technik 
aus? Wie erweitert sich der Kreis der Akteure in 
der Technikentwicklung und -produktion? Wie 
wird man der unterschiedlichen gesellschaftli-
chen Adaption in verschiedenen kulturellen 
Kontexten gerecht? Welche Kriterien für „gute“ 
Technik und angemessene Prozesse der Tech-
nikgestaltung lassen sich vor dem Hintergrund 
der Verschiedenheit der Standards und nationa-
len Rahmenbedingungen noch formulieren? 
Sektion 2: „Globale“ Politik: Welche Konse-
quenzen hat dies für die Frage nach den Ad-
ressaten der TA? Wer soll in einer zunehmend 
global organisierten Welt beraten werden? 
Welche Entscheidungsprozesse muss die TA 
in den Blick nehmen, um wirkungsvoll arbei-
ten zu können? Wer ist auf der globalen Ebene 
in der Lage Technik zu gestalten und welche 
Governance-Modelle sind mit diesem An-
spruch verbunden? Oder ist es nicht doch so, 
dass die „klassischen“ Adressaten der TA wie 
nationale Parlamente und Regierungen wei-
terhin wichtig bleiben und vielleicht nur „an-
derer“ Beratung bedürfen? 
Sektion 3: TA in der „globalen Welt“: Welche 
Auswirkungen haben die Entwicklungen hin zu 
einer Weltgesellschaft für die klassischen Me-
thodenfelder der TA. Wenn die Weltgesell-
schaft neue Adressaten mit sich bringt oder 

neue Pfade der Technikentwicklung generiert, 
dann können damit Verschiebungen in der TA-
Toolbox verbunden sein. Gibt es neue (globale) 
Kooperationsverhältnisse und Arbeitsformen, 
mit denen TA in einer globalisierten Welt ope-
rieren kann? Wie lassen sich partizipative Ver-
fahren auf einem europäischen oder globalen 
Level umsetzen – vor allem vor dem Hinter-
grund, dass zivilgesellschaftliche Akteure und 
NGO’s einen wachsenden Einfluss gewonnen 
haben und im Meinungsbildungsprozess stärker 
zu berücksichtigen sind. Führt die globale Per-
spektive zu einer Stärkung der Experten-TA, 
weil sich hier leichter „grenzüberschreitend 
gültige“ Aussagen machen lassen oder bewirkt 
die Diversität der beteiligten Wissenschaftskul-
turen das Gegenteil? 

Adressaten 

Als Referenten und Teilnehmer sind Wissen-
schaftler und Praktiker aus folgenden Berei-
chen angesprochen: 

• Technikfolgenabschätzung und angrenzende 
Felder wie Innovationsforschung, Praktische 
Ethik oder Innovations- und Technikanalyse; 

• für das Thema der Konferenz einschlägige 
wissenschaftliche Disziplinen (Natur- und 
Technikwissenschaften einerseits, Sozial- 
und Kulturwissenschaften andererseits); 

• Politik und Wirtschaft; 
• Zivilgesellschaft (z. B. (global agierende) 

Nichtregierungsorganisationen). 
(Michael Decker) 

 
« 

 
Bericht über das 1. Jahres-
treffen des Netzwerks Technik-
folgenabschätzung 
Hagen, 24. November 2005 

Im Anschluss an das Gründungstreffen der 
Arbeitsgruppe „TA und Governance“ fand in 
der zweiten Tageshälfte das NTA-Jahrestreffen 
statt. Erfreulicherweise kamen zusätzlich zu 
den Teilnehmern des Vormittags noch einmal 
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einige Teilnehmer hinzu, so dass insgesamt ca. 
20 Mitglieder anwesend waren. 

Nach der Begrüßung der Teilnehmer 
durch den Prorektor der FernUniversität Hagen 
standen zwei Fachreferate und ein Bericht des 
Koordinationsteams auf dem Programm. Die 
Fachreferate wurden von zwei Gründungsmit-
gliedern der AG „TA und Governance“ gehal-
ten und befassten sich mit der Frage, welchen 
Beitrag Governance zur TA leisten kann. 

Stephan Bröchler ging in seinem Vortrag 
„Governance als Forschungsperspektive im 
Bereich Technikfolgenabschätzung“ der These 
nach, in wiefern die Analysen zur Governance 
helfen könnten, die Leistungsfähigkeit der TA 
zu bewerten. Governance-Forschung betrachte 
Regelungssysteme zur institutionalisierten Be-
arbeitung öffentlicher Probleme unter Einbin-
dung staatlicher und gesellschaftlicher Akteure. 
TA sei u. a. bereits selbst ein ausdifferenziertes 
System institutionalisierter Problembearbeitung. 
Vor diesem Hintergrund wurden die verschiede-
nen TA-Ansätze nebeneinander gestellt, Paralle-
len zur Governance diskutiert und Anknüp-
fungspunkte von Governance an TA diskutiert. 

Bettina Rudloff, Universität Bonn, disku-
tierte darauf in ihrem Vortrag „Technikfolgen-
abschätzung und Governance in der ökonomi-
schen Theorie – methodische Ansätze und For-
schungsfelder“ die Möglichkeiten und Grenzen 
der ökonomischen Theorie zur Beurteilung von 
Technikfolgenabschätzung und Governance. 
Wesentlich sei die Erfahrung, die die Ökonomie 
in Bezug auf Instrumente habe, die der einheitli-
chen Messung von Ergebnissen politischer Ak-
tionen oder von Auswirkungen des Marktes 
dienten. Insbesondere TA zur Risikoabschät-
zung habe in der Ökonomie eine lange Traditi-
on. Eine Kombination dieser Ansätze mit dem-
jenigen der Governance liefere Potential bei-
spielsweise für die Institutionenökonomik. 

Im Anschluss an die Fachvorträge wurde 
das erste Jahr des Netzwerks bilanziert. Bjørn 
Ludwig berichtete über Stand, Aktivitäten und 
Planungen des Netzwerks, Armin Grunwald 
über den Stand der NTA2-Planung und Ulrich 
Fiedeler über die Aktivitäten und weitergehen-
de Ideen und Visionen der AG IuK. 

Struktur und Elemente des NTA 

Das NTA versteht sich als experimentelle, 
schwach organisierte Kommunikations-Platt-
form. Es ist folgendermaßen strukturiert: Es 
gibt einerseits die Einzelmitglieder sowie ande-
rerseits institutionelle Mitglieder. Des Weiteren 
gibt es das Koordinationsteam und den Beirat, 
der das Netzwerk vor einem Jahr gründete. 
Diese Struktur hat sich in den Augen der Teil-
nehmer des Jahrestreffens bewährt. 

Wesentliche Elemente des Netzwerks sind 
die Arbeitsgruppen (AG), die Website 
(http://www.netzwerk-ta.net) und die Mailing-
Liste. Derzeit sind zwei Arbeitsgruppen aktiv, 
wovon nur die jüngst gegründete AG Govern-
ance auf eine Aktivität des Netzwerks zurückzu-
führen ist, was einhellig begrüßt wurde. Die 
andere Arbeitsgruppe, die AG Informations- und 
Kommunikationstechnik (IuK) mit ihrem An-
sprechpartner Ulrich Riehm (TAB Berlin), ist 
von Beginn an aktiv. Sie stellt, pflegt und erwei-
tert in Abstimmung mit dem Koordinationsteam 
die Infrastruktur des Netzwerks und bildet damit 
das Rückgrat des NTA. 

Das Koordinationsteam ist das operative 
Lenkungsgremium des NTA. Es initiiert und 
diskutiert strategische und netzwerkunterstüt-
zende Aufgaben und sorgt für deren Umsetzung. 
Die Teilnehmer des Jahrestreffens sprachen sich 
in diesem Zusammenhang für eine stärkere 
Sichtbarkeit des Koordinationsteams aus. Das 
Koordinationsteam ist dabei prinzipiell offen für 
weitere engagierte Kolleginnen und Kollegen. 

Wichtige Ergebnisse und Erkenntnisse des 
Jahres Eins im NTA 

• Verstärkter Austausch: Der Austausch in-
nerhalb der TA-Community wurde ver-
stärkt: Es gab u. a. Veranstaltungshinweise, 
Call-for-Papers, Weiterbildungsangebote, 
Buchankündigungen, die Gründung einer 
Arbeitsgruppe, Herstellung persönlicher 
Kontakte, Wissensaustausch, Anregung bi-
lateraler Diskussionen. 

• Integration: Die TA-Szene wurde neube-
lebt durch Integration von Personen, die 
noch nicht oder zum Teil auch schon nicht 
mehr zur TA-Community zählten oder den 
Kontakt verloren hatten. 
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• Theorie-Debatte: Die inhaltliche Diskussion 
des ersten Jahres in der Mailing-Liste war 
eher theorie-orientiert. Unabhängig von 
dem Erkenntnisgewinn, den sicher viele 
Mitglieder davon hatten, ist daran wohl 
auch bemerkenswert, dass diese Diskussion 
offenbar noch geführt werden musste und 
auch noch weitergeführt werden wird. 

• Schaffung zusätzlicher Diskussionsstränge: 
Um die Diskussion breiter zu gestalten, wä-
ren zusätzliche parallele Diskussionsstränge 
zu initiieren, etwa um die Diskussion auch 
für die Praxis attraktiv zu gestalten. Hier 
sieht das Koordinationsteam Ergänzungs-
möglichkeiten, aus denen sich wünschens-
werterweise auch weitere Arbeitsgruppen 
entwickeln könnten. Vorstellbar wären u. a. 
eine AG Lehre, eine AG Wirtschaft, eine 
AG Methoden. 

• Bisher wenig genutzte Möglichkeiten der 
Vernetzung: Aufgerufen sind aber auch alle 
Mitglieder, das Netzwerk intensiver für 
Problemlösungen zu nutzen, indem etwa be-
stimmte Fragen zu individuellen, auch ta-
gesaktuellen Problemstellungen in das 
Netzwerk gegeben werden. Häufig kennt 
jemand ja einen wissenden Kollegen, der 
weiterhelfen kann ... Schön wäre es, wenn 
Mitglieder zuerst an die Liste dächten, wenn 
es etwa um eine Anfrage geht, die Ankün-
digung einer Tagung oder die Suche nach 
einem Kooperationspartner für ein Projekt. 

• Mitgliederakquisition: Die Anzahl der 
Einzelmitglieder beträgt derzeit ca. 120, 
diejenige der institutionellen Mitglieder ca. 
25. Dies ist ausbaufähig! Die Leser dieser 
Zeitschrift sind aufgerufen zu überprüfen, 
ob das Institut oder die Organisation, der 
sie angehören, bereits Mitglied ist oder, 
falls nicht, Mitglied werden kann. Ebenso 
können auch interessierte Kolleginnen und 
Kollegen auf eine Mitgliedschaft hin ange-
sprochen werden. Mehr Mitglieder erhöhen 
das Gewicht des NTA und helfen so, die 
Ziele des NTA zu unterstützen. 

• Hinweis 1: Die Anmeldung als persönliches 
Mitglied im NTA ist nicht automatisch ver-
bunden mit einer Anmeldung auf der E-Mail-
Liste NTA! 

• Hinweis 2: Die [NTA]-Subjects (Betreffzei-
le) in den E-Mails sind sehr gut geeignet für 
die nachfolgende Mail-Verarbeitung in per-

sönlichen Ordnern. Es empfiehlt sich daher 
darauf zu achten, bei neuen threads (Gedan-
kenfäden) das Subject entsprechend zu än-
dern, wenn die Reply-Funktion (Antwort-
funktion) genutzt wird (möglichst unter 
Beibehaltung des Zusatz [NTA]). 

• Verlinkung: Um die Ziele des NTA zu un-
terstützen, ist eine starke Verlinkung der 
NTA-Website wichtig; dies ist z. B. 
Google-relevant. Hier könnten Leser prüfen, 
ob sie auf ihrer persönlichen Website bzw. 
auf der Website ihrer Organisation das 
NTA-Logo einfügen können; es ist auf der 
NTA-Website in drei verschieden Größen 
zum Herunterladen vorbereitet. Ebenso 
kann dann die Liste der Mitglieder wieder-
um auf die Websites der Institute und der 
einzelnen Mitglieder verweisen. 

• Veranstaltungen: Bezüglich Ankündigun-
gen von Projekten, Veranstaltungen, Veröf-
fentlichungen etc. möchte das Koordinati-
onsteam auf Folgendes hinweisen: Es gibt 
einerseits die Möglichkeit, Veranstaltungen 
explizit als Netzwerkveranstaltung durchzu-
führen (wie z. B. die NTA-Konferenz), also 
Veranstaltungen von der Community für die 
Community. Des Weiteren können Veran-
staltungen aber auch „im Rahmen des Netz-
werks“ durchgeführt werden, worauf dann 
entsprechend hingewiesen werden muss. 
Diese Veranstaltungen würden dann auch 
auf der NTA-Website angekündigt werden. 

• Visionen: Es gibt bereits Ideen, wie es in 
Zukunft weitergehen könnte, was z. B. dem 
NTA an Infrastruktur noch helfen könnte. 
Beispiele wären die Einrichtung eines Ser-
vice-Büros oder die Einrichtung eines Onli-
ne-Archivs für TA-Publikationen; als ein er-
folgreiches Beispiel könne hier das „arXiv“ 
in der Physik gelten. Das Koordinations-
team ruft die Leser auf, sich mit Ideen oder 
Verbesserungsvorschlägen zu melden. 

(Bjørn Ludwig) 

 
« 
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Einladung zum Frühjahrsworkshop 
der AG IuK des „Netzwerks TA“ 
Wissenschaftsvernetzung – 
Konzepte, Erfahrungen, 
Perspektiven 
Berlin, 26. April 2006 

Die Vernetzung wissenschaftlicher Disziplinen 
und „Communities“ ist in. Das Internet stellt 
dafür eine Fülle von Anwendungen und Diens-
ten zur Verfügung: umfassende Wissenschafts-
portale, e-Print- oder Open-Access-Server, 
„Harvester“ und Spezialsuchmaschinen, Virtual 
Libraries, Wikis, e-Journals und vieles andere 
mehr. Diese dienen der intensiveren Zusam-
menarbeit nach innen sowie der besseren Prä-
sentation nach außen. Ziel dieser Anwendungen 
und Dienste ist es, Informationsbedürfnisse 
besser zu befriedigen, Kommunikation zu er-
leichtern sowie Kooperation zu unterstützen. 
Darüber hinaus wird durch Arbeitsteilung, Stan-
dardisierung und Vernetzung eine integrierte 
Datenhaltung mit erhöhtem Nutzwert bei mög-
lichst geringerem Aufwand angestrebt. 

Die Arbeitsgruppe IuK des „Netzwerks 
TA“ (NTA) lädt zu diesem Workshop ein, um 
Konzepte und Erfahrungen aus anderen wis-
senschaftlichen Vernetzungsprojekten zu dis-
kutieren und vor diesem Hintergrund geeignete 
Konzepte für das NTA zu entwickeln. 

Der Workshop richtet sich an alle in der 
TA-Community (und darüber hinaus), die sich 
über die Möglichkeiten vernetzter technisch 
unterstützter Wissenschaftskommunikation 
informieren wollen. 

Programm (Stand 20.3.2006) 

10:00 Ulrich Riehm, TAB, Berlin: Begrüßung 
und Einführung 
I Publizieren im Netz und mehr ... 
Moderation Ulrich Riehm, TAB, Berlin  
10:15 Heike Neuroth, Deutsche Initiative für 
Netzwerkinformation (DINI), Göttingen: DINI- 
Aktivitäten zum Aufbau einer E-Publishing 
Infrastruktur (http://www.dini.de) 
10:45 Mattias Razum, FIZ Karlsruhe: „eSci-
Doc“ – Aufbau einer integrierten Informations-, 
Kommunikations- und Publikationsplattform für 
die Forschung (http://www.escidoc-project.de) 

11:15 Kaffeepause 
11:30 Katja Mruck, FU Berlin: Von der Zeit-
schrift FQS zum Online-Portal „Qualitative 
Sozialforschung“ (http://www.qualitative-
forschung.de) 
12:00 Natascha Schumann, Die Deutsche Bib-
liothek Frankfurt: „DissOnline“ – Erfahrungen 
und neue Wege bei der Publikation, Distributi-
on und Recherche von Online-Hochschul-
schriften (http://www.dissonline.de) 
12:30 Mittagspause 
II Wissenschaftsvernetzung vor neuen 

Konzepten? 
Moderation Ulrich Fiedeler, ITAS, Karlsruhe 
13:30 Wolfram Sperber, Konrad-Zuse-Zentrum 
für Informationstechnik Berlin (ZIB): 10 Jahre 
„Math-Net“ – ein Konzept im Umbruch 
(http://www.math-net.org) 
14:00 Rüdiger Hohls, Humboldt Universität 
Berlin: Erfahrungen mit der Wissenschafts-
vernetzung in der Geschichtswissenschaft 
(http://www.clio-online.de) 
14:30 Thomas Severiens, Institute for Science 
Networking Oldenburg: Verteilte und zentrale 
Konzepte im Rahmen von „PhysNet“ 
(http://physnet.net/) 
15:00 Kaffeepause 
III Wissenschaftsvernetzung vor neuen 

Herausforderungen – Was haben wir 
gelernt? 

15:15 Abschlussdiskussion mit den Referenten 
und Workshopteilnehmern 
Moderation Michael Nentwich, ITA, Wien 
16:30 Ende des Workshops 

Anmeldung 

Anmeldungen werden erbeten unter 
http://www.itas.fzk.de/v/a_neu/index.asp?com
mand=showanmeldung &zuordnung=280 oder 
direkt an Ulrich Riehm, riehm@itas.fzk.de; 
Tel: +49 (0) 30 / 284 91 - 0, / - 105, Fax: +49 
(0) 30 / 284 91 - 119. 

Ein Tagungsbeitrag wird nicht erhoben. 
Der Workshop findet in der Zeit von 10.00 bis 
16.30 Uhr statt im Paul-Löbe-Haus des Deut-
schen Bundestags, Konrad-Adenauer-Str.1, 
Saal E 300. 
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Die AG IuK des Netzwerks TA sucht wei-
ter Mitglieder. Wer sich für die weitere infor-
mationstechnische Vernetzung des NTA enga-
gieren will, ist willkommen. Die AG IuK wird 
nach dem Workshop am 27.4.2006 eine Sit-
zung abhalten, zu der alle Interessierten herz-
lich eingeladen sind. 

Die Veranstaltung wird unterstützt vom Institut 
für Technikfolgenabschätzung und Systemanaly-
se (ITAS) des Forschungszentrums Karlsruhe 
sowie vom Büro für Technikfolgen-Abschätzung 
beim Deutschen Bundestag (TAB), Berlin. 

 
» 

 
Einladung zum Workshop der 
AG Governance und TA des „Netzwerks TA“ 
Does governance matter, how 
and for whom? 
Bonn, 9. - 10. Juni 2006 

Die Tagung will einen Beitrag zu einer kriti-
schen und konstruktiven Diskussion über die 
Bedeutung von Governance für TA leisten. 

Die folgenden beiden Bereiche werden 
thematisiert: 

1. Konzeptionelle Referate zur Relevanz von 
Governance für TA 

Analysen, die das Wechselverhältnis von Go-
vernance und TA hinterfragen: 

- Worin liegt die Bedeutung von Governance 
für TA? 

- Wie lassen sich beide Begriffe konstruktiv 
verbinden? 

- Verändert Governance die Perspektiven 
von TA? 

2. Fallstudien zur Governance von Technik 

Problemorientierte Analysen zur Genese, 
Funktionsweise und zu den Bedingungen des 
Erfolgs bzw. Misslingens von Governance im 
Bereich der Technikfolgenabschätzung: 

- Kommt Governance in TA-Studien eine 
Bedeutung zu? 

- Was charakterisiert die Governance-Per-
spektive in diesen Analysen? 

Anmeldung 

Anmeldungen nimmt der Tagungsleiter PD Dr. 
Stephan Bröchler unter stephan.broechler@ 
fernuni-hagen.de entgegen. Veranstaltungsort 
ist die Universität Bonn. 

 
« 

 
Das Netzwerk TA 

Das „Netzwerk TA“ ist ein Zusammenschluss von 
Wissenschaftlern, Experten und Praktikern im breit 
verstandenen Themenfeld TA. Dieser Kreis setzt 
sich zusammen aus den (teils überlappenden) Berei-
chen Technikfolgenabschätzung, Praktische Ethik, 
Systemanalyse, Risikoforschung, Technikgestaltung 
für nachhaltige Entwicklung, Innovations-, Institu-
tionen- und Technikanalyse, Innovations- und Zu-
kunftsforschung und den dabei involvierten wissen-
schaftlichen Disziplinen aus Natur-, Technik-, Wirt-
schafts- und Sozialwissenschaften, den Politik- und 
Rechtswissenschaften sowie der Philosophie. 

Die Mitglieder des Netzwerks vertreten die ver-
schiedenen Ausprägungen der TA und decken das 
weite Spektrum zwischen Theorie und Praxis, zwi-
schen Forschung und Beratung sowie zwischen den 
verschiedenen wissenschaftlichen Disziplinen ab. 
Sie verstehen die dadurch entstehende Vielfalt als 
Chance, themenbezogen Kompetenzen und Erfah-
rungen zu bündeln und auf diese Weise zu einer 
optimalen Nutzung der Ressourcen beizutragen 
(http://www.netzwerk-ta.net). 

 

« 
 

Kontakt 
Ansprechpartner für das NTA-Koordinationsteam: 
Dr. Michael Decker 
Forschungszentrum Karlsruhe 
Institut für Technikfolgenabschätzung und System-
analyse (ITAS) 
Postfach 3640, 76021 Karlsruhe 
Tel.: +49 (0) 72 47 / 82 - 30 07 oder - 25 01 (Sekr.) 
Fax: +49 (0) 72 47 / 82 - 48 06 
E-Mail: NetzwerkTA@itas.fzk.de 

Mitgliedschaft 

Online über das Anmeldeformular unter der Web-
Adresse 
http://www.netzwerk-ta.net 
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